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Vorwort 

Es ist zu spät, ein Buch über die RAF zu schreiben: Mit ihrer Ent-

scheidung vom 10. April 1992, den bewaffneten Kampf vorerst zu 

beenden, ist die Fortführung des politischen Streits darüber, ob oder 

was an dieser bewaffneten Politik falsch und schädlich ist, zumindest 

vorerst unnötig geworden (zumal sich die RAF selbst an dieser Aus-

einandersetzung nicht beteiligt hat). 

Es ist zu früh, ein Buch über die RAF zu schreiben: Um die Ge-

schichte der RAF nachzuzeichnen, sich ein präzises und umfassen-

des Bild von ihrer Wirkung und den Reaktionen zu machen, fehlt 

heute das Material. Die Protokolle des Krisenstabs sind nach wie vor 

unveröffentlicht, von vielen geheimen und weniger geheimen Staats-

aktionen wissen wir nichts. Politiker, Verfassungsschutz und Polizei 

lancieren in den Medien und über ihnen wohlgesinnte Journalisten 

nur die Dokumente, die ihnen genehm sind. Die Menschen, die über 

die Geschichte befragt werden müssten, mit denen zu diskutieren 

wäre, sind erschossen, unter nach wie vor nicht zweifelsfrei aufge-

klärten Umständen in Haft zu Tode gekommen oder werden immer 

noch gefangengehalten. 

Trotzdem muss die in Schreiben der RAF, in Papieren von drinnen 

und draussen immer wieder beschworene und eingeforderte «Neu-

bestimmung linker Politik» begonnen werden. Voraussetzung dafür 

ist, dass das, worüber diskutiert werden soll, auch zur Kenntnis ge-

nommen werden kann. Deswegen sind in diesem Buch das für einige 

Jahre militanter antiimperialistischer Politik wegweisende Mai-Pa-

pier der RAF von 1982 sowie sämtliche ihrer Bekennerschreiben 

seitdem und die darauffolgenden Hungerstreikerklärungen der Ge-

fangenen aus RAF und Widerstand dokumentiert. Um eine bessere 

Lesbarkeit zu erreichen, haben wir die Gross- und Kleinschreibung 
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wiedereingeführt. Bekennerschreiben aus früheren Jahren sind be-

reits veröffentlicht, weitere Texte der RAF und der Gefangenen aus 

RAF und Widerstand aus der Zeit nach 1982 abzudrucken, z. B. die 

Erklärungen zur Hafenstrasse oder zum Kronzeugen Siegfried 

Nonne, hätte den Rahmen dieses Buches gesprengt. 

Mit der Veröffentlichung der Texte wird auch der Zensur von 

RAF-Erklärungen durch die Medien, die die Bekennerschreiben in 

der Regel nur stark gekürzt abdrucken, und der Kriminalisierung der 

Verbreitung von RAF-Texten entgegengetreten. Ein Dokumenten-

band wie «texte: RAF» ist zum Beispiel noch heute hierzulande fak-

tisch verboten. Ein Buch wie «Widerstand heisst Angriff» konnte in 

der Bundesrepublik nur illegal verbreitet werden, der Abdruck von 

Bekennerschreiben hat immer wieder zu Zensur-Verfahren gegen 

kleine linke Zeitungen geführt. 

Die Texte der RAF sollten durch Interviews mit Gefangenen aus 

der RAF und dem Widerstand ergänzt werden – das war nicht mög-

lich. Die Justizminister von Nordrhein-Westfalen, Bayern und Ba-

den-Württemberg haben meine Anträge auf Genehmigung eines In-

terviews umgehend abgewiesen – obwohl nach den Fernsehinter-

views, die ich mit den Gefangenen in Lübeck und Celle geführt hatte, 

klar sein musste, dass die vielbeschworenen Sicherheitsinteressen 

nicht berührt werden würden. Das Justizministerium im rot-grün re-

gierten Bundesland Hessen hat es geschafft, die Entscheidung über 

den Interview-Antrag so lange zu verschleppen, bis es für dieses 

Buch zu spät war. 

Auch deswegen sind die «üblichen», keineswegs unwichtigen Fra-

gen hier ausgespart: Grundsätzliches über Sinn und Unsinn des be-

waffneten Kampfes in der Bundesrepublik füllt schon einige Bücher 

– und solange die direkte Auseinandersetzung mit der RAF und den 

Gefangenen aus RAF und Widerstand nicht möglich ist, lässt sich 

dazu meines Erachtens wenig Neues schreiben. 

Mich hat vor allem die Frage beschäftigt, wieso die RAF gerade 

jetzt, nach der Wiedervereinigung, eine Zäsur macht, ihre Politik der 
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Attentate beendet und wie sie zu ihrer merkwürdig verhaltenen, bis-

weilen den Erklärungen der PDS ähnelnden Einschätzung des natio-

nalistischen Aufbruchs der deutschen Bevölkerung kommt. 

Ein wichtiger Grund dafür liegt in der verqueren Analyse des Na-

tionalsozialismus, den die RAF nicht als Eigenleistung des deutschen 

Volkes sieht, sondern als etwas bloss von oben Aufgezwungenes, als, 

wie es in einem frühen RAF-Text heisst, «politische und militärische 

Vorwegnahme des imperialistischen Systems der multinationalen 

Konzerne». Eng verbunden damit ist die Bewertung des US-Imperi-

alismus als eigentlichen Hauptfeind der Unterdrückten der Welt, der 

auch die Menschen in der BRD «kolonisiert» hätte. Der Antiimperi-

alismus bekam so die Dimension eines Kampfes gegen Fremdbestim-

mung – und erweist sich heute als wenig tauglicher Wegweiser in den 

aktuellen Auseinandersetzungen. 

Das hat nicht nur Konsequenzen für die RAF. So wie die Ausblen-

dung der realen Bedeutung der Volksgemeinschaft für den National-

sozialismus und seine Fähigkeit, auch grosse Teile der deutschen Ar-

beiterklasse zu integrieren, aus der Faschismus-Analyse auch nicht 

nur ein Fehler der RAF war. Die Kritik an der RAF hat deswegen 

exemplarischen Charakter. Die bewaffnet kämpfende Gruppe soll 

keineswegs für das Versagen der deutschen Linken insgesamt verant-

wortlich gemacht werden. 

Welche Bedeutung die «Kinkel-Initiative», die mir durchaus kein 

Zugeständnis an die RAF zu sein scheint, im wiedervereinigten 

Deutschland hat und warum ich sie als Modernisierung der «harten 

Linie» betrachte und nicht als Ausdruck der Zivilisierung der Bun-

desrepublik, ist Thema des zweiten Kapitels. Hier wird auch unter-

sucht, wieso die Bundesanwaltschaft und ihre freien Mitarbeiter in 

den bundesdeutschen Medien sich so dafür engagieren, die angeblich 

längst zweifelsfrei aufgeklärten «Selbstmorde» von Stammheim 

nochmals und wieder zweifelsfrei aufzuklären, und warum dadurch 

erwartungsgemäss keine der offenen Fragen beantwortet und keiner 

der wesentlichen Widersprüche aufgelöst wird. 
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«Bei allem ist uns am meisten aufgefallen», schreibt die RAF in 

ihrem August-Papier 1992 mit Blick auf ihre Kritikerinnen, «mit 

welcher Selbstverständlichkeit sich Leute hinsetzen und Aktionen 

von uns begutachten, ohne wahrscheinlich je selbst einen Gedanken 

daran zu verschwenden, das, was sie von uns fordern, selbst zu ma-

chen.» Tatsächlich ist linksradikale Praxis nicht einfach durch Re-

flexion zu ersetzen. Gerade die Eskalation des Deutschen in den Ver-

hältnissen erfordert praktisches Engagement. Aber angesichts der 

weitgehenden Begriffs- und Ratlosigkeit aller linken Fraktionen 

macht es auch wenig Sinn, jede Analyse erst einmal durch den Pra-

xis-TÜV zu schicken, und die, die kritische Gedanken äussern, mit 

einem knappen «mach’s doch selber besser» zu bescheiden. 

In diesem Sinne gilt mein Dank vor allem denen, die das Manu-

skript gelesen und mit mir darüber diskutiert haben, obwohl sie mit 

meinen Thesen und Überlegungen überhaupt nicht einverstanden 

sind. 

Hamburg, August 1992 Oliver Tolmein 
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«DEM VOLKE DIENEN» 

Ein Stilleben: Holzvertäfelte, weissgestrichene Wand, kahl bis auf 

eine chinesische Tuschezeichnung, die Tür ohne Griff, der Tisch 

übersät mit Papieren, Kaffeetassen, Zuckerstreuer. In der Ecke krüm-

men sich zwei Stuben-Bäumchen. Fünf Männer sitzen stumm um ei-

nen Tisch herum, die Arme verschränkt, die Hände ineinandergefal-

tet, die Ellenbogen aufgestützt, eine Frau redet mit grosser Geste. 

Eine merkwürdige Gesellschaft: drei Gefangene aus der RAF, zwei 

ehemalige Mandatsträger der GAL, ein linker Verleger (keiner ein 

Zweifler). Fünf, sechs, sieben Jahre früher wäre das Gespräch wahr-

scheinlich irgendwann verstummt oder abgebrochen worden – aber 

darüber sprechen die sechs nicht. Sie diskutieren über den Imperia-

lismus und seine Gegner, reflektieren die Politik der RAF – reden an 

einem unmöglichen Ort. In der Zelle in Celle. April 1992. 

Ein Fernsehabend im Mai. Programmänderung. Die Talkshow 

«Up’n Swutsch» wird verschoben – stattdessen zeigt der Norddeut-

sche Rundfunk 45 Minuten lang etwas, was der Ansager als Doku-

ment der Zeitgeschichte bezeichnet. Vor gelbbraunen Vorhängen, in 

einem düster tapezierten Raum sitzen vier Frauen, erinnern sich, er-

zählen, erklären, schweigen auch mal, suchen ein Wort, drehen Ziga-

retten. Gesichter, die jahrelang nur auf Fahndungsplakaten zu sehen 

waren, Gefangene aus der RAF, keine Aussteigerinnen, die eindring-

lich über ihre Haftbedingungen berichten, die jahrelange vollständige 

Isolation, die Taktik der Stadtguerilla und den Versuch, einen neuen 

Weg zu finden. Eine Bild-Störung aus Lübeck. 

Die ausserparlamentarische Opposition, die sich vor Jahren noch 

ihre Öffentlichkeit auf der Strasse erobert hat, wird heute in die In-

nenräume abgedrängt. Den Gefangenen aus der RAF gelingt es mit 

diesen Interviews aber trotzdem, eine Routine zu durchbrechen, die  
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sie seit ihrer Verhaftung in die Rolle von Objekten der veröffentlich-

ten Meinung gezwungen hat. Mit entstellenden Fahndungsfotos, ziel-

sicher zusammengekürzten Briefen oder Erklärungen, vagen, aber 

bedrohlich klingenden Informationen «gutunterrichteter Kreise» und 

klug gestreuten Gerüchten haben die Medien, ganz vierte Staatsge-

walt, ihren Beitrag zur «Terrorismus-Bekämpfung» geleistet, ein 

Bild zusammengepuzzelt, das die RAF als eine rohe Bande von Fa-

natikern zeigt. 

Im Anschluss an das Interview mit den Lübecker Gefangenen ver-

sucht ein Moderator, den Sender wieder ins rechte Licht zu rücken, 

Verständnis in Missverständnisse zu verwandeln. Das Feind-Bild soll 

wiederhergestellt werden. Aber nicht einmal die Diskussionsrunde 

aus Verfassungsschützer, Aussteiger, CDU-Politiker, SPD-Justizmi-

nister und einer Anwältin will dabei so richtig mittun. Die dpa ver-

sucht tags darauf zu retten, was so recht nicht mehr zu retten ist – die 

Legende von den skrupellos kalkulierenden, brutalen Terroristinnen: 

«Gleichzeitig verdeutlichten die vier Frauen, nach Angaben des 

NDR, dass der vorläufige Gewaltverzicht nur taktisch-strategisch be-

gründet sei und nicht als grundsätzliche Abkehr gewertet werden 

könne.» Sie haben es nicht gesagt, sie werden nicht zitiert: Aber die 

meisten bundesdeutschen Medien übernehmen die Angaben des 

NDR über das, was angeblich «verdeutlicht» worden ist. 

Die Fernseh-, Rundfunk- und Zeitungsinterviews, die mit Hanna 

Krabbe, Irmgard Möller, Christine Kuby, Gabriele Rollnik, Lutz 

Täufer, Karl-Heinz Dellwo und Knut Folkerts in Schleswig-Holstein 

und Niedersachsen gemacht werden können, bleiben die Ausnahme: 

die Justizministerinnen und Justizminister der anderen Bundesländer 

lehnen weiterhin strikt ab, dass die dort inhaftierten Aktiven aus RAF 

und Widerstand von Journalisten befragt werden. Der Rechtsstaat 

verhängt eine Kontaktsperre besonderer Art. 

Wenige Wochen nach der überraschend abgegebenen Erklärung 

der RAF vom 10. April 1992, zumindest vorübergehend «gezielt töd-

liche Aktionen gegen Spitzen aus Staat und Wirtschaft» zu unterlas- 
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sen, die Eskalation zurückzunehmen, entsteht so ein Bild von der 

Staatsgewalt, dem die scharfen Konturen fehlen: ein Stück Liberali-

sierung für einige wenige Gefangene, Verlängerung der harten Linie 

für die meisten, milde Rhetorik und neue Ermittlungsverfahren. Dass 

diese Unentschiedenheit, dieser offene, wenn auch nicht laut artiku-

lierte Widerspruch bei den Haftbedingungen im (für die Gefangenen 

allerdings ziemlich wichtigen) Detail möglich ist, ohne dass es dar-

über zu einer scharfen Kontroverse kommt und die Parteien sich ge-

genseitig Staatsverrat vorwerfen, hat auch damit zu tun, dass die 

RAF, die jahrelang ein massgeblicher Orientierungspunkt für die 

Staatssicherheitspolitik war, diese Funktion längst verloren hat. 

Das hat sie auch für die ausserparlamentarische Linke. Der Ab-

schied der RAF vom bewaffneten Kampf wäre 1977 oder früher 

nicht nur eine Sensation gewesen, sondern hätte die eigene politische 

Praxis nachhaltig beeinflussen können. In den achtziger Jahren wäre 

eine solche Erklärung nicht vorstellbar gewesen, heute nimmt die 

Linke sie kaum mehr als zur Kenntnis: vorbereitet durch Auflö-

sungserscheinungen bei den Revolutionären Zellen, irritiert über den 

Zeitpunkt. Ausgerechnet nach der Wiedervereinigung, 1992, als 

Deutschland aggressiv wie nie zuvor in der Nachkriegszeit danach 

eifert, Grossmacht zu werden, versucht die bewaffnete Gruppe, die 

sich 1970 auch gegen Willy Brandts Integrationskonzept «mehr De-

mokratie wagen» gegründet hatte und so kompromisslos, konsequent 

und ausdauernd wie keine andere ihren politischen Vorstellungen hat 

Taten folgen lassen, zu deeskalieren, um dadurch einen «Raum» für 

die Organisierung von neuer «Gegenmacht von unten» zu öffnen. 

Die Erklärung der RAF vom 10. April hat wenig dazu beigetragen, 

diesen Widerspruch zu erklären oder ihn als scheinbaren Wider-

spruch zu entlarven. Und auch die nachgeschobene ausführliche Po-

sitionsbestimmung der RAF vom August 1992, in der zustimmend 

gefangene Genossinnen zitiert werden, die konstatiert hatten, dass 

«die RAF hat auch Verantwortung an die Linke abgegeben» hat, löst 

dieses Rätsel nicht. Wahrscheinlich ist das auch nicht möglich. 
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Der Zerfallsprozess der bundesdeutschen Linken hat jetzt eben 

auch die bewaffnete Fraktion, die RAF, erreicht. Auf die Restaura-

tion Deutschlands, das Auseinanderbrechen des real-sozialistischen 

Staatenblocks, die blutige Aktualisierung der Nationalitätenkonflikte 

war sie genauso schlecht vorbereitet wie andere Gruppen der Linken. 

Innerhalb von nur zwei Jahren haben sich so viele linke Prognosen 

blamiert, sind so viele linke Gewissheiten ad absurdum geführt wor-

den, dass nicht die Unterbrechung der autonomen, kommunistischen 

und antiimperialistischen Praxis erstaunlich ist, sondern wie lange 

noch weitergemacht werden konnte, als ob nichts wirklich passiert 

wäre – in der Hoffnung auf baldige «Normalisierung», eine Sehn-

sucht, die sich in manchen Gruppen und Zusammenhängen auch 

heute noch zu halten scheint. Insofern kommt der Entscheidung der 

RAF, diesen Rückzug in die Sackgasse auszuschliessen, dann doch 

wieder eine über das enge antiimperialistische Spektrum hinauswei-

sende Bedeutung zu. 

Für die Auseinandersetzung mit der Politik der RAF, die sich 

selbst lange Zeit als Speerspitze des Widerstands gesehen hat und die 

von Freundinnen und Feindinnen oft auch so gesehen wurde, bedeu-

tet der gleichzeitige Niedergang bundesdeutscher linker Fraktionen 

aber auch besondere Gefahren: Im Allgemeinen wird das Besondere 

übersehen. Auch in der Erklärung der RAF vom 10. April wird das 

deutlich: am beharrlichen Schweigen über die seit vielen Jahren ge-

übte Kritik an der eigenen Politik. Ein Schweigen, das in der ausführ-

licheren Erklärung vom August 1992, auch wenn hier Kritik wenigs-

tens indirekt aufgegriffen wird, ebenfalls kaum durchbrochen wird. 

«Der Fehler der RAF war weder die Anwendung von Gewalt, noch 

waren es Kriminaldelikte, sondern ihr Fehler war die Niederlage im 

antiimperialistischen Kampf», stellte Hermann L. Gremliza im Juni 

1992 seiner KONKRET-Kolumne «Kein Konzept statt Guerilla» ein 

älteres Pohrt-Zitat voran. Das klingt radikal und gegen den Zeitgeist 

– aber was helfen diese staatsfeindlichen Besinnlichkeiten? Statt zu 

untersuchen, auf welchen Grundlagen der antiimperialistische  
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Kampf basierte, was die inneren Bedingungen für die Niederlage 

sind, wird undifferenziert räsonniert. Ärgerlich wird das vor allem, 

wenn den Gefangenen und damit wohl auch der RAF die Erkenntnis-

fähigkeit abgesprochen wird und damit die Fähigkeit, sich an einer 

Diskussion über die Grundlagen des eigenen politischen Handelns zu 

beteiligen: «Doch so präzise sie die an ihnen vollzogene Gewalt be-

schreiben können, so unfähig sind sie geworden, gemacht worden, 

die Niederlage ihrer Politik als ihre Niederlage zu akzeptieren... und 

sich entsprechend zu verhalten ... Der grösste Respekt vor einer 

zwanzigjährigen Tapferkeit und die mitfühlende Kenntnis, was Haft-

bedingungen, wie die den RAF-Gefangenen auferlegten, an Körper 

und Geist anrichten, dürfen nicht das Urteil unterdrücken, das die 

sich hier (gemeint ist die Erklärung der RAF vom 10. April und wohl 

auch das KONKRET-Streitgespräch in 6/92, Anm. O.T.) dokumen-

tierende Entwicklung politischen Denkens benennt: Regression.» 

Dass nun auch noch ein linker Verleger meint, über die Gefangenen 

und ihre Organisation, die RAF, als politischer Psychologe urteilen 

zu müssen, zeigt, wie wichtig eine wirkliche Auseinandersetzung ist. 

Jetzt einen neuen Weg zu suchen, ohne im Einzelnen zu reflektieren, 

warum der alte in die Irre geführt hat (und wo die einzelnen Fraktio-

nen und Individuen, die ihn beschritten haben, eigentlich angekom-

men sind), jetzt Mut, Konsequenz und Tapferkeit der RAF zu rüh-

men, ohne sich zu überlegen, ob das die wesentlichen und einzigen 

Werte linker Politik sind, heisst nichts anderes, als die Diskussion 

des (beendeten und möglicherweise wieder aufgenommenen) be-

waffneten Kampfs in der Bundesrepublik Deutschland der «Entsoli-

darisierungslinken» (K. H. Roth) zu überlassen, die wenig anderes 

im Sinn hat, als die Anerkennung des staatlichen Gewaltmonopols 

auch für oppositionelle Politik zur Voraussetzung zu machen. 

Die RAF schreibt in ihrer Erklärung vom 10. April 1992: «Wir hat-

ten unsere Politik ganz stark auf Angriffe gegen die Strategien der 

Imperialisten reduziert, und gefehlt hat die Suche nach unmittelbaren 

positiven Zielen und danach, wie eine gesellschaftliche Alternative 
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hier und heute schon anfangen kann zu existieren.» Der Streit dar-

über, ob «eine gesellschaftliche Alternative hier und heute schon an-

fangen kann zu existieren», wie sie gegebenenfalls zu organisieren 

wäre und was man sich unter «der Suche nach unmittelbaren positi-

ven Zielen» vorzustellen hat, ist alles andere als neu: die Gründung 

der ersten Kommunen; der Rückzug vieler Linker aufs Land, in 

Wohn- und Arbeitsprojekte nach dem Deutschen Herbst; der Aufbau 

von Arbeitskollektiven; der Aufstieg und Niedergang der «taz»; das 

Projekt Hafenstrasse – alles Etappen in der Geschichte der bundes-

deutschen Linken, die von dieser Auseinandersetzung geformt wur-

den. Dass dieser – oft erbitterte – Streit, schon als ihn die RAF selbst 

nicht sonderlich interessant fand, im Abseits der deutschen Verhält-

nisse ausgetragen wurde und auf diese, so interessiert sich die Me-

dien auch immer wieder zeigten, keinen nachhaltigen Einfluss hatte 

und auch nicht haben wollte, macht die heutige Akzentsetzung der 

RAF so fragwürdig. 

Und zu was soll eine Alternative entwickelt werden, wenn über die 

gesellschaftlichen Verhältnisse weltweit, vor allem aber hier in 

Deutschland, ein hohes Mass an Unklarheit besteht? Sind die An-

griffe auf Flüchtlinge Aktionen eines rassistischen Mobs, sind sie 

«Übergriffe» von Modernisierungsverlierern, sind sie gesteuerte Ak-

tionen, werden sie von den Herrschenden initiiert, geduldet, nicht 

scharf genug bekämpft? Gehören sie zu Deutschland wie die Hitze 

zum Feuer, oder sind sie bloss eine vorübergehende Erscheinung? 

Artikuliert sich dort Wut auf den Staat, die umzulenken wäre, oder 

sind die Angreifer unversöhnliche Gegner der Flüchtlinge (und von 

uns)? 

Für die künftige Strategie linker Gruppen in Deutschland, wenn 

sie denn wieder entwickelt werden kann, hängt von der Beantwor-

tung dieser Fragen fast alles ab. Die Konstruktion einer bequem in 

zwei Gruppen, die Herrschenden und die Beherrschten, zu untertei-

lenden Gesellschaft, wie es die RAF in ihrer Grussadresse an die 

Gegnerinnen des Weltwirtschaftsgipfels in München tut, verhindert 

dagegen, dass die Fragen überhaupt gestellt werden. Im Wesentli-

chen scheint ja alles noch klar: 
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«Ihre unmittelbare Bestimmung (gemeint ist die Aktion gegen Treu-

handchef Rohwedder, Anm. O.T.) war es, der kapitalistischen Walze, 

die gegen die Menschen in der Ex-DDR von hier aus losrollte, auch 

unsere Kraft entgegenzusetzen und eine Verbindung zu den Kämpfen 

dort herzustellen.» Ein Bild der Gegen-Aufklärung: Die «kapitalisti-

sche Walze», eine gewalttätige Maschine, «rollt los», ohne dass es 

dafür eines Willensaktes bedurft hätte, einfach so, einer Naturgewalt 

gleich, «gegen die Menschen». Diejenigen, die Ausbeutungsstrate-

gien entwerfen, realisieren und durchsetzen sind aber ebenso Men-

schen und Teil der Gesellschaft wie die, deren Monatseinkommen 

weniger als 5‘000 Mark beträgt. Und die, «die Menschen», haben 

einiges dafür getan, dass in den Gegenden, die sie bewohnen, heute 

die Treuhand schaltet, CDU-Regierungen walten und Flüchtlingen 

Gefahr für Leib und Leben droht. Wenn man den Aufmarsch der 

deutschen Deutschen vor der Rostocker Flüchtlingsunterkunft als 

Zusammenrottung Verführter begreifen will, was waren dann die ge-

rühmten Leipziger Demonstrationen, deren viel zitierte Ursprungs-

Losung «Wir sind das Volk» kaum weniger völkisch war als ihre 

Fortsetzung «Wir sind ein Volk»? Welche Kämpfe meint die RAF? 

Dass sich die Menschen, die sich vom real existierenden Sozialismus 

befreit haben, das kapitalistische Regime nicht so ohne Weiteres ge-

fallen lassen würden, ist zwar oft prophezeit worden, aber weder die 

Streiks auf den Werften, noch die Protestmärsche der Bauern oder 

die Versammlungen in den abgewickelten Universitäten lassen die 

Wut und Wucht spürbar werden, die sie zu Kämpfen machen würden. 

Es bleibt bei Unmut und Protest – «Widerstand», in diesem Fall ge-

walttätige Aggressionen, gibt es bislang nur gegen den Aufenthalt 

von Ausländerinnen in diesem Land. 

«Heute wissen wir», heisst es in der Grussadresse weiter, «dass 

dieser Prozess, aus zwei völlig unterschiedlichen Realitäten und Er-

fahrungen heraus zu einem gemeinsamen Kampf zu kommen, inten-

sive Auseinandersetzungen und Verstehen, voneinander lernen aus 

diesen unterschiedlichen Geschichten erfordert. Das ist die Voraus-

setzung für den Aufbau einer gemeinsamen Gegenmacht.» Und im 
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August-Papier wird dieser Gedanke weitergeführt: «Tatsächlich ha-

ben wir die, die sich in der Ex-DDR für eine andere Entwicklung or-

ganisiert haben, als die vom BRD-Staat/Kapital aufgedrückte, mit ei-

ner Ebene von Kampf konfrontiert, die nicht aus ihrer Erfahrung ent-

wickelt war. Für die sind wir also in ihre Entwicklung wie von aussen 

eingedrungen.» Die einfühlsame Sorge, der Ex-DDR-Opposition et-

was Fremdes aufzudrücken, ist also ein wesentliches Motiv für die 

RAF, eine Zäsur in ihrer Politik zu setzen. Der Zeitpunkt folgt, auch 

wenn die RAF das nicht so schreibt und wahrscheinlich nicht so ge-

wollt hat, damit noch einer anderen Logik: Die Gruppe, die 1970 den 

bewaffneten Kampf in der Bundesrepublik Deutschland aufgenom-

men hat, hat als Hauptfeind den US-Imperialismus ausgemacht. Die 

bundesdeutsche Elite war dabei zwar auch gemeint (und einzelne ih-

rer Exponenten fielen den Anschlägen zum Opfer) – aber sie galten 

eher als ausführende Organe, als Handlanger und Schergen. 1992 ha-

ben die USA sich weitgehend aus Europa zurückgezogen und ihren 

Einfluss auf die BRD fast gänzlich verloren. In Geheimpapieren des 

Pentagons wird eine künftige Atommacht Deutschland bereits als po-

tentieller Gegner beurteilt. Das alte Feindbild der Metropolen-Gue-

rilla ist zusammengebrochen – das neue, die Grossmacht Deutsch-

land, ist als solches noch nicht ausgemacht, seine Dimension analy-

tisch nicht erfasst: weil bereits die Tatsache, dass es existiert, die al-

ten Raster sprengt. 

Deutschland, Auschwitz und die RAF 

«Wir sind Demokraten, auch wenn es die Besatzungsmächte an De-

mokratie mangeln lassen. Wir müssen die Demokratie verteidigen, 

auch gegen die Besatzungsmächte.» 

Kurt Schumacher 1949 

«Nicht weniger aggressiv als der US-Imperialismus, ist sie (die Bun-

desrepublik, Anm. O.T.) doch weniger angreifbar. Die politischen 

Möglichkeiten des Imperialismus sind hier weder in ihrer reformisti- 
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schen, noch in ihrer faschistischen Variante erschöpft, seine Fähig-

keit die von ihm selbst erzeugten Widersprüche zu integrieren oder 

zu unterdrücken nicht am Ende. Das Konzept Stadtguerilla der Roten 

Armee Fraktion basiert nicht auf einer optimistischen Einschätzung 

der Situation in der Bundesrepublik und Westberlin.» 

Das «Konzept Stadtguerilla» der RAF, dem diese Passage ent-

stammt, ist geprägt von der intensiven Auseinandersetzung der aus-

serparlamentarischen Linken mit der Kontinuität des Nationalsozia-

lismus in der BRD. Die Pläne der Regierung und vor allem des Mi-

nisters F. J. Strauss, bundesdeutsche Verfügungsgewalt über Atom-

waffen zu erlangen; der Versuch, die Opposition im Inneren abzu-

schaffen; die Grosse Koalition und die offene Durchsetzung des In-

strumentariums des autoritären Staates: die Notstandsgesetze haben 

in den sechziger Jahren den Stoff für zahlreiche Kolumnen Ulrike 

Marie Meinhofs abgegeben. Noch sind die USA, trotz ihres Kriegs 

in Vietnam, nicht das alles beherrschende Feindbild, zumindest wer-

den sie nicht so dargestellt. Die RAF ist sich des Terrains, auf dem 

sie kämpfen will, Deutschland, und seiner Besonderheiten wohl be-

wusst. Allerdings nur was dessen staatliche Verfasstheit betrifft – 

nicht was seine Bevölkerung angeht. 

Hatte Ulrike Meinhof noch 1968 in KONKRET aus Anlass der 

zehnten Sendung von «Aktenzeichen XY ungelöst» auf die langan-

haltende «Anhänglichkeit der Deutschen an ihren Führer» verwie-

sen, deren Judenhass, deren besondere Schwierigkeiten mit unter-

drückten Aggressionen und die daraus resultierende permanente Su-

che nach neuen Sündenböcken, kennt die RAF im «Konzept Stadt-

guerilla» und den darauffolgenden Texten nur noch das Volk, die 

Massen und den Klassenfeind. Dass der Nationalsozialismus mit sei-

ner Ideologie der Volksgemeinschaft Sympathien bis weit in die Ar-

beiterschaft hatte, dass der Antisemitismus nicht von oben komman-

diert werden musste, dass der Massenmord an Behinderten auch von 

Teilen der Bevölkerung geduldet und unterstützt wurde und nicht nur 

die Bourgeoisie Kriegsverbrechen beging – auf die politische Ana- 
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lyse der deutschen Verhältnisse der RAF hat das keinen erkennbaren 

Einfluss. 

In der im April 1972 ein knappes Jahr nach dem «Konzept Stadt-

guerilla» veröffentlichten Schrift «Stadtguerilla und Klassenkampf» 

analysiert die RAF den Chemiearbeiterstreik 1971 als Ausdruck 

«subjektiv verschärfter Kampfbereitschaft (bei) objektiv vermin-

derte(r) Kampfkraft» und resümiert erste Erfolge des illegalen Kamp-

fes: «Sie (die Herrschenden, Anm. O.T.) sind gezwungen, ihre eigene 

Ordnung zu brechen und als das aufzutreten, was sie sind: als Feinde 

des Volkes.» Die RAF dagegen will, Mao folgend, «dem Volke die-

nen», in ihrem Fall dem deutschen Volke, das in ihren Augen zwar 

durch besonders korrumpierte Organisationen der Arbeiterbewegung 

und geringe Widerstandskraft ausgezeichnet ist, sich ansonsten aber 

wenig von anderen Völkern unterscheidet. 

Anders als in späteren Texten nehmen die RAF-Mitglieder in den 

beiden noch «draussen» verfassten «Konzept Stadtguerilla» und 

«Stadtguerilla und Klassenkampf» die bundesdeutschen Verhältnisse 

als Ausgangspunkt für die Entwicklung der eigenen politischen Kon-

zeption. Zwar wird in ihnen schon eine Analyse des Nationalsozialis-

mus deutlich, in der Staat und Kapital als die Allein-Verantwortli-

chen benannt werden, die Um-Schuldung zu Lasten der USA, die Sti-

lisierung des US-Imperialismus zum Hauptfeind der Menschheit fin-

det aber noch keinen Niederschlag. Das ändert sich erstmals 1972 in 

der Erklärung des «Kommando 15. Juli» zum Bombenanschlag auf 

das Hauptquartier der US-Armee in Heidelberg, wo der Zentralcom-

puter installiert ist, mit dem die US-Air-Force-Einsätze gegen Nord-

Vietnam koordiniert werden. Der Anschlag ist Teil der sogenannten 

Mai-Offensive – der ersten grossen RAF-Aktionen nach der Befrei-

ung von Andreas Baader. 

Um das Ausmass des Schreckens, das die USA über Vietnam brin-

gen, anschaulich zu machen, rührt die RAF an alte Erinnerungen: Die 

Amerikaner werfen im Vietnamkrieg noch mehr Bomben als im 

Zweiten Weltkrieg auf Deutschland und Japan; es trifft, erklärt die 

Guerilla den Deutschen, die Vietnamesen noch härter als sie selbst 
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damals. «Das ist Genocid, Völkermord, das wäre die ‚Endlösung‘, 

das ist Auschwitz.» 

Das für den Nationalsozialismus wesentliche Verbrechen wird im 

Zuge antiimperialistischer Propaganda nach Südostasien verlagert, 

aus den Siegern von einst, von denen sich die meisten Deutschen nie 

befreit fühlten, werden die Verbrecher der Gegenwart und der Zu-

kunft. Die RAF ist zuversichtlich, dass diese Agitation verfängt und 

erklärt deswegen zusätzlich, warum die Bundesdeutschen, immerhin 

die Erfinder der Blockwart-Mentalität, den Fahndungsapparat der 

BRD im Stich lassen werden: «Die Menschen in der Bundesrepublik 

unterstützen die Sicherheitskräfte bei der Fahndung nach den Bom-

benattentätern nicht, weil sie mit den Verbrechen des amerikanischen 

Imperialismus und ihrer Billigung durch die herrschende Klasse hier 

nichts zu tun haben wollen. Weil sie Auschwitz, Dresden und Ham-

burg nicht vergessen haben...» 

Was aberwitzig ist, die Bombenangriffe der Alliierten auf Deutsch-

land, die diesen von den Nationalsozialisten begonnenen und gna-

denlos geführten Krieg beenden sollen, mit dem beispiellosen indu-

strialisierten Völkermord gleichzusetzen, macht im Verständnis der 

RAF durchaus Sinn. In «Stadtguerilla und Klassenkampf» haben sie, 

um die besonderen Schwierigkeiten der Guerilla hierzulande zu ver-

deutlichen, eine ganz eigene Sicht auf Urheber und Wirkung der na-

tionalsozialistischen Verbrechen präsentiert: «(Unsere Strategie) 

wird dadurch nicht falsch, dass das System es uns unendlich schwer 

macht, die Guerilla in den Massen zu verankern... Was erwarten die 

Genossen eigentlich in einem Land, das Auschwitz hat widerstands-

los über sich ergehen lassen?» 

Die Deutschen sind nicht, «das Land» ist nicht verantwortlich für 

die Vernichtung der Juden in Europa, sie erscheinen in der Sicht der 

RAF nicht als Täter, sondern als Mit-Opfer, die dieses einzigartige 

Verbrechen «des Systems» so haben «über sich ergehen lassen» wie 

die Bombenangriffe der Alliierten (das allerdings nicht ganz so pas-

siv, wie die RAF meint: Die deutsche Jugend betätigte sich engagiert 

als Flakhelfer). 
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Die Haltung der Bevölkerung während des Nationalsozialismus, 

der in den linksradikalen Texten immer nur als Faschismus bezeich-

net wird, beschäftigt die RAF-Mitglieder auch in den folgenden Jah-

ren. Ihre Bewertung verändert sich allerdings nicht wesentlich – die 

Analyse wird lediglich zugespitzt. In einem Interview mit dem 

«Spiegel» während des dritten Hungerstreiks 1975 machen die Ge-

fangenen aus der RAF bewusst, dass es «hier nicht wie in Frankreich, 

Italien, Jugoslawien, Griechenland, Spanien, selbst Holland massen-

haften, bewaffneten antifaschistischen Widerstand gegeben (hat)». 

Um dann fortzufahren: «Ansätze dazu sind seit 45 von den Westal-

liierten sofort zerbrochen worden.» Im Interview wird nicht verraten, 

aber auch seitens der ansonsten sehr interventionsfreudigen «Spie-

gel»-Interviewer nicht nachgefragt, was das denn für ein «massen-

hafter, bewaffneter antifaschistischer Widerstand» gewesen sein 

soll, dessen Ansätze von den Westalliierten «seit 45» zerbrochen 

worden sind. Unmissverständlich ist auf jeden Fall: Die Westalliier-

ten werden im Nachhinein mindestens zu Mitverantwortlichen für 

das Ausbleiben einer militanten antinazistischen Opposition ge-

macht. Vor allem wird ihnen die Restauration im Nachkriegs-

Deutschland angelastet. 

Die im Stammheim-Prozess als «Erklärung zur Sache» von den 

Angeklagten Gudrun Ensslin, Jan Carl Raspe, Andreas Baader und 

Ulrike Meinhof vorgetragene «Geschichte der BRD» radikalisiert 

1976 diese Interpretation: Selbst der Nationalsozialismus wird dort 

zur Funktion in den Plänen der «Strategen des US-Imperialismus», 

deren Kalkül gewesen wäre, «die Sowjetunion durch die faschisti-

schen Armeen vernichten zu lassen». Erst als dieses Projekt offen-

sichtlich scheiterte, wären, so die RAF, die USA zum Kriegseintritt 

bereit gewesen, um zu verhindern, dass «die Gegenoffensive der 

sowjetischen Armee die Kräfteverhältnisse in Europa umwälzen 

würde». Die «Erklärung zur Sache» bleibt auch die Erklärung dafür 

nicht schuldig, warum die USA den komplizierten Weg gingen, ih-

ren eigentlichen Verbündeten, den Faschismus, erst zu besiegen, um 

ihn dann für die eigenen Interessen einzuspannen – angesichts des  
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von der RAF konstatierten hohen Masses an politischer Übereinstim-

mung und ökonomischer Verflechtungen hätte ja nähergelegen, di-

rekt zusammenzuarbeiten. Dagegen stand das deutsche Proletariat. 

Weswegen die USA auch nicht «die deutschen Industrieanlagen, die 

übrigens teilweise sowieso den US-Konzernen ... gehörten», bom-

bardierten, sondern «die Wohnviertel der Bevölkerung» als Ziele für 

die «Terrorbombardements» auserkoren, um so «die Deutschen ins-

gesamt mit dem faschistischen Staat zu identifizieren» und «die to-

tale Demoralisierung und präventive Ausschaltung jedes Widerstan-

des in Deutschland gegen die Pläne des US-Imperialismus zu errei-

chen... Die militärische Eroberung und Besetzung Westdeutschlands 

1945 bedeutete für die Arbeiter, dass nach zwölf Jahren Faschismus, 

Gestapo und KZs ihre Bedürfnisse weiterhin und erneut unterdrückt 

wurden – jetzt von den ‚Besatzer-Bajonetten und den Gewehren des 

Terrors’ des US-Imperialismus.» 

Die RAF stellte sich mit dieser Sicht des Nationalsozialismus, der 

Rolle der USA und der Nachkriegszeit nicht ausserhalb der bundes-

deutschen Linken. Aus der Erkenntnis, «Kapitalismus führt zum Fa-

schismus», die Ende der sechziger Jahre gegen die übliche Behaup-

tung, Hitler und ein paar Verrückte wären am Nationalsozialismus 

schuld gewesen, gesetzt wurde, folgte in der Regel, dass die bewusste 

und aktive Beteiligung weiter Teile der Bevölkerung an den Verbre-

chen des NS-Regimes ausgeblendet wurde. Indem so, im Kurz-

schluss und ganz abstrakt, der Kapitalismus zum Verantwortlichen 

für den Nationalsozialismus gemacht wurde, wurde das spezifisch 

Deutsche negiert. Die USA, als zu diesem Zeitpunkt ungleich ein-

flussreichere kapitalistische Macht, konnten problemlos ins Zentrum 

der politischen Kritik gerückt werden. Schon Rudi Dutschke hatte 

auf dem «Internationalen Vietnam-Kongress» im Februar 1968 die 

US-Truppen in der Bundesrepublik unwidersprochen als «amerika-

nische Besatzungsarmee» bezeichnet, und Bernd Rabehl hatte 1967 

die marxistische Linke sogar aufgefordert, «Ansätze des Nationalis-

mus weiter(zu)treiben, gerade auf den neuralgischen Punkt, dass  
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Deutschland geteilt wurde durch den Bundesgenossen USA». Die 

Politisierung vieler Menschen in der APO gegen den Vietnamkrieg, 

in dem die USA der Aggressor war und brutale Kriegsverbrechen 

beging, war eine wichtige Ursache für diese gegen die USA gerich-

tete Akzentsetzung militanter Politik in Deutschland. «Der Internati-

onalismus der Studentenbewegung bestand im Übrigen in aller Re-

gel, was zumeist übersehen wird, darin, den nationalen Kampf eines 

Landes, das gleichzeitige Ringen um soziale Befreiung und nationale 

Unabhängigkeit, zu unterstützen. Die fast paradoxe Aufgabe interna-

tionaler Solidarität war es also, vor allem nationale Kämpfe zu stär-

ken. Erreicht werden sollte die Beendigung von Fremdherrschaft», 

erinnert sich Wolfgang Kraushaar in einem Aufsatz über «Rudi 

Dutschke und die Wiedervereinigung – Zur heimlichen Dialektik von 

Nationalismus und Internationalismus» («Mittelweg 36», 2/92). 

Die RAF, deren Kader sich im Rahmen ihrer Auseinandersetzung 

mit dem Faschismus auch mit der Widerstandstradition von Teilen 

der deutschen Arbeiterbewegung beschäftigt haben, sieht keinen Un-

terschied zwischen der US-Politik gegenüber den lateinamerikani-

schen Staaten oder auch Vietnam und der «Fremdherrschaft», die in 

der Bundesrepublik ausgeübt wird. Umstandslos wird das begriffli-

che Instrumentarium des Theoretikers des afrikanischen nationalen 

Befreiungskampfes Frantz Fanon auf die Situation der BRD übertra-

gen: «Der Begriff für die militärische Besetzung eines Landes und 

die Unterwerfung seiner Bevölkerung mit dem Ziel ihrer Ausbeu-

tung. Kolonisierung ist immer wesentlich charakterisiert durch den 

Versuch der Besatzungsmacht, die Identität des unterworfenen Vol-

kes zu vernichten, das Bewusstsein seiner historischen Existenz aus-

zulöschen. Kolonisierung ist der Begriff für das, was die US-Besat-

zungsmacht nach 1945 in Westdeutschland gegen die Arbeiter durch-

gezogen hat... Die Besatzungsmacht trat der deutschen Bevölkerung 

in der Reeducation-Kampagne nicht anders gegenüber als koloniali- 

stische Eroberer der autochthonen Bevölkerung eines besetzten Lan-

des in der dritten Welt.» Das Resümee: «Mit dem BRD-Staat produ- 
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zierte der US-Imperialismus 1945/49 seinen soundsovielten – da-

mals wohl 31. – Bundesstaat.» 

Auch wenn in dem Text immer mal wieder «die Arbeiter» oder 

«das Proletariat» als die eigentlichen Unterdrückten vorkommen, ist 

offensichtlich, dass der antiimperialistische und der nationale Kampf 

im Verständnis der Autorinnen längst eine unauflösbare Symbiose 

sind – der Imperialismus-Begriff ist ohne die USA, die auch nicht als 

Klassengesellschaft analysiert, sondern nur als Moloch, als «Füh-

rungsmacht des Weltsystems» dargestellt werden, nicht mehr denk-

bar. Der antiimperialistische Kurzschluss der siebziger Jahre be-

wirkt, dass die Erfahrungen der kleinen Nationen des Trikont, deren 

Kämpfe man unterstützt, auf die eigenen deutschen Verhältnisse 

übertragen werden, weil auch hier, nach dem Einmarsch der Alliier-

ten, keine Revolution stattfand, sondern der Kapitalismus fortgeführt 

wurde. 

Die verharmlosende und verfälschende Analyse des Nationalsozi-

alismus als lediglich zugespitzter Herrschaftsform des Kapitalismus 

und ein auf deren imperialistische Interessen verengter Blick auf die 

US-Politik ergänzen und verstärken sich auf fatale Weise. Das Er-

gebnis ist eine Sicht der Situation im Nachkriegs-Deutschland, die in 

verblüffender Weise der Selbstentlastungsstrategie der meisten 

Deutschen damals entspricht. Die eigene Misere wird nicht etwa mit 

dem Krieg und als Folge des von der überwiegenden Mehrheit der 

Deutschen geduldeten oder gar unterstützten Nationalsozialismus er-

klärt, sondern als Fehler der Besatzungsmächte interpretiert. 

Lutz Täufer, Gefangener aus der RAF, wählt eine sehr deutschen-

freundliche Formulierung, wenn er heute (in einem Aufsatz für den 

Band «Odranoel») in der Tradition der frühen RAF-Erklärungen 

schreibt: «Der Bevölkerung war in gewisser Weise bewusst, dass die 

Nazis ohne die Komplizenschaft der Deutschen Bank und Mercedes-

Benz, von IG-Farben und Krupp nie an die Macht gekommen wären, 

nie ihre Verbrechen hätten begehen können.» In «gewisser Weise» 

mag der Bevölkerung auch bewusst gewesen sein, dass auch sie  
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selbst als Komplizin des Nationalsozialismus gehandelt hat – ein 

Schuldbewusstsein folgte daraus so wenig wie die richtigen Konse-

quenzen. Täufer erwähnt die «über 70 Prozent der hessischen Bevöl-

kerung, die sich in einer Volksabstimmung für die Sozialisierung der 

Schlüsselindustrien sowie staatliche Aufsicht über die Grossbanken 

aussprachen». Dass er die Verantwortung dafür, dass diese Pro-

gramme nicht umgesetzt wurden, umstandslos allein auf das Konto 

der USA verbucht – «selbstverständlich wischten die USA das Er-

gebnis vom Tisch» –, ist so falsch wie in diesem Fall das Ergebnis 

einer Volksabstimmung als Beweis dafür zu nehmen, dass sich «in 

der Arbeiterklasse und in der Bevölkerung» wenigstens im Nach-

hinein ein «Antifaschismus und Antikapitalismus» entwickelt hätte, 

wenn das Diktat der Siegermächte die Ansätze dazu nicht zerschla-

gen hätte. 

Die historische Forschung über die Entwicklung Deutschlands in 

den Nachkriegs jähren kann hier nicht, auch nicht kursorisch, wie-

dergegeben werden. Festzuhalten ist aber, dass es in den USA nach 

dem Tod Roosevelts unter Präsident Truman einen Kurswechsel ge-

geben hat und dass es zwischen War Department einerseits und State 

Department andererseits sowie innerhalb der OMGUS (Office of Mi-

litary Government for Germany) und zwischen Teilen des OMGUS 

und den US-Wirtschaftseliten zum Teil erbitterte Auseinanderset-

zungen über die Besatzungspolitik gegeben hat. Der Historiker John 

Gimbel bilanziert in seinem Aufsatz «Amerikanische Besatzungspo-

litik und deutsche Tradition»: «Erfolge traten ein, wenn die Politik 

der Amerikaner mit der der Deutschen übereinstimmte, Misserfolge, 

wenn die Deutschen sich sträubten, nach amerikanischen Wünschen 

zu handeln». 

Unbezweifelbar ist auch, dass der weitaus grösste Teil der deut-

schen Bevölkerung nach der Niederlage eher im Sinn hatte, sich aus 

der Geschichte und der Verantwortung für die Verbrechen zu stehlen, 

von denen er, solange es ging, profitiert hatte. Die OMGUS-Unter-

suchungen 1945-49 ergaben, dass mehr als 70 Prozent der Befragten 

eine Gesamt Verantwortung der Deutschen für den Krieg ablehnten.  
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Kurt Schumacher machte sogar die Alliierten für Hitler mitverant-

wortlich, denn hätten die Alliierten Hitler so behandelt, wie sie jetzt 

die Deutschen behandelten, «wäre Hitler niemals eine Gefahr für die 

Welt geworden». Auch der von 1946 stammende Bericht von Her-

man Knüfken, einem anarcho-syndikalistischen Widerstandskämpfer 

aus der Internationalen Transportarbeiter-Föderation, der sich nach 

dem Krieg für einen Neuaufbau der Gewerkschaften ohne belastete 

Funktionäre des alten ADGB engagierte, charakterisiert die Mentali-

tät im Nachkriegs-Deutschland: «There is still a very strong Germa-

nic sentiment amongst the workers, wich seems to be growing, and 

unless curtailed now, might result in the adherence of the Workers 

Group to the old Nazi Organisations, unless the International Orga-

nisations get control of the re-building of the German Organisations» 

(zit. n. Dieter Nelles, Herman Knüfken, in «1999», 3/92). 

Es bedurfte nicht, wie die RAF damals behauptete und Lutz Täufer 

heute unterstellt, einer «Kollektivschuld-These», um der Bevölke-

rung «einen ersten Anlass (zu bieten), Auschwitz nach 45 so zu ver-

drängen, wie sie Auschwitz vor 45 sorgfältig übersehen, wo nicht be-

grüsst hatte» (Täufer). Die Verdrängung und später Relativierung der 

beispiellosen deutschen Verbrechen war eine originär deutsche Leis-

tung, keine «amerikanische Verdrängungslösung» (Täufer). Es gab 

den Kollektivschuld-Vorwurf schon kurz nach dem Krieg nur noch 

in der Phantasie derer, die ihm entgegentraten. Der der Sympathie für 

den US-Imperialismus unverdächtige Günther Anders erklärt das so: 

«In der Tat führt Ihr Euch so auf, als wenn wir Euch pausenlos den 

Vorwurf der ‚Kollektivschuld’ entgegenschleuderten. Und das tut Ihr 

deshalb, weil Ihr den Begriff benötigt... weil Ihr wünscht, die Chance 

zu haben, ihn abweisen zu können und Euch durch diese Abweisung 

ins Recht setzen zu können. Gäbe es das Wort nicht, würdet Ihr es 

erfinden, um es zu bekämpfen» (zit. n. «Kritik und Krise» 4-5/91). 

Die RAF brauchte es auch – um ihrem Widerstand gegen den US-

Imperialismus eine zusätzliche nationale Legitimation zu verschaf- 
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fen und um ihr auf den Kampf zwischen Staat und Eliten auf der 

einen, Bevölkerung auf der anderen Seite reduziertes Gesellschafts-

modell zu bewahren. Dass die deutsche Gesellschaft geprägt ist 

durch die beharrliche Zuweisung aller Schuld an «Auswärtige», 

durch das Mitläufertum, das Gefühl, stets und immer von anderen 

um den verdienten Wohlstand, um Ruhe und Ordnung betrogen zu 

werden, ist für die RAF kein Thema. Die einzigartigen Verbrechen 

des Nationalsozialismus werden in eine glatte, alle Besonderheiten 

einebnende Analyse, in der «das imperialistische System» zum 

schlimmsten Feind der Menschheit wird, eingepasst und dadurch, 

wenn auch unfreiwillig, verharmlost. 

«Der Nationalsozialismus war nur die politische und militärische 

Vorwegnahme des imperialistischen Systems der multinationalen 

Konzerne», heisst es folgerichtig in der 1972 in Isolationshaft von 

Ulrike Meinhof verfassten RAF-Schrift «Die Aktion des Schwarzen 

September in München/Zur Strategie des antiimperialistischen 

Kampfes», die die antisemitische Vernichtungspolitik – «raffgierig 

wie die Kapitalistenklasse nun einmal ist... ging sie das Bündnis mit 

dem alten absterbenden Kleinbürgertum ein, lud sich dessen irratio-

nalen Antisemitismus auf» – als Nebensächlichkeit abhandelt und 

gleichzeitig selbst mit schneidendem Tonfall gegen Israel antisemi-

tisch agitiert: «Brandt, Genscher, Merck, Vogel, Daume ... hatten nur 

ein Ziel, nur ja dem Moshe-Dayan-Faschismus (Dayan war damals 

israelischer Verteidigungsminister, Anm. O.T.) – diesem Himmler 

Israels – in nichts nachzustehen... Israel vergiesst Krokodilstränen. 

Es hat seine Sportler verheizt wie die Nazis die Juden – Brennmate-

rial für imperialistische Ausrottungspolitik». 

Deutsche Politiker müssen ihre Verbrechen israelischen Militärs 

abgucken, die Vernichtungsöfen werden indessen von Juden betrie-

ben, und von Palästinensern ermordete Sportler sollen Brennmaterial 

imperialistischer Ausrottungspolitik sein. Die antiimperialistische 

Solidaritätsadresse gerät zum politischen Offenbarungseid: Ange-

sichts der Geiselnahme und Ermordung der israelischen Sportler in 

Deutschland nationalsozialistischen Völkermord und israelische Po- 
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litik gleichzusetzen, Moshe Dayan als Heinrich Himmler Israels zu 

denunzieren ist eine schwer zu überbietende deutsche Verdrängungs-

leistung. Die damit verbundene Verwirrung der Begriffe und, indem 

die Geiselnahme von Israelis als antifaschistische Tat gelobt wird, 

Umwertung linker Werte verhindert auch die Wahrnehmung deut-

scher Wirklichkeit, in der sich längst wieder antisemitische Tenden-

zen zeigen und in der die nationalistische Rechte unter Führung von 

Franz Josef Strauss danach drängt zu zeigen, dass sie durchaus mehr 

und Schlimmeres kann «als Genossen abknallen» (bei der Fahndung 

nach RAF-Mitgliedern sind bis dahin Petra Schelm, Thomas Weis-

sbecker, Georg von Rauch und Ian McLeod von polizeilichen Son-

derkommandos erschossen worden). 

Der Ursprung dieser desolaten Entwicklung, die ab 1972 ausge-

rechnet eine Gruppe aus der Studentenbewegung, deren Politisierung 

sich gegen die Verlängerung des Nationalsozialismus in die deutsche 

Gegenwart richtete, zu den radikalsten Verharmlosern der deutschen 

Verbrechen werden lässt, liegt bereits im «Konzept Stadtguerilla»: 

«Der sozialistische Teil der Studentenbewegung nahm ... sein Selbst-

bewusstsein aus der richtigen Erkenntnis, dass ‚die revolutionäre Ini-

tiative im Westen auf die Krise des globalen Gleichgewichts und auf 

das Heranreifen neuer Kräfte in allen Ländern vertrauen kann’ 

(These 55 von il manifesto). Sie machten zum Inhalt ihrer Agitation 

und Propaganda das, worauf man sich angesichts der deutschen Ver-

hältnisse hauptsächlich berufen konnte: dass gegenüber der Global-

strategie des Imperialismus die Perspektive nationaler Kämpfe inter-

nationalistisch zu sein hat, dass erst die Verbindung nationaler In-

halte mit internationalen, traditionellen Kampfformen mit internatio-

nalistischen revolutionären Initiativen stabilisieren kann. Sie mach-

ten ihre Schwäche zur Stärke, weil sie erkannt hatten, dass nur so 

erneute Resignation, provinzialistische Abkapselung, Reformismus, 

Volksfrontstrategie, Integration verhindert werden können – die 

Sackgassen sozialistischer Politik unter post- und präfaschistischen 

Bedingungen, wie sie in der Bundesrepublik und Westberlin beste-

hen.» 
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Hauptfeind USA 

Die «post- und präfaschistischen Bedingungen» in der Bundesrepub-

lik und Westberlin werden nicht in den Mittelpunkt der eigenen Po-

litik gestellt, nicht sie zu beseitigen wurde zur Voraussetzung für die 

Entfaltung eines revolutionären Kampfes genommen, die Internatio-

nalisierung des Engagements, das «Vertrauen in das Heranreifen 

neuer Kräfte in allen Ländern» sollten aus der Sackgasse führen, die 

durch die objektive Situation in der BRD bestand. Dass dabei «nati-

onale Kämpfe» und «nationale Inhalte» die Basis abgeben sollten, 

der Internationalismus nicht als Zerstörung des Nationalismus ver-

standen wurde, sondern ihm die Perspektive vorgeben sollte, erwies 

sich als zweiter fataler Fehler. Internationalismus und Antiimperia-

lismus sollten die eigene «Schwäche in Stärke» verwandeln und mar-

kierten damit von Vornherein eine Fluchtbewegung vor den Verhält-

nissen im eigenen Land, die nicht darauf hin untersucht wurden, in-

wieweit sie sich von der Situation in den lateinamerikanischen, asia-

tischen oder afrikanischen Staaten unterschieden. Im Zentrum stand 

die verzweifelte Suche nach Identifikationsmöglichkeiten – was dazu 

führte, dass auch unbedeutende Widersprüche zwischen Regierten 

und Regierenden, sogar das Ausbleiben von «worst case scenarios» 

zu Ansatzpunkten für revolutionäre Initiative zurechtinterpretiert 

wurden. Im Abschnitt «Die Dialektik von Revolution und Konterre-

volution» zog die RAF gegen die Kritiker des bewaffneten Kampfes 

(deren Kritik deswegen nicht unbedingt berechtigt war) zu Felde: 

«Sie sehen in dem Bullen mit der MP nur den Bullen mit der MP, 

nicht das Ausbleiben faschistischer Massenaufmärsche; sie sehen in 

dem Terror gegen uns nur den Terror, nicht die Angst vor der sozialen 

Explosion, die sie ‚im Keim ersticken’ müssen ... sie sehen in der 

hohen Selbstmordquote des Proletariats nur den Akt der Verzweif-

lung nicht den Protest. Sie sehen in unserer Isolierung von den Mas-

sen nur unsere Isolierung von den Massen, nicht die wahnwitzigen 

Anstrengungen, die das System unternimmt, um uns von den Massen 

zu isolieren.» 
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1982, Ulrike Meinhof, Andreas Baader, Jan Carl Raspe, Gudrun 

Ensslin und Ingrid Schubert sind unter bis heute nicht restlos aufge-

klärten, eher gegen als für Selbstmord sprechenden Umständen in 

bundesdeutschen Gefängnissen gestorben (siehe dazu S. 62 ff.), Hol-

ger Meins und Sigurd Debus sind im Verlauf von Hungerstreiks und 

durch medizinisch fragwürdig durchgeführte Zwangsernährungen zu 

Tode gekommen, veröffentlicht die RAF erneut einen grundlegenden 

Text, das sogenannte Mai-Papier, mit dem das Konzept der «Antiim-

perialistischen Front» propagiert werden soll. Zwar wird in der Ein-

leitung fest gestellt: «Nach 77 war nichts mehr wie vorher. Der Staat 

nicht, die Linke nicht, die Rolle der BRD in der internationalen Poli-

tik nicht.» Doch wer neugierig geworden sein sollte, wird enttäuscht. 

Tatsächlich klingt alles, wenn auch mit anderen Worten, wie vorher. 

«Steilansteigende Selbstmorde» sind zwar nicht mehr ein Ausdruck 

des Protestes sondern des Hasses, und die BRD ist mittlerweile zum 

Kernstaat in Europa avanciert, aber die SPD ist nach wie vor der 

lange Arm der USA, die Konservativen sind bedeutungslose Spinner, 

und nach wie vor «kann das nationale Kapital gegenüber der hege-

monialen, der amerikanischen Linie keine eigene Politik formulieren 

... wenn man nicht die provinziell-bornierten Varianten Kohls, Alb-

rechts usw. oder das Grand Design von Strauss, aus dem seit über 20 

Jahren nichts wird, dafür halten will». 

Verändert hat sich allerdings die Zusammensetzung der Gruppe: 

Einige sind in der DDR abgetaucht, andere sind verhaftet. Die Neu-

zusammensetzung der RAF geht so weit, dass, wie sie im August-

Papier 1992 mitteilt, nach 1984 niemand mehr dabei ist, der das Mai-

Papier 1982 mit verfasst hat. Verändert hat sich auch die Einschät-

zung der internationalen Lage. Michi Dietiker, Bernhard Rosenkötter 

und Ali Jansen, Gefangene aus dem Widerstand, fassen das in ihrem 

Text «Über das Schleifen von Messerrücken» zusammen: «Die Vor-

stellung einer auf Messers Schneide stehenden ‚Instabilität des impe-

rialistischen systems’ wurde von der RAF erst 1982 im sogenann- 
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ten Mai-Papier zu einer grundlegenden und strategiebestimmenden 

Einschätzung erklärt.» 

Alles, was in der bundesdeutschen Gesellschaft anders geworden 

ist, findet im Mai-Papier nicht einmal Erwähnung: Massenarbeitslo-

sigkeit, die Krise der sozialdemokratischen Regierungspolitik, Stim-

mengewinne für die CDU/CSU, die Parlamentarisierung der einst-

mals ausserparlamentarischen Opposition, der Wechsel vom antimi-

litaristischen zum ökologischen Paradigma in der Anti-AKW-Bewe-

gung, das nationale Erwachen der Friedensbewegung (ausführlicher 

dazu: Oliver Tolmein/Detlef zum Winkel, nix gerafft – Zehn Jahre 

Deutscher Herbst und der Konservativismus der Linken, Hamburg 

1987). 

Was sich beim fehlgeschlagenen Attentat des Kommandos An-

dreas Baader 1979 auf den NATO-Oberbefehlshaber Alexander Haig 

und 1981 bei den Angriffen auf das Hauptquartier der US-Air-Force 

in Ramstein und später auf den US-General Kroesen andeutete, wird 

von der RAF 1982 mit dürren Worten festgeschrieben: Nicht einmal 

der Deutsche Herbst, die innere Mobilmachung der Deutschen und 

ihre bedingungslose Bereitschaft, die Diktatur des Krisenstabs als 

ihre Demokratie zu loben, die freiwillige Selbstausschaltung der kri-

tischen Öffentlichkeit und die Gnadenlosigkeit der Verantwortlichen 

gegenüber einem der ihren, dem früheren SS-Offizier Hanns-Martin 

Schleyer, der erste Kampfeinsatz einer bundesdeutschen Truppe im 

Ausland, der der GSG 9 in Mogadischu, haben die RAF ihre Sicht 

Deutschlands als US-Kolonie, als besetztes Land revidieren und 

seine kaum gebändigte, ganz eigenen Interessen folgende Aggressi-

vität erkennen lassen. 

Zwar wird im Mai-Papier am Ende eingeräumt, in Stammheim und 

Mogadischu sei «der offen reaktionär auftretende imperialistische 

Staat, der den Vergleich mit seiner faschistischen Vergangenheit 

nicht mehr scheute, sondern feierte» aufgetreten. Angesichts des Fa-

schismus-Begriffes der RAF heisst das allerdings wenig und hat tat-

sächlich auch keine Konsequenzen für die Ausrichtung des für die 

achtziger Jahre als Strategie entwickelten Front-Konzeptes, das dar- 
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auf zielt, die vermeintlich günstige Gelegenheit, dass der «US-Impe-

rialismus... in seiner historischen Krise, in der es seit 40 Jahren zum 

ersten Mal um seine Existenz geht», aufzugreifen. Die Einschätzung, 

dass das «imperialistische System» als Ganzes auf Messers Schneide 

stehe, erweist sich so als antiimperialistisches Pendant zum Katastro-

phismus der Ökologie und dem zusehends auf den «nuklearen Holo-

caust» fixierten Blick der Friedensbewegung. 

Was seit «Stadtguerilla und Klassenkampf» ohnedies nicht mehr 

getan wurde, «die inneren Veränderungen hier im Einzelnen zu ana-

lysieren» (Mai-Papier), wird jetzt auch programmatisch für unnötig 

befunden: «Wir stellen einfach fest: Fundamentalopposition ist mit 

diesem System wie nie zuvor grundsätzlich fertig.» – «Damit waren 

dem Front-Konzept von Vornherein die Grenzen gesetzt, an denen es 

auflaufen musste», konstatieren 1992 Michi Dietiker, Ali Jansen und 

Bernhard Rosenkötter in «Über das Schleifen von Messerrücken». 

Sie können der Politik der Guerilla aber auch einen positiven Aspekt 

abgewinnen: «Trotzdem hat sich auf dieser Grundlage in den 80er 

Jahren breiter Widerstand entwickelt, Ansätze zu einer revolutionä-

ren Bewegung wie in keinem anderen europäischen Land zu dieser 

Zeit. Eine Entwicklung, die ohne den Kampf der Guerilla so sicher 

nicht stattgefunden hätte. Trotz der Fehler in der Analyse, der fehlen-

den wirklichen Verankerung war der Kampf der RAF eine wichtige 

Orientierung für viele: Die Existenz einer grundlegenden und unver-

söhnlichen Opposition in einem System, das alle Veränderungsim-

pulse, alle Subkulturen so umfassend aufschluckt... umbiegt oder ab-

blockt.» 

Wenigstens aus heutiger Sicht wäre zu fragen, ob die (relative) 

Breite der Protestbewegung in den achtziger Jahren, bei allen gravie-

renden Unterschieden, die es zwischen den einzelnen Teilbereichbe-

wegungen und den politischen Grundströmungen gab, nicht zu einem 

wesentlichen Teil darauf zurückzuführen sind, dass es in Deutschland 

einen gemeinsamen Feind gab, den die Linke in anderen europäi-

schen Ländern so nicht hatte: die USA. Ob also auch der linksradi-

kale Widerstand seine Mobilisierungsfähigkeit nicht zu einem we- 
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sentlichen, wenn auchunbewussten Teil aus nationalen Gefühlen 

speiste – und auch deswegen heute, da Deutschland wieder souverän 

deutsch ist, in Ermangelung eines zugkräftigen und gleichzeitig aus-

serhalb zu verortenden Feindbildes seine Orientierung verloren und 

Stärke eingebüsst hat. 

Grossmacht Deutschland 

Der Antiimperialismus der RAF, der auch ihre Aktionen bestimmt, 

hat jedenfalls, aus den Bekennerschreiben lässt sich das ohne grosse 

Mühe herauslesen, einen national-revolutionären Unterton. Insofern 

ist sie der Friedensbewegung in ihren Zielen, zum Beispiel der Sou-

veränität Deutschlands, näher, als es den Anschein hat. Der bewaff-

nete Kampf ist in seinen Mitteln zwar kompromisslos und insofern 

propagandistischer Gegner Nr. 1 der BRD, tatsächlich ist die Oppo-

sition aber nicht grundlegend – weil sie an den Grundlagen der Po-

litik seit der «Wende», dem Versuch, Deutschland «aus Hitlers 

Schatten treten» zu lassen, ein Nationalbewusstsein zu rekonstruie-

ren und die letzten von den Siegermächten durchgesetzten politi-

schen Beschränkungen abzuschütteln, gar nicht rührt, sie nicht ein-

mal wahrnimmt. 

Die RAF schreibt in ihrem Papier vom August 1992, ab 1984 habe 

sie die «Angriffsrichtung» verändert: «Es wurde damals immer deut-

licher, dass Westeuropa mit der BRD an der Spitze zur Weltmacht 

aufsteigen wird.» Tatsächlich werden ab 1985 mit dem MTU-Mana-

ger Ernst Zimmermann, dem Vertrauten des Aussenministers Gerold 

von Braunmühl und dem Siemens-Vorstandsmitglied Karl-Heinz 

Beckurts Vertreter der deutschen politischen und ökonomischen 

Elite Opfer der Attentate (den Anschlag auf die US-Air-Base und die 

Ermordung des Gis Edward Pimentai – siehe S. 123 ff. – wertet die 

RAF selbst im Nachhinein als Ausnahme und schweren Fehler). Die 

harte Haltung gegenüber den Gefangenen wird aber weiterhin wie 

bisher als «die US-Linie» qualifiziert (in der auf den 2. Februar 1985 

datierten Aufforderung an die Hungerstreikenden, den Streik zu be- 
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enden) – gerade so, als ob der traditionsreiche deutsche Sicherheits-

apparat nicht selbst über ein ausreichendes Reservoir an Erfahrung, 

wie der politische Gegner niederzuhalten, zu foltern und zu vernich-

ten wäre, verfügte. 

Im Aufstieg der BRD und Westeuropas wird auch nicht die Gefahr 

einer späten Realisierung deutscher Grossraum-Pläne gesehen, so 

wenig, wie er als Resultat der Auseinandersetzung konkurrierender 

imperialistischer Staaten verstanden wird. Die USA bleiben in der 

Sicht der RAF die Führungsmacht, die schematische Vorstellung 

vom «imperialistischen Weltsystem» prägt weiterhin ihr Denken. 

Der Hegemonie-Verlust der USA resultiert, so formuliert im Beken-

nerschreiben nach dem Anschlag auf Karl-Heinz Beckurts, «aus der 

(internationalen, Anm. O.T.) Dialektik der Klassenkämpfe und der 

Zuspitzung des Elends, der Widersprüche gegen Völkermord, Hun-

ger und Zerstörung menschlicher Substanz in der imperialistischen 

Lebensrealität». 

Im Bekennerschreiben zum Anschlag auf den Vorstandsvorsitzen-

den der Deutschen Bank Alfred Herrhausen wird, ein Novum in der 

Geschichte der RAF, der US-Imperialismus nicht einmal erwähnt – 

allerdings wird auch nicht daran erinnert, dass es das «Office of Mi-

litary Government for Germany, United States Finance Division» 

war, das nach der Niederschlagung des Nationalsozialismus die Li-

quidierung der Deutschen Bank gefordert hat. Die Chance, jetzt, an-

gesichts eines sich zur alten Grösse befreienden Deutschlands, die 

eigene Version von der Kolonisierung Deutschlands durch die USA 

zu korrigieren, festzustellen, dass das Engagement der «unmilitäri-

schen Captains aus dem Finanzministerium Morgenthau» die «bank-

politische Restauration für Jahre in eine Warteposition abgedrängt 

(hatte) und damit wenigstens eine Fraktion des OMGUS eine «bruch-

lose Kontinuität» verhindert hatte (K.H. Roth im Nachwort zum OM-

GUS-Bericht über die Deutsche Bank), wurde nicht genutzt. 

Herrhausen wurde «hingerichtet», weil seine «Pläne gegen die 

Länder im Trikont... die Leiden der Völker (verlängern und verschär- 
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fen)» und weil unter seiner Regie die «Deutsche Bank (sich) zur eu-

ropaweit grössten Bank aufgeschwungen (hat). Sie hat ihr Netz über 

ganz Europa geworfen und steht an der Spitze der faschistischen Ka-

pitalstruktur, gegen die sich jeder Widerstand durchsetzen muss.» 

Noch deutlicher wird die Position der RAF zum neuen Deutschland 

nach dem missglückten Anschlag auf den Staatssekretär im Innenmi-

nisterium Hans Neusel, der im diesmal ausführlicheren Bekenner-

schreiben in einer knappen Bemerkung als Mitverantwortlicher für 

die «menschenverachtende Flüchtlingspolitik» benannt wird, der 

«wenn auch indirekt die personelle Kontinuität des deutschen Fa-

schismus vom 3. Reich zum ‚Grossdeutschland’, das auf das 4. Reich 

zusteuert, (verkörpert)». Nun lässt sich eine personelle Kontinuität 

nicht indirekt verkörpern – es wäre dann eine politische Kontinuität, 

die zu behaupten die RAF aber zu vorsichtig ist. Deswegen schreibt 

die Gruppe nicht einfach vom 4. Reich, sondern vom 4. Reich, auf 

das «zugesteuert wird». Andere Gruppen und Leute aus dem autono-

men, antiimperialistischen und kommunistischen Spektrum lehnen 

den Begriff 4. Reich unabhängig von der RAF sogar ganz ab. Nun ist 

Zurückhaltung bei Faschismus-Analogien angebracht, aber der Be-

griff «4. Reich» macht ja gerade die deutsche Kontinuität über das 2. 

und 3. Reich hinaus deutlich, verweist also auf die Restauration und 

behauptet keineswegs die Identität von wiedervereinigtem und nati-

onalsozialistischem Deutschland. 

Eigentümlich mutet an, dass gerade diejenigen, die in früheren Jah-

ren so grosszügig mit dem Etikett Faschismus umgegangen sind, ge-

rade jetzt ängstlich bemüht sind, sich auf keinen Fall zu weit vorzu 

wagen. «Der dritte Überfall, den das deutsche Kapital in diesem Jahr-

hundert auf die Völker Europas führt, wird nicht mit militärischen 

Mitteln, sondern mit Mitteln der Wirtschaft und Politik geführt... Es 

werden diesmal nicht Millionen Tote und ausgelöschte Dörfer sein, 

sondern Millionen entwürdigte und unterdrückte Menschen, die an 

der Zerstörung ihrer Lebensstrukturen und menschlichen Beziehun-

gen verzweifeln und innerlich – in ihrer Seele – zugrunde gehen sol- 
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len.» Wer hätte an verzweifelten und seelisch zugrunde gegangenen 

Menschen, die damit nicht mehr produktiv sind, aber dafür als Kos-

tenfaktoren ins Gewicht fallen, ein Interesse? 

Die RAF scheut die Konsequenzen ihrer Erkenntnis: War sie an-

gesichts der Mittelstreckenstationierung in der BRD schnell dabei, 

vor «fünf Millionen Toten bei uns» zu warnen, befürchtet sie jetzt, 

da diskutiert wird, wie die Bundeswehr wieder kriegsfähig gemacht 

werden könnte, nicht den Tod von Millionen: Die wären ja auch nicht 

«Tote bei uns», sondern Opfer einer deutschen Soldateska in anderen 

Ländern. «Entwürdigte Menschen» dagegen gibt es hier wie dort. 

Der dritte kriegerische deutsche Überfall, der dann auch echte Tote, 

blutiges Gemetzel und hingeschlachtete Menschen zur Folge hätte 

(warum nicht), würde, das weiss auch die RAF, so wenig vom «deut-

schen Kapital» allein verübt werden wie die ersten beiden. Denn die 

deutschen Industriellen trugen zwar tatsächlich eine erhebliche Ver-

antwortung für den Nationalsozialismus und dessen Politik, der Erste 

und Zweite Weltkrieg wurden aber keineswegs von ihnen alleine ge-

führt, mitgemacht haben: eine kriegsbegeisterte deutsche Bevölke-

rung im Ersten Weltkrieg, eine siegeswillige Armee im Zweiten, eine 

planerische Intelligenz, die ihre Grossraum-Planspiele in die Realität 

umsetzen wollte, etliche Berufs- und Bevölkerungsgruppen, die be-

reitwillig bis begeistert jeweils von einzelnen Erfolgen des national-

sozialistischen Deutschlands profitierten und sich an allen seinen 

Verbrechen beteiligten... Der konstruierte Gegensatz zwischen 

«deutschem Kapital» und den «Völkern Europas» sagt wenig über 

das deutsche Kapital, die ersten beiden Weltkriege, den Nationalso-

zialismus und die Gegenwart, aber viel über das starre Weltbild der 

RAF: Das Kapital gegen die Völker Europas, hier das kalte Geld und 

die böse Macht, dort das menschliche Leben. 

Stimmig ist das so wenig wie die Beschreibung des Jugoslawien-

Krieges, der ersten machtvollen aussenpolitischen Intervention 

Gross-Deutschlands, als «Aufteilungskampf um Ressourcen, (als) 

Konkurrenzkampf um eine Chance für die Anbindung an den kapita- 
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listischen Weltmarkt, (der) zum blutigen Nationalitätenkrieg eska-

liert (ist)». (August-Papier 1992) 

Gerade eine Gruppe, der der Befreiungskampf der Völker ein zent-

rales Anliegen ist, müsste die dem nationalen Bewusstsein innewoh-

nende Aggression untersuchen, fragen, wie denn eine Eskalation 

vom Kampf um die Weltmarktanbindung zum Nationalitätenkrieg 

möglich sein kann. Aber schon die Beschreibung der Ausgangssitu-

ation ist falsch: Der Konflikt zwischen Kroaten, Serben und Bosni-

ern war von Vornherein nationalistisch bestimmt und folgt keiner 

rein ökonomischen Logik. Ein Krieg, der zunehmend von marodie-

renden Söldnerhaufen geführt wird, in dem Neonazis Legionen bil-

den, «ethnische Säuberungen» und Internierungslager auf allen Sei-

ten existieren, lässt sich nicht in schematisierten ökonomischen Ka-

tegorien erfassen. 

Dass der deutsche Staat «aus diesem Krieg die Rechtfertigung für 

militärische Einsätze der Bundeswehr ziehen» will, ist zwar richtig, 

beschreibt sein Interesse an diesem Konflikt aber nur unzulänglich. 

Die Bundesrepublik, die in diesem Konflikt gegen den erklärten Wil-

len der USA und einiger EG-Staaten forcierend gewirkt hat, hat die 

Auseinandersetzung innerhalb der Bündnisse NATO und EG ge-

probt, sie versucht, die Position der deutsch-dominierten WEU ge-

gen die NATO zu stärken, und beginnt damit, die Kräfteverhältnisse 

in Europa weiter so zu ihren Gunsten zu verschieben, dass langfristig 

eine Abkoppelung von den USA möglich erscheint. Es stimmt also 

eigentlich, wenn die RAF schreibt: «Die Politik der EG wie auch der 

NATO gegenüber diesem Krieg hat selbst für sie nicht mehr die Qua-

lität einer Krisenbewältigung» – falsch ist nur das «mehr»: Auf dem 

Balkan tobt kein ausser Kontrolle geratener Krieg, der als Krise zu 

bewältigen wäre. Die Auseinandersetzungen dort sind Teil einer sich 

abzeichnenden innerimperialistischen Konfrontation – und zeigen 

eine Bundesrepublik Deutschland, die mit Kroatien einen sich offen 

faschistisch organisierenden Staat zum Verbündeten erkoren hat. 

Auch der ins August-Papier der RAF eingefügte Verweis auf den 

Golf-Krieg, der in gewisser Weise als Vorläufer des Bürgerkriegs 
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im ehemaligen Jugoslawien dargestellt wird, trifft anders zu, als die 

RAF es glauben machen will. In beiden Fällen geht es für Deutsch-

land weit mehr um die doppelte Entlastung von der eigenen Ge-

schichte als um den eigenen Anteil an der direkten Intervention: Der 

Nationalsozialismus wird durch beharrliches Gleichsetzen überall 

verortet (nur nicht in Deutschland) – gleichzeitig fallen im Innern die 

letzten Beschränkungen, werden alte Grossmacht-Pläne modernisiert 

und damit diskutabel. 

Die RAF zielt allerdings auf etwas anderes: Zwar wird in dem Be-

kennerschreiben zu den Schüssen auf die US-Botschaft der «Konkur-

renzkampf der imperialistischen Kern-Staaten» immerhin erwähnt, 

der BRD sogar zu Recht unterstellt: «Gross-Deutschland (will) end-

lich wieder freie Hand für die militärische Unterwerfung und Aus-

plünderung der Völker schaffen», der Anschlag selbst richtet sich 

aber wie selbstverständlich gegen die USA. Verantwortlich gemacht 

für den Krieg wird «das imperialistische System», und im August-

Papier ist ebenfalls wieder nur von der «one world des Kapitals» die 

Rede. Passend zu dieser Imperialismus-Moloch-Theorie wird resü-

miert: «Diesem System ist jeder Hitler, Shamir, Özal, Pinochet, Cris-

tiani und wie sie alle heissen, ein Freund, solange er – egal mit wel-

chen Mitteln – die Interessen des internationalen Kapitals durch-

setzt.» Dass direkt nach Hitler der damalige israelische Staatschef 

Shamir genannt wird, dass die Angriffe mit deutschem Giftgas auf 

Israel unerwähnt bleiben – das ist die charakteristische Verdrän-

gungsleistung, die es auch möglich macht zu behaupten, dass «all die 

als Rassisten und Antisemitisten (Wortlaut im Original, O.T.) denun-

ziert werden, die gegen diesen Völkermord aufgestanden sind». Dass 

der Antisemitismus-Vorwurf keineswegs nur von Staatsseite oder aus 

dem Lager der Kriegsbefürworterinnen erhoben wird, schert die RAF 

nicht – und auch heute, nachdem selbst Teile der RZ sich selbstkri-

tisch zur militanten Praxis und Rhetorik der deutschen Linken gegen-

über Juden und Israel geäussert haben, bleibt die RAF in dieser, üb-

rigens nicht nur für die deutsche Linke, entscheidenden Frage bor-

niert wie zu ihren Anfangszeiten. 
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Ähnlich wie in ihren Bemerkungen zum jugoslawischen Bürger-

krieg zeichnet die RAF in ihrem Bekennerschreiben zur Golfkriegs-

Aktion auch im Übrigen ein Bild, das keine ineinandergreifenden 

Formen kennt, sondern nur klar umrissene Blöcke. Dass der iraki-

sche Staat «einen Ausrottungsfeldzug gegen die Kurden geführt 

(hat)», wird zwar bemerkt, auf die aktuelle Analyse hat das aber kei-

nen Einfluss. Dass dieser Krieg kein «Völkermord» war, dass am 

ehesten noch die Massaker des irakischen Regimes an den Kurden 

nach der militärischen Niederlage (die von den Alliierten hingenom-

men wurden) diese Bezeichnung verdienen – das wird nicht einmal 

heute, im August-Papier 1992, eingestanden. Stattdessen wird das 

Engagement der Friedensinitiativen, gerade so, als hätte es sich kon-

tinuierlich gehalten und nicht recht bald nachgelassen, insgesamt als 

grosser Erfolg bewertet (auch damit steht die RAF allerdings keines-

wegs allein, siehe Tolmein/Zum Winkel, Herr P. und die Bombe, 

Hamburg 1991, S. 50 f.), der «den Herrschenden» signalisiert habe, 

«dass 100‘000e hier nicht bereit sein werden, eine zukünftige mili-

tärische Interventionspolitik zu tragen». (August-Papier 1992) Eine 

Behauptung, die gewichtiger klingt, als sie ist, denn «nicht tragen» 

ist bestenfalls ein politisches Minimalprogramm, vom entschiedenen 

Protest oder gar effizienten Widerstand weit entfernt. Und auch 

«100‚000e» sind ja alles andere als eine massenhafte Opposition. 

Die Zustimmung eines solch verschwindend kleinen Teils der Be-

völkerung zur militärischen Interventionspolitik ist ziemlich ent-

behrlich, solange die anderen mittlerweile etwa 79 Millionen Bun-

desbürger sie bereitwillig akzeptieren – was sie, wie sich angesichts 

des ausbleibenden Protests oder gar Widerstands gegen die Entsen-

dung von Bundeswehrtruppen nach Kambodscha und der Zerstörer 

in die Adria gezeigt hat, offensichtlich tun. 

Eine neue deutsche Kolonie 

Der schiefe Blick auf das Engagement der Bundesrepublik Deutsch-

land im Ausland und die optimistische Einschätzung eines mögli- 
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chen Widerstands dagegen resultierten aus einer Analyse der Wie-

dervereinigung, die die Bewohner der DDR zu ihrem eigenen Besten 

als unmündig darstellt. Die Restauration Deutschlands wird, im Be-

kennerschreiben zum Attentat auf den Treuhandchef Detlev Karsten 

Rohwedder Anfang April 1991, wie in vielen linksradikalen Kreisen 

üblich, als «Annexion der DDR» beschrieben, seitdem sei «die Ex-

DDR faktisch Kolonie der Bundesrepublik... Land und Leute(n) 

(soll) die Struktur aufgezwungen werden, die das internationale Ka-

pital für seine Herrschaft braucht». Die Analogie zur RAF-Darstel-

lung der Kolonisierung Deutschlands 1945 durch die Besatzungs-

macht USA ist, wenngleich von der RAF wahrscheinlich nicht beab-

sichtigt, offensichtlich. Damit soll nicht gesagt werden, dass die Ver-

hältnisse in der DDR mit denen im nationalsozialistischen Gross-

Deutschland in irgendeiner Weise gleichzusetzen wären, so wenig, 

wie die zumindest zeitweilig zivilisierende Auswirkung der Beset-

zung Deutschlands durch die US-Army (und selbstverständlich auch 

die Rote Armee) mit den Folgen der Restauration kapitalistischer 

Verhältnisse in der Ex-DDR durch das Zusammenspiel (fast) aller 

gesellschaftlichen Kräfte Gross-Deutschlands gleichgesetzt werden 

kann. Deutlich wird daran im Gegenteil, wie durch eine schematische 

Darstellung der Geschichte, in der die Bevölkerung immer nur als 

Opfer erscheint, alle Unterschiede verwischen, analytische Katego-

rien unbrauchbar und moralische Wertungen zweideutig werden. 

Besonders offensichtlich wird das in den Versuchen der RAF, den 

offenen Rassismus weiter Teile der Bevölkerung, der seit der Wie-

dervereinigung durch Anschläge und Überfälle die regierungsoffizi-

elle Ausländerpolitik forciert, zu erklären und zu bewerten. Nicht nur, 

dass der Rassismus im Bekennerschreiben zum Rohwedder-An-

schlag, indem er als «offen ausgebrochen» beschrieben wird, zu einer 

Krankheit mutiert. Als eine wichtige Quelle wird verblüffend nah an 

der bundesdeutschen antikommunistischen Doktrin ausgemacht, 

«dass in der Zeit des SED-Staates Solidarität und Gleichberechtigung  
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von Frauen staatlich verordnet war». Für den westlichen Teil gilt hin-

gegen: «Auf der anderen Seite ist Rassismus und Frauenunterdrü-

ckung im kapitalistischen System nicht wegzudenken. Es war und ist 

die staatliche Politik, die Nationalismus wieder salonfähig gemacht 

hat.» Der Staatsapparat kann aber nur etwas «salonfähig» machen, 

was bis dahin nicht im Salon, sondern z. B. auf der Strasse stattfand, 

ein Ressentiment wird nicht konstruiert oder beschlossen, sondern 

bestenfalls geweckt – in Deutschland bei den Deutschen erweist sich 

das als leichte Aufgabe. 

Wie der deutsche Rassismus und Nationalismus zu bekämpfen ist, 

ist für linksradikale Politik seit einigen Jahrzehnten die schwierigste, 

bislang nicht erfolgreich beantwortete Frage. Die bisherigen Versu-

che jedenfalls, die im Wesentlichen darin bestanden, das Volk als 

verführt anzusehen, das nicht weiss, was es tut, und die kommunisti-

sche Politik darauf auszurichten, es bloss nicht zu verschrecken und 

deswegen auf seinen niedrigen Bewusstseinsstand erst mal Rücksicht 

zu nehmen, haben sich als fatal erwiesen: Letztlich haben sie, statt 

die Bevölkerung zur Emanzipation zu bewegen, Ressentiments und 

Nationalismus auch in der linken Politik durchsetzungsfähig ge-

macht. 

Im Rohwedder-Bekennerschreiben formuliert die RAF einen an-

deren Ansatz: «Wir begreifen unsere Aktion gegen einen der Archi-

tekten Grossdeutschlands auch als Aktion, die diese reaktionäre Ent-

wicklung an einer Wurzel trifft. Es ist klar und gerade an der deut-

schen Geschichte bis zum 3. Reich deutlich, dass Verarmung, Ver-

elendung und Massenarbeitslosigkeit nicht von alleine zu einer Mo-

bilisierung für menschliche Ziele und gegen die Herrschenden füh-

ren.» Das ist ein wichtiger, aber noch inkonsequenter Abschied von 

der Theorie, die von einer zwangsläufigen Verknüpfung von Ver-

elendung und revolutionärem Engagement ausgeht. Trotzdem müs-

sen die Verhältnisse, wie die RAF sie darstellt, auf die Füsse gestellt 

werden: Verarmung, Verelendung und Massenarbeitslosigkeit füh-

ren nicht nur «von alleine» zu keiner Mobilisierung für menschliche 

42 



 

Ziele, von alleine führen sie sehr viel eher in die Barbarei – wobei 

fragwürdig auch an dieser Feststellung die Qualifizierung «von al-

leine» ist: Denn Massenarbeitslosigkeit, Verelendung und Verar-

mung sind nicht «von alleine», bleiben nicht von alleine und führen 

deswegen auch nicht von alleine irgendwohin. Richtig wäre festzu-

stellen: Gelingt es nicht, gegen die Politik, die den grössten Teil der 

Bevölkerung in die ökonomische Misere führt, eine starke emanzi-

patorische Gegenkraft zu entwickeln, verwandelt sich in engem Zu-

sammenhang damit voraussichtlich auch die Gesellschaft in eine bar-

barische. 

Auf die gegenwärtigen deutschen Verhältnisse lässt sich aber auch 

dieser auf die Füsse gestellte Leitsatz nur eingeschränkt anwenden: 

Zwar prägt unbezweifelbar Massenarbeitslosigkeit die Situation in 

der Bundesrepublik (in den ehemals die DDR bildenden Ländern 

noch massiver als im Westen), von Verelendung lässt sich seriös und 

angesichts der Verhältnisse in den östlichen und südlichen Nachbar-

staaten aber nicht reden. Das Anwachsen rassistisch motivierter Ge-

waltakte, das Aufkommen der vor allem Alte und Behinderte bedro-

henden «Euthanasie»-Debatte, die Attacken gegen das Selbstbestim-

mungsrecht der Frauen sind auch nur teilweise in Zusammenhang 

mit der sich verschärfenden ökonomischen Situation zu bringen. Zu-

mal als Gewalttäter nicht diejenigen in Erscheinung treten, denen es 

hierzulande am schlechtesten geht: arbeitslose Frauen, Flüchtlinge 

oder in Werkstätten gezwungene Behinderte, zumeist sind es junge 

Männer, die Ausbildungsstellen oder Arbeitsplätze haben, die ihren 

Aggressionen freien Lauf lassen. Tatsächlich bewirken also noch an-

dere, weniger präzise bestimmbare, gleichwohl aber für die Entwick-

lung von Gegenstrategien wesentliche Faktoren die Eskalation der 

Gewalt: der Wille zum Wohlstand, die Sehnsucht nach starker Ge-

meinschaft und klarer Ordnung, der Ekel vor dem Elend anderer, das 

Ressentiment gegen Fremde. 

Eine Aktion gegen einen der Architekten Gross-Deutschlands zielt 

mithin nicht auf die Wurzel dieser «reaktionären Entwicklung», die 

keineswegs von oben diktiert werden muss (wenn gleich sie auch auf 
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Regierungs- und Wirtschaftsführerebene ihre Entsprechung hat), 

sondern lenkt den Blick in die falsche Richtung – selbst die von der 

RAF im August-Papier behauptete «emotionale Nähe» der Aktion zu 

den «vielen, (die) sich über diese Aktion gefreut haben», muss in 

Frage gestellt werden: Es war wahrscheinlich nicht die erleichterte 

Freude, dass jetzt ein Weg freigemacht ist, sondern wohl eher die 

Schadenfreude darüber, dass es «die da oben» auch mal trifft, eine 

Schadenfreude, die nicht nur deswegen kein emanzipatorisches En-

gagement vorangetrieben hat, weil die Erfahrungen zwischen Ost 

und West so unterschiedlich sind, sondern auch weil die Stimmung, 

die bei vielen angesprochen wird, an sich eine rohe ist – wenn’s mir 

nicht gut geht, warum soll’s «denen» besser gehen. Einen Unter-

schied zwischen Rohwedder und dem Asylbewerber, auf den einer 

wütend ist, weil der, ohne zu arbeiten, Sozialhilfe kassiert, gibt es in 

dieser Bewusstlosigkeit nicht. 

Die wirkliche Schwierigkeit, mit der alle linken Fraktionen derzeit 

konfrontiert sind, ist, dass die gesellschaftliche Basis für die Ent-

wicklung einer emanzipatorischen Kraft derzeit weitgehend zerstört 

scheint und die traditionellen Vorstellungen, wie eine linke Mobili-

sierung zu erreichen wäre, sich als überkommen erwiesen haben. 

Wer ist die Gegenmacht? 

Die «sozialen Aneignungsprozesse», die die RAF in ihrem August-

Papier als Ansatzpunkt für die Herausbildung einer «Gegenmacht 

von unten» benennt, sind schwach entwickelt, und es erscheint zwei-

felhaft, inwieweit sie tatsächlich für die Herausbildung einer neuen 

Kraft taugen. Das Beispiel des Protestes in der Hamburger Strese-

mannstrasse, wo, nachdem ein Mädchen von einem Laster überfah-

ren wurde, über mehrere Tage Blockaden stattfanden, bis eine Bus-

spur eingerichtet und Tempo 30 eingeführt wurde, macht eher die 

Grenzen dieses Ansatzes deutlich. «Wenn sich die Leute gegen den 

ständig anwachsenden Verkehr zur Wehr setzen... stossen sie darauf, 

44 



 

dass die kapitalistische Organisation mit der Ausrichtung auf Profit 

kaum einen Raum für sie lässt. Die Frage liegt auf der Hand, für wes-

sen Interesse der Transportverkehr ins Unermessliche steigt...» Mag 

sein, dass Menschen dort auf diese Frage gestossen sind – tatsächlich 

ist der Protest gegen den Verkehr in der Stresemannstrasse aber nach 

einiger Zeit zum ohnmächtigen Ritual erstarrt und schliesslich aufge-

geben worden. Eine Erfahrung, die schon bei sehr viel grösseren aus 

unmittelbarer Betroffenheit von Anwohnerinnen erwachsenen Bewe-

gungen gemacht wurde: Nur in ganz seltenen Fällen ist es gelungen, 

aus so einem Protest heraus einen längerfristigen, weiterreichenden 

Widerstand zu entwickeln. Die Angst vor der Bedrohung der bislang 

als im Wesentlichen «heil» oder wenigstens «erträglich» empfunde-

nen Welt durch aussen ist in der Regel eben ein fragwürdiger Ansatz 

für emanzipatorisches Handeln. 

Wie nah beieinander Protest und Ressentiment liegen können, wird 

anlässlich der Auseinandersetzungen um den jüdischen Friedhof in 

Hamburg-Ottensen im Frühjahr 1992 deutlich. Auf dem Gelände des 

von den Nazis weitgehend, aber nicht völlig zerstörten Friedhofes 

will die Investorengemeinschaft Büll und Liedtke ein Einkaufszent-

rum errichten – eine Planung, gegen die seit Längerem und überaus 

engagiert ein breites Bündnis von Gruppen und Einzelpersonen im 

stark Szene-beeinflussten Stadtteil opponiert. Anfang des Jahres, Büll 

und Liedtke haben mit ersten Bauarbeiten begonnen, intervenieren 

zusätzlich orthodoxe jüdische Gruppen, unterstützt von Juden in aller 

Welt, und besetzen den Bauplatz: Sie wollen die Schändung der ver-

bliebenen, noch nicht zerstörten Gräber verhindern. Wo bislang die 

Investorengruppe der Feind «in unserem Viertel» war, geraten jetzt 

die orthodoxen Juden ins Blickfeld: Am Bauplatz werden von An-

wohnerinnen offen antisemitische Klischees – «denen geht es doch 

nur ums Geld» – und antizionistisch verklausuliertes Ressentiment – 

«wir können doch nicht mit Leuten Zusammenarbeiten, die für die 

Vertreibung der Palästinenser aus der Westbank verantwortlich sind» 

45 



 

– verbreitet. Innerhalb der Bürgerinitiative kommt es zu scharfen 

Auseinandersetzungen über die Frage, ob der Protest der Juden, der 

mit einemmal bundesweit Beachtung, aber kaum nennenswerte Zu-

stimmung findet, unterstützt werden soll oder nicht. «Es geht nicht 

nur um die deutsche Geschichte ...», versucht ein Anwohnerlnnen-

Flugblatt die Dimension der Auseinandersetzung herunterzuspielen 

und die eigenen Ängste vor einer Zerstörung des Viertels, zuviel Au-

toverkehr etc. wieder in den Mittelpunkt zu stellen. 

Selten überschneiden sich Interessen und Konfliktlinien so offen-

sichtlich wie in diesen Wochen in Ottensen – das zugrunde liegende 

Problem existiert aber fast überall in Deutschland. 

Die RAF versucht im August-Papier, an einem anderen Beispiel, 

dem Kampf um die Erhaltung der Häuser in der Hafenstrasse, eine 

weitere Eingriffsmöglichkeit für linke Politik zu benennen: «Es hat 

bei uns viele Diskussionen ausgelöst und uns ins Nachdenken ge-

bracht, wie die Leute es dort geschafft hatten, einen entschlossenen 

Kampf für ihr Ziel, ihre Lebensperspektive zu führen und mit der 

gleichen Entschlossenheit, mit der sie dem Staatsapparat gegenüber-

standen, auch um die Verbindung mit Tausenden Menschen in der 

Stadt und darüber hinaus gekämpft haben. Es war nicht diese alte 

Art Bündnispolitik, in der alles nach dem Prinzip funktioniert, wel-

che Position kann sich durchsetzen... sie haben diesen Prozess bis zu 

ihrer Durchsetzung mit grosser Offenheit anderen gegenüber ge-

macht. Mit dieser Stärke haben sie sich gegen die Politik der ‚harten 

Haltung’ des Staates durchgesetzt. Das war nach 77, wo der Staat 

mit der Ermordung von Gudrun (Ensslin), Andreas (Baader) und Jan 

(Raspe) eine absolute Grenze dagegen, dass Widerstand hier durch-

kommen kann, setzen wollte, das erste Mal, dass es wieder die Er-

fahrung gab, dass ein Kampf sich gegen den Staat durchsetzen 

konnte.» Nüchtern betrachtet wurde die Legalisierung eines Wohn-

projekts durchgesetzt. In gewisser Hinsicht war das ein später Ab-

schluss des Häuserkampfes der frühen achtziger Jahre. Insofern ist 

es eine Mystifizierung, vom ersten Kampf, der sich nach dem Deut- 
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schen Herbst gegen den Staat durchsetzen konnte, zu sprechen (zu-

mal man sich fragt, welcher Kampf sich eigentlich 1977 und davor 

durchsetzen konnte?). Wirklich neu an den Auseinandersetzungen 

um die Hafenstrasse und zukunftsweisend war allerdings die Entste-

hung des «Initiativkreises für den Erhalt der Hafenstrasse», dessen 

undogmatische politische Interventionen an der Durchsetzung von 

Mietverträgen für die besetzten Häuser wesentlichen Anteil hatten 

und der in Folge, worauf auch die RAF verweist, mit seinem Aufruf 

für die Zusammenlegung der politischen Gefangenen einen «grossen 

Schritt dazu getan (hat), dass die Kriminalisierung der Forderung zu-

rückgedrängt worden ist». Selbst dieses erfolgreiche Bündnis, dem 

gelungen ist, aus den Erfahrungen zur Unterstützung eines Projekts 

im Häuserkampf weitere Schritte zu entwickeln, ist aber, wie wir 

heute zur Kenntnis nehmen müssen, auseinandergebrochen und seit 

der Wiedervereinigung, insbesondere in den Versuchen, sich Wie-

dervereinigung und grassierendem Rassismus entgegenzustellen, 

nicht mehr in Erscheinung getreten. 

Ohne diese Auflösung hier im Einzelnen erklären zu können oder 

ein Resümee der Arbeit des Initiativkreises ziehen zu wollen (das, 

aus dessen Reihen gezogen, allerdings sicher von einigem Wert 

wäre), lässt sich zumindest sagen, dass es auch mit den ausseror-

dentlichen Schwierigkeiten des antirassistischen Engagements im 

wiedervereinigten Deutschland zu tun hat, das sich eben nicht so ein-

fach bewerkstelligen lässt, wie es die RAF am Ende ihres August-

Papier nahelegt: «In Mannheim, wo es vor kurzer Zeit eine rassisti-

sche Mobilisierung aus der Bevölkerung eines Stadtteils gegen 

Flüchtlinge gab, war die Situation vorher so: In dem Stadtteil, wo die 

Flüchtlinge hingekommen sind und angegriffen wurden, hatten vor-

her Jugendliche einen Raum für sich gefordert, der ihnen von der 

Stadt verweigert wurde1. In genau dieses Gebäude mussten die 

Flüchtlinge einziehen. Hätte es vorher eine Auseinandersetzung um 

die Situation im Stadtteil gegeben, hätten die Jugendlichen von z.B. 

Antifas in der Region, die dann auch später den Schutz für die Flücht-

linge übernommen haben, Unterstützung bekommen, und hätte sich 
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dort schon etwas gemeinsames Solidarisches entwickelt, dann hätte 

das Kommen der Flüchtlinge auch etwas ganz anderes auslösen kön-

nen, denn wo Flüchtlinge hinkommen, da ist auch schnell die Ausein-

andersetzung daran da, warum sie hierher fliehen müssen und in ih-

ren Ländern nicht mehr leben können: Daran, dass die Ursachen für 

das weltweite Elend im gleichen System liegt, das hier Jugendlichen 

keine Räume lässt. Dann hätte es die Auseinandersetzung daran ge-

ben können, wie sie sich zusammen den Raum für das Leben erkämp-

fen können.» 

Zwischen den Zeilen enthält dieser Passus eine Idealisierung der 

Flüchtlinge, die als Ansatz für eine Intervention die Niederlage be-

reits in sich birgt und auf den schematischen Antiimperialismus zu-

rückzuführen ist. Keineswegs fliehen die Flüchtlinge nämlich not-

wendigerweise vor dem gleichen System, das auch die hier Lebenden 

unterdrückt – andererseits sind die Probleme von Jugendlichen, die 

hier kein Jugendzentrum bekommen, auch nicht ansatzweise mit dem 

Elend oder der Unterdrückung in den Herkunftsländern der Flücht-

linge gleichzusetzen. Islamische Fundamentalisten aus dem sozialis-

tisch regierten Algerien, bürgerlich-oppositionelle Irakis, aus dem 

türkisch unterdrückten Teil Kurdistans geflohene Nationalisten, dem 

Rassismus in mehreren Ländern zum Opfer gefallene staatenlose 

Roma bilden eine weder politisch noch sonstwie homogene Gruppe, 

die gegen den deutschen Nationalismus und sein völkisches Selbst-

verständnis in Schutz genommen werden müssen, die dennoch in ei-

ner anderen als der deutschen politischen Landschaft oftmals Gegner 

sind. 

Gravierender aber ist die Verharmlosung der rassistischen Gewalt, 

indem die vergebliche Bemühung von Jugendlichen, eigene Räum-

lichkeiten zu bekommen, und die rassistische Mobilisierung der 

Mannheimer in einen ursächlichen Zusammenhang gebracht werden. 

Solidarisches Handeln und rassistische Attacken sind nicht einfach 

Alternativen, deren Wahl von glücklichen Umständen oder einer ge-

schickten Taktik abhängt. Ein Klima, das so von Ressentiment be-

stimmt ist, dass es sich in Gewalt entlädt, wenn Flüchtlinge in ein  
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Gebäude eingewiesen werden, das man für sich selbst gefordert hat, 

ist nicht mit einer «Auseinandersetzung über die Situation im Stadt-

teil» zu entspannen oder gar in die richtige Richtung zu lenken. Dass, 

wie die Autorinnen der Dokumentation «Hoyerswerda in Mann-

heim-Schönau?» feststellen, auch viele Nicht-Deutsche Teil des 

Mobs gegen die Flüchtlinge waren, ändert nichts an dessen rassisti-

scher Qualität, sondern sagt lediglich etwas darüber aus, dass sich in 

deutschen Verhältnissen eben nicht nur gebürtige Deutsche brutali-

sieren (auch das ist durchaus eine Lehre aus dem Nationalsozialis-

mus). Selbstverständlich lassen sich, auch darin ist den Broschüre-

Autorinnen recht zu geben, «‚rassistische Denkweisen’ eben nicht 

von den sozialen Verhältnissen ablösen», die sozialen Verhältnisse 

bestimmen sich aber nicht nur durch die Höhe (oder Tiefe) des Ein-

kommens und die Klassenlage – diesem Reduktionismus ist die 

Linke schon einmal aufgesessen. 

Die Entwicklung emanzipatorischen Bewusstseins ist Arbeit an 

sich selbst, ist eine Herausforderung, kein Angebot, so wie auch die 

rassistische Aggression nicht einfach Folge einet; Verführung, son-

dern eine Entscheidung ist, zu der es bei jedem Schritt eine Alterna-

tive gibt. Gegenmacht kann deswegen, gerade angesichts der volks-

gemeinschaftlichen Mobilisierung, nur aus kompromissloser Ab-

grenzung erwachsen, nicht aus der Betonung einer, wie weit auch 

zurückliegenden oder wie tief verborgenen Gemeinsamkeit mit den 

militanten Rassistinnen und ihren Mitläuferinnen, sondern aus der 

konsequenten und weitreichenden Entwicklung des Gegensatzes. 

Das Problem eines Aufbaus der «Gegenmacht von unten», auf die 

die RAF setzt, weil sie sozialrevolutionäre Wege aus der Militarisie-

rung des eigenen Kampfes und der Niederlage der Linken insgesamt 

sucht, ist also derzeit vor allem in der konzeptionellen und tatsächli-

chen Schwäche der linken Fraktionen zu suchen, im unklaren Ver-

hältnis zum Volk, zu den potentiellen Trägerinnen der Gegenmacht 

– nicht so sehr darin, «dass der Staat keinen Raum zulässt, in dem 

sich so was organisieren lässt» (August-Papier). 
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ZIVILE FASCHISIERUNG 

Die für die «Innere Sicherheit» zuständigen Gremien und Experten 

wissen um die Notwendigkeit der Wiederholung: Nur was beharrlich 

repetiert wird, gräbt sich fest und dauerhaft ins Gedächtnis ein; nur 

die stetig vorgebrachte, höchstens etwas aktualisierte Lüge wirkt auf 

Dauer wie selbstverständliche Wahrheit. Aber wie alle präsentieren 

auch die Staatssicherheitsbehörden lieber mal eine Premiere als das 

übliche Repertoire. Die Zeiträume zwischen beiden werden, da die 

deutsche Geschichte derzeit ohnehin bemerkenswert beschleunigt 

vonstatten geht, kürzer. 

«Der Bundesjustizminister wies auf die nach wie vor bestehenden 

Querverbindungen zwischen den RAF-Terroristen hin, die sich noch 

in Freiheit befinden, und denen, die in den Gefängnissen sitzen...», 

referiert die «Süddeutsche Zeitung» noch im April 1991 Klaus Kin-

kel, damals noch Bundesjustizminister: Eine alte Legende, die an-

gebliche Steuerung der Attentate durch die Gefangenen, wird neu 

aufbereitet. Die Konsequenz sind wenige Wochen später Razzien in 

den schon hundertmal durchsuchten Zellen, Ermittlungsverfahren 

wegen Verdachts der Bildung einer terroristischen Vereinigung (im 

Gefängnis), Verschlechterung der Haftbedingungen für einige der In-

haftierten – Staatsschutz-Routine, an der sich die bundesdeutschen 

Medien genauso routiniert beteiligen. Von der Bundesanwaltschaft 

mit Material versorgt, veröffentlichen sie bedenkenlos private Briefe 

und zitieren aus Ermittlungsakten, von deren Existenz noch nicht ein-

mal die Anwältinnen der Gefangenen wissen. 

Ein gutes halbes Jahr später präsentiert die «Süddeutsche Zeitung» 

der kurz zuvor noch mit der Gefährlichkeit der inhaftierten RAF-Mit-

glieder konfrontierten Öffentlichkeit eine Überraschung: «Informa- 
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tionen aus dem Bundeskabinett: Sieben verurteilte Terroristen sollen 

vorzeitig entlassen werden.» Die «taz» kommentiert kurz darauf, als 

wären bereits Fakten geschaffen: «Die Entlassung einiger Häftlinge 

trägt zur Zivilisierung der Bundesrepublik bei.» Die «Kinkel-Initia-

tive» ist seit dieser plötzlichen Premiere auch in anderen Medien auf 

Zustimmung gestossen und von Politikern aller Fraktionen wenig kri-

tisiert worden. Nicht einmal die CSU hat ernsthaft versucht, die 

Kreise des Justizministers zu stören, und auch die sicherheitspoliti-

schen Hardliner aus der SPD haben sich nach anfänglichem Protest 

mehr schmollend als überzeugt zurückgezogen. 

Bemerkenswert an der Initiative ist, dass sie aus nichts anderem 

besteht als der Idee, die geltenden Bestimmungen von Strafprozess-

ordnung und Strafgesetzbuch auch auf Gefangene aus der RAF und 

dem Widerstand anzuwenden: Die eine sieht vor, dass Straftäterinnen 

nach Verbüssung von zwei Dritteln ihrer Haftzeit entlassen werden 

können, die andere schreibt fest, dass bei Gefangenen, die zu lebens-

langer Haft verurteilt wurden, auf deren Antrag hin nach 15 Jahren 

zu prüfen ist, ob ihre vorzeitige Entlassung möglich ist. Aber nie-

mand stellt fest: Der Bundesjustizminister ist nackt. In diesem deut-

schen demokratischen Märchen funktioniert die Illusion perfekt... 

Phantasievoll abgerundet wird die Idee des Ministers, öffentlich 

die Namen von sieben Gefangenen, die entlassen werden könnten, zu 

nennen, durch Berichte über angeblich existierende Spannungen zwi-

schen RAF und Inhaftierten. Der schon in Sachen «RAF in der Ha-

fenstrasse» von Geheimdienstseite gerne für die ausführliche Darstel-

lung falscher Informationen herangezogene «Stern» macht sich zum 

Ministersprachrohr: «Kinkel befürchtet..., dass die RAF-Desperados 

im Untergrund einen letzten verzweifelten Versuch machen könnten, 

den Entlassungswilligen einen Strich durch die Rechnung zu machen. 

Der Minister: ‚Ich rechne sehr stark mit einem neuen Anschlag’.» 

Eine vergebliche, aber aufschlussreiche Hoffnung des FDP-Politi-

kers, der sich selbst durch ein paar klug kalkulierte Sätze als «versöh-

nungsbereit» dargestellt hat. 
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«Eine vorzeitige Entlassung dient dem Rechtsfrieden, sie wird 

Sympathisantengruppen eher das Wasser abgraben als umgekehrt», 

resümiert der SPD-Bundestagsabgeordnete Peter Conradi die eigent-

liche Intention: Den Gefangenen werden die strafprozessual ver-

brieften Rechte erst in Aussicht gestellt, als es politisch opportun er-

scheint – die Haftentlassung wird nur als ein weiteres Mittel der Ter-

rorismusbekämpfung eingesetzt (und dadurch erst legitimiert). Des-

wegen erfolgen die Entlassungen auch nicht einfach – sie werden er-

wogen, in die Diskussion gebracht, in Aussicht gestellt. Auch dieses 

zermürbende und zögerliche Verfahren wird noch in einen Vorzug 

des Rechtsstaates umgemünzt. Zwar ist die Initiative so offenkundig 

politisch motiviert wie die Sonderhaftbedingungen der ehemaligen 

RAF-Mitglieder – die Stichwortgeber in dem Streit und ihre Kontra-

henten sind samt und sonders Politikerinnen –, gleichzeitig wird aber 

übereinstimmend und mit grossem Ernst behauptet, dass es hier kei-

neswegs um politische Justiz, sondern ausschliesslich um ein strikt 

rechtsstaatliches Verfahren gehe. Folgerichtig können auch keine 

verbindlichen Zusicherungen gemacht oder gar Zeitpläne eingehal-

ten werden – die Richter der Staatsschutz-Senate sind schliesslich 

unabhängig. 

Als die RAF am 10. April 1992 einen vorläufigen Abschied vom 

bewaffneten Kampf erklärt (so wie vorher schon Gruppen aus dem 

Zusammenhang der Revolutionären Zellen begründet hatten, warum 

sie sich auflösen bzw. keine Anschläge mehr machen wollen), kann 

Bundesjustizminister Kinkel zufrieden einen grossen Erfolg verbu-

chen. Das Brainstorming in der «Koordinierungsgruppe Terroris-

musbekämpfung», in der entgegen dem Zusammenarbeitsverbot Po-

lizei und Geheimdienste, Bundesanwaltschaft und Bundesregierung 

in der Art eines permanenten Krisenstabes arbeiten, hat sich gelohnt: 

Nicht weil die RAF tatsächlich auf die «Kinkel-Initiative» reagiert 

hat, sondern weil sich mit der von den Meinungsführern in den Me-

dien übernommenen Behauptung, sie hätte es, schon ausreichend 

gute Öffentlichkeitsarbeit machen lässt. Dass sich bald herausstellt, 

dass die Erklärung der RAF, anders als in den Jahren zuvor die Hun- 
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gerstreiks der Gefangenen, kaum eine Intensivierung des Engage-

ments gegen die Sonderhaftbedingungen der politischen Gefangenen 

zur Folge hat, wirkt zusätzlich beruhigend. 

Das Deutschland-Magazin «Spiegel» gibt mal wieder den Grund-

Ton vor, mit dem die Haltung des Staates und die der Guerilla und 

der Gefangenen künftig beschrieben werden: «Grundgebot der Ver-

söhnung» und «Wir wollen niemanden demütigen» sind zwei Inter-

views überschrieben, in denen Klaus Kinkel und Generalbundesan-

walt von Stahl sich als Vertreter von Humanität und Menschenrecht 

präsentieren können. «Wir haben absolut gehasst» ist das Gegen-

stück dazu, ein Selbstbezichtigungs-Schreiben des RAF-Aussteigers 

Klaus Jünschke, betitelt. Dass der Justizminister im Interview «drin-

gend an die inhaftierten RAF-Mitglieder» appelliert, «ebenfalls Ge-

walt abzulehnen... und sich auf die politische Auseinandersetzung zu 

verlegen», ist Versöhnungs-Neusprech: Gegen Gewalt hat Bundes-

justizminister Kinkel nichts – entscheidend ist, wer sie ausübt. Die 

Gefangenen sollen der Gewalt, die die erdrückenden kapitalistischen 

Verhältnisse revolutionieren will, abschwören und das Gewaltmono-

pol des Staates bedingungslos anerkennen. 

Am Rande des FDP-Parteitags im Januar 1992 bringt der ehema-

lige BND-Präsident seinen Versöhnungsgedanken zur historischen 

Vollendung: Versöhnung, erklärt er Journalistinnen, setze keines-

wegs Schuld auf beiden Seiten voraus. Das zeige sich an der Versöh-

nungsbereitschaft der Juden nach dem Zweiten Weltkrieg gegenüber 

dem einseitig schuldigen Deutschland. Der Geschichtsrevisionismus 

ist zur Vielzweckwaffe im deutschen politischen Tagesgeschäft ge-

worden, die Verwirrung der Begriffe gehört zum Staatsschutz-Ge-

schäft. Die antifaschistischen RAF-Mitglieder, von denen die meis-

ten seit Jahren menschenunwürdigen Haftbedingungen ausgesetzt 

sind, werden mit NS-Verbrechern gleichgesetzt – der NS-Nachfolge-

staat Bundesrepublik, dessen Justiz die Verfolgung und Bestrafung 

der nationalsozialistischen Verbrechen systematisch verschleppt und  

53 



 

verhindert hat, gebärdet sich als Opfer einzigartiger Verbrechen. Und 

niemand gibt dem Minister wenigstens eine Ohrfeige. 

Das wiedervereinigte Deutschland gründet sein nationales Selbst-

bewusstsein auf einer totalen Neubewertung seiner Vergangenheit, 

die ermöglicht, seine ganze Geschichte für die Zukunft nutzbar zu 

machen: Die Deutschen, einmal aus Hitlers Schatten getreten, erin-

nern sich an die DDR als terroristischen Stasi-Staat auf deutschem 

Boden, und Stammheim wird ihnen zum Ort wegweisender Rechts-

staatlichkeit. Dass DDR-Geheimdienst und RAF zumindest kurzzei-

tig kooperiert haben, erweist sich für die Durchsetzung der Legende 

vom zivilen Rechtsstaat als besonderer Glücksfall in der jüngsten 

Vergangenheit. Die Verhaftung der in die DDR abgetauchten ehema-

ligen RAF-Mitglieder, die Aussagen der so überraschend Verhafteten 

haben erheblich dazu beigetragen, die in den siebziger Jahren gegen 

spürbaren innenpolitischen und zum Teil massiven Protest aus dem 

europäischen Ausland durchgesetzte Anti-Terrorismus-Strategie im 

Nachhinein als legitim erscheinen zu lassen. 

«Durch die in der DDR festgenommenen Aussteiger wurden schon 

frühere Erkenntnisse bestätigt», freut sich Generalbundesanwalt von 

Stahl, «kein Urteil hat sich im Nachhinein im Schuld- oder Straf-

ausspruch als falsch erwiesen.» Vergessen und verdrängt die Verfol-

gung der Wahlverteidiger der Angeklagten, die Manipulation des 

Strafprozessrechts während der Verfahren gegen die RAF-Mitglie-

der, die fragwürdige Kollektivitäts-Theorie, die den Einzelnachweis 

von Taten obsolet machen sollte und Voraussetzung für viele Urteile 

war: nicht mehr anzweifelbar. Und die 1987 gegen den Widerstand 

vieler Juristen eingeführte Kronzeugen-Regelung hat sich wenigstens 

für diesen Fall als nützlich erwiesen: Die RAF-Aussteiger wurden 

durch sie motiviert, sich gegenseitig zu be- und den deutschen Staat 

damit zu entlasten. Trotzdem konnten sie noch zu respektablen Stra-

fen verurteilt werden, die lediglich im Vergleich zu den mehr als zehn 

Jahren Haft, zu denen andere RAF-Mitglieder routinemässig verur-

teilt wurden, als «mild» erscheinen mögen. 
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Dass durch Aussagen von RAF-Aussteigerinnen aus der DDR 

auch ein anderer, trotz aller Reuebekundungen zu lebenslanger Haft 

verurteilter Aussteiger, Peter Jürgen Boock, zusätzlich belastet wird 

und schliesslich ein zweites, weitgehendes Geständnis macht, passt 

den Bundesanwälten in Karlsruhe zusätzlich gut ins Konzept. Der 

Fall Peter Jürgen Boock hat in der liberalen Öffentlichkeit für einigen 

Unmut gesorgt. Das Urteil, das sich nicht auf Beweise, sondern auf 

Vermutungen und Unterstellungen stützt, ist als zu hart empfunden 

und als kontraproduktiv eingeschätzt worden, weil es Aussteigern, 

die zwar zur eigenen Tatbeteiligung, aber nicht zu der anderer aus-

sagen wollen, nicht entgegengekommen ist. Gerhard Mauz, die graue 

Eminenz der Justiz-Kritiker in der BRD, schreibt 1992: «Boock wur-

de zum Sinnbild für die Erbarmungslosigkeit des Staates und der Jus-

tiz.» – «Das Geständnis von Boock hat unserer damaligen Sicht der 

Dinge nachträglich recht gegeben. Aber Rechthaberei ist nicht un-

sere Sache», resümiert kurz darauf Generalbundesanwalt von Stahl 

in Siegerlaune, aber keineswegs triumphierend – ihm geht es 

schliesslich um Grösseres als den Fall Boock, er zielt auf die Her-

stellung eines nationalen Konsenses, auf die deutsche Einheit im 

Glauben an den starken Rechtsstaat. 

Deswegen legen Bundesanwaltschaft und Regierungen in ihrer 

Aufarbeitung der deutschen Geschichte ganz besonderen Wert da-

rauf, ihre Version der Todesnacht von Stammheim am 18. Oktober 

1977 im allgemeinen Bewusstsein fest zu verankern – und betreiben 

dementsprechende Öffentlichkeitsarbeit. 

«Nach den bisher gewonnenen Erfahrungen sind Auskünfte zu 

Einzelheiten des Verfahrens (gemeint ist das Todesermittlungsver-

fahren, Anm. O.T.)... von interessierter Seite immer wieder benutzt 

worden, um mit neuen Einwänden Misstrauen gegen das Ermitt-

lungsergebnis (Selbstmord, Anm. O.T.) zu schüren. Eine ‚ausführli-

che Berichterstattung’ könnte zur Erfüllung eines sachlich berechtig-

ten Informationsinteresses nichts weiter beitragen.» Seit 1983, als die 

baden-württembergische Landesregierung die Fraktion der Grünen 

so barsch beschied, hat sich Entscheidendes verändert. Ausführliche  
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Berichterstattung braucht nicht mehr in Anführungszeichen gesetzt 

zu werden, weil sie mittlerweile die Staatsschutzversion des Todes 

von Jan Carl Raspe, Gudrun Ensslin und Andreas Baader stützt – das 

sachlich berechtigte Informationsinteresse der Medien als vierter 

Staatsgewalt und das sachlich begründete Mitteilungsbedürfnis der 

Exekutive erweisen sich nach der Wiedervereinigung zumindest an-

gesichts dieser Frage – wer hat tatsächlich in Stammheim in der 

Nacht vom 17. auf den 18. Oktober 1977 getötet – als deckungs-

gleich. Nachdem Jahre nach dem Tod der Gefangenen in «Stern» und 

«Spiegel» wenigstens auf einige Widersprüchlichkeiten und Merk-

würdigkeiten der staatlichen Selbstmordversion hingewiesen wurde, 

kehren diese Blätter heute zurück zu den ersten Stunden, Tagen und 

Wochen nach der Tat, als die kritischsten bundesdeutschen Medien 

die staatliche Selbstmordversion rückhaltlos gegen die Fragen und 

Recherchen ausländischer Zeitungen verteidigten. 

«Zwei ehemalige Terroristinnen haben die Stammheim-Legende 

der Roten Armee Fraktion zerstört», beschreibt der «Spiegel» 1990 

vermeintliche Tatsachen: «Die im Juni in der DDR festgenommenen 

Ex-Terroristinnen Susanne Albrecht und Monika Helbing... haben 

vor der Karlsruher Bundesanwaltschaft ausgesagt, die Stammheimer 

Häftlinge hätten ihren Tod von Vornherein für den Fall eingeplant, 

dass ihre Befreiung scheitern würde... Die Preisgabe des 13 Jahre 

lang sorgsam gehüteten Geheimnisses ist geeignet, das Selbstver-

ständnis der Roten Armee Fraktion tief zu erschüttern... Denn der 

Glaube an die Mordtheorie ist für die RAF eine Art Lebenslüge.» 

Für die Bundesrepublik Deutschland ist dagegen gerade jetzt, da 

der Grossmachtanspruch nach aussen durchgesetzt werden soll, von 

erheblicher Bedeutung, vergessen zu machen, wie zusehends enger 

die Staatsgewalt im Inneren an nazistische Traditionen bereits ange-

knüpft hat: Noch ist Deutschland nicht auf offene Konfrontation aus, 

noch (wenngleich immer weniger) sorgt man sich um das zivile 

Image des bundesdeutschen Staates im Ausland. Und auch um die 

letzten kritischen Studienrätinnen und Sozialpädagoginnen mit sich  
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und diesem Land vollends zu versöhnen, ist eine um Gerechtigkeit 

offensichtlich besorgte Politik der Härte geeigneter als rücksichtslose 

Brutalität, denn für viele von ihnen ist der Stammheim-Komplex – 

seine Fahndungsmethoden, Haftbedingungen, Sonder-Prozess-Re-

geln, die Kanzlerdiktatur im Krisenstab und vor allem die ungeklär-

ten Todesfälle im 7. Stock des Hochsicherheitstraktes – noch heute 

im Bewusstsein. 

Der Deutsche Herbst 

In den Jahren 1972 bis 1977 hat die Bundesregierung gegen einen 

ausgewählten Feind, die RAF, mit grosser Entschiedenheit und mög-

licherweise bis zur letzten Konsequenz sämtliche Errungenschaften 

einer parlamentarisch-rechtsstaatlichen Demokratie beiseite ge-

räumt. Erlaubt war, was gefiel und nützlich schien. Spätestens seit 

der Gefangennahme der meisten Kader der RAF nach ihrer Mai-Of-

fensive 1972 ist offensichtlich, dass sich die Nützlichkeitserwägun-

gen der Anti-Terrorismus-Strategen nicht in erster Linie an vermeint-

lichen oder tatsächlichen Sicherheitserfordernissen orientieren. Mit 

den Gefangenen wird experimentiert. Sie werden nicht nur vonein-

ander getrennt, sondern auch von anderen Gefangenen isoliert. Ge-

räusche, Bilder, Austausch mit anderen Menschen – den Gefangenen 

wird alles entzogen. Und als sie sich gegen die Isolation, gegen ihre 

Unterbringung in toten Trakten und den Versuch einer Psychiatrisie-

rung von Ulrike Meinhof mit Hungerstreiks wehren, wird ihnen, um 

sie «zur Besinnung zu bringen», wie ein hoher Justizbeamter erklärt, 

tagelang das Trinkwasser entzogen. 

Ulrike Meinhof beschreibt in einem Brief, wie sie den toten Trakt 

erlebt: «das Gefühl, es explodiert einem der Kopf (das Gefühl, die 

Schädeldecke müsste eigentlich zerreissen, abplatzen) – / das Gefühl, 

es würde einem das Rückenmark ins Gehirn gepresst / das Gefühl, 

das Gehirn schrumpelt einem allmählich zusammen, wie Backobst 

z.B. / das Gefühl, man stünde ununterbrochen, unmerklich unter  
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Strom, man würde ferngesteuert – / das Gefühl, die Assoziationen 

würden einem weggehackt – / das Gefühl, man pisste sich die Seele 

aus dem Leib, als wenn man das Wasser nicht halten kann – / das 

Gefühl, die Zelle fährt. Man wacht auf, macht die Augen auf; die 

Zelle fährt; nachmittags, wenn die Sonne reinscheint, bleibt sie 

plötzlich stehen. Man kann das Gefühl des Fahrens nicht absetzen. / 

Man kann nicht klären, ob man vor Fieber oder vor Kälte zittert – / 

man kann nicht klären, warum man zittert – / man friert./ Um in nor-

maler Lautstärke zu sprechen, Anstrengungen, wie für lautes Spre-

chen, fast Brüllen – / das Gefühl, man verstummt – / man kann die 

Bedeutung von Worten nicht mehr identifizieren, nur noch raten – / 

der Gebrauch von Zischlauten –s, ss, tz, z, sch – ist absolut unerträg-

lich ...» 

Dass in der Bundesrepublik Haftbedingungen entwickelt werden, 

die, wenn sie auch nicht auf den Tod der Gefangenen zielen, ihn zu-

mindest gelassen in Kauf nehmen, die als psychische Folter be-

schrieben werden müssen, löst keinen öffentlichen Skandal aus. 

Selbst viele Linke bleiben bei ihrer von dem Marsch durch die Insti-

tutionen, dem entbehrungsreichen K-Gruppen-Alltag oder sonstigen 

politischen Beschäftigungen diktierten Tagesordnung. «Die meisten 

von uns haben die grauenhaften Berichte der Anwälte und Angehö-

rigen», schreibt später Karl Heinz Roth in einer Serie für den kom-

munistischen «Arbeiterkampf», «glatt verdrängt, sie sind den De-

mentis der Staatsschutzbehörden und der Medien hilfesuchend nach-

gejagt... Wir haben die RAF-Gefangenen 1972-74/75 ihrem Schick-

sal überlassen, der aberwitzigen Situation aufsitzend, dass das, was 

wir nicht wahrhaben wollen, in der bundesrepublikanischen Wirk-

lichkeit auch tatsächlich nicht vorkommt.» 

Die Verteidiger der Gefangenen, selbst von Berufsverbot und 

Strafverfahren bedroht, versuchen juristisch gegen die Isolationshaft 

anzugehen: erfolglos. «Für die Behauptung des Beschwerdeführers, 

die angeordneten Beschränkungen verfolgten das Ziel, ihn in seiner 

physischen Existenz zu vernichten, liegen keinerlei Anhaltspunkte  

58 



 

vor», befindet der 2. Senat des Bundesverfassungsgerichts am 14. 

März 1973 und sichert damit die Isolationshaft rechtsstaatlich ab. 

Hier kann und soll der Umgang von Justiz, Polizei und Regierungs-

politik mit den Gefangenen aus der RAF nicht im Einzelnen nachge-

zeichnet und bewertet werden. Um sich einen Begriff davon zu ma-

chen, wie der Staat in diesen Jahren in Aktion getreten ist und warum 

gerade heute die Umwertung dieses Abschnitts der Nachkriegsge-

schichte von zentraler Bedeutung ist, soll nur kurz umrissen werden, 

was den Herbst 1977 zum Deutschen Herbst, zur bislang schärfsten 

Konfrontation des bundesdeutschen Staates mit seinen Feinden ge-

macht hat (eine ausführliche Darstellung findet sich in: Oliver Tol-

mein / Detlef zum Winkel, nix gerafft, Hamburg 1987). 

Erklärtes Ziel der RAF zu diesem Zeitpunkt ist, die Gefangenen 

aus der RAF zu befreien: Bestärkt werden die Militanten durch die 

unerträglichen Haftbedingungen, den ungeklärten Tod der «erhängt 

in ihrer Zelle aufgefundenen» Ulrike Meinhof, den Tod Holger 

Meins’ nach brutaler medizinischer Behandlung im Hungerstreik 

und das Sterben des 1975 trotz lebensgefährlicher Verletzungen aus 

Stockholm nach Stammheim transportierten Siegfried Hausner. 

Die «Big Raushole» 1977 soll gleichzeitig den BRD-Staat an sei-

nen Wurzeln treffen: Erstes Opfer der RAF ist Generalbundesanwalt 

Siegfried Buback, als nächstes soll der Chef der Dresdner Bank, Jür-

gen Ponto, entführt werden. Der Versuch misslingt – Ponto wird er-

schossen. Die Geiselnahme des Präsidenten des Arbeitgeberverban-

des und früheren SS-Offiziers und Heydrich-Assistenten Hanns-

Martin Schleyer am 5. September 1977 soll die Entscheidung für die 

Freilassung der Gefangenen bringen. 

Was sich auf Seiten der Bundesregierung, der Justiz und der Poli-

zei in diesen Tagen und Wochen genau ereignet hat, ist bis heute nur 

in groben Zügen bekannt. Die Protokolle des kleinen Krisenstabes 

sind immer noch nicht zugänglich – auch sonstige Materialien, die es 

mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit gibt, zum Beispiel  
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die Bänder von Abhöraktionen in den Zellen der Gefangenen, die 

befreit werden sollten, werden der Öffentlichkeit bis heute vorent-

halten. 

Aber schon die wenigen bekannten Fakten zeigen einen starken 

Staat, der offen an seine autoritäre, antidemokratische Tradition an-

knüpft. Als erstes wird die freie Presse gebeten, freiwillig ihre Funk-

tion, Öffentlichkeit herzustellen und Kontrolle auszuüben, aufzuge-

ben: «Intendanten, Chefredakteure und Redakteure haben diese Bitte 

der Bundesregierung (um ‚Zurückhaltung bei der Berichterstattung’, 

wie es verklausuliert heisst, Anm. O.T.) respektiert... Für diese frei-

willige Leistung hat die Bundesregierung zu danken.» Die Nachrich-

tensperre wird während der gesamten Dauer der Entführung von den 

deutschen Medien zuverlässig akzeptiert – eigene Recherchen wer-

den gar nicht erst angestellt. 

Der erste Politiker, der nach der Entführung zur besten Sendezeit 

zum deutschen Volk spricht, ist Oppositionsführer Helmut Kohl: 

«Ich meine in dieser Stunde: Wir alle müssen jetzt begreifen, dass es 

fünf vor zwölf ist.» Der Rechtsstaat rüstet auf, die innere Mobilma-

chung erfolgt, noch bevor die Forderungen der Entführer bekannt 

sind. In Bonn werden der grosse und der kleine Krisenstab eingerich-

tet – die Gewaltenteilung wird damit aufgehoben, eine parlamentari-

sche Kontrolle der Exekutive findet nicht mehr statt. Faktisch wird, 

ohne dass das bis heute nachhaltig kritisiert worden wäre, eine Kanz-

lerdiktatur errichtet. 

Der Generalbundesanwalt, im kleinen Krisenstab vertreten, ordnet 

unmittelbar nach der Entführung eine totale Kontaktsperre gegen-

über 100 politischen Gefangenen an – eine Massnahme, die der Er-

mittlungsrichter am Bundesgerichtshof zwei Tage später insofern 

modifiziert, als er Verteidigerbesuche zulassen will. Landesjustizmi-

nister und Gefängnisleitungen weigern sich dennoch, die Anwälte zu 

ihren Mandantinnen vorzulassen: Damit wird der Rechtsstaat ganz 

offiziell suspendiert – zumindest knapp drei Wochen lang. Dann ist 

mit dem «Kontaktsperregesetz», das im Bundesgesetzblatt abge-

druckt war, bevor es beschlossen worden ist, der Rechtsbruch Ge-

setz. Lediglich vier Abgeordnete stimmen gegen das Gesetz – von 
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ihnen sitzt heute keiner mehr im Parlament, das Gesetz ist aber, 

wenngleich leicht modifiziert, immer noch in Kraft. 

Während der gesamten Dauer der Schleyer-Entführung sind 72 po-

litische Gefangene vollständig isoliert: Sie können keine Briefe mehr 

nach draussen schreiben, keine Post mehr bekommen, weder 

Freunde noch Verteidiger dürfen sie sehen – sie sind der Staatsge-

walt vollständig ausgeliefert. Lediglich Angehörige des Staatsschut-

zes, der Justizverwaltung und Beauftragte des Krisenstabes haben 

überhaupt noch Zutritt zu ihnen. «Das Kontaktsperre-Gesetz ist nicht 

bloss ein Kontaktsperre-Gesetz, auch nicht bloss ein Isolationsge-

setz; es ist ein Gesetz zur Gegengeiselnahme», schreibt Peter Lister 

(Ein deutscher Herbst – Zustände, Dokumente etc., Frankfurt a.M. 

1978). Gegen-Geiselnahme – der Begriff ist treffender, als es zu die-

sem Zeitpunkt jemand ausserhalb des Krisenstabes wissen kann. 

Dort werden nämlich nach Erlass der Kontaktsperre, aber vor der 

Durchsetzung des Gesetzes, auch «exotische Lösungen», wie Bun-

deskanzler Helmut Schmidt sie nennt, diskutiert. Vorschlag Nummer 

6 lautet dem «Spiegel» zufolge, der zehn Jahre später Ausschnitte 

aus dem Krisenstabsprotokoll zugespielt bekommt: «Der Bundestag 

ändert unverzüglich Artikel 102 des Grundgesetzes, der lautet: ‚Die 

Todesstrafe ist abgeschafft’. Stattdessen können nach Grundgesetz-

änderung solche Personen erschossen werden, die von Terroristen 

durch menschenerpresserische Geiselnahme befreit werden sollen. 

Durch höchstrichterlichen Spruch wird das Todesurteil gefällt. Keine 

Rechtsmittel möglich.» Auch die Vorschläge Nummer 7 und Num-

mer 8 zeugen von beachtlicher krimineller Energie: «Nummer 7: Das 

vorhergehende Modell wird öffentlich als Absicht der Bundesregie-

rung oder des deutschen Bundestages angekündigt. Die Geiselneh-

mer sollen zum Nachgeben bewegt werden, um das Leben der RAF-

Häftlinge nicht zu gefährden. Nummer 8: Für Terroristen wird ein 

erweitertes Haftrecht geschaffen. Sie werden in einem ‚Internie-

rungslager’ festgehalten.» Generalbundesanwalt Kurt Rebmann und 

CSU-Chef Franz Josef Strauss waren nach heutigem Kenntnisstand 

die entschiedensten Verfechter dieser terroristischen «Lösungen». 
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Als am 18. Oktober 1977 frühmorgens, in der Nacht ist die vom 

Kommando «Martyr Halimeh» nach Mogadischu entführte Luft-

hansa-Urlaubermaschine «Landshut» von der GSG 9 gestürmt wor-

den, die gefangenen RAF-Mitglieder Jan Carl Raspe, Gudrun Ensslin 

und Andreas Baader tot, Irmgard Möller schwerverletzt aufgefunden 

werden, ist von den Ermordungs-Szenarien nicht die Rede: «Die zu 

lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilten Terroristen... haben sich am 

Dienstagmorgen das Leben genommen», meldet dpa. Und dabei 

bleibt es – zumindest in Deutschland. Offenkundige Widersprüche 

zwischen der offiziellen Version und den Ergebnissen der kriminal-

technischen Untersuchungen werden nicht zur Kenntnis genommen, 

Fragen nach dem Sinn eines solchen kollektiven Selbstmordes nicht 

gestellt, und Informationen, zum Beispiel über die 1976/77 gezahlten 

Spendengelder der deutschen Industrie an den BND, die antiterroris-

tische Sonderfahndungsaktionen ermöglichen sollten, werden mit 

den Todesfällen nicht in Zusammenhang gebracht. 

Um nur an einem Punkt die Zweifel an der staatlichen Version 

deutlich zu machen (ausführlich sind sie in «nix gerafft» nachzulesen 

und noch ausführlicher in Karl-Heinz Weidenhammer, Selbstmord 

oder Mord? Todesermittlungsverfahren Baader, Ensslin, Raspe): 

Selbst wenn die Waffen, was unwahrscheinlich ist, in den Hochsi-

cherheitstrakt in Stammheim geschmuggelt worden sein sollten, 

bleibt die Frage offen, wo sie von den Gefangenen versteckt wurden. 

Andreas Baader soll die Selbstmord-Waffe zum Beispiel in einem 

Plattenspieler plaziert haben – just dieser Plattenspieler wurde ihm 

zu Beginn der Kontaktsperre aber zusammen mit allen anderen tech-

nischen Geräten abgenommen, gründlich durchsucht und erst dann 

wiedergegeben. Jan Carl Raspe soll seine Pistole in einer Maueraus-

sparung in seiner Zelle verborgen haben: Dagegen spricht nicht nur, 

dass an der Waffe keine Mörtelspuren entdeckt werden konnten, ob-

wohl loser Mörtel in der Maueraussparung lag. Raspe ist ausserdem 

während der Kontaktsperre von Zelle 716 in Zelle 718 verlegt wor- 
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den: er hätte also dieWaffe bereits vorher in einer anderen Zelle ver-

stecken oder beim Umzug mit sich nehmen und sie dann erneut wie-

der verbergen müssen – und das alles unter den Hochsicherheits-Be-

dingungen während der Schleyer-Entführung. 

Und das sind bei Weitem nicht alle Unklarheiten, Widersprüche 

und Fragen, die die staatliche Selbstmordversion offenlässt: Zum 

Beispiel bleibt der Todeszeitpunkt unklar. Erst um 0.38 Uhr gab es 

die erste Rundfunkmeldung über die Erstürmung der «Landshut» in 

Mogadischu – der frühestmögliche Todeszeitpunkt, den die deut-

schen Experten für möglich halten, ist aber bereits 0.15 Uhr, einige 

ausländische Experten meinen sogar «vor Mitternacht». Routinemäs-

sige gerichtsmedizinische Tests werden nicht durchgeführt, die 

Schusswege der Geschosse bei Baader und Raspe sind kaum erklär-

lich, es sei denn die Gefangenen hätten abenteuerliche Verrenkungen 

gemacht, um sich zu töten. Bei Gudrun Ensslin werden Verletzungen 

festgestellt, die offensichtlich nicht von der Strangulation herrühren, 

und die einzig Überlebende dieser Nacht, Irmgard Möller, bestreitet 

vehement, sich selbst die tiefen Stichverletzungen ins Herz zugefügt 

zu haben. Gegen sie, die ohnedies vor der Entlassung stand, wird kurz 

nach dem Deutschen Herbst ein neues, sich lediglich auf Aussagen 

eines fragwürdigen Kronzeugen stützendes Verfahren eröffnet. Weil 

weder die Wahl- noch die Zwangsverteidiger die skandalösen, sogar 

die Entkleidung vorsehenden Kontrollen vor jedem Verhandlungstag 

auf sich nehmen wollen, das Gericht aber gegen alle Proteste sogar 

der Anwaltskammer darauf besteht, findet der Prozess schliesslich 

ohne die Angeklagte und ohne ihre Anwälte statt. Neue Zwangs Ver-

teidiger, die infolge der kurzen Vorbereitungszeit und ohne Kontakt 

zur Angeklagten gar nicht als Verteidiger tätig sein können, wahren 

den rechtsstaatlichen Schein. Das Urteil gegen die einzige Überle-

bende der Todesnacht von Stammheim: lebenslange Haft. Ihr ist da-

durch jede Möglichkeit genommen, ihre Erlebnisse und Beobachtun-

gen frei mitzuteilen oder gar selbst Untersuchungen darüber anzustel-

len, was sich im 7. Stock ereignet hat. 
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«Zehn Jahre nach Stammheim haben die offenen Fragen nichts an 

Brisanz verloren», haben Detlef zum Winkel und ich 1987 in «nix 

gerafft» geschrieben. Uns wurde damals entgegengehalten, einen 

Mythos hochhalten zu wollen. Fünfzehn Jahre nach Stammheim, 

nach der Wiedervereinigung halten die Unterstützer der staatlichen 

Selbstmordthese das Thema offenbar selbst für brisant genug, es 

wieder aufzubringen. Die Aussagen von Monika Helbing, Susanne 

Albrecht und schliesslich Peter Jürgen Boock werden in den Zeitun-

gen und den Rundfunknachrichten jeweils gut plaziert. Der Tenor ist 

stets der gleiche: Jetzt wäre endlich bewiesen ... – was doch, in der 

Logik der Regierung und der staatstragenden Publizistik, gar nicht 

mehr hätte bewiesen werden müssen. Schliesslich müsste schon am 

Tag danach, glaubte man der Regierung und den Medien, alles so 

eindeutig und klar gewesen sein, wie es den neuen Berichten zufolge 

angeblich jetzt durch die Aussagen der Aussteiger ist. 

«Suicide Action» hat der «Spiegel» seinen Bericht über die angeb-

liche Zerstörung der «Stammheim-Legende» überschrieben: Die da-

rin wiedergegebenen Aussagen von Monika Helbing und Susanne 

Albrecht erweisen sich allerdings als eher dürftig. Weder Susanne 

Albrecht noch Monika Helbing können von Fakten berichten, die die 

Widersprüchlichkeiten und offenen Fragen des offiziellen Todeser-

mittlungsverfahrens erklären oder beantworten würden. Susanne 

Albrecht hat der Bundesanwaltschaft zufolge ausgesagt: «Aus den 

Gesprächen der Mohnhaupt habe ich entnommen, dass die Stamm-

heimer Gefangenen vorhatten, Selbstmord zu begehen, wenn die 

Freipressungsaktion nicht klappt.» Auch Monika Helbing berichtet, 

dass sie von Brigitte Mohnhaupt von den Selbstmord-Plänen erfah-

ren habe. Selbst wenn das stimmen sollte, wäre damit nichts bewie-

sen als: Gefangene haben über Selbstmord nachgedacht, Angehörige 

des Krisenstabes haben über Mord an Gefangenen räsonniert. 

Die Aussagen Peter Jürgen Boocks, nachzulesen in einem ausführ-

lichen Interview der «taz», sind einerseits allgemeiner, da er nicht 

Brigitte Mohnhaupt als Quelle für die Informationen über den an-

geblich geplanten Selbstmord nennt, sondern nur «eine Frau», ande- 
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rerseits konkreter, denn er behauptet, er selbst habe die Waffen prä-

pariert, die «in sechs oder sieben Transporten reingegangen waren». 

Boocks Aussage ist nicht ganz so überraschend, wie es zunächst 

scheint: Tatsächlich ist er der dritte Zeuge der Bundesanwaltschaft, 

der angibt, gewusst zu haben, dass sich im 7. Stock in Stammheim 

Waffen im Besitz der Häftlinge befanden. Der erste ist Volker Spei-

tel, der am 2. Oktober 1977 verhaftet wurde und sofort als Kronzeuge 

aussagte, dass den Gefangenen zwischen März 1977 und Juni 1977 

Waffen übergeben worden seien (bei den darauffolgenden Zellen-

Durchsuchungen wurden allerdings keine Waffen gefunden). Als 

nächster teilt der RZ-Aussteiger Hans-Joachim Klein in einem Inter-

view mit der französischen Tageszeitung «Liberation» mit, er habe 

bereits «seit 1975 gewusst, dass sie Waffen im Knast hatten». Klein, 

dessen Aussage in offenem Widerspruch zu der von Speitel steht, ist 

dazu nie vernommen worden. Boocks Angaben sind vage genug, um 

zu keiner der beiden Versionen in Widerspruch zu geraten – sie geben 

auch keinen Aufschluss darüber, wie viele Waffen er präpariert hat 

und wie es ihm gelungen ist, die Waffen so zu präparieren, dass die 

Metalldetektoren bei der Anwaltskontrolle nicht angeschlagen haben 

und sie nicht einmal bei der Blattkontrolle der Anwaltsakten aufge-

fallen sind. 

Aber selbst den unwahrscheinlichen Fall angenommen, Boocks 

Angaben erwiesen sich diesmal als wahr, sind die Selbstmorde damit 

noch lange nicht bewiesen: «Aus den Verhandlungen des Untersu-

chungsausschusses wird hinreichend klar, dass die Gefangenen we-

der Einfluss darauf hatten, in welche Zelle sie verlegt würden, noch 

wann und wie lange sie ihren Plattenspieler behielten, von denen ei-

ner als Waffenversteck... gedient haben soll», fasst Karl-Heinz Wei-

denhammer zusammen, «somit standen die beiden Tatwaffen, selbst 

dann, wenn sie im 7. Stock vor dem 18. Oktober vorhanden gewesen 

sein sollten, den beiden Gefangenen nur dann zur Verfügung, wenn 

sie durch die Anstaltsleitung oder sonstige Staatsdiener dazu in die 

Lage versetzt wurden.» 
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Wenn aber so relativ belanglose Aussagen wie die von Helbing 

und Albrecht sowie vage Angaben wie die von Boock 13 bis 15 Jahre 

nach der Todesnacht in Stammheim als Legenden-Killer aufbereitet 

werden, dann steht es um die angebliche Legende offensichtlich bes-

ser als um das, was als Wahrheit durchgesetzt werden soll. «Man 

kann die Perfidie auch so weit treiben», zitiert der «Spiegel» 1990 

Innenminister Maihofer von 1977, «dass man seine eigene Tötung 

zur Hinrichtung macht.» Was aber hiesse das im umgekehrten Fall? 

Wenn die Hinrichtung als Selbstmord dargestellt wird? 

Faschisierung oder Sicherheitsstaat? 

Am Stammheim-Komplex wird ein zum äussersten entschlossener 

Staatsapparat erkennbar, der die rechtsstaatlichen Normen nicht nur 

restriktiv und repressiv fasst, sondern auch bereit ist, die selbstgesetz-

ten Grenzen zu überschreiten – und das auch noch, ohne tatsächlich 

ernsthaft bedroht zu sein. Die RAF und andere militante politische 

Gruppen, wie zum Beispiel die RZ, hatten, anders als Guerillaorga-

nisationen in anderen europäischen Ländern wie die IRA oder die 

ETA, zu keinem Zeitpunkt eine Massenbasis, sie sind nicht und wa-

ren nie, weder politisch noch militärisch, in der Lage, die Machtfrage 

zu stellen – und es hat sich auch nie eine Entwicklung abgezeichnet, 

die dorthin hätte führen können. 

Trotzdem wurden und werden von Staatsseite routinemässig ille-

gale Methoden bzw. rechtlich fragwürdige Mittel eingesetzt: Dazu 

gehören die Einvernahme von Kronzeugen ohne entsprechende ge-

setzliche Grundlagen, die Suspendierung von Richterentscheidungen 

durch Justizminister, weitgehende Überwachungsmöglichkeiten, die 

Schaffung eines Sonderrechtssystems wie des Paragraphen 129a, 

dessen Anwendung den individuellen Tatnachweis weitgehend ent-

behrlich macht, Haftbedingungen, die als Menschenrechtsverletzun-

gen beschrieben werden müssen und die den Tod von mindestens sie-

ben politischen Gefangenen zur Folge hatten, illegale Geheimdienst- 
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aktionen wie das «Celler Loch» oder, Jahre später, Zwangsmassnah-

men gegen einen drogensüchtigen ehemaligen V-Mann, Siegfried 

Nonne, um ihn als Kronzeugen gegen ein RAF-Kommando zu ge-

winnen. 

Offensichtlich ist auch, dass der Protest gegen diese, wesentliche 

Grundrechte verletzenden geheimen und weniger geheimen Staats-

aktionen, deutlich schwächer geworden ist. Wobei allerdings zu be-

zweifeln ist, dass die von Infas 1971 ermittelten «17,5 Prozent aller 

Interviewten», die sich bereit erklärten, «Mitgliedern der Baader-

Meinhof-Gruppe praktische Unterstützung zu gewähren – und zwar 

selbst im Bewusstsein der Strafbarkeit solcher Handlungen», tatsäch-

lich alle ihre Sympathien mit der antiimperialistischen Politik der 

RAF ausdrücken wollten oder ob sie nicht, zumindest teilweise, 

«heimliche Systemopposition» zum Ausdruck brachten und sich aus 

Unzufriedenheit mit der eigenen Situation, heimlich und ohne Nach-

teile befürchten zu müssen, auf die Seite des entschiedensten Sys-

temgegners stellten. 

In den auf 1971 folgenden Jahren, besonders im Deutschen Herbst, 

zeigt sich jedenfalls kein Widerspruch weiter Teile der Bevölkerung 

zu den Staatsmethoden der Bekämpfung der RAF, sondern Zustim-

mung. Die «Terroristenjagd» dient als Katalysator für gesellschaftli-

che Aggressionen und lässt einen Vernichtungswillen gegen System-

gegnerinnen spürbar werden, der für eine autoritäre Gesellschaft, 

nicht aber für eine freiheitlich verfasste Demokratie charakteristisch 

ist. Die RAF hat, so gesehen, nicht nur die bereits vorhandenen 

«post- und präfaschistischen» Strukturen des Staatsapparats freige-

legt, sondern auch das entsprechende Bewusstsein der Gesellschaft 

insgesamt. 

Irritierenderweise hat der Deutsche Herbst aber nicht zur Folge, 

dass die linken Staatskritikerinnen ihre Analyse, dass es im Staatsap-

parat und in der Gesellschaft eine Tendenz zur Faschisierung gibt, 

weiterentwickeln und verfeinern, indem sie zum Beispiel die An-

sätze, die Bevölkerung für die Sympathisantenhatz und Terroristen- 
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fahndung zu aktivieren, registrieren. Stattdessen schliessen sich in 

den folgenden Jahren immer mehr Linke, auch radikale, der eher von 

gemässigt sozialistischen Positionen aus entwickelten Vorstellung 

an, dass die Verhältnisse hierzulande als «Sicherheitsstaat» bzw. 

«präventiver Sicherheitsstaat» zutreffend beschrieben wären. Das In-

teresse daran, Kontinuitäten vom nationalsozialistischen zum demo-

kratischen Deutschland, restaurative Entwicklungen zu entdecken, 

geht in dem Mass verloren, wie solche Tendenzen an Aktualität ge-

winnen. Die deutschen Verhältnisse scheinen den meisten, auch lin-

ken, Kritikern «normal» zu sein, den Verhältnissen in anderen we-

sentlichen Staaten ohne nazistische Vergangenheit ähnlich.1 

Der Abschied von der Kritik der «Faschisierung», die Hinwendung 

zur Warnung vor dem «Sicherheitsstaat» erfolgt in engem Zusam-

menhang mit dem Paradigmenwechsel der politischen Bewegungen. 

Die Ökologie rückt in den Mittelpunkt der Auseinandersetzungen, 

und in der Anti-AKW-Bewegung wird eine Politik, die gegen eine 

mögliche atomare Bewaffnung Deutschlands zielt, auf einen Rand-

platz verbannt. Beschleunigt und verstärkt wird diese Entwicklung 

durch die Hoffnung vieler Linker, dass sich aus den neuen sozialen 

Bewegungen, die Ende der siebziger, Anfang der achtziger Jahre ent-

stehen, ein neuer, systemoppositioneller Massenprotest entwickeln 

könnte. Im Kurzschluss werden die eigenen Wünsche mit den Be-

fürchtungen des Staatsapparats und der Realität gleichgesetzt und da-

raus eine Analyse der Repressionspolitik abgeleitet. Die staatlichen 

Möglichkeiten, Hunderttausende durch den Einsatz der elektroni-

schen Datenverarbeitung zu überwachen, geraten ins Zentrum der 

Kritik. Die Warnung davor, dass die «Sicherheitsmassnahmen» des 

Staates sich gegen jeden richten können, ergänzen die auf unter-

schiedslose Betroffenheit zielende Agitation in ökologischen Fragen. 

«Schliesslich wird das diffuse Syndrom der Sicherheitsideologie 

auch dadurch erschüttert, dass es der Staat selber ist, der permanent 

Unsicherheit verbreitet, sei es durch eine in der Tat abenteuerliche 

Atompolitik oder symbolisch anlässlich grossmassstäblicher insze- 
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nierter Terroristenjagden», schreibt Joachim Hirsch in seiner grund-

legenden Arbeit zum «Sicherheitsstaat». «Der «innere Feind’ scheint 

jedoch zwangsläufig vage bestimmt und zugleich allgegenwärtig. 

Wenn aber jeder zum potentiellen ‚Verfassungsfeind’ wird, treibt 

diese Form der ideologischen Integration zugleich Irritation und 

Angst hervor.» 

Je deutlicher wird, zum Beispiel bei den grossen Friedensdemonst-

rationen in Bonn, dass sich keineswegs «jede» und «jeder» als poten-

tieller Verfassungsfeind fühlen muss und die überwiegende Mehrheit 

der Demonstrantinnen sich auch nicht so fühlt, desto eindringlicher 

versuchen weite Teile der Linken genau dieses theoretisch «alle» be-

drohende Moment der staatlichen Repression herauszukehren. Eine 

Volks-Gemeinschaft der von staatlicher Verfolgung Bedrohten wird 

konstruiert – wobei die Produktion «existentieller Unsicherheit... im 

Gefolge einer forcierten Grosstechnologie» durch Staat und Industrie 

und die «immer aufwendigeren Sicherheitsmassnahmen..., die dann 

jedoch in erster Linie dazu benutzt wurden, die ausserparlamentari-

sche Opposition gegen die Zerstörung der Lebensgrundlagen zu kri-

minalisieren und in Schach zu halten», als einander bedingend gese-

hen werden und im dramatischen Szenario einer von einem verselb-

ständigten Apparat total in den Griff genommenen Bevölkerung kul-

minieren: «Wir sehen uns gegenwärtig konfrontiert mit einer moder-

nen Ausdifferenzierung staatlicher Mittel und Methoden der Kon-

trolle und Überwachung, die nicht mehr nur wenige verdächtigte 

Menschen betreffen, sondern verdachtsunabhängig orientiert sind auf 

die gesamte Bevölkerung.» (Rolf Gössner, Das Anti-Terror-System). 

Die Kritik fixiert sich auf die Technik des Polizeiapparates und 

lenkt damit von den politischen Interessen, die ihn leiten, und vor al-

lem von der gesellschaftlichen Wirklichkeit, in der die Polizei ord-

nend, befriedend und einschüchternd tätig werden soll, ab. Der Staat 

erscheint so als weitgehend unberechenbarer Moloch – die Unter-

schiede zwischen der tatsächlichen Anwendung von Staatsgewalt und 

ihrem theoretisch möglichen Einsatz verschwimmen. 
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Dabei liefert gerade die Vorgehensweise des Staates gegen die 

RAF – die Isolationshaftbedingungen, Verhöre schwerverletzter Ge-

fangener, das Einsperren haftunfähiger politischer Gefangener 

manchmal für über fünfzehn Jahre, die Präparierung von Zeugen – 

ein anschauliches und bedrückendes Beispiel dafür, dass nicht die 

technischen Mittel, sondern die politischen Zielsetzungen Grundlage 

einer Grund- und Menschenrechte verletzenden Repression sind, 

wohingegen die durch die technische Aufrüstung des Fahndungsap-

parates erhofften Erfolge bisher weitgehend ausgeblieben sind. Aus 

der Verfolgung der RAF ist auch zu lernen, dass «Sicherheit», also 

die Gefangennahme der Kader mit dem Ziel, die Anschläge zu stop-

pen, nur ein und möglicherweise nicht einmal das wichtigste Ziel der 

Staatssicherheitspolitik ist. Folgerichtig spielt der Verfassungs-

schutz, der sich als politische Beratungsinstanz präsentiert, Öffent-

lichkeit strukturiert und Interpretationen vorgibt, eine zunehmend 

grössere Rolle und ist oftmals gegenwärtiger als das BKA. 

Der Versuch, die Bevölkerung in die Fahndung einzuspannen, das 

vehemente Engagement dafür, die gefangengenommenen Feinde 

zum «Abschwören» zu bewegen, um sie für die Staatsschutz-Propa-

ganda einsetzen zu können, das Bestreben, sie in der Haft politisch 

und menschlich zu brechen, zeigen, dass die Bekämpfung des «poli-

tischen Verbrechers» gleichzeitig die Komplizenschaft innerhalb 

des Systems, die gegenseitigen Loyalitäten stärken soll. Eine Ana-

lyse der politischen Herrschaft, die den Ausbau des unterschiedslos 

alle bedrohenden «Überwachungsstaats» in den Mittelpunkt rückt, 

ist auch deswegen fatal, weil sie einen systembedingten Gegensatz 

zwischen Apparat und Bevölkerung konstruiert. Dabei käme es da-

rauf an herauszuarbeiten, wie Feindgruppen definiert und schliess-

lich, wenn es opportun erscheint, unter Einbeziehung der Bevölke-

rung bekämpft werden. Deren teilweise Kollaboration mit dem 

Staatssicherheitsapparat erfolgt dabei keineswegs nur aus irregelei-

tetem Bewusstsein. Viele wollen von Ruhe und Ordnung, von der  
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Machtausweitung des Regimes im Inneren (und nach aussen), von 

ihrer Zugehörigkeit zur Gruppe der Stärkeren profitieren – dass sie 

dabei in der Regel weniger einheimsen werden, als sie sich davon 

versprechen, ändert an ihrer Haltung und Verantwortung nichts. 

Das beantwortet, zumindest zum Teil, auch die von Rolf Gössner 

am Schluss seiner Analyse des «Anti-Terror-Systems» gestellte Fra-

ge: «Wann endlich wird sich die historische Erkenntnis durchsetzen, 

dass die wirklichen und systematischen Gefahren für die Menschen 

und die Menschenrechte nicht zuletzt von staatlicher Seite, vom 

staatlich organisierten Gewaltapparat drohen?» Wir leben eben nicht, 

wie Gössner unterstellt, in Verhältnissen, deren Wesen durch den Be-

griff der «Risikogesellschaft» zutreffend beschrieben wäre: Die «Ge-

fahrenpotentiale und (Beinahe-)Katastrophen im Gefolge einer for-

cierten Grosstechnologie (u.a. Atomenergie, High-Tech-Waffen-

Produktion, Computerisierung, später: Gentechnologie etc.)» existie-

ren zwar tatsächlich, die Menschheit ist aber keine Schicksals- oder 

Sicherheitsgemeinschaft, der gemeinsame «Kampf gegen die Zerstö-

rung der Lebensgrundlagen» erweist sich als gefährliche Illusion. Die 

Auseinandersetzungen um das Lebensrecht des Waldes und die Rein-

heit der Luft können nicht einfach um eine emanzipatorische Dimen-

sion erweitert werden – wenn sie nicht das Zentrum der Politik bildet, 

existiert sie überhaupt nicht. 

Auch der Politologe Joachim Hirsch, der immerhin sieht, dass «die 

Menschen» nicht einfach gut oder unterdrückt, sondern auch reakti-

onär sein können, beharrt auf dem unauflösbaren Widerspruch zwi-

schen Sicherheitsstaat und politischen Bewegungen jedweder Orien-

tierung: «Das Dilemma des Sicherheitsstaates besteht darin, dass we-

gen der gesellschaftlichen Ausgrenzungs- und Spaltungsprozesse, 

auf denen er beruht und die er reproduziert, und wegen der bürokra-

tischen Verfestigung und Abschottung des Massenintegrationssys-

tems auf umfassende Mobilisierungskampagnen, um die Risse im 

Herrschaftssystem zu schliessen, verzichtet werden muss – die beste-

hende Form des Staates würde auch von einer reaktionären Massen- 
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bewegung bedroht. Breitere politisch-soziale Bewegungen, die im-

mer auch Eigendynamiken entwickeln, sind mit seinem Funktions-

modus schlecht vereinbar und können deshalb von den Herrschenden 

nicht risikofrei stimuliert werden.» Heute zeigt sich offen, was bis-

lang nur notdürftig zu belegen war: Die reaktionäre Bewegung, die 

die im Grundsatz emanzipatorisch orientierten sozialen Bewegungen 

der achtziger Jahre überrollt, bedroht mit ihrem Ressentiment gegen 

Ausländer und ihrer chauvinistischen, deutschen Grundeinstellung 

den Staat in keiner Weise – und wird dementsprechend zuvorkom-

mend behandelt. Der «Überwachungsstaat», seine Geheimdienste 

und die Polizei arbeiten eben keineswegs «verdachtsunabhängig» 

und ungezielt – ihre Stärke ist gerade die Fähigkeit und grosse Be-

reitschaft zur Selektion und zu taktischer Flexibilität. Das Legalitäts-

prinzip wird durch den Opportunitätsgrundsatz abgelöst. Erst wenn 

offener staatlicher Autoritätsverlust droht, nimmt die Polizei – zum 

Beispiel in der dritten Nacht der Angriffe auf das Flüchtlingsheim in 

Rostock – die Lage in den Griff. Und selbst in dieser Situation wird 

deutlich gemacht, dass der Hauptfeind im linken, antifaschistischen 

Spektrum angesiedelt ist. Vorfelderfassung, Einkesselung auf dem 

Weg nach Rostock – das bleiben Probleme der Demonstrantinnen, 

die zum Schutz der Flüchtlinge angereist sind, um zu zeigen, dass den 

nazistischen Gruppen und ihren Claqueuren die Strasse eben noch 

nicht ganz gehört. 

«Die Brüchigkeit der ideologischen Legitimationsbasis wird zu-

sätzlich dadurch verstärkt, dass eine nationalistische, rassistische und 

chauvinistische ideologische Mobilisierung angesichts der Welt-

marktabhängigkeit und Weltmarktverflechtung des westdeutschen 

Kapitals nicht ohne Weiteres möglich ist», heisst es bei Joachim 

Hirsch in der 1986 überarbeiteten Fassung des «Sicherheitsstaates»: 

Das traf schon damals die Zustände im sich erneuernden Deutschland 

nicht mehr, weil es den Übergang vom tatsächlich sehr viel stärker 

(keineswegs ausschliesslich) technokratisch geprägten Sicherheits-

verständnis der Sozialdemokratie zum wertebewussten der Konser-

vativen ausblendet. 
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Heute erweist sich die Aussage trotz entsprechender Presseerklä-

rungen z.B. des Bundesverbandes der Deutschen Industrie als voll-

ends überholt: Die ideologische Mobilisierung wird längst von einer 

tatsächlichen flankiert. «Ausländer-raus!»-Parolen sind nicht mehr 

nur Material für die ersten Seiten der «National-Zeitung» und nazis-

tischer Kleinstblätter. Sie sind unter den Augen und mit Billigung 

des Staates praktische Politik geworden. Hoyerswerda ist ausländer-

frei, die Ausländer aus Rostock-Lichtenhagen mussten die Stadt ver-

lassen, in Mannheim-Schönau befinden sich Flüchtlinge quasi in 

Schutzhaft, und wo immer sich ein Mob zusammenrottet und eine 

gutorganisierte Gruppe findet, können innerhalb weniger Tage ähn-

liche Verhältnisse geschaffen werden – solange die Bundespolitik, 

unterstützt von dieser Volks-Mobilisierung, Ausländer noch weiter-

gehend entrechtet und ausser Landes drängt. Die Verschärfung der 

gesetzlichen Grundlagen und die Einschüchterung durch nicht ver-

hinderte Übergriffe greifen dabei wirkungsvoll ineinander. Nicht die 

Bedrohung der gesamten Bevölkerung, sondern die Isolierung ein-

zelner Gruppen und die von einer rechten Massenbewegung mit Dul-

dung bzw. in Zusammenarbeit mit dem Polizei- und Geheimdienst-

apparat gegen sie geführten Angriffe sind die eigentliche Gefahr, die 

hierzulande droht. 

Mit der Vorstellung vom «Sicherheitsstaat» mit einem im Prinzip 

auf Konfliktprävention und Befriedung zielenden Apparat ist diese 

konfrontative Politik und der begrenzte Verzicht des Staates auf sein 

Gewaltmonopol schwer zu erklären. Um die Aktionsbedingungen ra-

dikaler Linker zu bestimmen und die Zielrichtung der staatlichen Re-

pression und ihr Zusammenwirken mit dem Terror von Rechts ana-

lysieren zu können, bedarf es anderer Kategorien. Die Vorstellung 

von einer Faschisierung verweist, wenn sie sich nicht den traditio-

nellen, verkürzten, Faschismus-Begriff zu eigen macht und die hie-

sigen Verhältnisse nicht als identisch mit denen im 3. Reich miss-

deutet, auf die spezifischen Bedingungen und Traditionen des 

Rechtsstaates hierzulande, der den Keim des Staatsterrorismus in 

sich birgt. 
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Das wiedervereinigte Deutschland fühlt sich durch seine Welt-

marktabhängigkeit nicht mehr an die Einhaltung zivilisatorischer 

Standards gebunden – eine Entwicklung, die nicht nur im Inneren 

Konsequenzen zeitigt, sondern auch in einer neuen expansiven Aus-

senpolitik ihren Niederschlag findet. Da kann es nicht als Zufall 

durchgehen, dass Klaus Kinkel, ehemals Präsident des Bundesnach-

richtendienstes, dann als Bundesjustizminister Initiator der «Koordi-

nierungsgruppe Terrorismusbekämpfung», innerhalb nur eines Jah-

res eine öffentlichkeitswirksame Kurskorrektur in der Politik der 

«Inneren Sicherheit» gegenüber den Gefangenen aus der RAF be-

wirkt und kurz darauf, mittlerweile Bundesaussenminister geworden, 

im Parlament den Weg für deutsche Truppen in die Krisengebiete der 

Welt freikämpft. 

Versöhnungsoffensive 

Lutz Täufer, Gefangener aus der RAF seit 1975, hat in seinem «Brief 

an einen Gefangenen» (in: «Odranoel») die Versöhnungsinitiative 

Kinkels gegenüber der RAF als erste Amtshandlung des Bundesaus-

senministers bezeichnet: Wer Krieg nach aussen führen will, muss 

die Bevölkerung hinter sich wissen. «Die Mentalität jener Gesell-

schaft, die für die Eroberung wirtschaftlicher Führungspositionen in 

der Welt taugte, taugt nicht für imperialistische Grossmachtpolitik, 

für die Eroberung politisch-militärischer Führungspositionen... Ich 

denke, diese Kinkel-Initiative hat etwas zu tun mit dem Umbau der 

alten BRD-Gesellschaft in eine andere... in eine Gesellschaft, die die 

tatsächlich oder vorgeblich gemeinsamen Probleme, Aufgaben und 

Konflikte annimmt und durcharbeitet, statt sich ihnen aus Risiko-

scheu, aus Egoismus, aus klassen- und gruppenspezifischen Interes-

sengegensätzen zu verweigern.» 

Es mag etwas verwegen anmuten zu unterstellen, dass der frühere 

Bundesjustiz- und heutige Aussenminister zur Schaffung des neuen 

Gemeinschaftsbewusstseins ausgerechnet eine Versöhnungsinitia-

tive gegenüber der RAF gestartet habe – tatsächlich spricht aber ei-

niges dafür, dass diese Überlegung ihn zumindest auch motiviert hat. 
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Die Misshandlung der Gefangenen durch den Staat ist ein Thema, das 

neben den für Kinkels Überlegungen wahrscheinlich eher weniger 

interessanten fundamentaloppositionellen Linken, vor allem die ins 

System integrierten Alt-68er und Neu-78er und deren tägliches Be-

sinnungsblatt, die «taz», immer wieder zu Reaktionen motiviert hat: 

Vor allem aus biographischen Gründen, die für ihr politisches Han-

deln auch sonst von zentraler Bedeutung sind, engagieren sie sich für 

ein Ende der «Gewalteskalation» zwischen Staat und Guerilla. 

Den Gewinnern des Modernisierungsprozesses der BRD-Gesell-

schaft Ende der siebziger, Anfang der achtziger Jahre kommt jetzt, 

da es erneut um eine tiefgreifende Veränderung der deutschen Ver-

hältnisse geht, wieder einige Bedeutung zu: Der bislang nach innen 

gerichtete Blick muss nach aussen gelenkt, die satte Genügsamkeit in 

missionarische Begehrlichkeit verwandelt, künftige Interventionspo-

litik begründet und legitimiert werden. 

Lutz Täufer weist darauf hin, dass der Rassismus, der Motor für die 

gegenwärtigen Angriffe auf Flüchtlinge, mit der Parole «Ausländer 

raus!» eher eine Ausgrenzungs- und Abschottungsmentalität zeigt. 

Von einem auf Ausbreitung und Eroberung neuen Lebensraums zie-

lenden Rassismus ist das, ohne dass die beiden strikt voneinander zu 

trennen wären, noch entfernt. Für die zukünftige deutsche Aussenpo-

litik kommt es aber darauf an, die isolationistische in eine Erobe-

rungsmentalität weiterzuentwickeln. 

In der Konstruktion der dafür auch nötigen «höheren Ziele», die 

sich zusehends als Re-Konstruktion erweisen wird, ist die geläuterte, 

systemkritische Linke erfahren. Ihr Ruf in der Welt ist noch unbe-

scholten, die Bereitschaft zum Missionarischen ist vorhanden. Für 

die expansive Politik des wiedervereinigten Deutschlands ist das En-

gagement dieser Intelligenz deshalb von Nutzen – ein Grundmotiv 

der zukünftigen Grossmachtpolitik hat sie bereits fest in der politi-

schen Diskussion verankert: gehandelt wird, wie auch immer, im Na-

men der Zivilität, für Mitteleuropa. 
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Die Kinkel-Initiative ist auch ein Versuch, den letzten Rest 

schlechten Gewissens dieser Söhne-und-Töchter-Gesellschaft noch 

in zukunftsträchtigen Tatendrang zu verwandeln. Deswegen sprengt 

die Initiative auch nicht den Rahmen des Symbolischen – sie ist so 

ernst wie das schlechte Gewissen der «Entsolidarisierungslinken»: 

Die Freilassung des schwerkranken Günter Sonnenberg kann nicht 

einmal notdürftig den Skandal verdecken, den seine 15 Jahre wäh-

rende Inhaftierung trotz schwerer Hirnverletzungen und lebensbe-

drohlicher Anfälle bedeutet hat. Zumal Sonnenbergs Krankheit von 

den Vollzugsbehörden, LKA und BKA als Ansatzpunkt für zusätzli-

chen Terror genutzt wurde: «Ich hatte mir immer so ein Heft genom-

men, wo ich alles aufgeschrieben habe, weil ich mir (infolge der 

schweren Hirnverletzung, Anm. O.T.) nichts merken konnte. Das ha-

ben sie mir einfach weggenommen – immer mal wieder. Das war für 

mich schlimm, weil ich dann nicht mehr wusste, was war... es ist, als 

wenn sie dir ein Teil von deiner Geschichte wegnehmen, du weisst 

nicht mehr, was davor war.» Bernd Rössner, der zweite Gefangene 

aus der RAF, dessen chronische, in seinem Fall: haftbedingte Erkran-

kung lebensbedrohlich ist, wird günstigstenfalls im Spätherbst 1992, 

nach 17 Jahren Haft, entlassen – und hätte er sich nur auf die Kinkel-

Initiative verlassen und nicht auch auf seine Anwältinnen und einige 

engagierte Genossinnen, er wäre trotz allem eher in einer geschlos-

senen psychiatrischen Abteilung als in Freiheit angekommen. An-

dere Gefangene, deren Gesundheitszustand bedrohlich ist, wie Isabel 

Jakob und Ali Jansen, werden in absehbarer Zeit nicht entlassen wer-

den. Die politische Forderung der Gefangenen aus der RAF und dem 

Widerstand, für alle eine Lösung zu finden, die Freiheit in absehbarer 

Zeit bedeutet, ist auch von Kinkel entschieden zurückgewiesen wor-

den. Nicht einmal die Zusammenlegung der Gefangenen in grossen 

Gruppen zeichnet sich ab. Stattdessen werden die Isolationshaftbe-

dingungen, die derzeit besonders scharf gegen Brigitte Mohnhaupt 

angewandt werden, fortgeschrieben. Isolation – das heisst nicht nur 

Einzelhaft, rigide Besuchsbeschränkungen, scharfe Zensur der Post  
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(politische Texte werden in der Regel angehalten), Trennung von Ge-

nossinnen – sie beinhaltet auch eine totale Kontrolle des reduzierten 

menschlichen Kontakts, der überhaupt noch zugelassen wird. Christa 

Klar, die Mutter von Christian Klar, der ebenfalls ausserordentlich 

scharfen Haftbedingungen unterworfen ist, hat in einem Brief ge-

schildert, wie Durchsuchungen der Besucherin und des Besuchten 

und die Anwesenheit von LKA-Beamten im Raum, die Notizen über 

den Gesprächsverlauf machen, selbst die zwei Stunden Besuch pro 

Monat noch in das Konzept der Isolationshaft integrieren. 

Im Grunde vergleichbare Isolations-Haftbedingungen in Uruguay 

haben zu einer Intervention des Menschenrechtsausschusses der Ver-

einten Nationen geführt, weil sie mit dem Artikel 10 des UN-Vertra-

ges nicht vereinbar waren. Der UN-Vertrag über bürgerliche und so-

ziale Menschenrechte ist zwar von der Bundesregierung unterzeich-

net worden, nicht aber das dazugehörige Fakultativ-Protokoll, das 

möglich machen würde, dass sich bundesdeutsche Gefangene ebenso 

wie Häftlinge aus Uruguay mit einer Individualbeschwerde an den 

Menschenrechtsausschuss wenden können. 

Die Versöhnungsinitiative Kinkels, die das Ausschöpfen des 

rechtsstaatlich Möglichen als Ziel proklamiert, macht deutlich, dass 

ihr an der Einhaltung der Menschenrechte nicht allzuviel liegt. Sie ist 

in erster Linie eine ideologische Offensive, in zweiter Linie ist es tat-

sächlich ihr Ziel, durch ein Minimum an Zugeständnissen zu errei-

chen, was ein Maximum an polizeistaatlichem Engagement bislang 

tatsächlich nicht bewirkt hat: dem bewaffneten Kampf der militanten 

Linken ein Ende zu setzen – und zwar auf Dauer. 

Für die verbleibenden linken Fraktionen lohnt der Streit darum 

nicht, ob wir die Kinkel-Initiative verneinen, was Lutz Täufer als 

Flucht in die Wagenburg kritisiert, oder ob wir sie... ja was? – Nie-

mand hat uns gefragt, und unsere Antwort interessiert auch ernstlich 

kaum jemanden. Wollen wir die Freilassung der politischen Gefan-

genen und die Durchsetzung grundlegender Menschenrechte im Ge- 
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fängnis überhaupt erreichen, werden wir unsere eigenen Ideen und 

Aktivitäten entwickeln müssen. Die Gefangenen aus Celle und 

Lübeck, die einige Interviews geben durften, haben klar gemacht, 

dass sie raus wollen, dass sie aber nicht bereit sind, dafür das aufzu-

geben, was sie durch zehn, fünfzehn, zwanzig Jahre Haft gerettet ha-

ben: ihre Geschichte und ihre Erfahrungen – auch mit diesem Staat 

und seinen zerstörerischen Gefängnissen. 
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ZWISCHEN STAMMHEIM, FRONTKONZEPT 

UND HUNGERSTREIK 1984/85 

Auf den «Deutschen Herbst» 1977 folgt eine Phase der innenpoliti-

schen Restauration. In Sammelbänden wie «Briefe zur Verteidigung 

der Republik» und «Briefe zur Verteidigung der bürgerlichen Frei-

heit» wehren sich linksliberale Meinungsführer wie Jürgen Haber-

mas, Klaus Staeck oder Walter Jens gegen das spürbar autoritär wer-

dende Klima und die Intellektuellenhetze – aber nicht ohne die mili-

tante Linke, vornehmlich «die Terroristen», als hauptverantwortlich 

für die Rechtsentwicklung zu denunzieren. 1978-79 findet in Frank-

furt und Köln das 3. Russell-Tribunal, u.a. gegen die Berufsverbote 

in der BRD, statt. 

Rechtsentwicklung: Das ist z.B. 1979 die Wahl des ehemaligen 

NSDAP-Mitglieds Karl Carstens zum Bundespräsidenten. 1982 wird 

als «Wende» vollzogen, was in Wirklichkeit bloss eine, wenngleich 

spürbare, Verschärfung des politischen Kurses nach rechts bei 

gleichzeitiger Beschleunigung des Tempos der Restauration ist. Die 

neue Koalition aus CDU/CSU und FDP, die die SPD/FDP-Regie-

rung 1982 ablöst, wird bei den Wahlen 1983 deutlich bestätigt. In 

einer Rede vor dem Deutschen Bundestag am 15. Juni 1983 erklärt 

CDU-Generalsekretär Heiner Geissler, dass «der Pazifismus der 

dreissiger Jahre Auschwitz erst möglich gemacht hat» – in den fol-

genden Jahren werden CDU/CSU-Politiker und Intellektuelle, die an 

ihrer Seite stehen, immer wieder und immer deutlicher die NS-Ver-

brechen relativieren bzw. die Linken als die eigentlich Verantwortli-

chen angreifen. Auch das Spektakel um die gefälschten Hitler-Tage-

bücher, die der «Stern» als echte veröffentlicht, ist in diesem Zusam-

menhang zu sehen. 1985 besucht US-Präsident Reagan auf Bitten 

Bundeskanzler Helmut Kohls, gegen den Widerstand jüdischer 

Gruppen und Organisationen in aller Welt, den Militärfriedhof in 

Bitburg, auf dem auch SS-Soldaten beerdigt sind, und legt einen 
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Kranz nieder. In diese Zeit fallen auch erste folgenreiche und erfolg-

reich populistisch begründete Bemühungen, das Asylrecht nachhal-

tig zu demontieren. Am 30. August 1985 nimmt sich der türkische 

Flüchtling Kemal Altun das Leben, weil er die Abschiebung in die 

Türkei fürchtet. 

Während die Konservativen im Parlament eine hegemoniale Posi-

tion erobern können, entfalten im ausserparlamentarischen Bereich 

rechtsextreme Organisationen und nazistische Wehrsportgruppen 

enorme Aktivitäten, die von der bundesdeutschen Justiz nur sehr 

nachlässig verfolgt werden. Selbst als 1980 bei einem rechtsextre-

mistischen Bombenattentat auf das Oktoberfest in München 13 Men-

schen getötet werden, stellen Staatsanwaltschaft und Polizei bald das 

Verfahren ein, obwohl zahlreiche Indizien dagegensprechen, dass 

der beim Anschlag ums Leben gekommene Gundolf Köhler den 

mörderischen Anschlag tatsächlich allein vorbereitet und begangen 

hat. 

Teile der Linken reagieren auf das offene und aggressive Auftreten 

der Rechten mit «Rock gegen Rechts» und der Intensivierung ihres, 

ideologisch allerdings zumeist sehr eingeengten, antifaschistischen 

Engagements. Der Trend weist jedoch in eine andere Richtung. 

Weite Teile der bundesdeutschen Linken orientieren sich Ende der 

siebziger Jahre neu: Auf dem Tunix-Kongress wird die «Politik in 

der ersten Person», die radikale Absage an organisiertes linkes En-

gagement, zum Programm erhoben. Nur scheinbar im Widerspruch 

dazu werden allerorten grüne, bunte und alternative Listen gegrün-

det: Massgebliche Fraktionen der ausserparlamentarischen Opposi-

tion haben sich auf die Suche nach einem Weg in die Parlamente 

begeben. Die Grünen konstituieren sich Anfang 1980 als Bundespar-

tei und ziehen bereits 1983 in den Bundestag ein – viele nehmen das 

als erstes Anzeichen für eine neue Reformphase. Eine Hoffnung, die 

durch das erste rot-grüne Regierungsbündnis 1985 in Hessen bestärkt 

wird. Tatsächlich verändern sich in diesen Jahren aber vor allem die 

Grünen selber. Sie treten an mit der Vorstellung, parlamentarische 

Repräsentantinnen der ausserparlamentarischen Bewegung zu sein –  
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Einheitslohn, Rotationssystem und quasi-imperatives Mandat schei-

nen selbstverständlich – und wandeln sich innerhalb weniger Jahre 

zu einer ganz normalen, im Wesentlichen den ökoliberalen Mittel-

stand vertretenden Partei. 

Bewegungen wie die Anti-AKW- und die Friedensbewegung, in 

denen linksradikale Gruppen zwar aktiv, aber nicht dominant sind, 

prägen weiterhin den politischen Alltag – erleiden aber dauerhafte 

Niederlagen. Der Häuserkampf erreicht 1981 seinen Höhepunkt – 

und wird teils durch Legalisierungen und teils durch rücksichtslose 

Räumungen beendet. Der Widerstand gegen den Bau der auch mili-

tärisch nutzbaren Startbahn-18-West bei Frankfurt wird zeitweise 

von Hunderttausenden unterstützt, zieht Kreise bis weit in die Ge-

werkschaften hinein – und verfehlt sein Ziel letztlich doch. Insbeson-

dere die Opposition gegen die Stationierung von US-amerikanischen 

Atomwaffen auf dem Territorium der BRD kann sich über grossen 

Zulauf freuen – in das Engagement für Frieden mischen sich aller-

dings unüberhörbar deutschnationale Töne. Einer der wesentlichen 

Ansatzpunkte der Friedensbewegung für ihre Massenmobilisierun-

gen ist die angeblich fehlende Souveränität und das Übermass an 

Fremdbestimmung Deutschlands. 1983 überschreitet die Bewegung, 

die den NATO-Doppelbeschluss und seine Umsetzung nicht verhin-

dern kann, ihren Höhepunkt – und beschränkt sich zunehmend auf 

symbolische Aktionen wie Blockaden von Prominenten vor US-Mi-

litärkasernen. In Wackersdorf beginnt im Februar 1985 der Wider-

stand gegen die geplante Wiederaufbereitungsanlage. 

Die «taz», die ab dem 20. Januar 1979 regelmässig erscheint, ist 

Ausdruck und in gewisser Weise auch Organisator der Nach-1977er-

Opposition: «Die Zeitung soll ein Teil der öffentlichen Meinung wer-

den...» heisst es im «Prospekt Tageszeitung». Schon ein halbes Jahr 

nach Erscheinen der ersten täglichen «tazzen» wird die Zeitung be-

setzt: «In einer Situation, in der inzwischen über 70 Gefangene im 

Hungerstreik sind... und in den gleichgeschalteten Medien Nachrich-

tensperre über den Hungerstreik herrscht, hat die taz bis jetzt nichts  
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über Inhalte und Hintergründe des Streiks gebracht.» Die «taz» rea-

giert auf die Forderung, die Hungerstreikerklärungen abzudrucken, 

schroff: «Wir haben als langjährige Leser linker Zeitschriften den 

militärisch stereotypen Sprachstil der ‚Kommandoerklärungen’ über 

uns ergehen lassen müssen... Nur Beiträge, die die Situation der Ge-

fangenen so beschreiben, dass ein Zugang auch für die Leser möglich 

ist, die sich bislang mit diesem Bereich nicht auseinandergesetzt ha-

ben... hat Platz in einer linken Tageszeitung.» Jahre später, die Dis-

kussion über die deutsche Asylgesetzgebung wird belebt und Aus-

länderfeindlichkeit wird als Problem offensichtlich, veröffentlicht 

das Sprachrohr der Alternativszene eine seitenfüllende, aber ernst ge-

meinte Diskussion: «Linke diskutieren Ausländerstopp.»: «Man 

muss auch den Mut haben zu sagen, ich bin für Ausländerstopp. 

Deutschland und Europa sind nicht in der Lage, Millionen von Men-

schen einzugliedern.» 

Auch international sind die Jahre 1978 bis 1985 bewegt: 1979 

flieht der Schah aus dem Iran. Zwei Wochen später etabliert der Aya-

tollah Khomeini einen Revolutionsrat. In der internationalistischen 

Bewegung kommt es zu erbitterten Debatten über die Haltung zum 

neuen islamischen Regime – soll man es als antiimperialistischen 

Verbündeten betrachten oder wegen der diktatorischen Durchsetzung 

religiöser Doktrinen und der Missachtung der Menschenrechte ver-

urteilen? Am 20. Juli siegen die Sandinistas über das Somoza-Re-

gime und übernehmen die Regierungsgewalt in Nicaragua. 

Die USA und die UdSSR einigen sich auf den SALT-II-Vertrag. 

Gleichzeitig beschliessen die NATO-Staaten, mit Zustimmung der 

BRD-Regierung, die sogenannte Nachrüstung – die Stationierung 

atomarer Marschflugkörper und Mittelstreckenraketen in der BRD. 

Am 24. Dezember 1979 marschiert die Rote Armee in Afghanistan 

ein – auch das ein Anlass für scharfe Kontroversen in der Friedens-

bewegung und den linken Gruppen insgesamt. 1980 wird in Polen 

die oppositionelle Gewerkschaft «Solidarnosc» gegründet. In Peking 

beginnt im selben Jahr der als Abrechnung mit der Kulturrevolution 

geplante Prozess gegen die «Viererbande», der mit Todesstrafen en-

det. 
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Die USA und die BRD schliessen das für Kriegsfälle gedachte 

«Wartime-Host-Nation-Support»-Abkommen, das für Interventio-

nen im Nahen und Mittleren Osten wichtig werden wird. Der Ab-

schuss eines südkoreanischenJumbos über Sachalin 1983 durch sow-

jetische Jagdflugzeuge führt zu einer internationalen Krise, wohinge-

gen die im selben Jahr stattfindende US-Intervention in Grenada fol-

genlos hingenommen wird. 1985 wird von den USA ein Handelsem-

bargo gegen Nicaragua verhängt. 

Die Gefangenen aus der RAF versuchen, sich mit mehreren Hun-

gerstreiks gegen ihre nach 1977 noch einmal dramatisch verschärfte 

Haftsituation zu wehren – und erreichen einige, wenngleich keine 

durchgreifenden Verbesserungen. Das hat auch damit zu tun, dass es 

nicht gelingt, eine breite Solidaritätsbewegung für die Hungerstreik-

forderungen ins Leben zu rufen. Zum einen stösst die ins Zentrum 

gerückte Forderung nach Anerkennung als Kriegsgefangene1 auf 

sehr wenig Verständnis und Zustimmung auch bei linksradikalen 

Gruppen, die sich für humane Haftbedingungen engagieren, die po-

litischen Positionen der RAF aber deutlich kritisieren; zum anderen 

wirkt die verschärfte Repression des «Deutschen Herbstes» nach, 

und gerade die linke und linksliberale Intelligenz zeigt sich ängstlich 

bemüht, auf keinen Fall einen Sympathisanten-Verdacht auf sich zu 

ziehen. Zu öffentlichen Kontroversen kommt es im Verlauf des 

Streiks 1981 vor allem um die Zwangsernährung, die auf Anweisung 

der Bundesanwaltschaft bei allen Gefangenen angewandt werden 

soll. Dagegen protestieren auch zahlreiche Ärzte – und weigern sich 

z.B. in West-Berlin, entsprechende Behandlungen durchzuführen. 

Am 15. April 1981 stirbt Sigurd Debus an den Folgen der Zwangser-

nährung – der Arzt Karl Heinz Roth spricht anlässlich einer De-

monstration zum Gedenken an Debus von einer «medizinisch 

schlecht getarnten Behandlungsfolter». Der Hungerstreik wird nach 

Debus’ Tod abgebrochen. Den nächsten grossen Hungerstreik begin-

nen die Gefangenen aus der RAF am 4. Dezember 1984. Am 1. Feb-

ruar 1985 brechen sie ihn ab. Auch diesmal sind die Auseinanderset-

zungen um die «richtige Solidaritätsarbeit» programmiert: Zwischen 
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dem Vorschlag einer Amnestie2, der vor allem von Intellektuellen 

wie Wolfgang Pohrt und Gefangenen wie Klaus Jünschke und Gert 

Schneider, die sich von der RAF abgewandt haben, forciert wird, und 

den Forderungen der Gefangenen nach Zusammenlegung und Aner-

kennung als Kriegsgefangene gibt es keine Vermittlung. Gruppen aus 

dem autonomen und kommunistischen Spektrum haben ähnliche 

Probleme, den Hungerstreik zu unterstützen wie 1981 – sie engagie-

ren sich zwar für die Verbesserung der Haftbedingungen, nicht aber 

für die Taktik und Strategie der RAF. Kirchliche Gruppen und Per-

sonen aus dem linksliberalen Spektrum beziehen erst spät, nach Be-

ginn der Zwangsernährung für Gefangene, Position. Im Verlauf des 

Hungerstreiks werden über 40 Anschläge auf Einrichtungen vor al-

lem der US-Army und wichtiger Rüstungsunternehmen, aber auch 

auf Banken und Konsulate verübt. «Die besten Aktionen, die gelau-

fen sind, blieben ein propagandistischer Selbstzweck und drücken 

keine wirkliche Gegenmacht aus. Mobilisiert wird nur noch, wenn 30 

Genossen erklären, dass sie ihren Tod in Kauf nehmen. Mobilisiert 

wird für eine Form von Guerilla, die sich selbst diskreditiert und mit 

der kein Mensch mehr Befreiung verbinden kann» kommentieren die 

«Revolutionären Zellen» den Hungerstreik und diesen Versuch mili-

tanter Mobilisierung, die kurz vor Ende des Streiks noch ein Todes-

opfer fordert: Am 20. Januar 1985 wird Johannes Thimme von einer 

fehlgezündeten Sprengladung, mit der er eine Aktion zur Unterstüt-

zung des Hungerstreiks machen wollte, getötet, Claudia Wannersdor-

fer wird schwer verletzt. 

Das Mai-Papier 1982 

Wir reden von dem, was wir in den letzten Jahren erfahren haben und was 

wir daraus machen wollen. Das muss hier natürlich auf seine allgemeinen 

Bestimmungen begrenzt bleiben. Wir sagen, dass es jetzt möglich und not-

wendig ist, einen neuen Abschnitt in der revolutionären Strategie im imperia- 
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listischen Zentrum zu entfalten. Hier wollen wir als eine Voraussetzung da-

für, aus dem was sich in den letzten 2, 3 Jahren in Diskussionen, Versuchen, 

realen Schritten zusammengeschoben hat, ein Stück von dem Boden holen, 

auf dem die Sache laufen kann. 

Die Idee, die Vorstellung hat eingeschlagen, davon kann man ausgehen. 

Die praktischen Anfänge zeigen, dass es geht und dass es trifft: Guerilla und 

Widerstand, eine Front. Jetzt geht es darum, was insgesamt als Möglichkeit 

quer durch alle Gegenden und Szenen schon lebt, oft diffus und nur als un-

gefähre Vorstellung spürbar auf neuer Stufe Kampf werden zu lassen, dass 

heisst zur Wirksamkeit und Strategie zu bringen. Jetzt, weil sonst das Neue, 

Produktive und Offene, der Stachel des Ganzen, die Möglichkeit so noch 

nicht dagewesener Entwicklungen wieder verschwimmt und zerfällt. 

Wir haben 77 als den Übergang von der ersten zur nächsten Etappe der 

Guerilla bestimmt. Der Zusammenstoss zwischen Guerilla und Staat 77 war 

Katalysator für einen Umschlag der politischen Situation hier. Die Bedingun-

gen des Kampfs haben sich in der Dialektik von Angriff und Reaktion ver-

ändert. Und wie sich die Bedingungen ändern, können und müssen sich die 

Formen des Kampfs ändern. Nach 77 war nichts mehr wie vorher, der Staat 

nicht, die Linke nicht, die Rolle der BRD in der internationalen Politik nicht, 

die Stellung des bewaffneten Kampfs im Zentrum im Rahmen des internati-

onalen Klassenkriegs nicht. 

Wir haben 77 Fehler gemacht und die Offensive wurde zu unserer härtes-

ten Niederlage. Dazu werden wir hier noch im Einzelnen etwas sagen. Die 

Situation heute – dass wir durch die Wirkung, die die Konfrontation entwi-

ckelt hat, stärker als vorher daraus hervorgekommen sind – zeigt, dass Fehler 

und Niederlage nicht das Entscheidende waren. In grundsätzlicher Sicht hat 

die Offensive 77 unseren Kampf seit 1970 zusammengefasst und zur Ent-

scheidung gestellt. 

Die gesamte Phase der Kämpfe um die Entstehung und Entwicklung der 

RAF war in der einen Machtfrage konzentriert: ob diese Gefangenen frei-

kommen, mit denen der Staat die RAF und die Staatsraison verbunden hat – 

wie überhaupt der Kampf um die Durchsetzung des Konzepts der Metropo-

lenguerilla: ob bewaffnete Politik in der BRD sich tatsächlich verankern und 

so die revolutionäre Perspektive eröffnen kann, die erste grundsätzliche 

Machtfrage war, die in allen Aktionen, Gefechten, Fahndungen, Medienkam-

pagnen in den Jahren bis dahin als Kern enthalten war. 

Hundertmal hat die Regierung deshalb unser «Scheitern» verkünden las-

sen. Tausendmal hat deshalb das Gezeter des grössten Teils der Linken die 

«Aussichtslosigkeit» bewaffneten Kampfs beschworen. Isolation, Trakts, der 
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Schauprozess in Stammheim sollten auslöschen, was aufgetaucht war. 

Schliesslich 77. 

Wir sind uns heute sicher, dass sie sich für den Tod Schleyers, für die Mög-

lichkeit, fast hundert Leute in Mogadischu in die Luft fliegen zu lassen, ent-

schieden haben und sich entschlossen haben, die Stammheimer Gefangenen 

zu liquidieren, weil sie wirklich gehofft und geglaubt hatten, dass damit ein 

für allemal oder jedenfalls für die nächsten Jahre Schluss ist. Die Dialektik 

der Entwicklung, durch die jetzt alles anders aussieht, zeigt genau, was Gue-

rilla ist und was der Staat ist und wie der Kampf läuft. Sie hätten es fast ge-

schafft – aber die Ironie ist, dass sie genau dadurch eine Situation geschaffen 

haben, in der wir unter veränderten und so besseren Bedingungen weiter-

kämpfen konnten. 

In dieser äussersten Anstrengung, in der es für sie keine Grenzen mehr gab, 

durch die Niederschlagung der Offensive 77, die sie wie nichts vorher an der 

Gurgel hatte, unser Ende herbeizuführen, waren sie gezwungen, zum reinen 

starken Staat zu werden, die Unterwerfung des gesamten oppositionellen 

Spektrums zu erzwingen, jede auch nur kritische Geste niederzuwalzen und 

sich als unentrinnbarer Apparat der Gesellschaft bis in die feinsten Veräste-

lungen gegenüberzustellen. 

Damit haben sie im Herbst 77 jeder Fundamentalopposition neue Verhält-

nisse und existentielle Lebensbedingungen gesetzt – als aktuelle Erfahrung 

und als Perspektive zukünftiger Kämpfe, die jeden gezwungen haben, grund-

sätzlich neu zur Macht in Beziehung zu treten – oder sich aufzugeben. 

An dem Punkt ist die objektive Situation in ihrer einfachsten Rückführung 

auf die Frage, ob jetzt vielleicht tatsächlich Schluss ist mit Guerilla, subjektiv 

für viele, für die es hier keine Perspektive mehr gibt, zum Augenblick der 

existentiellen Erfahrung geworden, dass wenn es wirklich so wäre, ihre gan-

zen Hoffnungen und Vorstellungen von einem anderen Leben auch ver-

schwunden sind. Dass es nur Hoffnung gibt, solange es Kampf gibt. Dass sie 

die Guerilla wollen und brauchen, dass unsere Niederlage ihre Niederlage ist. 

Aus dieser neuen Erfahrung der Notwendigkeit der Guerilla kann der Sprung 

zu einem neuen Bewusstsein leicht sein: wenn der Kampf der Guerilla die 

eigene Sache ist, kann die Verwirklichung davon nur sein, sich selbst – auf 

welcher Ebene auch immer – politisch und praktisch in den Zusammenhang 

der Strategie der Guerilla zu stellen. 

Der Sprung ist das innere, lebendige, in konkreten Personen verkörperte 

Moment der Veränderung der Bedingungen für den Kampf hier: für die Ent-

wicklung der revolutionären Front in der Metropole. 

Es ging 7 Jahre lang darum, in dieser politischen Wüste, in der alles nur 

Schein, Ware, Verpackung, Lüge und Betrug ist, den Geist und die Moral, die 

Praxis und die politische Orientierung des unwiderruflichen Bruchs und der 
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Zerstörung des Systems hereinzubringen. Guerilla. Aus der Verbindung und 

der Identität mit den Kämpfen in Südostasien, Afrika und Lateinamerika, ge-

waltsam hier hereinzubrechen und sich festzusetzen. Was Che die Phase des 

Überlebens und der Verankerung genannt hat, war hier die Phase der Durch-

setzung des Konzepts, das weiterlebt und aufgegriffen wird, selbst wenn die 

in einem bestimmten Moment existierenden illegalen bewaffneten Gruppen 

aufgerieben wären. Gewaltsam durchgesetzt, allerdings. In jeder Beziehung. 

Und isoliert. Nicht nur gegen einen historisch beispiellosen Repressionsap-

parat, auch gegen die Vorstellung von Leuten, mit denen wir lieber anders 

zusammengekommen wären. In dieser seit Generationen niedergewalzten 

und eingeebneten Landschaft konnte der Gedanke an Befreiung kaum mehr 

durch die meterdicken Schichten von Korrumpierung, Entfremdung, Defor-

mierung die Herzen und Hirne erreichen. Jetzt ist die Frage, ob in der BRD 

und Westeuropa bewaffnet gekämpft werden soll und gekämpft wird, erle-

digt. Es ist evident. Das heisst nicht, dass Guerilla gesichert wäre, das ist nie 

so, aber die Existenz der Politik der Guerilla ist jetzt Grundlage, auf der der 

Kampf entwickelt wird. 

Im internationalen Klassenkrieg ist die Entfaltung der authentischen revo-

lutionären Strategie im imperialistischen Zentrum aktuell geworden. 

Nachdem aus dem internationalen Zusammenhang der Kampf um Befrei-

ung vom isolierten Guerillaprojekt zur greifbaren Wirklichkeit in den Ausei-

nandersetzungen des Tages durchgebrochen ist, geht es jetzt um den Sprung 

mit beiden Beinen auf den Boden der Situation hier, um Widerstand in der 

Metropole in der umgekehrten Bewegung von hier aus zur Front im interna-

tionalen Klassenkrieg zu bringen. 

Also die Strategie, die ihre Wurzel hier hat. Im existentiellen Hunger nach 

einem anderen Leben, in der Erfahrung der Totalität des imperialistischen 

Zentrums, in der Notwendigkeit des Widerstands hier. Die daraus die revo-

lutionäre Front im Zentrum als weiteren Abschnitt neben den Kämpfen in 

Asien, Afrika, Lateinamerika erobert. 

Das heisst, radikal sich selbst in dem, wo man mit Guerilla, Kampf um 

Befreiung verbunden ist, zum Ausgangspunkt der Entwicklung des antiimpe-

rialisitischen Kampfs zu machen. In einem offenen strategischen Konzept zu 

kämpfen, wo jeder, der aus dem Ernst seiner eigenen Lage, aus seiner Ge-

schichte und seinem subjektiven Prozess sich über das gemeinsame Ziel der 

Zerstörung des imperialistischen Systems und der revolutionären Umwäl-

zung der Gesellschaft in den konkreten Kampf, den Zusammenhang der Po-

litik der Guerilla stellt, Teil der revolutionären Front hier ist. Und es vom 

ersten Moment an seine wie unsere Sache ist, dass und wohin die Front im 

Zentrum sich entwickelt. Das meinen wir mit: zusammen kämpfen, eine 

Front. 

87 



 

Wenn man so will, unterscheidet sich unsere Aktionslinie bis 77 von der 

jetzt darin, dass es bis 77 immer auf das ankam, was direkt zum bewaffneten 

Kampf gekommen ist oder diesen Schritt vorbereitet hat und dass es jetzt 

darauf ankommt, dass Guerilla, militante und politische Kämpfe als integrale 

Komponenten im perspektivischen Fluchtpunkt der zu entfaltenden Metro-

polenstrategie zusammenkommen. 

Wir sagen: Wenn auch bewaffnete, illegale Organisation der Kern dieser 

Strategie ist, bekommt sie erst ihre ganze notwendige Kraft, wenn bewaff-

nete Politik mit militanten Angiffen, mit den Kämpfen aus der ganzen Breite 

der Erdrückung und Entfremdung und mit dem politischen Kampf um die 

Vermittlung ihres Prozesses zusammen zu einem bewussten und gezielten 

Angriff gegen die Dreh- und Angelpunkte des imperialistischen Zentrums 

gebracht wird. 

Wir stellen die subjektive Seite der Entwicklung aus der Dialektik von 77 

– die Möglichkeit der Front im Zentrum – in den Mittelpunkt. Sie ist das 

Entscheidende im Kampf in den imperialistischen Zentren, aus denen gesetz-

mässig – allein aus den sich entwickelnden objektiven Widersprüchen und 

Bedingungen unter dieser Herrschaftsweise von Krisenmanagement und 

Transformierung jeder gesellschaftlichen Entwicklung zum Herrschaftsmit-

tel – keine revolutionären Bedingungen, sondern nur Zerstörung und Fäulnis 

kommen können. 

Aber natürlich zieht sich keiner am eigenen Schopf auf eine neue Stufe, 

die qualitativ veränderte Situation jetzt ist aus der objektiven Entwicklung 

des internationalen Klassenkriegs entstanden und nur in ihm zu begreifen. 

Im Kampf der Befreiungsfront in Vietnam war die lange Geschichte der 

Befreiungskriege in den kolonisierten Kontinenten wie in einem Brennpunkt 

konzentriert und ihr Sieg hat die gesamte historische Phase der nationalen, 

antikolonialen Befreiung der vom Imperialismus unterworfenen Völker ent-

schieden. 

Die Wirkungen dieses historischen Durchbruchs: Die neue Stärke der jun-

gen Nationalstaaten auf der Ebene der internationalen Politik – die ökono-

misch-politisch-soziale Gesamtkrise der imperialistischen Kernländer – und 

der mit den Befreiungskämpfen gleichzeitige Aufstieg der Sowjetunion zur 

den USA gleichwertigen Grossmacht – haben das Gesamtkräfteverhältnis 

aus den Linien Nord-Süd, Ost-West und Staat-Gesellschaft innerhalb der im-

perialistischen Zentren zu einem zugespitzten, labilen Gleichgewicht zwi-

schen Imperialismus und Befreiung gebracht. Mit anderen Worten: Die In-

stabilität des imperialistischen Systems bedeutet seitdem weltweit eine Situ-

ation, in der der Imperialismus mit einer Niederlage an jedem Punkt des 

Weltsystems, oder dem Verlust irgendeiner seiner Machtpositionen – ob es 

um eine militärstrategische Position (wie südliches Afrika, Naher Osten), 
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oder die Verfügung über eine ökonomische Komponente (wie Öl, strategi-

sche Rohstoffe, technologischer Vorsprung), oder die politische Dominie-

rung einer geographischen Region (wie Mittelamerika, Golf) geht, in die end-

liche Krise des Systems kippen kann. 

Die Auseinandersetzung hat sich nach Vietnam von einer Konfrontations-

stellung: Zentrum des Befreiungskriegs, Front und Hinterland zu einer Linie 

hin verschoben, die weltweit quer durch jeden Abschnitt, jeden Kontinent, 

jedes Land geht. Weil jeder Abschnitt aus seiner Verflechtung und Bedeu-

tung im Gesamtsystem zum Auslöser des Einsturzes des Kräfteverhältnisses 

werden kann – und so tendenziell zur Front des Befreiungskriegs. 

Die imperialistische Reaktion musste sich, bildlich gesagt, auf das Kon-

zentrat ihrer Macht: Staat, die vereinheitlichten Apparate der US-Staaten-

kette, die Rekonstruktion ihrer militärischen, ökonomischen und politischen 

Handlungsfähigkeit und ihrer Durchsetzungsinstrumente zusammenballen, 

um von da aus, im Versuch die globale Entwicklung wieder zu bestimmen, 

überall: in den jetzigen Kämpfen in Asien, Afrika, Lateinamerika, in den jun-

gen Nationalstaaten, am Ost-West-Gegensatz, in Westeuropa anzugreifen 

mit dem Ziel, aus dieser Gesamtoffensive die Übermacht wieder zu errei-

chen. 

Für den antiimperialistischen Kampf heisst das, dass gegen diese Einheit 

der imperialistischen Reaktion die Kämpfe an allen Linien jetzt parallel ge-

führt werden müssen. Es sind verschiedene Abschnitte einer einzigen Front. 

Und als Kämpfe, die Seite an Seite geführt werden, wird jeder Abschnitt – so 

auch der westeuropäische – nur aus seiner eigenen Kraft, aus seiner besonde-

ren Entwicklung und seinen besonderen aktuellen und historischen Bedin-

gungen wirklich zur Front, die den Imperialismus erschüttern kann. 

So ist der Sprung aus der Dialektik der Konfrontation 77 zu qualitativ ver-

änderten subjektiven Bedingungen des Kampfs hier und unser Schritt zur Ba-

sis des Prozesses des Widerspruchs im Inneren dieses Zentrums vollkommen 

in die Entwicklung, in die Notwendigkeiten und Möglichkeiten des interna-

tionalen Klassenkriegs integriert. Er kam sozusagen gerade rechtzeitig. Tat-

sächlich hat 77 der Staat auch in diesem Zusammenhang gehandelt. Gegen 

Ende der ersten Formierungsphase der US-Staatenkette hat er sich an unserer 

Niederlage als diese Übermacht, die so erscheinen wollte, als gäbe es für 

seine Grenzen, keineswegs als Nationalstaat, sondern in der Dimension des 

globalen konterrevolutionären Projekts aufgetürmt. Als die europäische Füh-

rungsmacht, die in ihrer Funktion für das US-Staatensystem, die innerstaatli-

che und innerwesteuropäische politische Stärke gegen jede Form von Wider-

stand durchsetzen will, um international den Angriff führen zu können. Aber 

damit haben sie die Auseinandersetzung in zwei Richtungen vorangetrieben, 
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auf deren Linien die entscheidenden Kämpfe auch laufen werden: in die 

Breite zur Guerillabekämpfung als vereinheitlichte westeuropäische Staats-

politik – gegen die die Perspektive der westeuropäischen Front der Guerilla 

real geworden ist – und in die Tiefe der Gesellschaft, woraus die schärfste 

Polarisierung und der gesellschaftlich breiteste Riss aus der Einbindung in 

diesen Staat, aus seiner Logik und seinen Gesetzen in der Geschichte der 

BRD gefolgt ist – und damit die Möglichkeit der revolutionären Front hier. 

Es ist jetzt nicht mehr der Punkt, die inneren Veränderungen hier im Ein-

zelnen zu analysieren. Denn die Haltung und die Lebenspraxis derjenigen, 

die seitdem kämpfen, hat die veränderte Situation schon in sich und geht ganz 

einfach von ihr aus. Wir stellen einfach fest: Fundamentalopposition ist mit 

diesem System wie nie zuvor grundsätzlich fertig. Kalt, illusionslos, vom 

Staat nicht mehr zu erreichen. Da ist nichts mehr von «Systemveränderung» 

und «alternativen Modellen» im Staat. Sie sind nur noch skurril. Da ist ein-

fach Schluss – und erst hinter dem Ende des Systems wird eine Lebensper-

spektive vorstellbar. 

Der Imperialismus verfügt über keine positive, produktive Perspektive 

mehr, es ist nur noch die von Zerstörung. Das ist der Kern der Erfahrung, die 

die Wurzel der neuen Militanz in allen Lebensbereichen ist. Materiell in der 

ökonomischen Lebensgrundlage, in Rüstung und atomaren Kriegsplänen, die 

der natürlichen und sozialen Lebensbedingungen, und in der Person selbst, 

wo Entfremdung und Erdrückung in massenhafte Deformierung und Abtöten 

von individuellem Reichtum des Denkens, Fühlens, der Persönlichkeitsstruk-

tur umgeschlagen ist. Die meisten verzweifeln daran. Soweit hat der Imperi-

alismus in den Zentren seine Herrschaft perfektioniert und systematisiert, 

dass sie die Kraft zum Widerstand nicht mehr finden. Steilansteigende Selbst-

morde, Flucht in Krankheit, Suff, Pillen. Drogen, das ist die Reaktion auf die 

Wirklichkeit aus der langen Geschichte von Niederlagen, Ertragen und Lei-

den, aus der Entpolitisierung, in der die äussere Gewalt nicht mehr als die 

Ursache gesehen werden kann. 

Aber aus dieser Dimension des Elends kommt jetzt auch die existentielle 

Tiefe der Kämpfe und der Hass. Das ist nicht mehr die spontane, kurze Wut. 

Die ist in den ganzen Jahren verbrannt. Das ist der Boden, aus dem sich jetzt 

im Zentrum die revolutionäre Front entwickelt. Denn wenn die Entwicklung 

des Systems letztlich auf Zerstörung und Vernichtung zurückgeführt erlebt 

wird, trägt der Widerstand – bewusst oder auch nicht – das Moment in sich, 

dass es jetzt gegen und um das Ganze geht. Innerhalb konkreter Einzelkämpfe 

und über sie hinaus. Die Einheit des revolutionären Kampfs wird möglich 

und notwendig. Eine Aktionslinie für jeden, der diesen Kampf will, auf der 
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Bruch mit dem Staat, Revolte, militante Kämpfe überall zur Politik – zur 

Strategie des Angriffs auf das imperialistische Zentrum zusammenkommen 

können und die aus ihrer Praxis zwingend macht, dass sie darin zusammen-

kommen. 

Antiimperialistische Front 

Es hat in den letzten zwei Jahren eine Menge Flugblätter und Aktionen mit 

der Parole «Eine Front mit der RAF» gegeben und wir wissen, dass das Be-

dürfnis und die Bereitschaft dazu durch alle politisierten Bereiche geht. Aber 

zwischen dem, was in Bedürfnis, Bereitschaft, Anfängen potentiell an Front 

existiert und dessen Realisierung in Entwicklungsprozess, Organisierung, 

Bewegung ist immer noch eine enorme Diskrepanz. 

Die Front stellt sich nicht automatisch über ein Nebeneinander von Kämp-

fen und durch ihre Proklamation her. Sie verkommt in der Proklamation und 

die Mobilisierung dahin wird wieder zerfallen, wenn nicht mehr als jetzt 

schon dieses Konzept als praktische Frage – wie es laufen kann und dass es 

läuft angepackt wird. Nicht nur von uns. 

Die Front wird nur darüber real werden, dass jeder, egal an welcher Stelle, 

es zu seiner Sache macht, die Momente und Formen der Einheit des bewaff-

neten Kampfs aus der Illegalität und des politisch-militanten Widerstands aus 

der Legalität, die Mittel, die Taktiken und die Struktur, also ihren Handlungs- 

und Entwicklungsraum, der illegal ist, praktisch herauszufinden und sie be-

wusst im strategischen Prozess selbst weiterzubringen. 

Die Front ist Entwicklung des politischen und praktischen Zusammen-

hangs des Angriffs gegen die imperialistische Macht – oder sie ist nichts. 

Unsere Erfahrung aus den letzten zwei Jahren, in denen wir einen ersten 

Kern dieser neuen Struktur der Guerilla erreicht haben, ist, wie leicht sich 

der Zusammenhang spontan herstellt, wie stark er ist – subjektiv und objek-

tiv-materiell als Möglichkeit zum Angriff – und wie schwer es andererseits 

ist, den Prozess der Strategie über einzelne politische Initiativen, Aktionen 

und begrenzte praktische Zusammenhänge hinaus als kontinuierlichen in 

Gang zu bringen. Das ist der Knoten, der jetzt durchschlagen werden muss. 

Es geht dabei nicht um Moral, Eifer, Leistung. Es geht darum, aus der Ent-

scheidung für diesen Kampf sich in voller Konsequenz die reale Vorstellung 

davon zu machen, wie das System hier tatsächlich zu brechen ist und darin 

sich selbst zu bestimmen. 

Wir haben es mal an uns selbst erfahren und erfahren es jetzt mit denen, 

die wir direkt kennen: Das sprengende Moment für den Durchbruch, von 

dem jetzt abhängt, wie weit wir kommen, ist der Kampf derer, die angefan-

gen haben, in diesem Konzept zu kämpfen oder die das wollen, um den Be- 
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griff von sich selbst als Subjekte der antiimperialistischen Front. Sie in und 

mit sich selbst zu antizipieren und jede politische Initiative, jede Aktion aus 

ihr und für sie zu bestimmen: sich selbst in dem, was man anfängt, bis zur 

Front des Angriffs zu denken. 

Praktisch verhindern seit den ersten Diskussionen 79 um die Einheit des 

antiimperialistischen Kampfs immer wieder dieselben Blockierungen in und 

zwischen den antiimperialistischen Gruppen, was schon längst sein könnte: 

die handelnde Front. Wir können mit den Scheingefechten um den Fetisch 

militante Aktion oder um die Beschwörung der «Verbindung mit den Mas-

sen» nichts anfangen. Auch das Ringen um ein Bekenntnis zu uns, bzw. um-

gekehrt, das Lauern auf die Aufdeckung einer Verbindung zu uns in den Aus-

einandersetzungen sind überflüssig. Tatsache ist, dass dabei nur rauskommt, 

dass die einfachsten nächsten Schritte nicht gemacht werden. 

Front meint mehr als Actions, Front, also Kämpfe, die in ihren gemeinsa-

men Zielen zu einem Kampf werden und von daher sich politisch und prak-

tisch verbinden können, wird im westeuropäischen Zentrum in vielen Gestal-

ten leben. Die antiimperialistische Front in der BRD jetzt – das sind militäri-

sche Angriffe, einheitliche koordinierte militante Projekte, die darauf aus 

sind, die imperialistische Strategie zu durchkreuzen, politische Initiativen zur 

Vermittlung der Politik, die im aktuellen Widerstand eingreifen, sie ist struk-

tureller und organisatorischer Kampf um die Handlungsfähigkeit, sie ist zu 

jedem Moment ihrer Entwicklung Kampf um die Möglichkeit und den prak-

tischen Zweck von Diskussion und Kommunikation für den Prozess der Stra-

tegie. 

Front meint etwas anderes als die Erweiterung der Guerilla um eine Struk-

tur aus der Legalität. Wir haben gesagt, dass es einen «legalen Arm der RAF» 

nicht gibt und nicht geben kann. Natürlich haben wir Verbindung zu Leuten 

an verschiedenen Ecken und Enden und natürlich machen wir darin konkrete 

Politik der Guerilla – antiimperialistischer Widerstand kann aber nur als selb-

ständige, spezifische Entwicklung auf diesem Terrain auf das gemeinsame 

Ziel hin Teil der antiimperialistischen Front werden und erst darin ist die 

Trennung aufgehoben. Der Kampf auf diesem Terrain kann nur so politisch 

zünden, nur so Kontinuität und Stärke erreichen – und grundsätzlich ist 

Selbstbestimmung und volle Verantwortlichkeit an jeder Stelle des Kampfs 

revolutionärer Politik im westeuropäischen Zentrum substantiell. 

Die Auseinandersetzungen auf immer derselben Stelle, in denen isolierte 

Standpunkte und Glaubensbekenntnisse einander entgegengehalten werden, 

die Enge des vereinzelten Gruppendenkens, die Entschlusslosigkeit, es selbst 

anzupacken, fallen dort einfach weg, wo sich der Begriff der Situation zu 

eigen gemacht wird: dass die antiimperialistische Front so dringend notwen- 
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dig wie schwach entwickelt ist – und dabei potentiell so stark in ihrer Position 

im westeuropäischen Zentrum und in ihrer enormen Möglichkeit im interna-

tionalen Befreiungskrieg sein kann. 

Die relevante, kämpfende Front gegen die imperialistische Strategie muss 

das unmittelbare nächste Ziel sein. Die Menge Wissen über Imperialismus 

und seine Pläne, wie es immer aus den Papieren quillt und die Entschieden-

heit und das Feuer in militanten Aktionen sind umsonst, wenn aus beidem 

nicht der Entschluss kommt, den Zusammenhang herzustellen, der sich vor-

nimmt, eine ganze Entwicklung zusammen durchzukämpfen. 

Aus dem was jetzt ist: aus dem, was im aktuellen Widerstand steckt und aus 

den Bedingungen des Kampfes in der Metropole, die politischen, strukturel-

len, praktischen Elemente und Linien des Angriffs auf den Kern der imperia-

listischen Macht hier: BRD-Staat und NATO herauszuziehen, um sie offensiv 

weiterzuentwickeln. 

Die Situation ist – dass der antiimperialistische Kampf hinter der Offensive 

der zwar widersprüchlich, aber doch vereinheitlichten imperialistischen Ma-

schinerie zurück ist. Die Anfänge der neuen antiimperialistischen Mobilisie-

rung haben sich nicht gegen die imperialistische Rekonstruktion nach Viet-

nam und dem Beginn der Krise, gegen die Vorbereitung und Einleitung ihrer 

Offensive gebildet – in dieser Phase war der Widerstand im Abfuck und 

schliesslichen Zusammenbruch der 68er Linken gelähmt – sondern erst gegen 

die längst laufenden reaktionären Angriffe auf allen Ebenen. Ihre Offensive 

rollt, spontan gibt es grossen Widerstand, antiimperialistische Politik ist darin 

aber keine durchschlagende Orientierung. Dazu muss sie als initiativer, rele-

vanter Faktor in den Auseinandersetzungen um und gegen die imperialisti-

schen Projekte überhaupt präsent sein, an denen sich der Verlauf der realen 

Geschichte jetzt bestimmt. Die US-Kriegsstrategie in Europa – die reaktio-

näre Offensive des Staats nach innen – die internationale Rollback-Strategie 

der imperialistischen Staatenkette gegen die Befreiungsbewegungen und die 

jungen Nationalstaaten und gegen die sozialistischen Staaten. 

Die Situation ist – dass es tatsächlich offen ist, wie die Geschichte jetzt 

verlaufen wird. Der US-Imperialismus kann in seiner historischen Krise – in 

der es seit 40 Jahren zum erstenmal um seine Existenz geht – zu den äussers-

ten Mitteln greifen und wird das auch tun, wenn das System in die unkalku-

lierbare Krise rutscht und wenn sie nicht daran gehindert werden. Das hat 

angesichts seines nuklearen Vernichtungspotentials allerdings eine katastro-

phische Perspektive – die zu fürchten wir, die international Unterdrückten 

und Ausgebeuteten keinen Grund haben. Denn bedeutet sie in jedem Fall das  

93 



 

Ende des Imperialismus, so bedeutet der Imperialismus in jedem Fall unser 

Ende. Unsere Haltung zur Perspektive nuklearer Vernichtung ist erstens, dass 

wir sie nicht fürchten und zweitens, dass wir sie nur durch den revolutionären 

Krieg verhindern können und verhindern werden. Viel mehr als in der Wahr-

scheinlichkeit eines Atomkriegs liegt die Schärfe der Situation darin, dass 

der US-Imperialismus mitten in der Entfaltung einer umfassenden Offensive 

ist, die alle Dimensionen enthält, deren Ziel es ist, sich wieder als die Welt-

macht aufzurichten, was dann nur auf einer erweiterten Stufe seiner gesamten 

Herrschaft möglich ist – in die eingegriffen werden kann und es entscheidend 

auch vom antiimperialistischen Kampf in Westeuropa abhängt, ob ihr Ver-

such für sie ausgeht oder zu einem weltweiten Sprung im Kampf um Befrei-

ung gegen sie wird. Erweiterte Stufe der Herrschaft heisst eben auch ohne 

den grossen Krieg: Produktion von Vernichtung im täglichen Leben, in den 

Lebensbedingungen, in Manipulation und Repression – Sterben und die Zer-

störung von menschlicher Substanz für Millionen und für lange. 

Für uns, aus der relativen Schwäche gegenüber einer Macht, die hier fast 

alles hat, ist die Situation auch – dass sie zwar in der Lage sind – und das 

noch länger – eine Front, die hier ihre Macht bedroht, nicht Zustandekommen 

zu lassen, dass sie zur Lösung ihrer Gesamtkrise aber auf sozialer, gesell-

schaftspolitischer, militärpolitischer Ebene gezwungen sind, aggressiv 

Macht an sich zu reissen und damit die politischen Grenzen in der Metropole, 

die «Belastbarkeit», zu überschreiten – Demokratie, Wohlstand, innerer 

Friede – und sie das nicht ewig durchhalten werden, wenn es immer wieder 

im antiimperialistischen Kampf gebrochen, d.h. in der Konfrontation offen 

wird und so der dünne ideologische Faden zwischen Staat und Gesellschaft 

reisst. Diese politischen Grenzen sind für das imperialistische Zentrum West-

europa historisch konstitutiv geworden. Sie sind als Säulen des Systems ge-

rade gegen Arbeiterbewegung und Befreiungskriege aufgebaut worden und 

lassen sich nicht mehr ohne Auseinanderbrechen der gesamten Gesellschaft 

generell wegräumen. An diesem Punkt kann die relative Schwäche des anti-

imperialistischen Kampfs im westeuropäischen Zentrum zur Stärke im inter-

nationalen Kampf gemacht werden. Denn im Massstab des gesamten impe-

rialistischen Systems wird ihr globales Restrukturierungsprojekt nur funkti-

onieren, wenn die Formierung im Inneren der imperialistischen Zentren ohne 

ernsthafte, durchgreifende Friktion verhältnismässig glatt und zügig läuft. 

Über den Bruch im antiimperialistischen Kampf hier kommt ihr Projekt in 

den internationalen Widersprüchen nicht durch – oder sie erzwingen Lösun-

gen nach innen wie aussen mit ihrer Übermacht um den Preis eines interna-

tionalen, vereinheitlichten Klassenkriegs auf höherer, intensiverer und wei-

terrei- 
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chender Stufe, d. h. um den Preis der Aktualität des Kampfs zur Zerschlagung 

des imperialistischen Systems. 

Von hier aus kämpfen wir. Und nur das, der Begriff unserer Möglichkeit, 

der eigenen Kraft, der Chance, die nur wir hier haben – und damit auch der 

unserer Verantwortung – kann das Mobilisierende sein, an dem die antiimpe-

rialistische Front hier aufsteht und sich entwickelt. 

Die Entwicklung in Westeuropa ist zu einem Angelpunkt in der weltweiten 

Auseinandersetzung geworden. Aus der Bewegung des internationalen Klas-

senkriegs ist einerseits für die imperialistische Strategie die Offensive in und 

aus Westeuropa mit dem Kernstaat BRD zentral für den Versuch, sich in einer 

neuen Runde als funktionierendes Weltsystem Herrschaft und Kapitalrepro-

duktion zu sichern, und andererseits, von unserer Seite aus, die Entwicklung 

der Front im Zentrum wie als pure Lebensnotwendigkeit dagegen zwingend, 

so als Bedingung dafür notwendig, dass die Tendenz zur Stagnation des glo-

balen Befreiungsprozesses jetzt im Ost-West-Gegensatz und durch die 

Zwänge der staatlichen Entwicklung in den national befreiten Ländern, auf-

gebrochen werden kann. 

Die Zentren selbst und Westeuropa als Schnittpunkt der Linien Ost-West, 

Nord-Süd und Staat-Gesellschaft im Besonderen, sind Ausgangspunkt und 

Kernstück ihres Restrukturierungsprojekts. Hier müssen sie versuchen, die 

militärische Macht für den Druck auf die sozialistischen Staaten und gegen 

den nationalen Befreiungskampf herauszuholen und die ökonomische Po-

tenz, die schlingernde wirtschaftliche und soziale Krise im Innern in den Griff 

zu kriegen und die sich entwickelnden jungen Staaten zu dominieren und sich 

einzugliedern und – als Bedingung von allem – die innere politische Homo-

genität, wenn nicht als Konsens, dann jedenfalls als Ruhe im eigenen Haus 

gewaltsam zu erzwingen. In diesem Sinn sind sie auf die Zentren zurückge-

worfen. Sie müssen und werden offensiv und aggressiv im Zentrum das re-

aktionäre Gesamtkonzept versuchen durchzusetzen, auf allen Ebenen und mit 

allen Kräften. 

Mittelstreckenraketen, Neutronenbombe, konventionelle Hochrüstung – 

Kapitalkonzentration und -Zentralisation, Rationalisierung, eingeplante, 

massenhafte Arbeitslosigkeit, Instrumentalisierung des Menschen als An-

hängsel der Maschine – die wegen der Bedeutung als Kriegsmittel auf dem 

Weltmarkt für sie unabdingbare Forcierung der Energiepolitik – die Zerstö-

rung der gesellschaftlichen Strukturen nach dem Interesse der Polizei und des 

Grossen Geldes – Auspowerung beim Run nach dem Lebensunterhalt, Aus-

bildung als Fabrikbullen, Justiz, Knast – usw. 

Sind Vorstösse dieser militärisch konzipierten Offensive, die eiserne  
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Klammer um alle Teilbereiche der Metropolengesellschaft, die uns längst 

keine Wahl mehr lässt, ob wir die Front im Zentrum wollen oder nicht – der 

Krieg läuft. Die Frage ist nur noch, ob es gegen die reaktionäre Offensive die 

revolutionäre Front geben wird oder nicht. 

Gegen diesen Horizont entsteht die antiimperialistische Front im Zentrum. 

Ihre Wirkung ist allein an der Verhinderung oder Nicht-Verhinderung einzel-

ner, aktueller imperialistischer Projekte hier nicht zu messen, was sie erreicht, 

erreicht sie immer als Kampfabschnitt der internationalen Front für sie und 

erst aus dieser Totalität der Konfrontation Imperialismus – Befreiung kann 

das Kräfteverhältnis geschaffen werden, das die soziale Revolution hier mög-

lich macht. 

Widerstand gegen die hier ausholende imperialistische Maschine – das ist 

auch unsere Definition der Aktion der Guerilla und der Entwicklung der an-

tiimperialistischen Front – ist Angriff und Entwicklung der revolutionären 

Front im Zentrum im Rahmen des weltweiten Kampfs. 

Angriff, den die ganze Situation jetzt verlangt – und der von hier kommen 

muss. International stehen sich die beiden Blöcke waffenstarrend versteinert 

im Overkill-Potential gegenüber, Befreiungsbewegungen sind Staaten ge-

worden und die ihn noch nicht haben, handeln im Kampf um ihn als Quasi-

Staaten. Das Hauptterrain auch für die Befreiungsbewegungen und die jun-

gen Staaten ist das der internationalen Politik, der internationalen Beziehun-

gen geworden – zwischen dem Ost-West-Gegensatz, der sich in diesen Län-

dern reproduziert, dem Weltmarkt, in dem und gegen den sie gezwungen 

sind, sich zu entwickeln und der neuen politischen Stärke der national befrei-

ten Staaten in den internationalen Gremien, die ihnen etwas Raum gibt, das 

ist die logische Entwicklung. Ausdruck der Stärke, die der nationale Befrei-

ungskampf erreicht hat und Ausdruck der Schwäche, sich noch auf das vom 

Imperialismus bestimmte System der Staaten beziehen zu müssen. 

Die Entwicklung des Landes in dieser Situation bringt die politische Füh-

rung der jungen Staaten in den doppelten Widerspruch – zum sich vertiefen-

den Elend, der Armut der Bevölkerung, der Unterentwicklung und den For-

derungen daraus nach radikalen Lösungen – und zu der Unvermeidlichkeit 

im Kampf um die Mittel dafür, über die fast völlig die imperialistischen Staa-

ten verfügen, sich mit ihnen auch arrangieren zu müssen, der sie tendenziell 

in eine immer weiter auseinanderklaffende Schere von Zwängen treibt, die 

sie katastrophal in Bürgerkriegen, Hunger, Verzweiflung, Repression, Inter-

vention auseinanderreissen kann. Diese Widersprüche haben sie sich aber 

nicht ausgesucht. Sie sind zuallererst Ergebnisse der Kolonialgeschichte, aus 

der der Imperialismus selbst noch aus den hinterlassenen Zerstörungen pro-

fitiert, auch wenn er schon aus dem Land hinausgeflogen ist. 
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Die Guerilla in den Metropolen und die militanten Kämpfe heute sind die 

Ergebnisse einer Dynamik, die die Befreiungsbewegungen ausgelöst haben – 

und wenn durch ihren Kampf überhaupt eine Bewegung hier nach über 30 

Jahren hochgekommen ist, dann ist die Situation jetzt dort zentral darin be-

dingt, dass die Kämpfe hier so wenig entwickelt sind. 

Es kann keine Perspektive zur Zerstörung des imperialistischen Systems 

geben, solange die Perspektive der Zerstörung in seinen Macht-, Kommando- 

und Produktionszentren nicht eröffnet ist. Das heisst, solange die Politik nicht 

materielle Gestalt geworden ist, die als relevante Kraft im internationalen 

Kampf, in ihrer realen Bewegung, den Zielen und der Kontinuität, den Willen 

und die Möglichkeit zum Ende des Systems zeigt. Erst dann wird ein revolu-

tionärer Sprung denkbar. Der Imperialismus bricht nicht an sich selbst zu-

sammen. Er bricht auch nicht durch eine Einkreisung und Einschnürung von 

aussen zusammen. Ohne Entwicklung der Front hier wird in weltweiter Di-

mension kommen, was in der Geschichte der Klassenkämpfe in Europa und 

politisch im Ost-West-Konflikt das Tödliche geworden ist: erstarrter, verbit-

terter Grabenkrieg. Ein imperialistischer Apparat, militärpolitisch aggressiv, 

technologisch und Produktions- und organisationstechnisch hochgepusht, der 

sein Ziel, wieder einzige Weltmacht zu werden, militärisch gegen den Willen 

der Sowjetunion und der sozialistischen Staaten gleichwertige Macht zu blei-

ben und politisch gegen das Selbstbewusstsein der Völker in Afrika, Latein-

amerika, Asien nicht mehr erreichen wird – der mit seinen umfassenden po-

litisch-ökonomisch-militärischen Kriegsmitteln aber stark genug ist, den na-

tional befreiten Ländern die Bedingungen ihrer Entwicklung zu diktieren und 

sie damit zu blockieren und vielleicht stark genug, die sozialistischen Staaten 

durch Rüstungszwang und über den Weltmarkt ökonomisch zu zerrütten – 

und der in der Metropole in der der Staat nicht aufhören wird zu versuchen, 

die imperialistische Macht doch noch zur Übermacht aufzurichten, unter 

Auspowerung, Polizeistaat und Krisenmanagement eine faulende Gesell-

schaft festpresst. 

Kampf um Befreiung 

So zwingend Widerstand und revolutionärer Angriff aus der eigenen Lage 

ist, ist das auch unsere Möglichkeit – und nur unsere – diese Perspektive zum 

Ende des Systems zu eröffnen. Eine Perspektive, die in der Funktion zum 

Bruch der imperialistischen Macht über diese Funktion hinaus geht: 

Aus der Reife der Metropole, in der die produktive gesellschaftliche Ent-

wicklung begonnen hat, in Vernichtung umzuschlagen, weist revolutionärer 
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Kampf hier in seinen Zielen und in der Struktur der kämpfenden Front in eine 

gesellschaftliche Zukunft über die historischen Grenzen des existierenden 

Staatensystems hinaus. Im historischen Abschnitt des auf den äusseren Linien 

zurückgedrängten und im Innern in der Gesamtkrise sich zersetzenden Impe-

rialismus, ist die Reife der Metropole umgewälzt zu werden auch die Reife 

zum Kampf, der radikal auf den Umbruch der gesellschaftlichen Verhältnisse 

zu den kommunistischen Zielen orientiert ist. Worin Leben nicht in einer wei-

teren Übergangsetappe, Sieg nicht als Übernahme des Staats vorgestellt ist, 

sondern der einheitliche Prozess des Widerstands, der Gegenmacht und der 

Umgestaltung zur Befreiung ist. 

Revolutionäre Politik hier ist die Strategie, die in einem den Widerstand in 

der täglichen Realität hier als Prozess des Kampfs um Befreiung fasst – und 

ihn als Teil, Abschnitt und Funktion der weltweiten Kämpfe, in deren Zusam-

menwirken das Ziel nur erreicht werden kann. 

Diese Politik hat mit Weltanschauung nichts zu tun. Sie stellt nicht noch 

eines dieser sich ablösenden ideologischen Modelle auf, von denen behauptet 

wird, dass sie später verwirklicht werden. Sie kann nur realer Prozess sein. 

Signal der Utopie, ist sie eine langfristige und direkte Strategie – man kann 

sagen, eine Lebensweise – in der das strategische Ziel der Zerstörung der im-

perialistischen Macht verbunden ist mit realer Veränderung jetzt – der Pro-

zess, der in den Schritten der Entwicklung der Front, die Besetzung des poli-

tischen Terrains und der Person durch den Staat zerstört – der sich in der Pro-

duktion von Gegenmacht die jeweiligen Bedingungen zur politisch-militäri-

schen Offensive schafft, und als Produktion, als materielle Entwicklung, die 

Wiederherstellung der vollen Dimension des Menschen in den Beziehungen 

der Kämpfenden in sich hat. Unmittelbare Veränderung, befreites Gebiet, Re-

volution sind vollkommen in den Prozess des Widerstands integriert – und 

nur so haben sie Wahrheit. Revolutionäre Strategie ist hier einfach die Stra-

tegie gegen ihre Strategie. 

Die ihren strategischen Plan in ihren konkreten Projekten angreift durch 

den materiellen Angriff die imperialistische Offensive nach innen und aussen 

politisch bricht und damit Bewusstsein schafft, dass neuer Widerstand und 

Prozess der Front national wie international wird, die ihre Pläne blockiert, 

bevor sie sie ausführen können. 

Die als relevante kämpfende Front hier den Bruch des Konsens‘ im impe-

rialistischen Zentrum materiell macht und durch die internationale Vermitt-

lung des inneren Bruchs ihnen die Legitimität bzw. Attraktivität nimmt, das 

System aus Geld, Manipulation und Vernichtung in einer neuen Phase welt-

weit reproduzieren zu können. 

Und die als radikale Wendung der Lage in der Metropole die Möglichkeit 
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des Endes der imperialistischen Macht und ihrer Existenz unter den Men-

schen, die Reife zur befreiten Gesellschaft zeigt. 

Zu 77 

Das Problem, das sich während der Schleyerentführung gegen uns ausgewirkt 

hat, war, dass wir – auf unser konkretes Ziel, die Gefangenen rauszuholen, 

konzentriert – die Entwicklung des politischen Ziels in der ganzen Offensive, 

die Vertiefung der Widersprüche in der Krise, nicht angepackt haben. Ob-

wohl die Aktion den Staat an seinem Nerv getroffen hatte, haben wir nicht 

auf dem politischen Niveau der Herausforderung gehandelt. 

Im Sommer 77 war die Situation bei den Gefangenen so zugespitzt, dass 

wir uns nicht mehr lange Zeit lassen konnten für eine Befreiungsaktion. Die 

Gefangenen waren im Durststreik und Gudrun lag im Sterben. 

Wir wussten, dass wir den Angriff zu diesem Zeitpunkt aus einer relativen 

politischen Schwäche heraus machen würden, aber wir wollten ihn, weil 

Krieg nicht einfach als Zustand zwischen uns und ihnen existiert, sondern nur 

wenn er materiell entwickelt wird als Machtfrage. Seit Stockholm ist der 

Kampf um die Gefangenen zu einer Kernfrage in der Auseinandersetzung 

Guerilla – Staat geworden. Die Kernfrage, in deren Forderung nach den Ge-

fangenen beides zusammenkommt wie in einem Kristallisationspunkt: das 

Verhältnis einer Guerilla zu ihren gefangenen Genossen, die Beziehung un-

tereinander, die Funktion dieses Kampfs ist, und die Bedeutung jedes Einzel-

nen für das Ganze – und das Machtverhältnis überhaupt, weil die Guerilla 

darin die Machtfrage materiell und direkt an den Staat stellt, ihr Angriff be-

wusst auf die politische Krise zielt, indem er ihnen wie mit Schleyer einen 

Pfeiler ihrer Macht unter den Füssen wegzieht (nur dann gibt es eine realisti-

sche Chance). Und so die innere Struktur der Macht durch den Zwang zur 

Reaktion sichtbar macht und gleichzeitig auseinanderreisst. 

Unser Gedanke war, der SPD die Frage des Austauschs an den beiden Fi-

guren zu stellen, die die ökonomische Weltmacht des BRD-Kapitals direkt 

verkörperten wie höchstens zehn andere: Ponto für ihre internationale Finanz-

politik (und daran der ganze Begriff der Funktion der deutschen Banken, im 

Besonderen seiner, der Dresdner, für die reaktionären Regimes in den sich 

entwickelnden Ländern und der BRD-Geldpolitik als Mittel der institutionel-

len Strategie, nach der die europäische Integration läuft) – und Schleyer für 

die nationale Wirtschaftspolitik (die fetten Konzerne, Konzertierte Aktion, 

BRD als internationaler Modellfall des sozialen Friedens). Das heisst der 

Macht im Staat, auf die die SPD als Regierungspartei Rücksicht nehmen 

muss, wenn sie an der Regierung bleiben will. 
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Die Spannung zwischen der Strategie des amerikanischen Kapitals, von 

der das Staatsverständnis der SPD seit 45 und jedes einzelne ihrer reaktionä-

ren innen- und aussenpolitischen Manöver bestimmt ist und den Banken und 

Konzernen, wenn man so will, dem nationalen Kapital, war der Wider-

spruch, auf den die Aktion zielte. Zwar kann das nationale Kapital gegenüber 

der hegemonialen, der amerikanischen Linie keine eigene Politik formulie-

ren – wenn man nicht die provinziell-bornierten Varianten Kohls, Albrechts 

usw. oder das Grand Design von Strauss, aus dem seit über 20 Jahren nichts 

wird, dafür halten will – aber die Macht, mit der es innerhalb der Vertikale 

des gesamten kapitalistischen Mechanismus konkurriert und expandiert, hat 

natürlich ihren Ausdruck in einem Konsens und einem Selbstbewusstsein 

der nationalen Eliten, das Schmidt nach oben und nach unten im internatio-

nalen und nationalen Kontext vermitteln muss. 

Die politische Eskalation der Aktion war erst mal dadurch entschärft, dass 

die Entführung Pontos schiefging und so der eine Fuss in der ganzen takti-

schen und politischen Bestimmung fehlte. Unser entscheidender Fehler aber 

war, die Aktion nicht noch mal von Grund auf neuzubestimmen, nachdem 

die Bundesregierung das erste Ultimatum hatte verfallen lassen, also klar 

war, dass sie Schleyer aufgegeben hatten und auf seinen Tod warteten, der 

ihre schnelle Konsolidierung hätte bringen sollen. An Schleyers Anstrengun-

gen, doch noch den Austausch zu erreichen, hatten wir gesehen, dass seine 

connections und sein Einfluss einen Dreck wert waren gegen die Macht der 

geschlossenen imperialistischen Strategie. 

Ihr Verhalten an der Taktik und Psychologie des BKA entlang: die offizi-

elle Regierungsentscheidung zu vermeiden, durch Als-ob-Verhandlungen 

die Aktion hinzuziehen, um sie polizeilich zu beenden, durch die Nachrich-

tensperre öffentlichen Druck von Vornherein auszuschalten und mit 

Wischnewskis Reise in die sogenannten Aufnahmeländer eine internationale 

«Absage an den Terrorismus» am Beispiel dieser Gefangenen durchsetzen 

zu wollen, gab uns objektiv Zeit und die Möglichkeit, mit dieser Situation 

politisch zu arbeiten. Das wäre gewesen, die Gespräche mit Schleyer sofort 

einzusetzen, um so die Widersprüche, die inzwischen wieder die «Einheit 

aller Demokraten» auseinandergetrieben hatten, auch tatsächlich auf die 

Spitze treiben zu können. Widersprüche, die so weit gingen wie z. B. der 

Anlauf der CSU, Schmidt um die Regierung zu bringen mit dem Vorschlag, 

die Gefangenen freizulassen und hinterher den Notstand zu erklären, was so 

das Ende aller SPD-Politik bedeutet hätte, nämlich das offene Eingeständnis 

der Staatskrise, was sie mit allen Mitteln verhindern mussten. 

In dieser eskalierten Situation, in der unsere Defensive offensichtlich ge- 
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worden war, hat das Kommando Martyr Halimeh sich entschlossen zu inter-

venieren – wie es ihnen unter dem objektiven Druck möglich war. Es war das 

erste Mal, dass ein Kommando einer Befreiungsbewegung direkt in die Aus-

einandersetzung hier eingegriffen hat, den Kampf in der Metropole zu seiner 

Sache gemacht hat. Über die taktisch und strategisch falschen Bestimmungen 

dieser Aktion, die der BRD erst die Chance gegeben hat, selbst in die Gegen-

offensive zu gehen, ist viel geredet worden. Die Verantwortung dafür liegt 

ganz bei uns. 

Es war ein Fehler, die Entscheidung, die aus dem Kräfteverhältnis nur hier 

fallen kann, weil es um die Gefangenen geht, die für den Kampf hier stehen 

und weil es darum ging, die BRD zu isolieren, nicht in der Metropole selbst 

zu suchen, sondern die Zuspitzung in einen der jungen Nationalstaaten zu 

verlagern. Im Zusammenhang mit einer Aktion aus der Metropole, mit dem 

Ziel der Polarisierung in der Metropole, den Bruch zwischen Volk und Staat, 

musste das Mittel – Flugzeugentführung – gegen den ganzen Angriff kippen, 

weil es die, die in dem Flugzeug sassen, zwangsläufig in die gleiche Objekt-

situation gedrückt hat, wie es der imperialistische Staat sowieso und immer 

mit den Menschen macht – worin aber das Ziel einer revolutionären Aktion 

gebrochen ist. 

Gegen das Kommando war die falsche Bestimmung der Aktion die Zange, 

mit der das Kalkül der Bundesregierung operieren konnte, ausgehend davon, 

dass das Kommando natürlich alles versuchen wird, solange weiterverhan-

deln wird wie sie noch irgendeine Hoffnung sehen, dass die BRD die Gefan-

genen freilässt. Für die SPD war das Massaker wie schon in Stockholm die 

Lösung, weil sie auf jedes populäre Image verzichtet, wenn das amerikani-

sche Interesse, Herrschaftssicherung im Zentrum, angegriffen ist. «Es war 

unbekannt, ob es zu einem erträglichen Ausgang kommt», so Schmidt da-

mals. 

Es war die Entscheidung für die militärische Lösung zu einem Zeitpunkt, 

wo ein Sieg der Guerilla in der BRD, dem Kernland der reaktionären Integra-

tion der westeuropäischen Staaten, ihr ganzes Konzept der imperialistischen 

Rekonstruktion entscheidend zurückgeworfen hätte. Sie war der Sprung an 

die Spitze der reaktionären Gegenoffensive zur Vereinheitlichung der Appa-

rate der inneren Sicherheit in Westeuropa, aber an Stammheim und Moga-

dischu ist auch ein zentraler Bestandteil sozialdemokratischer Politik, die 

verdeckte Kriegsführung zerbrochen. Da stand der offen reaktionär auftre-

tende imperialistische Staat, der den Vergleich mit seiner faschistischen Ver-

gangenheit nicht mehr scheute, sondern feierte. Die «Desert Foxes» von 

Mogadischu als Vorbild für die deutsche Jugend. An ihm ist aber auch die  
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politische Schwäche der Metropolenstaaten, die innere Brüchigkeit der gan-

zen nach aussen so potenten Struktur, so evident geworden wie nie. 

Rote Armee Fraktion, Mai 1982 

Hungerstreikerklärung und Erklärung zur Zusammenlegung 

der Gefangenen der RAE Dezember 19843 

Wir sagen, dass die Dialektik revolutionärer Kämpfe gewichtiger ist als die 

imperialistische Doktrin der harten Haltung. 

In den Trakten, den Gefängnissen, auf dem gesamten gesellschaftlichen 

Terrain hier, international: die Imperialisten türmen Kriegs- und Repressi-

onsmittel aufeinander, um die Geschichte, die weltweit den Bruch mit dem 

Kapitalsystem verlangt, zu ersticken. Ihre Macht ist Militärstrategie, Auf-

standsbekämpfung, Maschine – aber hohl, nur Gewalt, sonst nichts. Es ist 

ihre Reaktion auf die sich vereinheitlichende Kraft der internationalen 

Kämpfe für Befreiung. Auch in Westeuropa. 

Wir kämpfen im Bewusstsein der Einheit der Gefangenen aus Guerilla und 

Widerstand jetzt mit dem Hungerstreik für die Zusammenlegung in grosse 

Gruppen. Wir fordern die Anwendung der Mindestgarantien der Genfer Kon-

vention. Gegen die Institutionalisierung von Folter und Kriminalisierung in 

den NATO-Demokratien ist das die politische Forderung, für die die Kriegs-

gefangenen gemeinsam kämpfen, und der mögliche Schutz. 

Auch in unserer Lage ist das aus der gesamten Situation die gleiche Ent-

scheidung, vor der alle Teile der revolutionären Linken stehen: aus einem 

festgefahrenen Kräfteverhältnis die Defensive zu durchbrechen – die Suche, 

die Anläufe, den Willen in Kampf zu verwandeln und neue politische Durch-

brüche zu schaffen. Für uns heisst das, von der Tatsache der Isolation, der 

erzwungenen Vereinzelung auszugehen und auf die eigene Kraft zu ver-

trauen. Gegen eine Situation, in der der imperialistische Staat aus seiner sub-

stantiellen Instabilität und dem fortschreitenden Verlust an Legitimität nur 

noch seine Potenz zu herrschen demonstrieren will, und jede Veränderung 

auch für Gefangene als Machtfrage bekämpft. Unser Kampf schliesst sich 

den Kämpfen der Kriegsgefangenen in Frankreich, Irland, der Türkei, Spa-

nien, Italien und im besetzten Palästina an und eröffnet neue. Und er ist inte-

griert in die Aufgabe, die sich der ganzen revolutionären Linken hier stellt: 
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entweder sie kämpft sich in der Praxis des Widerstands zum authentischen 

revolutionären Prozess in Westeuropa vor, indem sie Subjekt des Kampfs um 

Befreiung ist, oder sie kann nur als marginale Opposition die Verbrechen des 

Imperialismus und den Weg in den durchstrukturierten faschistischen Staats-

schutzstaat kommentie 

ren. 

Einheit des Kampfs in der antiimperialistischen Front. 

Wir wollen die Zusammenlegung aller revolutionären Gefangenen in gros-

sen Gruppen. Wir können sie nur erkämpfen. Im Widerstand gegen das ganze 

eskalierte Vernichtungsprogramm verteidigen wir uns und eignen uns auf 

neuer Stufe an, was sie mit aller Gewalt zerschlagen wollen. Wo Herrschaft 

durch Trennung, Differenzierung, Vernichtung Einzelner, um alle zu treffen 

und den ganzen Prozess zu lähmen, funktioniert, ist Solidarität eine Waffe. 

Es ist die erste starke subjektive politische Erfahrung für jeden, der hier zu 

kämpfen anfängt, der Kern revolutionärer Moral: Solidarität als Waffe – kon-

kret, materiell, Aktion aus der eigenen Entscheidung für diesen Krieg. 

Um die geht es – sie ist Bedingung unseres Kampfs und der Sprung dahin, 

der das für jeden von uns in neuer Qualität ist, ist auch für die Gefangenen 

aus dem Widerstand wie für jeden, der im Knast um Identität, Gegenmacht 

kämpft, genau aus dieser gemeinsamen Situation raus: gefangen, isoliert und 

wie wir mit der ganzen Schärfe ihrer Kriegsführung konfrontiert, – notwen-

dig und möglich: indem wir zusammen kämpfen. Und uns in diesem Fight 

Kollektivität und Einheit erkämpfen, die Moral und Struktur, an der die Wir-

kung des konterrevolutionären Kriegs bricht. 

Wir wollen das Kollektiv der Gefangenen und die Zusammenlegung als 

seine praktischen Bedingungen – weil es da, wo Stillstand und Unterwerfung 

unter ihre Macht laufen sollen, lebendiger und materieller Prozess ist, neue 

Gedanken und Erfahrungen aufeinandertreffen und wir uns neue Möglich-

keiten, Begriffe, Politik erkämpfen. Es ist so der praktische Schutz gegen 

Folter, gegen den permanenten Terror dieser Bedingungen, weil er da, wo 

wir zusammen sind, nicht mehr greifen kann, die Totalität der Belagerung 

am kollektiven Prozess bricht. 

Kollektivität ist Struktur und Ziel des Befreiungskriegs. Sie ist der Raum, 

in dem allein sich Verbindlichkeit, Lernprozesse, selbstbestimme bewusste 

Beziehungen zueinander entwickeln können. Sie ist die Konkretion einer 

neuen Wirklichkeit unter uns und für uns, die vom Feind nicht mehr erreich-

bar und erfassbar ist. Subjektiv und objektiv notwendige Struktur, besonders 

in der Metropole: aus dem Fehlen revolutionärer Massenkämpfe, der Schwä-

che breiter legaler Organisationsformen gegen den Faschismus hier, aus der  
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Erfahrung der Unverbindlichkeit ihrer politischen Struktur, ihrer Sporadik 

und der Unmöglichkeit, in vom Staat kontrollierten und manipulierten Struk-

turen Subjekt der eigenen Aktion zu sein. 

Kollektivität bestimmt sich übers Ziel: zum Angriff kommen – nicht zu 

einem einzigen, sondern als dauernder, gemeinsamer Prozess der politischen 

Bestimmung und Aktion. Sie existiert nur im Kampf und nur gegen Herr-

schaft und Unterdrückung ist sie zu entwickeln. Sie ist nicht blosse Negation 

all dessen, was Staat und Kapital sind, sondern die gesellschaftliche Organi-

sation freier Menschen, wie sie hier und jetzt – überall wo gekämpft wird – 

schon möglich ist. 

Wir wollen die Einheit aller politischen Gefangenen im Kampf um Befrei-

ung – um Perspektive im Knast geht es uns sicher nicht, wie es überhaupt im 

Imperialismus keine Lebensperspektive gibt – und zusammenkommen mit 

allen, die den Bruch mit diesem System gemacht haben, die gegen Knast, 

Staat, Imperialismus und Staatsdenken von den revolutionären Kämpfen, Ini-

tiativen und Erfahrungen der letzten Jahre ausgehen, die Konsequenz daraus 

wollen im gemeinsamen Angriff jetzt. 

Gegen das in Westeuropa vereinheitlichte und eskalierte NATO-Pro-

gramm zur Fortsetzung des Kriegs gegen Guerilla und Widerstand. Auch in 

der Gefangenschaft verlangen wir Haftbedingungen, wie sie in den Genfer 

Konventionen als Mindesgarantien gegen Folter und Vernichtung für Kriegs-

gefangene festgehalten sind: 

• Zusammenlegung mit den Gefangenen aus dem Widerstand und allen 

kämpfenden Gefangenen in grossen Gruppen, 

• Abschaffung der Einzel- und Kleingruppenisolation und der akustischen 

und optischen Ausforschung und Kontrolle, 

• Aufhebung der Kommunikationssperre: Besuche, Briefe, Bücher, freie 

politische Diskussion und Information. 

Dass die Konfrontation, um unser Ziel durchzusetzen, total sein wird, ist 

klar, dieser Krieg hat keine Vermittlung – sie haben sie längst selbst beseitigt 

und führen ihn offen, weil es ihnen nicht nur um unsere Vernichtung, sondern 

vor allem um unsere schnelle Vernichtung geht. Denn je länger wir kämpfen, 

um so mehr kippt ihr faschistisches Projekt, die Eskalation, auf die sie aus 

sind, gegen sie, entwickelt dieser Fight eine Dialektik für uns, setzt sich die 

Spur der Politik, die sie auslöschen wollen, durch. 

Die Eskalation ist mit den Händen greifbar. Rebmann im Dezember 834: 

Die Aktion «Grüsse an die politischen Gefangenen» sei der Versuch, das 

Kommunikationsverbot zu durchbrechen – eine neue Stufe in ihrem alten 

Programm, das seit 13 Jahren die Realität der politischen Gefangenen in der 

BRD ist – 9 tote Gefangene, Isolationsfolter, Sicherheitstrakt, Kontaktsperre.  
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Sie haben alles versucht: Gehirnwäsche durch toten Trakt, Zwangspsychiat-

risierung bis zu differenzierter und total überwachter Isolation im sogenann-

ten Normalvollzug. Prügel und Überfälle, Zwangsnarkose und CS-Gas, gy-

näkologische Körperdurchsuchung unter Gewalt, stundenlange Fesselung 

von nackten Gefangenen beim Transport, Zwangsernährung und Wasserent-

zug, Stressmanipulation, Zellenrazzien jeden Tag, mehrmals täglich Durch-

suchungen bis auf die Haut, Bunker, tagelang Fesselung auf Pritschen, 

Schlafentzug, Verhinderung ärztlicher Versorgung. Registrierung und Über-

wachung jeder Lebensäusserung und entsprechende Anpassung des täglichen 

Terrors an die einzelne Persönlichkeit, Entzug von Informationen und Orien-

tierungsmöglichkeiten an der Wirklichkeit innerhalb und ausserhalb der 

Knastmauern, Entzug von Helligkeit durch Sichtblenden tagsüber und von 

Dunkelheit durch Dauerbeleuchtung nachts, von Umgebung, Luft, Geräu-

schen, Abwechslung, Farben, Rückzugsmöglichkeit und Raum für sich 

selbst, Radio, Bücher, Zeitungen, von Bewegung ausserhalb des Isolations-

containers jahrelang, von allem und jedem, was einem Menschen überhaupt 

entzogen werden kann bis zu dem, was ihn vom Tier unterscheidet: der Mög-

lichkeit zur sozialen Interaktion – Abschneiden letzter Briefkontakte, zwei 

Wochen Knast und Razzia in der WG wegen einem Brief an einen von uns, 

Terrorisierung von Besuchern, um sie abzuschrecken, Mitschreiben von je-

dem Wort durch LKA und BKA, Verbot fast aller Besuche bis hin zu engen 

Familienangehörigen wegen Öffentlichkeitsarbeit gegen Folter und Vernich-

tung (=«Unterstützung einer terroristischen Vereinigung»), Abhören der Ge-

spräche mit unseren Anwälten, Razzien in Anwaltsbüros, Verhaftungen. Seit 

82 auch: eigenmächtige Kontaktsperre der Knäste und Kontaktsperre bei 

BKA-Razzien. Und jetzt: Kommunikationsverbot und Rebmann: «Wir wer-

den die Zusammenlegung in Zukunft noch stärker bekämpfen.» Im Klartext: 

gegen uns und jetzt auch gegen die Gefangenen aus dem Widerstand die nach 

aussen hermetisch abgedichtete Einzelisolation in Hochsicherheitstrakten 

und -zellen. Nach 8, 10, 13 Jahren dieser Gefangenschaft jetzt Kontaktsperre 

auf Dauer als faschistische Normalität gegen uns, in der dann wie in 77 alles 

möglich sein soll. 

Gegen ihr terroristisches Programm gibts allerdings nur eins: zu kämpfen 

und auch aus der äussersten Defensive der Isolation raus sie anzugreifen, mit 

dem was sie uns auch hier nicht nehmen können ohne zu töten: unser kollek-

tives Bewusstsein und unseren Willen zu siegen. Es ist eine Machtfrage, weil 

es uns auch hier ums Ganze geht und die Frage, ob wir jetzt diese Staats-

schutzoffensive brechen, nicht davon zu trennen ist, wie ihre konterrevoluti-

onäre Offensive insgesamt zu brechen ist und weil sie fürchten, dass für die 

revolutionäre Bewegung hier neue Bedingungen durchgesetzt sind, wenn wir  
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die Einheit der revolutionären Gefangenen im Kampf sind – uns durchset-

zen. 

In dieser Situation, wo die imperialistischen Staaten Westeuropa mit dem 

US-Kernstaat BRD zur strategischen Zone ausbauen gegen die Befreiungs-

kämpfe weltweit, wird jeder Durchbruch, den der Widerstand zur Front im 

Innern schafft, zur Machtfrage. 

Denn nach der Niederlage des US-Systems in Vietnam und seiner Rekon-

struktionsphase, in der sie die NATO zum strategischen Militärbündnis für 

die US-Politk nach innen und aussen faschistisch ausrichten, weil sie bei je-

der Intervention dabei sein soll, ist es für sie zu einer existentiellen Frage 

geworden, die westeuropäischen Metropolen im Griff zu haben und zu hal-

ten: gegen den anhaltenden Druck der Befreiungskriege und seine Rückwir-

kungen in den imperialistischen Zentren, gegen die jungen Nationalstaaten 

und die sozialistischen Länder im Osten und gegen die Entstehung von Front 

im Zentrum selbst, die sich durch mehr als 10 Jahre bewaffneter Politik in 

Westeuropa in ihren strategischen Angriffen als antiimperialistische Front 

konkretisiert und in der sich die verschiedensten revolutionären Kämpfe hier 

zum Antagonismus und offensiven Funktion für die globale Front entwi-

ckeln werden. 

Wenn Zimmermann wegen seiner faschistischen Ausländerpolitik erst von 

der UNO angegriffen wird, sie anschliessend aber zwingen kann, die Men-

schenrechtsverletzungen gegen Asylanten zu schlucken, wenn sein Staats-

sekretär nach der US-Intervention nach Grenada fährt, um zu demonstrieren, 

was sie mit «Weltinnenpolitik» meinen, wenn die neue Antifolterkonvention 

von der BRD und den anderen NATO-Staaten von Vornherein ignoriert wer-

den kann, wenn die BRD weiter kurdische und türkische Genossen an ihren 

NATO-Verbündeten Türkei ausliefern kann, weil sie dafür gesorgt hat, dass 

Folter und Mord dort inzwischen auf EG-Ebene als normal sanktioniert sind, 

wenn sie mit einem Vertreter wie Jäger in der UN-Menschenrechtskommis-

sion sozusagen programmatisch klarstellt, welches Verhältnis zu den Men-

schenrechten sie durchsetzen will, dann darf Rebmann natürlich auch die öf-

fentliche Hinnahme der Folter hier als normal verlangen, kann er das ma-

chen, worauf er schon lange hinarbeitet und was von der UNO international 

als Form der Folter geächtet wurde: Kommunikationsverbot. 

Wie es ihnen überhaupt um die repressive Durchsetzung einer anderen 

Normalität geht – um die Militarisierung von Politik, Staat und Gesellschaft, 

einer Normalität, die auf Gewöhnung aus ist, weil die Gewohnheit wieder 

die Ruhe darüber schafft: nichts zu fühlen, nichts zu denken, nichts zu ver-

stehen. Es geht also nicht um Aufklärung über die Tatsache der Folter, es 

geht um revolutionäre Gegenmacht und Aktion. Diese ganze Arroganz im- 
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perialistischer Machtentfaltung kennt nur eine Grenze: wo starker, selbstbe-

wusster Widerstand aus der Illegalität und aus der Legalität ihr zusammen 

eine setzen. 

Nachdem die BRD die polizeiliche Integration Westeuropas präventiv ge-

gen den bewaffneten Antagonismus im Innern der Metropolen als offen mi-

litärische Massnahme durchgesetzt hat, ist das imperialistische Projekt jetzt 

die Transformation dieses Staatsschutzblocks zur «europäischen Säule der 

NATO» – wobei die militärische Klammer die «politische Einheit» der Staa-

ten mit der US-Militärdoktrin erzwingen soll – auf der Basis der Stationie-

rungen – weil es umgekehrt nicht geklappt hat. Die Struktur, die unabhängig 

vom Konsens der Nationalstaaten für die Interessen des strategischen Macht-

blocks funktionieren soll. Dagegen blieb millionenfacher Protest wirkungs-

los, konnte auch der Widerstand, der den BRD-Staat, seine gewachsene 

Macht und wachsenden Machtansprüche nicht als identisch mit der US-im-

perialistischen Ausrottungspolitik begreift, in der Konfrontation mit der prä-

ventiven totalen Mobilmachung des Apparats kein Faktor sein im internatio-

nalen Kräfteverhältnis, in und aus dem wir hier kämpfen. Rebmanns Kom-

munikationsverbot jetzt, als Drohung gegen uns und alle, die mit uns disku-

tieren, mit denen wir zusammen kämpfen und die wir kennen, ohne sie je 

gesehen oder ein Wort mit ihnen «kommuniziert» zu haben, weil sie wissen, 

dass viele nach einer radikalen Lösung, einer konkreten Kampfperspektive 

suchen, ihre Erfahrungen in den letzten Jahren mit den Erfahrungen der Ge-

fangenen aus dem bewaffneten Kampf zusammen- und weiterbringen wollen 

– für einen Durchbruch. 

Denn darum geht es jetzt. Im Durchbrechen der konterrevolutionären Blo-

ckade der Vielfalt antagonistischer Initiativen, Erfahrungen, Strukturen er-

neut Sinn zu geben: gegen die Logik der Vernichtung, gegen das Lebensläng-

lich in der Metropole die blockierten Erfahrungen, Bedürfnisse, Hoffnungen, 

Ziele und den eng gewordenen politischen Horizont vom Fetisch staatlicher 

Übermacht zu befreien; die neue Phase in der Entwicklung des revolutionären 

Kriegs hier freizukämpfen – den Sprung jetzt zu machen, der das für jeden 

von uns ist – hier in den Gefängnissen und an jedem Abschnitt der Konfron-

tation: die revolutionäre Lösung gegen die konterrevolutionäre durchkämp-

fen, das globale Projekt der Reaktion zerschlagen und die strategischen Pfei-

ler, auf denen sie es aufrichten wollen – präventive Konterrevolution, Verpo-

lizeilichung des Kriegs, totaler sozialer Krieg, Organisierung der Metropolen 

als totales, alle sozialen Bereiche und Beziehungen durchsetzendes, zerstöre-

risches und selbstzerstörendes Gewaltverhältnis. Vernichtungsfeldzüge ge-

gen die Befreiungsbewegungen, Völker, Revolutionen in Asien, Lateiname-

rika, Afrika. Die Organisierung dieser Gesellschaften zwischen Kaserne, 

IWF und dem jetzt kulminierenden Einsatz der Hungerwaffe gegen Millionen  
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von Menschen, damit sie ihren Weltherrschaftsplänen nicht gefährlich wer-

den, wenn sie sich das geraubte Leben mit Gewalt wiederholen wollen. Die 

auf der Basis ihrer globalen Übermacht betriebene Politik der Drohung und 

Provokation rund um den Erdball und vor allem gegen die sozialistischen 

Staaten im Osten, die Hast, mit der sie alle imperialistischen Verbrechen zu-

sammen in den Schatten stellen wollen, mit der sie den konventionellen und 

atomaren Krieg organisieren, der Wettlauf gegen die Verwandlung der ob-

jektiven Reife der Metropole zur Front im Befreiungskrieg, gegen die Befrei-

ungskämpfe und sozialen Explosionen auf allen Kontinenten. 

Weil die Situation so ist, weil der Widerspruch das ganze gesellschaftliche 

System des Kapitals erfasst, wollen die Imperialisten die Trakte und KZ’s 

zur «Fabrik der Vernichtung des Klassenwiderspruchs» machen, sind die 

Kriegsgefangenen in Westeuropa mit den vereinheitlichten Massnahmen des 

NATO-Staats konfrontiert: den irischen Genossen wurde auf NATO-Ent-

scheidung der politische Status wieder aberkannt, bis Spanien, Italien etab-

liert sich das westdeutsche Modell der Schliessfachtrakte und gewaltsamen 

Vereinzelung. Jetzt wird es gegen die massenhaften Kämpfe der türkischen 

und kurdischen Gefangenen eingesetzt: 38 neue Hochsicherheits- und Isola- 

tionsknäste, die kollektiven Widerstand unmöglich machen sollen. 

Sie zielen auf die revolutionäre Moral und das Neue, das die Kriegsgefan-

genen aus den antiimperialistischen und kommunistischen Guerillas, Volks-

kämpfern und Bewegungen erfahren haben, sind und wofür sie weiterkämp-

fen. 

Die Kriegsgefangenen in Westeuropa sind sich nahe. Ihre Kämpfe sind An-

tagonismus und Offensive gegen das System des Kapitals und die Konterre-

volution der NATO. Sie zerreissen den totalitären Anspruch des imperialis-

tischen Projekts auf dem Terrain, wo er die grösste Macht besitzt. Wenn es 

das Projekt der NATO-Staaten ist, die Entwicklung der Front an diesem Ab-

schnitt – den Gefangenen – auszulöschen, so ist es unsere Sache, sie genau 

hier mit Strategie und Moral der Front, die wir wollen, zu konfrontieren. Der 

Streik der irischen Gefangenen 81 ist uns Orientierung und die Kämpfe der 

türkischen und kurdischen Gefangenen – ihre besondere internationalistische 

Kraft. Kämpfe, die den Sieg vorbereiten. 
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Anschlag auf die Shape-School, 1984 
Anruf bei der «Süddeutschen Zeitung» 

Wir haben am 18.12.84 ein mit Sprengstoff beladenes Auto in unmittelbarer 

Nähe der Shape-School in Oberammergau abgestellt. 

Dort werden die Kader für die integrierten Stäbe der NATO ausgebildet. 

Ziel der Aktion war, die Militärs dort direkt auszuschalten. 

Einheit in der Offensive gegen die NATO, das multinationale Kapital – 

die revolutionäre Front in Westeuropa aufbauen! 

Den Kampf in den Metropolen im Rahmen des internationalen Klassen-

kriegs führen! 

Kommando Jan Raspe 

Rote Armee Fraktion 

Warum wir das Ziel der Aktion nicht erreicht haben: 

Als der, der das Auto reingefahren hatte, zu Fuss durch die Pforte zurück-

ging, kam in dem Moment ein Bundeswehroffizier auf den Pförtner zu und 

blieb dort stehen. Die anderen vom Kommando, die zur Absicherung gegen-

über in einem Waldstück, ca. 15 Meter vom Eingang entfernt waren, hörten 

noch, wie der Offizier fragte und vom Pförtner die Antwort bekam «der ist 

vorhin reingefahren, jetzt geht er wieder...» – das heisst, von da an hatte der 

Offizier einen konkreten Verdacht. Wir sind dann weggegangen. Der Zeit-

zünder war so eingestellt, dass die Ladung um 9.30 Uhr hochgeht – weil um 

diese Zeit die meisten Militärs in der Schule sind. «8 Stunden zu früh stehen-

geblieben» und was die Bullen sonst noch behaupten, ist Quatsch. Sie hatten 

11/2 Stunden Zeit, um das Auto zu identifizieren (was bei den 10 Autos, die 

auf dem Parkplatz standen, kein Problem war) und die Bombe zu entschär-

fen. 

Das Kalkül der Bundesanwaltschaft, die Aktion gegen den Hungerstreik 

der Gefangenen zu drehen, wird nicht aufgehen. Es zerbricht am kollektiven 

Kampf der Gefangenen und an der Offensive der westeuropäischen Guerilla, 

der Perspektive der revolutionären Front in Westeuropa, die jetzt real wird. 

Daran bestimmen wir unseren Angriff. 

Wir werden in Kürze ausführlich was sagen. 

Rote Armee Fraktion, 20.12.84 
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Kommando Patsy O’Hara zur Aktion  
gegen Ernst Zimmermann, 1985 

Wir haben mit dem Kommando Patsy O'Hara den Präsidenten des BDLI 

(Bundesverband der deutschen Luft-, Raumfahrt- und Ausrüstungsindustrie) 

und MTU-Chef Ernst Zimmermann erschossen. 

Das mulitnationale Kapital kann eine neue Spirale im Zyklus aus Krise–

Rekonstruktion–Krise nur erreichen, seine Verwertungsbedingungen inter-

national sichern, wenn es in einem die militärische Aggression an allen Fron-

ten plant und vorbereitet/durchführt und den trilateralen Block – USA, West-

europa, Japan – in einer gemeinsamen Strategie zur Lösung der ökonomi-

schen Krise zusammenballt. 

Die US-Militärstrategie als äusserstes Mittel der Politik der imperialisti-

schen Staatenkette ist Ausdruck der umfassenden ideologisch-ökonomisch-

militärischen Krise des Systems und dem Versuch der strategischen Rekon-

struktion des Kapitals. Die «neue NATO-Doktrin» ist präzise die Manifesta-

tion der Planung des Kapitals: elektronische Kriegsführung, «intelligente 

Waffensysteme», Weltraumwaffen, und der Ausbau der konventionellen 

Rüstung der NATO-Armeen soll dem multinationalen Kapital zugleich «Mil-

liardenmärkte» eröffnen – wie der BDLI das sagt – und die militärische Über-

macht garantieren. 

Für das in der BRD operierende Kapital bedeutet das – aus der Tatsache 

der völligen Dominanz des US-Kapitals und dem eigenen Interesse, die öko-

nomische Potenz der BRD zu sichern – seine Planung jetzt in dieser Strategie 

auszurichten und den Sprung an die Spitze des Weltmarkts durch den Mili-

tärisch-Industriellen-Komplex zu organisieren. In einem Anlauf mit Frank-

reich putschen sie neue Massstäbe durch, die den anderen nur die Alternative 

lassen, sich ihnen zu unterwerfen oder einzupacken. Dem Militärisch-Indust-

riellen-Komplex kommt in den für die kapitalistische Rekonstruktion zentra-

len Bereichen: Erforschung und Produktion neuer Technologien, Elektronik, 

Waffen – Kriegsökonomie – entscheidende Bedeutung zu. Für diese Zusam-

menballung/Formierung, die sofort zum politischen Machtfaktor wird – das 

ist aus der aktuellen Situation überdeutlich – hat die ökonomisch-politische 

Organisation dieser Kapitalfraktion – BDLI – die Funktion, die Interessen 

des Militärisch-Industriellen-Komplexes hier im Staat, auf westeuropäischer 

Ebene und so in der internationalen Politik durchzusetzen. Hauptstossrich-

tung jetzt ist klar die europäische Formierung. Bedingung dafür: die Ab-

schaffung der für die BRD festgelegten Rüstungsbeschränkungen innerhalb 

der WEU, die Rüstungskooperation mit anderen europäischen NATO-Staa-

ten, vor allem mit Frankreich, die Bereitstellung von 29% mehr Geld für die 
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Forschung im Verteidigungshaushalt. Im Angriff gegen die Säulen der impe-

rialistischen Macht in der BRD/Westeuropa greifen wir in die sich verschär-

fende Krise ein und bestimmen ihren Verlauf und ihre Lösung für die Offen-

sive des Befreiungskriegs. 

Das Terrain auf dem sich das europäische Proletariat rekonstruieren wird, 

zur Klasse, die die vollständige Umwälzung der Produktionsverhältnisse er-

kämpft, ist der Kampf für die Einheit der revolutionären Front, die Organi-

sierung des Klassenkriegs in Europa. 

Die westeuropäische Guerilla erschüttert das imperialistische Zentrum. 

Rote Armee Fraktion, 1.2.1985 

Hungerstreikabbruchserklärung der Gefangenen aus der  

RAF und dem Widerstand5 

Wir wenden uns an die, die mit uns im Hungerstreik gekämpft haben, die 

unsere Forderung zu ihrer Sache gemacht haben. Wir wollen euch sagen, wie 

wir zu unserer Entscheidung, jetzt abzubrechen, gekommen sind, weil es da-

rum geht, uns das, was der Grund für diese Entscheidung war, zusammen als 

neuen Ausgangspunkt für den Kampf weiter anzueignen. 

Wir haben unseren Hungerstreik am 1.2. abgebrochen, weil die Entwick-

lung inzwischen über die Ebenen eines Kampfs von Gefangenen um ihre Le-

bensbedingungen raus war: der qualitative Sprung der revolutionären 

Kämpfe in den NATO-Staaten in die westeuropäische Dimension hat den 

Streik überholt. 

Die Politik der Metropolenguerilla hat jetzt einen Durchbruch erreicht, um 

den der Kampf die letzten fünf Jahre ging. Das hat für uns im HS Bedingun-

gen gebracht, wie sie nicht existiert haben, als wir angefangen haben. Der 

Durchbruch zur westeuropäischen Dimension revolutionärer Praxis löst not-

wendig eine einheitliche, zwischen den imperialistischen Staaten festgelegte 

«strategische» Reaktion der gesamten Kette aus. Das hat ihnen zu Mittelame-

rika, dem Nahen Osten und gerade jetzt, wo ihr militärisches Europaprojekt 

Fuss fassen soll, noch gefehlt. Die Tatsache dieser einheitlichen Absprache 

ist unmittelbar nach der Aktion des Kommando Elisabeth van Dyck6 sichtbar 

geworden mit der Intervention des US-Aussenministeriums bei den NATO-

Regierungen. Danach stand ihr Vorgehen: auf der Linie von Shultz – «Prä-

vention und Vergeltung». Für uns hat ab da der Prozess begonnen, aus der 

veränderten Situation zu einer neuen Einschätzung und Entscheidung über  
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die Fortsetzung unseres Streiks zu kommen. Es war klar: auf dieser Linie der 

gesamtimperialistischen Reaktion nehmen sie sich jetzt als erstes Angriffs-

ziel die Gefangenen, weil sie uns haben, und die Forderung, weil sie die Po-

litik enthält. Nach der Aktion des Kommando Patsy O’Hara haben wir uns 

entschieden, den Streik abzubrechen und ihnen ihr Ziel: tote Gefangene ge-

gen den politischen Sprung, in der alten und neuen Geisellogik, aus der Hand 

zu nehmen. Das war zu dem Zeitpunkt – drei Gefangene auf der Kippe – 

auch eine Frage von Stunden. In diesem Moment des strategischen Durch-

bruchs kommt das schärfste Mittel von Gefangenen – wenn es sein muss zu 

sterben, um zu siegen – nicht mehr an den Massstab heran, in dem die Zu-

sammenlegungsforderung plötzlich steht: westeuropäische Guerilla – ge-

samtimperialistische Räson. Das heisst: die Forderung nach Zusammenle-

gung nicht zu erfüllen, bekommt für die imperialistischen Staaten eine Be-

deutung, wie sie auf einer anderen Ebene die Stationierung der Raketen 

hatte: sie mussten her, gegen den Willen der Mehrheit der Bevölkerung, ob 

es zur Massenrebellion kommt oder nicht, um eine Schwelle zu setzen, unter 

der kein Natostaat mehr bleiben soll. Das imperialistische System in der 

Krise muss die Fragen, die ihnen überall – aber besonders in der BRD, weil 

hier das Scharnier ist, in dem sich das ganze internationale Kräfteverhältnis 

bewegen kann – an den Kern der Macht gehen, zur gemeinsamen Staatsräson 

erheben. Ausdruck ihrer substantiellen Schwäche und, aus der Dialektik der 

Kämpfe, der Zwang sich offen zu machen: die Machtstruktur, mit der wir es 

zu tun haben, tritt auf den Plan. Shultz’ Rede von den drei Zentren des revo-

lutionären Kampfs in den nächsten Jahren Westeuropa, Nahost, Lateiname-

rika; Mitterand: «ein internationaler strategischer Kampf», Soares, Spadolini 

usw, die Erklärung der NATO-Botschafter – da ist es in Aktion: Gesamtsys-

tem. 

Unser Streik wäre zum Gegenstand, zum Beispiel ihres Herrschaftswillens 

geworden. In dem Moment können wir, die Gefangenen, nicht siegen. Die 

westeuropäische Guerilla, für die der Streik in dieser Konfrontation dann 

steht und die sie treffen wollen, kann aber an uns politisch nur verlieren, 

wenn keines unserer materiellen Ziele jetzt mit diesem Mittel erreicht wer-

den kann, wenn mehrere von uns sterben und der Einsatz des Lebens in die-

ser objektiven Situation nur schwer nachvollziehbar ist. Wir sagen: jetzt auf-

zuhören, hat den politischen Sieg festgehalten, ein Sieg in der Einheit der 

Guerilla, Widerstand, Gefangene. 

Dass der Streik die politische Wand um die Gefangenen so schnell durch-

stossen hat, die starke Solidarität hier und international, unsere reale Situa-

tion, an der ihre Counterlinien abgeprallt sind – das alles hat ihn lange of-

fengehalten, weil sie gegen politische Evidenz nur blanke Macht setzen kön- 

112 



 

nen. Wie ihr Problem mit der Kontaktsperre: sie wollten sie, aber sie wollten 

nicht an ihr das Risiko einer noch breiteren Mobilisierung und einer Diskus-

sion, die sie nicht mehr loswerden. Die SPD-Bluthunde sind mit ihrem Vor-

stoss genau daran aufgelaufen; dass es ein Bewusstsein über den Krieg des 

Staats gegen die Gefangenen gibt, das sich nicht mehr plattwalzen lässt. Nach 

dem Schnitt, der NATO-Entscheidung, war der politische Preis nach innen 

und aussen nicht mehr die Frage. Kinkel7 am 27.1. zu den Anwälten: «Die 

Bundesregierung wird die Konsequenz tragen.» Durch die zweite Wand, die 

materielle, sind wir mit diesem Streik, in der konkreten politischen Situation, 

nicht durchgekommen. An unserer Forderung nach Zusammenlegung ändert 

sich nichts. Sie ist für uns existentiell. Wir werden weiter darum kämpfen – 

jetzt auf neuer Grundlage: der Einheit des Widerstands als praktische und 

politische Erfahrung, die wir zusammen erobert haben, und des Internationa-

lismus, so wie wir, die Gefangenen, auf dieser Ebene kämpfen können: um 

den Begriff des internationalen Klassenkriegs, dessen Teil wir sind, und ma-

teriell Niederschlag im Haftstatut, wie er bei diesem Kräfteverhältnis mög-

lich ist. 

Für die Gefangenen aus der RAF und dem Widerstand, Mitte Februar 1985 
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KONTROVERSE UM DIE ERSCHIESSUNG  

DES US-SOLDATEN PIMENTAL 

Themen der ausserparlamentarischen Opposition sind 1985 vor al-

lem die SDI-Aufrüstungspläne der US-Regierung, der Widerstand 

gegen die geplante Wiederaufbereitungsanlage von Atommüll in 

Wackersdorf und, in allerdings viel geringerem Masse, die europäi-

sche SDI-Variante EUREKA und die Bemühungen der Bundesre-

publik Deutschland, Verfügungsgewalt über Atombomben zu be-

kommen. 

Die Bundesregierung arbeitet weitgehend unbehelligt weiter da-

ran, Deutschland aus Hitlers Schatten treten zu lassen. Das Kabinett 

beschliesst, dass ein Haus der Geschichte errichtet werden soll. Darin 

soll, das ist nicht der Wortlaut des Beschlusses, entspricht aber dem 

Geist, der ihn durchdringt, aus nationaler Sicht die deutsche Vergan-

genheit in Gänze wieder angeeignet werden – als Geschichte des Er-

folgs, der zum «freiesten Staat, den es auf deutschem Boden je gege-

ben hat», führen musste. 

Nach dem im Februar 1985 abgebrochenen Hungerstreik der poli-

tischen Gefangenen werden die militanten Aktionen von kleinen, un-

abhängigen Gruppen, RZs, RAF, Action Directe und den Kämpfen-

den Kommunistischen Zellen (CCC) aus Belgien fortgesetzt. Am 8. 

August detoniert ein Sprengsatz auf dem Gelände des US-amerika-

nischen Teils des Frankfurter Flughafens. Zwei Menschen werden 

getötet, zwanzig weitere schwer verletzt. Einen Tag später wird der 

US-Soldat Edward Pimentai ermordet aufgefunden. Die Polizei stellt 

zunächst keinen Zusammenhang zwischen dem Mord und dem An-

schlag her. Auch das erste Bekennerschreiben der RAF wird anfangs 

von vielen Linken, aber auch manchen bürgerlichen Zeitungen nicht 

für authentisch gehalten. Im «Arbeiterkampf» begründet F. die Zwei- 
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fel: «Anschläge gegen NATO-Einrichtungen und NATO-Personal 

stehen spätestens seit einer Reihe von derartigen rechten Aktionen 

1982 inzwischen auch auf der Tagesordnung der Rechten1. Rechte 

Nachahmungstäter, wie im Fall des Anschlags in einem Dortmunder 

Kaufhaus2, haben Weiteres zur öffentlichen Verwirrung beigetragen 

... Kein noch so verblendeter RAF-Kader könnte ernsthaft glauben, 

mit der Legitimation der Gefangenenerschiessung aus logistischen 

Sachzwängen heraus mobilisierend auf die Szene zu wirken ...» 

Tatsächlich führt die Auseinandersetzung um die Erschiessung des 

US-Soldaten, nachdem RAF-Mitglieder als Täter feststanden, zu ei-

ner Isolierung der RAF und antiimperialistischer Gruppen auch im 

linksradikalen Spektrum. 

Anschlag auf die Rhein-Main-Air-Base 1985 

Wir haben heute mit dem Kommando George Jackson die Rhein-Main-Air-

Base angegriffen. 

Proletarischer Internationalismus ist das fundamentale Bewusstsein für den 

revolutionären Kampf in den Metropolen: er ist die Identität der Ausgebeute-

ten und Unterdrückten im weltweiten Kampf gegen die Herrschaft des Kapi-

tals und das Wissen, dass das Ziel der völligen Zerschlagung des imperialis-

tischen Systems erst dann real wird, wenn diese Perspektive auch in den Zen-

tren seiner Macht eröffnet ist. Das heisst: wenn wir die imperialistische Bour-

geoisie hier mit den Zielen der Revolution konfrontieren, die politisch-mili-

tärischen Angriffe gegen ihre Machtstrukturen verschärfen und ihr so die Ba-

sis zerstören, auf der sie sich durch Kriege, kapitalistische Umstrukturierung 

und Repression – als Mittel zur Lösung ihrer umfassenden Krise – zum alles 

beherrschenden Gesamtsystem aufrichten will. 

Die westeuropäische Guerilla entwickelt im Angriff die Strategie, die die 

punktuellen und partiellen Kämpfe gegen die Lebensrealität im imperialisti-

schen System als Prozess des Kampfes um Befreiung fasst, die Massenanta-

gonismen in der politischen Bestimmung und in der Praxis des revolutionären 

Kampfes vereinheitlicht und daraus die Front des Befreiungskrieges hier auf-

baut. 

Die revolutionäre Bewegung in Westeuropa muss ihren Kampf heute auf 

eine neue Stufe bringen, indem sie die Diskussion und Organisierung der Of- 
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fensive gegen den imperialistischen Apparat in allen seinen politischen, öko-

nomischen und militärischen Verzweigungen und auf allen Ebenen voran-

treibt. 

Die imperialistische Maschine holt zur Offensive aus. Der «Kampf gegen 

den internationalen Terrorismus» soll der politische Konsens zwischen den 

imperialistischen Staaten für militärische Operationen gegen Befreiungsbe-

wegungen auf der ganzen Welt sein und als Propaganda der psychologischen 

Kriegsführung für Denunziation und Spaltung funktionieren: «die von Mos-

kau Gesteuerten», «die religiösen Fanatiker», «die, denen es viel zu gut 

geht», usw. – um in den Metropolen Akzeptanz für ihre Ausrottungsstrategie 

zu erreichen und zu verhindern, dass sich die Unterdrückten hier im Kampf 

der Guerilla wiederfinden. Und wenn Reagan in Strassburg vor dem Europa-

parlament «ein Europa von Lissabon bis Moskau» propagiert, so ist das die 

Formulierung des Kriegszieles der Bourgeoisie: der Einbruch in die Sowjet-

union – ihr Traum seit 1917. 

Kein Mittel ist ihnen zu dreckig, um sich die Bedingungen für militärische 

Interventionen und Vergeltungsanschläge – wie sie aktuell gegen Nicaragua 

und die Kämpfe im Libanon geplant werden – zu schaffen: geheimdienstlich 

gesteuerte Terror-Aktionen (Bombe im Frankfurter Flughafen, Irland, To-

kio...) sollen die Bevölkerung zur Duldung dieses «Schmutzigen Krieges» 

(Shultz) zwingen und ein politisches Klima schaffen, in dem alles möglich 

ist. In ihrer Anstrengung, den Antagonismus auszulöschen, wollen sie keine 

Grenze kennen. Der Zuspitzung der weltweiten Konfrontation zwischen Re-

volution und Imperialismus und der Tatsache, dass sich die Kämpfe an allen 

Abschnitten – so auch dem westeuropäischen – vereinheitlichen, kann die 

imperialistische Bourgeoisie nur die Verschärfung ihrer Projekte und die be-

schleunigte Formierung zum funktionierenden Gesamtsystem entgegenstel-

len. 

Aber der Peis für ihre offen militärische Linie ist, dass sich der internatio-

nale Klassenkrieg in der Dialektik der Kämpfe auf verbreiterter und höherer 

Stufe weiterentwickelt. Jede strategische antiimperialistische Aktion und Of-

fensive verändert das gesamte Kräfteverhältnis für die Seite der Revolution, 

treibt den Zerrüttungsprozess des imperialistischen Staatensystems weiter. 

Die internationale revolutionäre Front kann die Kräfte des Imperialismus 

zersplittern, 

sie ist die konkrete Perspektive für den Sieg über die imperialistische Ma-

schine. 

Die Rhein-Main-Air-Base – grösster Militärfrachtflughafen der US-Streit-

kräfte ausserhalb der USA – ist eine Drehscheibe für Kriege in der 3. Welt 

von Westeuropa aus; konkret läuft der Transport von US-Interventionstrup- 
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pen und ihrem militärischen Gerät in den Mittleren/Nahen Osten und nach 

Afrika darüber. Die 435th Tactical Airlift Wing, Teil des Military Airlift 

Command, ist integriert in die Kommandostruktur der Schnellen Eingreif-

truppe (RDF). Von hier aus wurde der Transport französischer und belgischer 

Fallschirmjäger nach Shaba 1978 organisiert, 1980 der Überfall der Yankees 

im Iran, jetzt während der TWA-Entführung der Transport von Spezialein-

heiten in den Nahen Osten. Die Air Base ist ein Geheimdienstnest: hier stehen 

Computer, Flugzeuge, Hubschrauber für Einsätze der Special Forces bereit. 

Der Grossteil an Nachschub und Versorgung aller in Westeuropa, Mit-

tel/Nahost und Afrika stationierten US-Truppen läuft über die Air Base. Zu-

gleich soll sie «Einfallstor nach Europa» für den Krieg gegen die sozialisti-

schen Staaten im Osten sein. 

Die Air Base – für deren militärstrategischen Zweck der Bau der Startbahn 

West unverzichtbar war – steht aber auch für den langen, zähen Kampf einer 

Widerstandsbewegung, ihre Konfrontation mit dem geballten staatlichen Ge-

waltapparat und den Einkreisungsmanövern der reformistischen Linken – 

und ihre Erfahrung: dass der Kampf für Lebensbedingungen – gegen Zerstö-

rung, Ausbeutung, Entfremdung im imperialistischen System – nicht zu tren-

nen ist von der Entwicklung revolutionärer Ziele und Gegenmacht, und dass 

der Imperialismus nur als einheitliches System zu begreifen und zu bekämp-

fen ist. 

«Niemals vor der ungeheuren Dimension der eigenen Ziele zurückschre-

cken!» 

Unité dans le combat pour la révolution internationale! 

Einheit im Kampf für die Weltrevolution! 

RAF, Action Directe, 8. August 1985 

«Wir haben seine ID-Card gebraucht» 
Zur Aktion gegen die Rhein-Main-Air-Base und die Erschiessung von 

Edward Pimentai 

Die Bestimmung der Aktion war, eine Schaltstelle der US-Militärmaschine – 

Zentrum der imperialistischen Kriegsführung – aus der Funktion zu bringen. 

Das heisst: materiell gegen ihre Kommandozentrale oder ihr militärisches 

Gerät (falls es gegen das HQ aus irgendeinem Grund nicht möglich gewesen 

wäre) und die, die diese Maschinerie zum Funktionieren bringen – also gegen 

die Air Base und alle Soldaten, die im 
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HQ oder sonst irgendwo «ihren Job machen». Tatsache ist, dass jeder dort 

heute schon den Transport von US-Interventionstruppen in den Mittelmeer-

raum und/oder den Nahen Osten organisiert – 

als wir die Aktion gemacht haben, war das «Bright-Star»-Manöver kurz 

vor dem Abschluss und die ersten Truppen mit ihrem Gerät wurden bereits 

über die Air Base zurückverlegt; während der TWA-Entführung flog ein Kil-

lerkommando der Delta Force für die geplante militärische Lösung Richtung 

Naher Osten – 

oder als Soldat direkt zum Einsatz geschickt wird, z. B. die Spezialeinhei-

ten der Air Force, die auf der Air Base stationiert sind. 

Die A ir Base in ihrer Funktion als Drehscheibe des imperialistischen 

Krieges und Geheimdienstzentrum steht unmittelbar in der Konfrontation 

zwischen internationalem Befreiungskampf und Imperialismus – die Krieg ist 

– und damit alle Soldaten, die dort sind. 

Der internationale Klassenkrieg hat sich seit Vietnam in der Dialektik der 

Kämpfe so weit entwickelt, dass wir die Eskalation des revolutionären Krie-

ges in der Metropole heute für uns bestimmt haben – als Angriff der westeu-

ropäischen Guerilla. 

Im Angriff des Stadtguerillakommandos der FMLN gegen US-Marines in 

San Salvador, der Entführung der TWA-Maschine durch die «Organisation 

der Unterdrückten der Welt» im Libanon und jetzt im Angriff gegen die Air 

Base durch ein gemeinsames Kommando von Action Directe und uns ist die 

Perspektive der internationalen antiimperialistischen revolutionären Front 

auf neuer Stufe real geworden: sie kann die Kräfte des Imperialismus zer-

splittern und einen neuen Durchbruch für den weltweiten Prozess der Befrei-

ung erkämpfen. 

Nur in dieser Schärfe der Konfrontation wird es real: Befreiungskrieg, 

Kampf für den Kommunismus in der westeuropäischen Metropole. 

In diesem Prozess ist es eine wesentliche Aufgabe und Möglichkeit der 

westeuropäischen Guerilla, die Funktionsfähigkeit der imperialistischen Mi-

litärmaschine hier im Zentrum zu stören, die Planbarkeit und Kalkulierbar-

keit ihres Einsatzes unmöglich zu machen. 

Wir haben Edward Pimentai erschossen, den Spezialisten für Flugabwehr, 

Freiwilliger bei der US-Army und seit drei Monaten in der BRD, der seinen 

früheren Job an den Nagel gehängt hat, weil er schneller und lockerer Kohle 

machen wollte, weil wir seine ID-Card gebraucht haben, um auf die Air Base 

zu fahren. Für uns sind die US-Soldaten in der BRD nicht Täter und Opfer 

zugleich, wir haben nicht diesen verklärten, sozialarbeiterischen Blick auf 

sie. Nach Vietnam, Libanon, Grenada und der offiziellen Einführung der Air-

Land-Battle-Doktrin, der Offensivstrategie für Blitzkriege in der 3. Welt und 

Angriffe gegen die sozialistischen Staaten im Osten, muss jeder GI begreifen, 
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dass er dafür bezahlt wird, Krieg zu führen, d. h. alle müssen begreifen, dass 

Krieg ist – und sich entscheiden. 

Natürlich geht es nicht um einen durchgeknallten Anti-Amerikanismus, 

wie die Counter-Propaganda das streut. Worum es geht, ist der praktische 

Begriff des internationalen Klassenkriegs für die Entwicklung des revolutio-

nären Prozesses in der westeuropäischen Metropole. 

Die militärischen Basen, Einrichtungen, Kommandostellen der US-Streit-

kräfte, der NATO sind Kriegsgebiet. 

Rote Armee Fraktion, 25.8.85 

Interview mit Genossen aus der RAF 

Frage: Ihr wisst, dass es zur Air-Base-Aktion und zur Erschiessung des Gl 

Pimentai sehr kontroverse Diskussionen und Kritik gab und noch gibt. Vor 

allem habt ihr den Bullen Raum gelassen, um ihre Propaganda gegen die Ak-

tion hochzuziehen. 

Antwort: Es war sicher ein Fehler, dass wir die zweite Erklärung nicht mit 

der ID-Card zusammen losgeschickt haben. Wir sind davon ausgegangen, 

dass die, die die Aktion verstanden haben, das zusammenbringen. 

Frage: Warum habt ihr die Karte überhaupt losgeschickt? 

Antwort: Eine irre Frage, wirklich, als wenn’s hier um eine «Privatkrieg 

RAF – Pimentai» geht. 

Frage: Aber es war ein neuer Schritt, den ihr nicht erklärt habt. 

Antwort: Er hat seine Bestimmung aus den veränderten nationalen und in-

ternationalen Bedingungen. Die Aktionen gegen die Headquarters in Heidel-

berg, Frankfurt und gegen Haig, Ramstein, Kroesen hatten mit ihrer Zielbe-

stimmung wesentlich auch die Funktion, politisches Bewusstsein über den 

militärisch funktionierenden US-Imperialismus und so den Kampf dagegen 

zu schaffen. Von dieser Grundlage, die der antiimperialistische Kampf hier 

geschaffen hat, gehen wir aus. Der Schritt nach vorn, die Eskalation, die der 

imperialistischen Eskalation entspricht, ist die Erweiterung des Angriffs in 

die Tiefe und die Verzweigung der militärisch-politischen Position der US-

Macht hier. Denn wenn sie hier die strategische Drehscheibe perfekt machen 

wollen, um die Vernichtungsmaschine loszulassen oder mit dieser Über-

macht alles, was sich ihrer Herrschaft widersetzt, politisch zu erdrücken, 

dann muss ihnen die Sicherheit zerstört werden, dass die Maschine, wenn sie 

sie einsetzen wollen, so glatt funktioniert, wie sie es dann brauchen. Im An- 
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griff auf die Position der US-Macht hier ist auch immer das Fundament des 

BRD-Staates getroffen, denn unter der Absicherung durch das US-Militär – 

und nur durch sie – kann dieser Staat seine eigenen machtpolitischen Interes-

sen verwirklichen. So muss die Bestimmung dieser ganzen Angriffslinie – 

die eine zentrale Linie für den antiimperialistischen Kampf hier ist – sein. 

Frage: In der Erklärung sagt ihr: «Es geht um den praktischen Begriff des 

internationalen Klassenkrieges für den revolutionären Prozess in der westeu-

ropäischen Metropole» – was ist damit genau gemeint? 

Antwort: Der praktische Begriff des unmittelbaren Zusammenhangs zwi-

schen der Entwicklung des revolutionären Prozesses hier und seiner interna-

tionalen Dimension: dem internationalen Klassenkrieg; wir meinen das Be-

wusstsein, dass revolutionäre Politik, die auf diesen Prozess hier aus ist, sich 

an diesem Zusammenhang orientieren muss, weil es für uns keine andere 

Perspektive gibt als die Zerrüttung und Umwälzung des imperialistischen 

Systems im internationalen Klassenkrieg. Das war für viele aus der Erfah-

rung im letzten Winter und jetzt in der aktuellen Situation: El Salvador, Li-

banon – die Kämpfe auf den Philippinen, in Südafrika... – so greifbar wie 

noch nie. Wir wollten das in der Aktion genau auf den Begriff bringen, um 

den es hier jetzt geht: den Widerstand zur Schärfe der wirklichen Situation 

entwickeln. Zugleich sind die Befreiungsbewegungen weltweit mit einer 

neuen, blutigen Offensive des US-Imperialismus konfrontiert. Gegen diese 

Strategie entwickelt sich revolutionäre Strategie: als Eskalation des politisch-

militärischen Angriffs gegen diese Kriegsmaschinerie und alle, die militä-

risch in diesen Krieg verwickelt sind. Für den revolutionären Widerstand 

muss es in allen Initiativen, Kampagnen, Angriffen um die Verstärkung und 

Erweiterung der politischen und militärischen Handlungsfähigkeit der Front 

gehen. So war’s für uns nach der Aktion auch ganz anders: uns nervt die 

Diskrepanz zwischen unseren Mitteln und dem Ausmass der imperialisti-

schen Zerstörung und Ausrottung. 

Frage: Was heisst «alle, die in diesen Krieg verwickelt sind»? 

Antwort: An der Air Base wird das doch sehr klar: Die Soldaten dort halten 

die Maschinen, Computer, Waffen für Interventionen einsatzfähig, fliegen 

zum Teil selbst in den Mittelmeerraum und den Nahen und Mittleren Osten. 

Die Fakten sind bekannt. Und die sollen, nur weil sie in Frankfurt stationiert 

sind, nicht direkt im Krieg sein, hier quasi ihren «friedlichen Ruheraum» ha-

ben? Eine comandante der FMLN hat es gesagt: «Das kann nicht sein!» 

Eben. 

Frage: Meint ihr, denen ist das bewusst? Die meisten haben eher so ne 

Haltung, dass sie ihren Job machen und schon nichts passieren wird. 
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Antwort: Aber das ist unmöglich. Die, die in El Salvador sind, machen 

auch «ihren Job» und erzählen dir vielleicht, dass sie dort sind, um die Russen 

aus Mittel- und Südamerika rauszuhalten. Viel mehr denken sich die meisten 

wohl nicht. Das ist diese Söldnermentalität von Killern. Deshalb haben wir 

das gesagt: Vietnam, Libanon, Grenada, Air-Battle-Doktrin usw. – heute frei-

willig in eine Armee zu gehen, die, wie jeder weiss, offen und verdeckt Krieg 

führt und ihre gesamte strategische Planung auf die Möglichkeit des militäri-

schen Sieges ausrichtet, und zu denken «man kommt schon drumrum, locke-

rer Job usw.» – dafür ist die ganze Entwicklung zu weit. Das muss jeder be-

greifen. Und es ist die Erfahrung aus allen Befreiungskämpfen: Die Soldaten 

des Feindes begreifen durch die Aktion der revolutionären Guerilla. Anders 

nicht. Rogers sagte auch schon, dass eine der schlimmsten Auswirkungen der 

Aktionen gegen die US-Streitkräfte in Westeuropa die «Demotivierung der 

Soldaten» ist. 

Frage: Aber es ist doch ein Unterschied zwischen den beiden Toten auf 

der Air Base und dem GL Die Bestimmung der Aktion, wie ihr das jetzt noch 

mal gesagt habt, trifft so nicht auf den Gl zu. Das ist doch ein Widerspruch? 

Antwort: Nein. Grundsätzlich ist das Verhältnis zwischen uns und ihnen 

Krieg. Wir haben seine Karte gebraucht, sonst hätten wir die Aktion nicht 

machen können. Wir sagen natürlich nicht, dass wir jetzt jeden Gl, der um 

die Ecke kommt, erschiessen – oder dass andere Genossen das tun sollten. 

Man kann es nur in der konkreten Situation, an der politisch-praktischen Be-

stimmung des Angriffs klären. Das heisst: es ist eine taktische Frage. Es ist 

doch so, dass es ganz bestimmte Gründe gibt, die die US-Regierung von einer 

Intervention in Nicaragua abhalten. Der eine ist, dass sie da eine Ausweitung 

und Eskalation der Kämpfe in der ganzen Region auf sich zukommen sehen 

– was die Sandinisten, die FMLN und auch die Guerilla in Guatemala klar 

gesagt haben – und der andere, dass sie damit rechnen müssen, in den Met-

ropolen mit der Zuspitzung der Widersprüche, vor allem aber mit der Ver-

schärfung des Widerstands und Angriffs konfrontiert zu sein. Sie sind sich 

überhaupt nicht sicher, ob sie das durchhalten. Das ist es materiell, wenn wir 

von zunehmender Gleichzeitigkeit der Kämpfe und der gemeinsamen Wir-

kung, die sie objektiv jetzt schon erreichen, reden. Das Bewusstsein wächst 

– tendenziell in allen Befreiungskämpfen – dass es keine andere Strategie 

geben kann als die der Entwicklung der internationalen revolutionären Front, 

die der Zerrüttung des imperialistischen Gesamtsystems im Prozess der Welt-

revolution. Wir sehen das ganz direkt: das ist die Bewegung des internatio-

nalen Klassenkrieges. Und «ungeheure Dimension» meint genau das: sich  
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aus der eigenen Lage kämpfend in diesen Krieg zu stellen, darin den Kampf, 

sich selbst zu bestimmen. Viel von der Unsicherheit und Kritik jetzt ist Aus-

druck der eigenen Distanz zur Wirklichkeit des Krieges. 

Frage: In der Erklärung sagt ihr, dass eine «Organisation der Unterdrück-

ten der Welt» die TWA-Maschine entführt hat. Wisst ihr mehr über die 

Kämpfe im Libanon? 

Antwort: Nichts Genaues, aber jedenfalls das: dass es antiimperialistische 

Kämpfe sind, die eine wichtige Funktion für die Durchkreuzung der Welt-

beherrschungspläne des Imperialismus, für die Zersplitterung seiner Kräfte 

haben. Was die schiitischen Bewegungen betrifft – da gibt es ja krasse Un-

terschiede. Zum Beispiel Berri und Teile der Amal-Milizen, die die Massa-

ker in den Palästinenserlagern gemacht haben; Berris Politik ist eingebunden 

in die imperialistischen Pläne zur «Befriedung des Libanon» – wofür die Li-

quidierung des bewaffneten palästinensischen Kampfes eine Bedingung ist. 

Andere kämpfen gemeinsam mit libanesischen und palästinensischen Wi-

derstandsgruppen gegen Zionismus und Imperialismus. Die Flugzeugentfüh-

rer haben gesagt, dass sie zu keiner der Organisationen gehören, die in den 

Medien für die Entführung verantwortlich gemacht worden sind – Jihad Is-

lamique, Amal, Hizbollah. Die Aktion, die Forderungen waren politisch 

richtig und stark. Sie haben den aktuellen imperialistischen Projekten im Li-

banon einen Strich durch die Rechnung gemacht, den US-Imperialismus und 

Israel ins Zentrum der Konfrontation gerissen und gezeigt, dass «der US-

Imperialismus strategisch ein Papiertiger ist» – dass die Gefangenen freige-

lassen werden mussten, die Imperialisten keine militärische Lösung wagen 

konnten, ist ein Sieg für den antiimperialistischen Kampf. Aber klar: die In-

halte, um die es in den islamisch-fundamentalistischen Bewegungen geht, 

haben mit uns, mit unserer Politik nicht viel zu tun. Man muss hier die ob-

jektive Wirkung ihrer Kämpfe begreifen. Darüber hinaus ist es eine Sache 

der arabischen revolutionären Bewegung. Was soll das, von hier zu urteilen? 

Wir wollen hier noch was sagen: In vielen Flugblättern reden Genossen 

vom «Zusammenschluss RAF – Action Directe». Das vermittelt so was wie 

«organisatorisch-logistisch» – was es nicht gibt. Genausowenig wie es ein 

europäisch-draufgesetztes Zentralkommando gibt, das irgendwelche Direk-

tiven und Aktionslinien beschliesst. Wir lehnen das ab und es ist auch poli-

tisch unmöglich. Die westeuropäische Front der Guerilla kann nur realer 

Prozess sein. In der Diskussion geht es um den gemeinsamen Begriff der 

Lage in den westeuropäischen Metropolen und ihren internationalen Zusam-

menhang – für die politisch-strategische Einheit. Und natürlich, wo das mög-

lich ist, um gemeinsame Praxis – das ist das Ziel, und deshalb sind die Dis- 

122 



 

kussionen von Anfang an konkret, praktisch. Action Directe und wir gehen 

von der Perspektive für den revolutionären Prozess in Westeuropa aus – von 

der Notwendigkeit und Möglichkeit, den Prozess der revolutionären Umwäl-

zung hier im Rahmen des internationalen Klassenkrieges zu bestimmen und 

zu organisieren: als authentischen Prozess aus der Lage in der westeuropäi-

schen Metropole. Die konkrete Bestimmung der politisch-militärischen Ak-

tion entwickelt jede Gruppe aus ihrem eigenen Prozess, ihren Bedingungen 

und integriert in die Bewegung des Widerstands im eigenen Land. 

Frage: Aber es gibt doch ziemlich starke politische und praktische Unter-

schiede zwischen den Guerillagruppen? 

Antwort: Wir werfen uns keine ideologischen Prügel zwischen die Beine. 

Wo die Diskussion gewollt wird, ist sie natürlich offen, am Ziel orientiert – 

sonst hat sie keinen Zweck. Ideologische Differenzen sind ohne Bedeutung, 

wenn sie nicht zu politischen werden. Wir sagen, dass die Unterschiede, be-

sonderen Bedingungen usw. angesichts der enormen Möglichkeiten für den 

revolutionären Prozess in der westeuropäischen Metropole – dessen Motor 

und Kern die kommunistischen Guerillagruppen sind – kein Gewicht haben. 

Dass die Identität im Ziel, im Kampf die Differenzen übersteigt. 

September 1985 

«Die Erschiessung war ein Fehler» 
An die, die mit uns kämpfen 

Wir sagen heute, dass die Erschiessung des Gl in der konkreten Situation im 

Sommer ein Fehler war, der die Wirkung des Angriffs gegen die Air Base 

und so die Auseinandersetzungen um die politisch-militärische Bestimmung 

der Aktion, wie der Offensive überhaupt, blockiert hat. Es ist klar: den Gl zu 

erschiessen, war ein Schritt zur Eskalation, der selbst strategische Qualität 

hat – weil er bedeutet, den Krieg gegen den US-Imperialismus zu verschärfen 

in dem Sinn, dass für uns alle Angehörigen der US-Streitkräfte an jedem Ort 

und zu jeder Zeit militärische Angriffsziele sind. Diesen Schritt mit «prakti-

scher Notwendigkeit» zu begründen, ist politisch unmöglich, weil er nur aus 

einer umfassenden politischen und strategischen Bestimmung kommen kann, 

was aber heute nicht der subjektiven Entwicklung des Widerstands und der 

objektiven Situation hier entspricht. 

So ging es bei der Bestimmung des Angriffs gegen die Air Base ganz prä-

zise um den Schritt, die Zentren, Basen der US-Kriegsmaschine und diejeni- 
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gen Truppen, die unmittelbar im Krieg zwischen Revolution und Imperialis-

mus stehen, anzugreifen – also die Interventions- und Spezialtruppen, die of-

fene und verdeckte militärische Operationen gegen den Befreiungskampf in 

der 3. Welt vorbereiten und durchführen. Die Soldaten, die in der 3. Welt 

massakrieren. 

Diese Widersprüchlichkeit in den Bestimmungen musste wie ein Klotz in 

allen Diskussionen wirken, hat die Orientierung der Aktion verwischt und so 

natürlich – verstärkt dadurch, dass wir die ID-Card losgeschickt haben, ohne 

was dazu zu sagen – der Staatsschutzpropaganda und auch einem Haufen 

Arschlöcher in der Linken die Munition geliefert für ihren Versuch, den Wi-

derstand an der Erschiessung des Gl zu spalten, unseren Fehler gegen die 

Einheit der revolutionären Front, in der der Widerstand und wir uns im Win-

ter einen entscheidenden Schritt weitergebracht haben, auszuspielen. 

Dass der Knoten sich löst, an der Offensive wichtige und vorwärtstreibende 

Auseinandersetzungen laufen, zeigt, wie weit der Prozess der Einheit schon 

ist, und auch wie notwendig die gemeinsame Auseinandersetzung und die 

Vermittlung der Politik ist – wo wir selber besser werden müssen. 

Wir wollen hier noch mal was sagen zu unserer Bestimmung der Aktion 

gegen die Air Base – und in diesem Zusammenhang auch zum Angriff gegen 

die Shape-School in Oberammergau. 

Wir haben diese Angriffe entwickelt, um den Widerstand hier, in Westeu-

ropa an dieser Angriffslinie voranzubringen: US/NATO-Militärstrategie, für 

deren Blitz- und Atomkriegsplanungen Westeuropa strategisches Zentrum 

ist. Es ging um die Kontinuität und Weiterentwicklung der Angriffe gegen 

die Militärstrategie auf der Grundlage des quantitativ und qualitativ gewach-

senen Widerstands in der BRD und Westeuropa gegen sie. Das Bewusstsein 

hat sich im Widerstand durchgesetzt: die Militärstrategie ist das äusserste 

Mittel der Politik der imperialistischen Staatenkette, auf die alle politischen, 

ökonomischen und sozialen Mittel abgestimmt sind; sie bestimmt die gesell-

schaftliche Entwicklung in den NATO-Ländern und ist das gewaltsame Kor-

sett, in dem die Bündelung der Staatsapparate, die ökonomische Weltmarkt-

strukturierung und darin die Krisenlösung hier, die imperialistische Formie-

rung – kurz die imperialistische Gesamtkrise in einer Offensive zur Wieder-

herstellung ihrer Weltherrschaft gelöst werden soll. 

Dagegen hat sich der Widerstand quer durch Westeuropa und vor allem in 

der BRD in seinen politisch-militanten Kampagnen und im Zusammenwir-

ken mit den Angriffen der Guerilla eine starke Kraft erobert und die ersten 

realen Schritte zur Einheit des antiimperialistischen Kampfes in Westeuropa 

gemacht. Von dieser Stärke sind wir ausgegangen – als dem subjektiven po- 
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litischen Boden hier für den Sprung nach vorn in der Eskalation des Angriffs. 

Die imperialistische Formierung ist am weitesten entwickelt in der Mili-

tärstrategie. Was sie wollen ist ein flexibles Kriegskommando, um den Krieg 

an allen Fronten gleichzeitig führen zu können; dafür werden die NATO-

Offiziere an der Shape-School ausgebildet, und auf diesem Niveau ihrer For-

mierung war der Angriff bestimmt. 

Der Kampf gegen die imperialistische Kriegsstrategie ist unsere unmittel-

bare materielle Funktion und unsere Möglichkeit im internationalen Befrei-

ungskrieg: 

Die revolutionäre Front in Westeuropa kann die Maschine, die sie in und 

aus den Zentren ihrer Macht hochziehen und losjagen wollen, blockieren und 

in diesem Kampf Bewusstsein und neuen Widerstand gegen das System, des-

sen Wesen Vernichtung ist, schaffen. 

Wir haben den Angriff gegen die Air Base aus dem konkreten Kräftever-

hältnis bestimmt, das in der Reaktion der imperialistischen Kette auf die Of-

fensive im Winter evident geworden ist. 

Es war die Reaktion des Gesamtsystems auf die Eröffnung der revolutio-

nären Front in Westeuropa. 

Aus der Dialektik der Kämpfe – dem strategischen Durchbruch der west-

europäischen Guerilla im Zusammenhang und in einer Wirkung mit dem 

neuen Aufbruch des Widerstands hier, der Einheit von Widerstand, gefange-

nen Guerilla und dem Sprung der Kämpfe in den NATO-Staaten in die west-

europäische Dimension – und weil sie politisch kein Projekt mehr haben, mit 

dem sie die Metropolengesellschaft gegen die Reife des imperialistischen 

Systems, umgestürzt zu werden, halten können – waren sie gezwungen, sich 

offen zu machen und zu reagieren als Gesamtsystem, das gegen den revolu-

tionären Widerstand gemeinsam liquidatorisch, nach militärisch konzipierten 

Linien handelt. 

Die NATO-Krisenstäbe waren das Zentrum, in dem die Entscheidungen 

gefallen sind. Die Intervention von Shultz bei den westeuropäischen Regie-

rungen, die hektischen Reisen Spadolinis in seiner Funktion als Europarats-

Vorsitzender in dieser Zeit, die Erklärungen der NATO-Botschafter und die 

von Soares, Mitterand, Kohl... waren der politische Ausdruck dafür, dass die 

westeuropäischen Regierungen sich auf der Linie der amerikanischen Strate-

gie – Prävention und Vergeltung gegen den internationalen revolutionären 

Kampf – vereinheitlicht hatten. Die Umsetzung dieser gesamtimperialisti-

schen Räson hier war die Entscheidung, Gefangene zu ermorden, um dem 

politischen Sieg der Front einen harten Schlag zu versetzen. 

Das war für uns die subjektive und objektive Situation, aus der wir uns 

entschieden haben, den nächsten Angriff gegen die US-Militärstrategie – als 

dem Kern ihrer reaktionären Formierung, und ihrem politischen Ausdruck: 
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die vereinheitlichte Staatspolitik der imperialistischen Kette gegen den revo-

lutionären Kampf in Westeuropa und der 3. Welt – zu machen. 

Weil es diese Strategie und diese einheitliche Machtstruktur ist, mit der der 

Widerstand, die revolutionäre Front hier direkt zusammenstösst – und das 

Niveau, auf dem die Konfrontation unumkehrbar angekommen ist. 

Die Entwicklung des konterrevolutionären Kriegs hier seit dem Winter 

macht das vollkommen klar: die Linie der psychologischen Kriegsführung 

gegen den Widerstand – «Terror auf den Strassen», «200 legale RAF-Mit-

glieder»3, «Die 4 Ebenen der RAF», «RAF in der Hafenstrasse» usw. – und 

gegen die Guerilla – «kriminelle Mörder/Tiere/Pest» – ist ihr Versuch, den 

revolutionären Widerstand zu denunzieren und politisch von der Bevölke-

rung abzuschotten, um ein Klima zu schaffen, in dem sie freie Hand haben 

für alle repressiven Massnahmen. In diesem Zusammenhang steht auch, dass 

in den Medien absolut kein Wort mehr rüberkommen soll über die Ursachen 

und Ziele des Widerstands, sondern nur noch «Terror und Blut»; dass nicht 

mehr über den Mord an Günther Sare4 geredet wird, sondern über den «Mob 

auf der Strasse» und den «neuen Terrorismus»; oder – wo es aktuell als Spitze 

läuft – nicht mehr über die Massaker der Imperialisten am palästinensischen 

Volk, sondern über «blutrünstige Wahnsinnige», wenn die Kämpfer den 

Krieg dahin zurücktragen, wo er geplant und politisch abgesegnet, die Zio-

nistenarmee mit Waffen eingedeckt wird. 

Sie wollen durch ihren psychologischen Krieg bei den Menschen in den 

Metropolen Identifikation dafür erzwingen, dass alle, die gegen den Imperi-

alismus kämpfen, für vogelfrei erklärt und zur Vernichtung «freigegeben» 

werden; der eskalierende Bullenterror gegen den Widerstand – bis zum ge-

zielten Anschlag und Mord – Hunderte Ermittlungsverfahren, Massenverhaf-

tungen; die Projekte des Staatsschutzes, mit denen er Schritt für Schritt die 

permanente Kontaktsperre gegen die Gefangenen durchsetzen will, indem 

die Identität und der Kampf der Gefangenen kriminalisiert wird («RAF im 

Knast»/»Hungerstreik ist eine RAF-Aktion») – und damit alle, die mit ihnen 

kämpfen. 

Der ganze Terror ist Ausdruck der politischen Agonie des imperialisti-

schen Systems in der Krise – das gegen den revolutionären Kampf politisch 

schon verloren hat und nur noch gewaltsam versuchen kann zu verhindern, 

dass revolutionäre Politik sich hier weiter verankert. Sie wissen, dass, wenn 

die Front sich hier und in Westeuropa weiter durchsetzt – zu politisch-mili-

tärischer Handlungsfähigkeit kommt und in den Auseinandersetzungen zwi- 
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schen Widerstandsbewegungen und Staat zur Orientierung wird – Risse in 

ihrem Formierungsprojekt entstehen, die zur wirklichen Friktion werden kön-

nen und so das westeuropäische Zentrum erschüttern. Von dieser Möglichkeit 

gehen sie seit dem Winter aus – dass der politisch-praktische Prozess der 

westeuropäischen Front sich durchsetzt, in der längeren Wirkung, neuen 

Bestimmungen sich weiter festigen und erweitern kann. Aus diesem Ein-

schnitt handeln sie. 

Die Front kann die faschistischen Vorstösse des Staates nur brechen, indem 

sie sie auf allen Ebenen und an allen Abschnitten des Kampfs mit dem Begriff 

der Schärfe der realen Konfrontation angreift. 

Für uns ging es nach dem Winter auch darum, am Kern der Erfahrungen 

anzupacken: dass die Defensive durchbrochen, die Einheit des Widerstands 

möglich wird in der politischen Bestimmung und Praxis des revolutionären 

Kampfes – der Orientierung revolutionärer Politik; dass es der Kampf selbst 

ist, der mobilisiert und anzieht, der Entscheidungen, Sprünge möglich macht 

und den Weg zeigt für alle, die anfangen, Widerstand zu leisten gegen ein-

zelne Projekte des Staates. 

Und im Winter ist auch klargeworden, wie der Widerstand mit dem Refor-

mismus fertig wird: da, wo revolutionärer Widerstand die durchschlagende 

Orientierung ist, muss jeder Reformismus zerplatzen, sich zeigen, als das was 

er ist: Krisenmanagement gegen die Radikalität der Umwälzung, die in allen 

Auseinandersetzungen zwischen Widerstand und Staat hier aktuell geworden 

ist. Die Reformisten haben denen, die sich in ihrem Protest und Widerstand 

ernst nehmen, nichts mehr zu sagen. Ihre «Alternativen» – ob grün, rot-grün 

oder der Sumpf der Links-Alternativen – sind unglaubwürdig geworden und 

werden in jeder Konfrontation, in jedem Zusammenstoss Widerstand/Staat 

mehr zerrieben. So werden die Reformisten immer mehr begriffen als das, 

was sie schon immer waren: Funktion für die Erhaltung des Herrschaftssys-

tems, vorgeschobener Posten des Staates in den Massenbewegungen – ihnen 

geht es allein darum, den Widerstand in den Staat zurückzuholen und die 

Menschen in der ohnmächtigen Erfahrung festzupressen, dass man einfach 

nichts machen kann gegen den faschistischen Staat – gegen den totalen 

Machtanspruch des Systems, das die Fragen, die ihm an die Substanz seiner 

Macht gehen, zur gemeinsamen Staatsräson erheben muss, weil es politisch 

nichts mehr in der Hand hat. Keinen Spielraum und keine Kohle mehr für 

«mehr Demokratie und Mitbestimmung, mehr Lebensqualität» usw. – son-

dern Bullen, BGS, Wasserwerfer, Observation, Verhaftungen, Knüppel, Kon-

trolle. 

Das sind die Erfahrungen, die für viele in den Widerstandsbewegungen in 

den Konfrontationen der letzten Jahre gelaufen sind – und aus diesen Erfah-

rungen wächst die mögliche Nähe zu revolutionärer Politik. Das ist der politi- 
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sche Boden, auf dem die Dialektik von Guerilla, Widerstand und Massenan-

tagonismen in den Metropolen entsteht und neue Möglichkeiten für die wei-

tere Verankerung revolutionärer Politik freisetzt. 

Der Prozess der Umwälzung läuft über die Kontinuität der Angriffe oder 

gar nicht. 

Wir wollten nach dem Winter die Front aus den veränderten subjektiven 

und objektiven Bedingungen im praktischen Prozess weiterbringen – d.h. 

uns das, was die Front sich hier und in Westeuropa erkämpft hat und die 

Reaktionen der imperialistischen Bourgeoisie darauf, als neuen Ausgangs-

punkt für den Kampf aneignen und daraus die politisch-militärische Offen-

sive bestimmen. Zusammen mit denen, die das aus ihrem subjektiven Pro-

zess wollten – Bewusstsein der eigenen Stärke auszugehen und das Erreichte 

zu festigen und weiterzuentwickeln; damit anzufangen, die Diskussionen für 

den Prozess der Strategie gemeinsam zu führen und eine neue Qualität poli-

tisch-militärischer Organisierung der Front zu erreichen: in der Bestimmung 

der Inhalte und Ziele des revolutionären Kampfs hier, seiner praktischen Ini-

tiativen, und im Aufbau selbstbestimmter, kollektiver Strukturen für den 

Kampf, den Schritt nach vorn zu machen – und so auch den ewigen Kreislauf 

von Aufbruch-Abfuck in Resignation, Entschlusslosigkeit, Vereinzelung – 

und wieder alles von vorne – zu durchbrechen. 

Sicher, die Offensive war noch schwach und wir haben Fehler gemacht. 

Aber in ihr waren schon neue Möglichkeiten enthalten, wie sich der prakti-

sche Zusammenhang zwischen dem militanten Widerstand und uns entwi-

ckeln kann. Wir sagen nicht, dass die Offensive alle Fragen, die im Wider-

stand und natürlich auch für uns zu klären sind, beantwortet hat. Das ist aber 

nie so. 

Wie sich der revolutionäre Prozess hier entwickeln kann, kriegen wir si-

cher nicht nach der Devise «eins nach dem anderen» raus, sondern nur im 

Angriff selbst: in der Zerstörung der imperialistischen Macht und dem Auf-

bau unserer, revolutionären Gegenmacht – ihren politischen Bestimmungen, 

ihren konkreten Strukturen, ihrem Kampf. Und immer durch den subjektiven 

Sprung derer, die kämpfen. 

Widerstand – wie wir ihn bestimmen, zielt und orientiert auf die Zerschla-

gung des Systems. 

Er zielt auf den praktischen Umsturz der realen gesellschaftlichen Verhält-

nisse, die radikale Umwälzung der Lage in der Metropole. Er hat radikale 

Veränderungen jetzt, die Wiederherstellung der vollen Dimension des Men-

schen in den Beziehungen der Kämpfenden, die revolutionären Ziele in jeder  
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Initiative in sich – und nur so sind sie wahr. Nur im Kampf, der radikal mit 

allem bricht, was die Menschen immer wieder in die tödliche Mühle des Sys-

tems zurücklenkt, der zeigt, dass und wie es möglich ist, das System in die 

politische Krise zu stürzen – indem er den Bruch des Konsens‘ materiell 

macht und dem faulenden System die politische Basis, die letzten Momente 

von Legitimität/Attraktivität zerstört, auf denen es sich weltweit auf neuer 

Stufe reproduzieren will – kann und wird sich revolutionäre Politik hier 

durchsetzen. 

Die praktische Entwicklung des Widerstands selbst macht es einfach klar: 

der Schritt der jetzt kommen muss ist die intensive, konzentrierte Auseinan-

dersetzung zwischen denen, die die bewusste Entscheidung getroffen haben, 

in der Front zu kämpfen – oder die das wollen – darum, wie der revolutionäre 

Kampf hier weiterentwickelt, organisiert, zur Wirkung gebracht werden kann. 

Um von diesem Boden aus sich selbst, die Praxis zu bestimmen und die kon-

kreten Bedingungen für die politisch-militärische Offensive zu schaffen. 

Das ist das unmittelbare Ziel jetzt – wie es gleichzeitig die Bedingung dafür 

ist, dass mehr Menschen, die sich gegen einzelne Projekte des Staates wehren, 

im revolutionären Kampf die Perspektive für sich sehen und selbst anfangen. 

Darin entwickelt sich ein politisches, praktisch-kritisches Verhältnis zu allen, 

die, egal wo, anfangen Widerstand zu leisten. Das ist was anderes als die Vor-

stellung, «die Massen» von oben zu belehren – was immer heisst, sich das 

Volk zum Objekt zu machen, anstatt selbst Subjekt, d.h. Antagonist des Sys-

tems zu sein und durch den eigenen Kampf Politisierungsprozesse in Gang 

zu setzen. Die, die kämpfen wollen, müssen sich von allen trennen, die sie 

nur immer wieder zurückziehen (Reformisten, Opportunisten, Schwätzer). 

Dass der Prozess der Front nicht bruchlos und hier jetzt nicht massenhaft 

läuft – ist klar. Er hat aber jetzt schon durch seine praktischen Initiativen, in 

denen es für jeden sichtbar um den Bruch mit dem Herrschaftssystem, Kampf 

um Befreiung geht, mobilisierende Wirkung und Anziehungskraft und er-

reicht politische Wirkung in der konkreten Konfrontation gegen den Staat, 

das sich formierende Gesamtsystem. 

Die Keime und Formen der revolutionären Macht entstehen im Prozess des 

revolutionären Kampfes. 

Selbstbestimmung, Kollektivität gibt es nicht ausserhalb vom Kampf, son-

dern nur indem sie der Macht abgerungen und die Mauern zwischen den Men-

schen eingerissen werden – als Prozess des Aufbaus proletarischer Gegen-

macht, die gegenüber der gesellschaftlich organisierten Macht und Repres-

sion des Kapitals unabhängig ist, die sich in jedem Moment die Freiheit und  
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die konkreten Bedingungen schafft, um ihre Ziele und Interventionen durch-

zusetzen, so Kontinuität und Kraft entwickelt. 

Dieser Prozess ist nur möglich und lebt durch die Entscheidung und An-

strengung jedes Einzelnen, der sich über das gemeinsame Ziel: die Zerschla-

gung des Systems und die revolutionäre Umwälzung – in den Zusammen-

hang der Front stellt, in der ganzen Konsequenz, als ganzer Mensch. 

Dieser subjektive Sprung ist das Entscheidende, von dem abhängt, wie weit 

die Front hier kommt. 

Das ist zugleich der Boden, auf dem sich alle zusammenfinden, die aus 

ihrem subjektiven Prozess und der gemeinsamen politischen Bestimmung zu 

praktischen Vorstellungen kommen, sich die Bedingungen ihrer Handlungs-

fähigkeit schaffen, illegales Bewusstsein entwickeln, lernen, sich, den Kampf 

zu organisieren und sich in allem was sie denken und anpacken als Teil des 

Ganzen der Front – bestimmen und darin handeln. 

Organisierung, wie wir sie begreifen, ist bestimmt für den Kampf – den 

offenen Prozess derer, die kämpfen; ihre subjektive Entwicklung, ihre 

Sprünge und immer neuen Entscheidungen nach vorn. Selbstbestimmung 

und die volle Verantwortlichkeit jedes Einzelnen sind an jeder Stelle des 

Kampfes hier von Anfang an substantiell. 

Es ist absolut sinnlos für den Kampf, jetzt nach dem grossen strategischen 

Plan zu suchen – wir werden ihn jedenfalls nicht ausbreiten – oder über Rä-

terepublik und Moral zu philosophieren. Dabei kommt nur raus, dass man 

den eigenen Boden unter den Füssen verliert, auf dem man lernen muss zu 

laufen. 

Es geht immer um subjektive Aktion. Wille, Politisierung, bewusste Ent-

scheidung – Politik. Das wollten wir auch mit der Aktion im Sommer: dass 

jeder sein eigenes Verhältnis klärt, den Bruch vertieft, sich selbst in diesem 

Krieg bestimmt und das Bewusstsein für die Konfrontation schärft. Und wir 

sagen: genau das ist gelaufen. 

Uns war klar, dass unsere Entscheidung zur Eskalation im Sommer in der 

Aktion gegen die Air Base nicht sofort und von allen im Widerstand als rich-

tiger und notwendiger Schritt der Front begriffen wird, dass wir damit Dis-

kussionen anstossen, Genossen sich – so oder so – entscheiden, wie sie sich 

in diesem Krieg bestimmen – und dass alle Widersprüche, unterschiedlichen 

Vorstellungen über die Entwicklung der Front aufeinanderknallen. Aber wir 

waren uns sicher, dass die subjektive Entwicklung hier so weit ist, dass unser 

Sprung möglich ist – nicht nur aus der ganzen objektiven Lage hier und in-

ternational verdammt notwendig; und dass es nur gut ist, die ganzen Fragen 

«was die Front will» und wie es weitergeht nach dem Winter – jetzt weiter-

zubringen. 
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Natürlich haben wir durch unsere Fehler: nicht genauer politisch klarzu-

machen, wie wir den Angriff bestimmt haben, und durch das Schweigen zu 

dem Gl, so dass keiner mehr wissen konnte, ob es eine Counter-Aktion war 

– die Auseinandersetzungen sehr schwer gemacht und Debatten ausgelöst, 

die so überhaupt nicht Sache sind. 

Wir haben am Anfang die Widersprüche nicht begriffen. Vor allem hatten 

wir nicht damit gerechnet, dass die Neutralisierungsfesseln im Widerstand 

noch so festsitzen, die der Staat durch seine Counterkampagnen erzwingen 

wollte – vor allem 82, gegen die starken militanten Aktionen, die überall in 

der BRD gegen die US-Macht gelaufen sind. «Man darf keine GFs angrei-

fen» – was dann so stehengeblieben ist und was bei manchen so weit geht, 

dass sie die US-Streitkräfte einer Klassenanalyse unterziehen. Dazu sagen 

wir: Diese Frage hat das international kämpfende Proletariat längst entschie-

den. In Lateinamerika, Südostasien, im Nahen Osten... und hier auch. 

Viele wollten von uns nur die totale Selbstkritik und wir waren wütend, 

wollten nicht glauben, dass das die wirklichen Fragen sind. Ausdruck dafür 

ist das Interview, das in der Situation nicht anders sein konnte: Wenn Leute 

zusammen reden, die sich gegenseitig nicht ticken, ist eine Klärung unmög-

lich, ist alles nur fremd. Wir hätten das lassen sollen, denn es ist klar, dass 

wir dieses Verhältnis selbst absolut nicht wollen. In dem Moment hatten wir 

kurz aus dem Auge verloren, dass es viele gibt, die nur darauf gewartet ha-

ben, endlich richtig zu hetzen oder ihren eigenen Rückzug zu legitimieren, 

dass es auf die gar nicht ankommt, sondern auf die Genossen, die hier kämp-

fen wollen und wir mit ihnen ihre Widersprüche und Fragen klären – um die 

Einheit zu stärken. 

Wir sind oft gefragt worden, warum wir diesen Schritt – die Soldaten auf 

der Air Base anzugreifen – überhaupt gemacht haben, welche Wirkung und 

Perspektive das haben kann. Es ist eine konkrete Frage, wie der revolutionäre 

Widerstand die imperialistischen Staaten, und den US-Imperialismus als ag-

gressivsten Faktor, daran hindern kann, ihre Ausrottungsstrategien von hier 

aus in Ruhe zu planen und durchzuführen; d. h. wie wir sie politisch so unter 

Druck setzen, dass ihre Pläne blockiert sind, bevor sie sie ausführen. 

Westeuropa ist zum Zentrum der imperialistischen Kriegsführung gewor-

den. Zusätzlich zu der Tatsache, dass hier die Kommandozentralen und die 

logistische Basis für den atomaren und konventionellen Krieg gegen die Be-

freiungsbewegungen in Asien, Afrika, Nahost und die sozialistischen Staaten 

im Osten sind, muss der revolutionäre Widerstand davon ausgehen, dass hier 

auch Teile der Truppen stehen, die jederzeit im Nahen Osten, in Südostasien 

und Afrika intervenieren und die Völker massakrieren. Nach den veränderten  
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Einsatzplanungen des Pentagon haben Teile der in Westeuropa stationierten 

US-Truppen eine Doppelfunktion: sie sind nicht mehr allein Stosstrupp ge-

gen den Osten, sondern zugleich dem «Central Command» (das die Einsätze 

der RDF dirigiert) und dem «Eucom» für Einsätze in der 3. Welt unterstellt. 

Die Entlastung der US-Militärmaschine durch die «europäische NATO-

Säule», konkret hier: die Fusion der westdeutschen und französischen Streit-

kräfte als Bedingung für die Freisetzung von US-Truppen in Westeuropa, die 

dann in der 3. Welt eingesetzt werden können, ist ein – militärischer – Grund 

für die Eile, mit der die Militärstrategen auf die Fähigkeit zusteuern, gemein-

sam den Krieg an allen Fronten führen zu können. 

Und heute schon: Truppentransporte über die Air Base, Ramstein; die 

Kriegsflotte in Neapel, 4’000 Soldaten, die Luftwaffe und Delta Force in 

Siconella, die bereitstehen, um gegen den arabischen Befreiungskampf los-

zuschlagen; Special Forces in Frankfurt, Stuttgart, Ramstein, Berlin, Bad 

Tölz für Einsätze in der 3. Welt und gegen den Widerstand hier; Teile der 

RDF in Berlin (von der gleichen Einheit, die im Nahen Osten stationiert ist 

und von denen 250 Soldaten in Neufundland das Ende gefunden haben, das 

sie verdienen) usw. 

Die Fähigkeit, Krieg zu führen, ist für sie kaum eine technische Frage. Die 

Mittel haben sie, und darin werden sie uns, wie allen Befreiungsbewegungen, 

immer und bis zum Schluss überlegen sein. Befreiungskrieg ist keine Mate-

rialschlacht. Für uns geht es immer um die politische Wirkung, die der mili-

tärische Angriff entwickelt – gegen sie, und indem er neuen Kampf erzeugt. 

Wir haben gesagt (Mai 82): 

Die Auseinandersetzung hat sich nach Vietnam von einer Konfrontations-

stellung – Zentrum des Befreiungskrieges, Front und Hinterland zu einer Li-

nie hin verschoben, die quer durch jeden Abschnitt, jeden Kontinent, jedes 

Land geht. Weil jeder Abschnitt aus seiner Bedeutung im Gesamtsystem zum 

Auslöser des Einsturzes des Kräfteverhältnisses werden kann – und so ten-

denziell zur Front des Befreiungskriegs. 

Das ist der Prozess, in dem die imperialistische Macht zersplittert wird – 

durch die Tendenz zur Vereinheitlichung der Kämpfe an allen Abschnitten 

der gemeinsamen Wirkung, die sie heute schon erreichen – und dem wach-

senden Bewusstsein, dass die Befreiung vom Imperialismus nur möglich 

wird im Zusammenwirken der revolutionären Kämpfe weltweit. 

Indem die Front hier angreift, erschüttert sie die Handlungsfähigkeit des 

Gesamtsystems, zersplittert seine Kräfte – und in der Dialektik der Entwick-

lung des Kampfs auch seine militärische Macht. Hier im imperialistischen 

Zentrum – aus dem sie die politische Kraft, die ökonomische Potenz und  
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militärische Übermacht für ihre globale Offensive herausziehen müssen – be-

deutet Zersplitterung heute, gegen zentrale Projekte ihres Formierungspro-

zesses und ihrer strategischen ökonomischen und militärischen Konzeption 

zu intervenieren, um sie zu blockieren, bevor sie realisiert sind – sie politisch 

zu brechen, die Konzentrierung und Zusammenballung ihrer ökonomischen 

und militärischen Macht zu verhindern. 

Es ist einfach die Frage, wie weit wir nach vorn kommen oder wie weit sie 

nach vorn kommen. 

Die Front hier kann verhindern, dass sie die politischen und militärischen 

Voraussetzungen dafür schaffen, den Krieg an allen Fronten zu führen, wenn 

wir sagen: militärische Interventionen in der 3. Welt – dann meinen wir damit 

die von den Imperialisten finanzierten, ausgebildeten Contra-Banden in Ni-

caragua, Angola, Mosambique ...; die Angriffe gegen den palästinensischen 

und libanesischen Widerstand, die Bombardierung der Lager; den Einsatz 

von Terrorkommandos der Special Forces gegen die Guerilla weltweit; den 

schmutzigen Krieg dieser Bestien gegen die kämpfenden Völker, die Bomben 

gegen die Bevölkerung; die Massaker in Kurdistan, die der türkische Staat 

gemeinsam mit der NATO organisiert. Also der Krieg, der heute die Realität 

ist – auch ohne die «grosse» Intervention – zu der sie als Mittel jederzeit grei-

fen werden, wenn der revolutionäre Kampf und Widerstand in der 3. Welt 

und den Metropolen ihnen nicht die politisch-militärische Grenze setzt. 

Es kann für uns heute nicht darum gehen, die Kräfte des Imperialismus 

militärisch zu binden. Das ist – aus der Schwäche, die der revolutionäre Wi-

derstand hier noch hat und der militärischen Potenz der NATO – absurd. 

Militante Angriffe gegen die US/NATO-Infrastruktur sind deswegen wir-

kungsvoll und richtig, weil sie den Imperialisten materiell die Sicherheit zer-

stören, dass ihre Maschine, wenn sie sie einsetzen wollen, so reibungslos 

funktioniert, wie sie es dann brauchen, und wenn sie sich hier in ihren mili-

tärischen Einrichtungen belagert fühlen müssen, weil sie überall angegriffen 

werden, ist das nur gut. Das trifft die Soldaten selbst und die Strategen des 

Kriegs ins Mark. Die Plan- und Kalkulierbarkeit des Einsatzes ist für ihre 

Kriegspläne einfach unentbehrlich – genauso wie «motivierte Soldaten». 

Deshalb haben Angriffe auf dieser Linie strategische Qualität – nicht, weil 

der Widerstand ihnen alle technischen Mittel zerstört. 

Die FMLN sagt: 

«Wenn wir davon reden, den US-Imperialismus zu treffen, reden wir von 

seinen Leuten, nicht von seinen Maschinen und nicht von seiner Technologie 

– denn es sind seine Leute, seine Moral und die Sache, die sie verteidigen, 

die entscheidend sind, ob sie den Krieg verlieren oder gewinnen.» 
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Das ist auch unsere Bestimmung – wie die jeder Guerilla und jeder kämp-

fenden Front, die egal wo und aus welchen spezifischen Bedingungen gegen 

den US-Imperialismus kämpft. 

Dabei ist das Ziel unserer Aktion nicht – und kann nicht sein – dass sie 

hier jetzt abziehen. Hier zieht keiner ab. Die Entwicklung wird vielmehr so 

sein, dass US-Militärs hier das Kommando übernehmen, wenn der BRD-

Staat so erschüttert ist, dass er nicht mehr handlungsfähig ist. Worum es geht 

ist, sie hier mit antiimperialistischer Politik, revolutionärem Kampf zu kon-

frontieren – weil es das ist, was Verunsicherung im gesamten Militärapparat 

schafft und die Soldaten demoralisiert: dass sie an keinem Ort der Welt mehr 

sicher sind vor den Angriffen der revolutionären Guerilla; dass sie weltweit 

mit der gleichen Entschlossenheit und Moral konfrontiert sind, sich nir-

gendwo mehr in Ruhe zurückziehen, ausruhen, auf ihre Einsätze vorbereiten 

können. Es ist eine Illusion – wirklich: Kitsch – zu glauben, dass den Solda-

ten ihre Funktion nicht klar ist. Dass sie das wegschieben, darauf spekulie-

ren, dass nicht sie (sondern ihr «Kollege») zum Einsatz müssen – ist ihr 

Problem. Tatsache ist, dass sie es jederzeit machen werden – bis auf die, 

denen jetzt klar geworden ist, dass der Krieg läuft – und sie auf der Seite des 

Todfeindes der Menschheit stehen. Sie müssen desertieren. Das andere ist, 

dass es natürlich enormen Druck auf die US-Regierung und ihre Militärpo-

litik bewirkt, weil der Bevölkerung in den USA immer klarer wird, dass der 

US-Imperialismus weltweit Krieg führt und genau so und genau deswegen 

angegriffen wird. Angriffe gegen die US-Streitkräfte zielen also immer auch 

auf die Widersprüche gegen die Kriegspolitik! – Und mit jedem Angriff wird 

die Propaganda mehr zerstört, mit der jede US-Regierung jeden Krieg und 

jede Aufrüstung legitimiert: dass «Vietnam, Grenada, Mittelamerika, der 

Nahe Osten, Westeuropa vor den Russen gerettet werden muss» – und wird 

deutlich, dass es nie um die Interessen der Menschen, sondern um die des 

US-Kapitals geht – dass der US-Imperialismus weltweit der Hauptfeind der 

Völker in ihrem Kampf um Selbstbestimmung, Befreiung ist. 

An den Reaktionen des BRD-Staates auf die Angriffe gegen die US- 

Macht hier wird zugleich seine Interessenidentität und eine seiner zentralen 

Funktionen seit 45 – Herrschaftssicherung im Zentrum im Interesse des US-

Kapitals – offen. Für die militärische US-Präsenz hier eine Bedingung – wie 

sich umgekehrt die «Brauchbarkeit» jedes Regimes zuerst daran misst, wie 

es die US-Strategie hier und in Westeuropa durchsetzen und ihr reibungslo-

ses Funktionieren sichern kann. 

Bei der Bestimmung der Offensive im Sommer ging es um die politisch-

praktische Orientierung der Front an dieser Angriffslinie, den Schritt nach 

vorn im Angriff gegen die Militärstrategie. Den Feind demoralisieren, den 
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Apparat erschüttern, die Kriegsmaschinerie stören, sabotieren – aus der 

Funktion bringen. 

Die Weiterentwicklung der Praxis der Front an dieser Linie ist zentral – 

aber nicht alles. Angriffe gegen die US/NATO-Militärstrategie und gegen 

den imperialistischen Staat sind zwei operative Linien einer antiimperialisti-

schen, internationalistischen Strategie in der Metropole – an denen sich die 

Kämpfe hier weiterentwickeln werden. «Das System» ist nur zu brechen, in-

dem die Front die konkreten aktuellen Projekte der imperialistischen Strategie 

bricht. Man darf das System nicht als starren Block denken – wie es jeder hier 

als ewig quälende Wirklichkeit sein Leben lang erfährt – sondern als notwen-

dig eskalierende Bewegung, als Politik, als Strategie. 

AD und wir haben das Kommando nach George Jackson benannt, weil er 

für uns, wir für alle, die in den Metropolen kämpfen, Orientierung ist. Er ist 

als Jugendlicher wegen eines Überfalls auf eine Tankstelle zu «unbegrenzter 

Dauer» Knast verurteilt worden und hat sich, im Gefängnis isoliert – aus der 

totalen Defensive, in die der Staat jeden zwingen will, der sich seinem abso-

luten Machtanspruch verweigert – politisiert und im Zusammenhang des Auf-

bruchs in den Metropolen, dem starken Widerstand gegen den Krieg in Viet-

nam eine wichtige Funktion gehabt. Zäh, nicht mehr abzubringen, entschlos-

sen auf Leben und Tod zu kämpfen, hat er sich revolutionäre Identität er-

kämpft und gegen den permanenten Terror der Bullen bewahrt, ist Kader der 

Black Panthers geworden und Beispiel für den antiimperialistischen Wider-

stand in den USA und Westeuropa. Er verkörpert den Bruch in der Metropole, 

den Kampf im «Herzen der Bestie» und die Einheit des revolutionären Wi-

derstands in den Metropolen. 

Wir haben gesagt: proletarischer Internationalismus ist das fundamentale 

Bewusstsein für den revolutionären Kampf in den Metropolen. Er ist die Iden-

tität der Ausgebeuteten und Unterdrückten im weltweiten Kampf gegen die 

Herrschaft des Kapitals und das Wissen, dass das Ziel der völligen Zerschla-

gung des imperialistischen Systems erst dann real wird, wenn diese Perspek-

tive auch in den Zentren seiner Macht eröffnet ist. Das heisst: Wenn wir die 

imperialistische Bourgeoisie hier mit den Zielen der Revolution konfrontie-

ren, die politisch-militärischen Angriffe gegen ihre Machtstrukturen ver-

schärfen und ihr so die Basis zerstören, auf der sie sich durch Kriege, kapita-

listische Umstrukturierung und Repression – als Mittel zur Lösung ihrer um-

fassenden Krise – zum alles beherrschenden Gesamtsystem aufrichten will. 

Die westeuropäische Guerilla entwickelt im Angriff die Strategie, die die 

punktuellen und partiellen Kämpfe gegen die Lebensrealität im imperialisti- 
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schen System als Prozess des Kampfs um Befreiung fasst, die Massenanta-

gonismen in der politischen Bestimmung und Praxis des revolutionären 

Kampfes vereinheitlicht und daraus die Front des Befreiungskrieges hier auf-

haut. 

Jeder der hier anfängt zu kämpfen erfährt es oder kann es erfahren: die 

Lebensbedingungen hier – Metropolenrealität – ist bestimmt von den verein-

heitlichten Kapitalbewegungen der internationalen Monopole, der verein-

heitlichten Strategie der imperialistischen Bourgeoisie zur Lösung der globa-

len politischen, ökonomischen, sozialen Krise des Systems; ein System, das 

weltweit Dimensionen von Vernichtung, Ausbeutung, Verelendung – Herr-

schaft – Krieg produziert, die jedem Widerstand, Kampf für menschliche Le-

bens- und Arbeitsbedingungen, für Selbstbestimmung und gegen imperialis-

tischen Krieg nur die Wahl lassen, zum Begriff des Imperialismus als ein-

heitlichem System und dagegen zum Bruch, zur Einheit im revolutionären 

Kampf zu kommen, oder sich aufzugeben. 

Wir bestimmen unseren Angriff aus der Entwicklung des Widerstands, 

dem Bruch hier, und der Bewegung des internationalen Klassenkriegs, dem 

globalen Kräfteverhältnis zwischen Revolution und Imperialismus. Das ist, 

was wir unter proletarischer Identität und Strategie verstehen: Von Anfang 

an als internationales Proletariat zu denken und zu handeln, uns im und für 

den internationalen Klassenkrieg zu bestimmen, d. h. die Rekonstruktion der 

Klasse in den Metropolen als Teil des Weltproletariats, der Klasse, die den 

Imperialismus stürzen wird, und der revolutionäre Krieg als der Weg, wie 

wir das imperialistische System zum Zusammenbruch bringen und die sozi-

ale Revolution als Weltrevolution durchkämpfen. Die revolutionäre Front in 

Westeuropa entwickelt sich als Teil, Abschnitt und Funktion der weltweiten 

Kämpfe, in deren Zusammenwirken das Ziel nur erreicht werden kann. 

Den revolutionären Krieg führen, kämpfen heisst leben. 

Rote Armee Fraktion, Januar 86 
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BEWEGUNG IN DER KRISE 

Die Jahre 1986 bis 1988 erweisen sich für die bundesdeutsche Linke 

als Stagnationsphase. Zwar kommt es nach dem Bomberangriff der 

USA auf Libyen am 25. März 1986 und der Reaktorkatastrophe in 

Tschernobyl am 25. April 1986 jeweils noch einmal zu einem kurz-

zeitigen Aufleben von Massenbewegungen – eine nachhaltige Mobi-

lisierung lässt sich aber nicht erreichen. Auch das massenhafte 

Strommast-Fällen hat nur kurzzeitig Konjunktur und führt überdies 

zu einem schweren Unfall im Rhein-Main-Gebiet. Die linksradika-

len, staatsfeindlichen Gruppen haben in den Bewegungen bzw. deren 

Überresten spürbar an Einfluss verloren. 

Verheerende Folgen haben Schüsse, die im Verlauf der Demonst-

ration zum Jahrestag der Hüttendorfräumung am 2.11.1987 nachts 

auf Polizisten abgefeuert werden: Zwei Polizeibeamte sterben, einer 

wird schwer verletzt. Die Polizei überzieht die Szene mit einer bei-

spiellosen Verhaftungswelle, in den Medien wird gegen die Autono-

men als «die Sturmtrupps gegen die Demokratie» mobil gemacht. 

Tatsächlich dienen die Schüsse nur als Vorwand für die grossange-

legte Staatsaktion – in den zahlreichen Verhören und Vernehmungen 

wird versucht, autonome Strukturen aufzudecken und zahlreiche an-

dere politische Aktionen aufzuklären. Viele der Verhafteten, darun-

ter auch der später als Täter verurteilte Andreas Eichler, machen 

Aussagen und belasten andere schwer. In den autonomen Gruppen, 

die sich sofort und entschieden von den Schüssen distanzieren, be-

ginnt gleichwohl eine selbstkritische Diskussion über die Ritualisie-

rung der eigenen Militanz. Im Dezember 1987 versetzen Bundesan-

waltschaft und BKA den Linksradikalen einen zweiten schweren 

Schlag: In Hamburg, im Ruhrgebiet und in Köln werden mehrere 

Menschen verhaftet bzw. in die Illegalität getrieben. Die grossange- 

137 



 

legte Polizeiaktion richtet sich gegen Unterstützerinnen und Unter-

stützer von Flüchtlings-Gruppen und gegen Menschen, die gegen 

Gentechnik und Bevölkerungspolitik aktiv sind, also zu sogenannten 

anschlagsrelevanten Themen arbeiten. Der Journalistin Ingrid Strobl 

wird in der Folge der Prozess wegen angeblicher Mitgliedschaft in 

den «Revolutionären Zellen» gemacht. 

Anders als nach den Schüssen an der Startbahn gelingt diesmal die 

Einschüchterung nicht – der Strobl-Prozess ist im Gegenteil Anlass 

für eine beachtliche Organisierung von Gegenöffentlichkeit und So-

lidarität. Einen gewissen Erfolg stellt im November 1987 auch die 

Unterzeichnung der Mietverträge für die Bewohner der Hamburger 

Hafenstrasse dar. Völlig überraschend und trotz langwieriger ergeb-

nisloser Orientierungsdiskussionen im linksradikalen Spektrum ge-

lingt 1988 eine breite Mobilisierung gegen die Tagung des Internati-

onalen Währungsfonds in West-Berlin. 

1987 werden aber auch die sogenannten «Sicherheitsgesetze» er-

heblich verschärft, ausserdem wird die Kronzeugenregelung einge-

führt. Schon vorher ist die weit in die Grundrechte eingreifende 

Schleppnetzfahndung legalisiert worden. Die CDU/CSU-Koalition 

gewinnt erneut die Bundestagswahlen. Bundeskanzler Kohl ver-

gleicht in der «Newsweek» den sowjetischen Staats- und Parteichef 

Gorbatschow mit Goebbels und erklärt später, die DDR gleiche ei-

nem Konzentrationslager. Der Historiker-Streit entbrennt – und en-

det nur scheinbar mit einem Sieg der liberalen, die deutsche Ge-

schichte nicht relativierenden Fraktion. 

In der internationalen Politik erweist sich vor allem Michail Gor-

batschows Politik, die auf Abrüstung und Entspannung setzt, als fol-

genreich. Ein schrittweiser Truppenabzug aus Afghanistan beginnt – 

in Lateinamerika wird der Druck der USA auf die linken Guerilla-

Organisationen und die regierenden Sandinistas in Nicaragua den-

noch verstärkt. Im Dezember 1987 beginnt in den von Israel besetz-

ten Gebieten die «Intifada», am 15. November 1988 proklamiert die 

PLO auf diesem Territorium den Staat Palästina, der mittlerweile 

von über 100 Ländern anerkannt wird. 
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Zum Anschlag auf Karl Heinz Beckurts 

Die aktuellen strategischen Projekte der politischen, ökonomischen 
und militärischen Formierung des imperialistischen Systems in West-
europa angreifen! 

Heute haben wir mit dem Kommando Mara Cagol den Vorstand für For-

schung und Technik bei Siemens und Vorsitzenden des «Arbeitskreis Kern-

energie» im BDI, Karl Heinz Beckurts, angegriffen. Beckurts repräsentiert 

den Kurs des internationalen Kapitals in der aktuellen Phase der politischen, 

ökonomischen und militärischen Strategie des imperialistischen Gesamtsys-

tems und treibt ihn voran. Schon in den 70er Jahren stand er an der Spitze der 

strategischen Ausrichtung des Kapitals: er war Chef des Kernforschungszent-

rums Jülich in der Zeit, als es für die Bourgeoisie – hier mit der SPD an der 

Macht – um die Realisierung des Atomprogramms ging, das als Kriegsmittel 

auf dem Weltmarkt gegen die jungen Nationalstaaten, ihre Forderung nach 

einer neuen Weltwirtschaftsordnung konzipiert war um ihnen die Festsetzung 

des Ölpreises aus der Hand zu schlagen und damit die politische Macht, die 

sie durch das Öl als bis dahin wichtigstem Energieträger hatten. Die Forcie-

rung des Atomprogramms in der BRD und sein Export in die 3. Welt – gegen 

alle Widersprüche und Kämpfe hier durchgesetzt – war ein zentraler Pfeiler 

für die Erhöhung der ökonomischen Potenz der BRD und so ihrer politischen 

Macht im Weltsystem. 

Die Restrukturierung für den imperialistischen Krieg konkretisiert sich 

heute in der Metropole auf der Seite des Kapitals in der radikalen Umwälzung 

der gesellschaftlichen Produktion durch Forschung, Entwicklung und Pro-

duktion von Hochtechnologien, die ihm Profitmaximierung und die absolute 

Steigerung der Produktivität zur Stabilisierung seiner Struktur und ökonomi-

schen Basis in den Zentren und zur Sicherung seiner Position auf dem Welt-

markt bringen soll; das Technologiemonopol ist der strategische Hebel zur 

Steigerung des Profits für die internationalen Militärisch-Industriellen-Kom-

plexe – die zu der politisch-ökonomischen Basis der Metropolen geworden 

sind – zur Zementierung und Verschärfung der Abhängigkeit der Länder der 

3. Welt und für die militärische Übermacht gegenüber den sozialistischen 

Staaten. 

Siemens ist der grösste High-Tech-Konzern in Westeuropa und weltweit – 

als KWU – drittgrösster Atomkonzern. Er steht wie kaum ein anderer Kon-

zern in der BRD für die geballte Macht und Aggression der in den MIK’s 

organisierten reaktionärsten Fraktionen der Bourgeoisie. 

Beckurts ist bei Siemens eine zentrale Figur: er leitet die Forschung und 
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technische Umsetzung in den für die Restrukturierung strategischen Berei-

chen, auf die Siemens sich konzentriert: 

— Militärelektronik, um den Krieg für das internationale Kapital gewinn-

bar zu machen; 

— computergesteuerte Kommunikations-, Informations- und Produkti-

onssysteme für Fabriken, Büros, Heimarbeit, Universitäten und Schulen – 

durch die menschliches Denken und Handarbeit zur reinen Funktion der Ma-

schinerie und von jedem Sinn entleert wird – tendenziell ganz ausgeschaltet; 

— perfektionierte Kontroll- und Überwachungssysteme für die Militär- 

und Polizeiapparate weltweit: Siemens-Computer von Wiesbaden, Lissabon 

über Guatemala, Honduras, Kairo bis Johannisburg. 

Die Geschichte von Siemens ist die der Kontinuität des Faschismus und 

Imperialismus Deutschlands, der BRD Siemens hat schon Hitler mit an die 

Macht geschoben – wie sie 1930 gesagt haben: als «Bollwerk gegen den 

Kommunismus» – und Fabriken neben den KZ’s hier, in Polen, der Tsche-

choslowakei... gebaut; nach 45 stieg Siemens sofort wieder an die Spitze der 

Konzerne in Europa auf – jetzt mit finanzieller, technologischer und politi-

scher Unterstützung durch die USA – und wurde zu einer zentralen Säule der 

Macht der BRD, die ihre ökonomische Potenz ist. Heute gehört Siemens 

weltweit zu den grössten transnationalen Konzernen, ist verantwortlich für 

die Ausbeutung, Vernichtung und Verelendung von Millionen von Men-

schen in der 3. Welt und den Metropolen. Anfang der 70er Jahre, als sich die 

Niederlage des US-Imperialismus in Vietnam abzeichnete und das internati-

onale Kapital durch die Offensive der Befreiungskämpfe auf seine politische 

Grenze gestossen ist, hat es seine Expansion auf die entwickeltsten Länder 

der 3. Welt konzentriert, um Riesenprofite durch billige Arbeitskräfte und 

Rohstoffe zu realisieren und neue Absatzmärkte zu schaffen; diese staatlich 

unterstützten Investitionen der Konzerne und Banken sollten im Rahmen der 

«internationalen Arbeitsteilung» die ökonomische Basis für die politische 

und wirtschaftliche Stabilisierung dieser Staaten und Regionen nach sozial-

demokratischem Muster bilden – die imperialistische Hegemonie sollte ge-

festigt werden gegen die Befreiungsbewegungen, der Zugriff auf die Roh-

stoffe gesichert. 

Im Rahmen dieser Strategie expandierte Siemens in allen Kontinenten, vor 

allem in Lateinamerika – die KWU schloss u.a. mit Brasilien 1975 Verträge 

über den Bau von 8 Atomreaktoren ab; Siemens produzierte für die Mario-

nettenregimes Herrschaftstechnologien – während er in der BRD durch Ra-

tionalisierungen zwischen 1970 und 77 über 350 Millionen DM Personal-

kosten einsparte und Grohnde, Brockdorf, Biblis... baute. Als Siemens mit  
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finanzieller Unterstützung der SPD-Regierung in Mosambique einen Stau-

damm bauen wollte für das Rassistenregime Südafrika – und damit die Le-

bensgrundlagen in einer ganzen Region zerstörte – schrieb die Freiimo an 

Brandt: Es wird Zeit, dass die deutsche Mark ihren Beigeschmack von Blut 

und Leiden verliert. 

Aber die ganze Entwicklung hat sich umgekehrt. Nicht politische Stabilität, 

Industrialisierung, Wirtschaftswachstum und neue Märkte in der 3. Welt sind 

dabei herausgekommen, sondern massenhaftes Elend, die Vertiefung der so-

zialen und politischen Widersprüche, De-Industrialisierung und Schulden-

krise. 100 Jahre imperialistische Barbarei haben den Boden für diesen Ver-

such zerstört und die Menschen sind gegen diese neue Runde der Ausbeutung 

und Unterdrückung aufgestanden. Das – in einer Wirkung mit den in immer 

kürzeren Abständen sich verschärfenden zyklischen ökonomischen Krisen, 

Rückgang der Industrieproduktion und Massenarbeitslosigkeit in den Zen-

tren, Krisen des internationalen Finanzsystems, haben zur tiefsten Erosion des 

Kapitalsystems geführt. Das Scheitern des Regimes der internationalen Wirt-

schaftsbeziehungen ist unumkehrbar, und der politische Begriff, dass die 

Herrschaft des Kapitals für die Menschen nur die Maximierung der Verelen-

dung und Ausbeutung bedeutet, weil seine Orientierung ausschliesslich Ex-

pansion und Profit ist – wird heute in allen Konfrontationen zum Antagonis-

mus gegen das imperialistische System. 

Die Situation ist, dass das internationale Kapital unter Führung der USA 

aus seinem Versuch der strategischen Rekonstruktion imperialistischer Macht 

auf allen Ebenen heute mit einer Entwicklung konfrontiert ist, in der seine 

Unfähigkeit zur Stabilisierung der politischen und ökonomischen Lage in al-

len Regionen der Welt evident ist. 

Unter Druck der explodierenden sozialen Situation in der 3. Welt und den 

daraus wachsenden politischen Widersprüchen, den revolutionären Kämpfen 

weltweit, dem Auseinanderbrechen des Weltmarktsystems und der schlin-

gernden ökonomischen Krise ohne Aussicht auf Lösungen, und der Tatsache, 

dass sie die militärische Übermacht für den Einbruch in das internationale 

Kräfteverhältnis an allen Fronten nicht erreicht hat, ist die imperialistische 

Staatenkette heute zwar noch in der Lage revolutionäre Durchbrüche und 

selbstbestimmte Entwicklungen in einem zerstörerischen ökonomischen und 

militärischen Krieg zu blockieren, aber sie kann die Ursachen der Widersprü-

che nicht mehr beseitigen, die weltweit gegen das Kapitalsystem explodieren 

– politisch vor allem gegen die USA und ihre Kettenhunde, das durch sie 

produzierte massenhafte Elend und Sterben – und sie hat unumkehrbar die 

politische Macht verloren, um den Bruch mit dem System und den Kampf um 

Befreiung als einzige Perspektive für ein Leben ohne Ausbeutung und Unter-

drückung in den Köpfen und Herzen der Menschen auszulöschen. Die sub- 
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stantielle Krise des Systems weitet sich schneller aus, als sie sie beherrschen 

können. Massenhaftes Elend und revolutionäre Kämpfe haben sich schneller 

verschärft, als sie mit ihren Weltbeherrschungsplänen durchgekommen sind. 

Aus dieser eskalierten Situation ist die Aggression zu begreifen, mit der 

die Bourgeoisie heute die Restrukturierung in den Metropolen durchsetzt, 

und der Druck, sich trotz wachsender Konkurrenz und divergierender politi-

scher und ökonomischer Interessen zusammenzuschliessen gegen die Wider-

sprüche, die ihre gemeinsamen Interessen und ihre Macht insgesamt bedro-

hen. Sie ist die äussere Ursache des Polarisierungsprozesses in den Metropo-

len, der sich gegen ihre Restrukturierungsoffensive und Kriegspolitik ver-

schärft. 

Der Zwang zur Formierung im Gesamtsystem resultiert aus der einfachen 

Tatsache, dass in der Krise des Systems keine imperialistische Macht die po-

litischen und ökonomischen Probleme, die ihre Existenz überhaupt gefähr-

den, allein beherrschen kann. International ist die Entwicklung aus der Dia-

lektik der Klassenkämpfe und der Zuspitzung des Elends, der Widersprüche 

gegen Völkermord, Hunger und Zerstörung menschlicher Substanz in der 

imperialistischen Lebensrealität dahin gekommen, dass die stärkste imperia-

listische Macht – die USA – ihre politische und ökonomische Hegemonie 

immer mehr verliert. Das internationale Kapital und die imperialistische 

Staatenkette müssen die ganze Anstrengung darauf richten, alle ökonomi-

schen, technologischen und militärischen Potentiale zusammenzuziehen und 

die konkurrierenden Fraktionen der Bourgeoisie in einer gemeinsamen Stra-

tegie zu vereinheitlichen im Versuch, die Entwicklung aufzuhalten, in der 

das System insgesamt die Möglichkeit und Macht zur Weltherrschaft verliert. 

Die Restrukturierung und Formierung für den imperialistischen Krieg wird 

heute in Westeuropa notwendig auf zwei Linien vorangetrieben, die den wi-

dersprüchlichen, aber im Kern vereinheitlichten Kurs des Kapitals und der 

Staaten kennzeichnen. Die eine – strategisch bestimmende – ist die verstärkte 

militärische, politische und ökonomische Kooperation und Verzahnung der 

westeuropäischen Kernstaaten – BRD, Frankreich, Grossbritannien, Italien – 

mit den USA (und Japan) – wie in SDI, für das Beckurts an Geheimverhand-

lungen für Siemens teilgenommen hat. Darin wird – orientiert an der US-

Militärstrategie – die Strukturierung der internationalen MIK’s, die strategi-

sche Neu-Organisierung von Forschung und Produktion für die Erreichung 

des Technologiemonopols forciert und ein neuer Versuch, die sozialistischen 

Staaten militärisch in die Knie zu zwingen. SDI ist zugleich der Versuch des 

US-Kapitals mit den Milliarden Dollars aus dem Pentagon und der Koopera- 
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tion mit westeuropäischen Hochtechnologiekonzernen seine im Verhältnis zu 

Japan und Westeuropa relativ geschwächte Position auf dem Weltmarkt zu 

verbessern, wie es für das Kapital in Westeuropa die Partizipation an militä-

rischer Hochtechnologie und die Öffnung des US-Marktes bedeutet. Die an-

dere – umfassende politisch-ökonomisch-militärische für Westeuropa – wie 

in Eureka, das in seiner Funktion für die Militärstrategie des Gesamtsystems 

identisch mit SDI ist und in das alle europäischen Staaten integriert sind. 

Durch Eureka wird ein Sprung im Konzentrationsprozess und der Koopera-

tion westeuropäischer Konzerne realisiert, um ihre Konkurrenzfähigkeit auf 

dem Weltmarkt zu erhöhen und ihre Verwertungsbedingungen durch die 

Schaffung des «europäischen Markts» zu verbessern (was dann u. a. heisst: 

Siemens baut neue Fabriken und produziert in Portugal mit staatlicher Unter-

stützung, bezahlt den Arbeitern dort 1/4 des Lohns wie hier in der BRD). 

Es ist die Bündelung aller Ressourcen der westeuropäischen Konzerne und 

Staaten um die ökonomische Macht Westeuropas im Weltsystem zu stärken 

und die ökonomisch-militärischen Bedingungen für ihre Restrukturierung in 

der Metropole zu sichern. Ideologisch ist es der Versuch, die aggressive Po-

litik der Staatsapparate, Konzerne und Militärs in Westeuropa durch den «eu-

ropäisch-zivilen» Mantel zu verdecken – so die Widersprüche dagegen auf-

zufangen und den Menschen einzureden, dass durch diese «technologische 

Revolution» – die wie alle technischen Entwicklungen im Kapitalismus als 

Waffe gegen das internationale Proletariat konzipiert ist – alle gesellschaftli-

chen Probleme – Arbeit, Umwelt, Wirtschaftswachstum, Krieg – lösbar sind. 

Es ist nichts anderes als der Versuch des technologischen Sprungs aus der 

politischen Agonie des Systems. 

Für die Menschen in Westeuropa bedeutet der Kurs des internationalen 

Kapitals die einheitliche Verschärfung der Ausbeutung, Verelendung und 

Unterdrückung: die kontrollierte Ausgrenzung von Millionen Menschen aus 

der Produktion und der Gesellschaft überhaupt, Kriegspolitik und Vernich-

tung der Lebensgrundlagen, die repressiven Befriedungsstrategien und die 

faschistische Unterdrückung des Widerstands, der sich gegen ihre Pläne stellt 

– ist die tägliche Realität in der westeuropäischen Metropole, für deren Um-

wälzung es nur eine Strategie geben kann: die des revolutionären bewaffne-

ten Kampfs und des Aufbaus der politisch-militärischen Front in Westeu-

ropa. 

Was im Nazi-Faschismus durch blutigen Terror gegen die organisierte Ar-

beiterbewegung und die Völker erreicht wurde, soll heute in Westeuropa – in 

den Massnahmen differenziert entsprechend den spezifischen politischen und 

sozialen Bedingungen in jedem Land, aber nach den grundsätzlich identi- 
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schen Linien und Bestimmungen des internationalen Kapitals – durch die 

«Informationsgesellschaft» realisiert werden: 

Das Ziel der Bourgeoisie in Westeuropa ist die Strukturierung, Beherr-

schung und Ausrichtung aller Vergesellschaftungsprozesse und gesellschaft-

lichen Bereiche für die Interessen des Profits und des imperialistischen 

Kriegs. 

Der Zwang, die Restrukturierung aggressiv durchzusetzen, schiebt sich vor 

die politischen Vermittlungen: Demokratie, Sozialstaat, innerer Frieden, Ar-

beit für alle – die zentralen ideologischen Säulen ihrer Herrschaft in der Met-

ropole – werden in der substantiellen Krise des Systems dysfunktional. Der 

imperialistische Staat muss gegen alle Widersprüche die politischen, ökono-

mischen und militärischen Bedingungen für den strategischen Plan der Bour-

geoisie, mit dem sie die Weltherrschaft erreichen will, durchsetzen. Das ist 

die Aufrüstung der Bundeswehr zur technologischen hochgezüchteten An-

griffsarmee; die WAA in Wackersdorf, die die BRD für ihren Sprung zur 

Atommacht will – und der Terror gegen die, die sie bekämpfen; 

das sind die Angriffe auf das Streikrecht, die kalkulierte Massenarbeitslo-

sigkeit und die Programme gegen die Ausgestossenen, die reines Kontroll- 

und Repressionsinstrument sind, um die Antagonismen präventiv zu erdrü-

cken; 

was Henry Ford zur Einführung des Fliessbandes festgestellt hat – «es ist 

völlig ausgeschlossen, den Leuten auch nur vorübergehend ihren Willen zu 

lassen» – wird heute auf alle Bereiche der vergesellschafteten Produktion, 

auf alle gesellschaftlichen Verhältnisse ausgeweitet. Individualisierung der 

Arbeitsbedingungen und Löhne, Mobilität und Flexibilisierung in Arbeit und 

Ausbildung und der reaktionäre Pakt zwischen Staat–Kapital–Gewerkschaf-

ten, sind die materielle Basis, die die Restrukturierung in der Metropole si-

chern und den Menschen das Begreifen der gemeinsamen Lage und die Or-

ganisierung für ihre Interessen und Bedürfnisse unmöglich machen sollen; 

das ist die Umstrukturierung der Wissenschaft, Universitäten und Schulen, 

um sie zu direkten Agenturen der Konzerne zu machen; 

das sind die Kampagnen der psychologischen Kriegsführung und der 

Staatsschutz-Terror gegen den Widerstand, um – wenn schon nicht Zustim-

mung, dann ohnmächtiges Schweigen angesichts des totalen Staates zu er-

zwingen. 

Die wachsenden Antagonismen sollen unorganisierbar gemacht und in ei-

nem Teufelskreis individualisierter, der Logik des Kapitals funktionalen In-

teressen erstickt werden. 

Hier in der BRD kalkulieren sie, dass sie die Restrukturierung für die im-

perialistische Aggression durchpeitschen können, weil die Politik der Ge-

werkschaften sozialdemokratisch, ihre Führung gekauft ist, der breite Wider- 
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stand oft noch diffus, kleinbürgerlich, unorganisiert und die revolutionären 

Kräfte noch schwach sind. Wenn CDU/FDP/ SPD hier von der «2/3-Gesell-

schaft» oder «Versöhnungsgesellschaft» reden, die sie im europäischen Mas-

sstab den wachsenden Antagonismen entgegenstellen wollen, ist das ihr 

schwacher Versuch, die Tatsache zu entpolitisieren, dass sich der Riss zwi-

schen Gesellschaft und Staat in der ganzen Phase imperialistischer Rekon-

struktion und ihrer Aggression auf allen politisch-ökonomisch-militärischen 

Ebenen so vertieft hat, dass sie ihn nicht mehr zuschütten können. Es ist der 

Ausdruck der politischen Brüchigkeit des Kapitalsystems, das in der Krise 

die Fähigkeit verloren hat, der Warenstruktur universelle Gültigkeit zu ver-

schaffen. 

Ihre faschistische Konzeption dagegen ist die Spaltung der Gesellschaft – 

in einen Teil, der die Maschinen bedient, von Kriegsökonomie und Faschis-

mus profitiert, andere, die sich stumpf gemacht und aus dem Druck der Exis-

tenzunsicherheit der Macht unterwerfen; und ein Teil, gegen den sie ihren 

Staatsschutzapparat perfektioniert und in alle Lebensbereiche gestaffelt aus-

bauen und einsetzen – das sind die, die für die Profitproduktion überflüssig 

geworden, aus allem rausgekippt sind, und die, die für den Staat nicht mehr 

erreichbar sind, weil sie kämpfen. 

Gegen ihren Plan, das Kräfteverhältnis hier und international festzupres-

sen, steht aber die Vertiefung des Polarisierungsprozesses durch alle Bereiche 

der Metropolengesellschaft gegen den Staat, die Politisierung des Wider-

stands, der schon ausgeht von den Erfahrungen in der Konfrontation mit dem 

Herrschaftsapparat und reformistischen Sackgassen, und die Entwicklung der 

revolutionären Front, die aus der Reife der Widersprüche in der Metropole 

und dem politischen Begriff der Totalität des imperialistischen Systems han-

delt, sich aus dem Ziel der revolutionären Umwälzung im internationalen 

Klassenkrieg bestimmt und sich in der Wirkung ihres Angriffs mit den welt-

weiten Kämpfen für Befreiung in einer politischen Orientierung gegen das 

imperialistische System verbindet. 

Diese Prozesse in der Metropole treffen sich jetzt direkt mit dem Bewusst-

sein, das in den Kämpfen der Ausgebeuteten und Unterdrückten international 

wächst: dass das imperialistische System zu keiner Entwicklung fähig ist, die 

mit dem Bedürfnis nach menschlichen, d. h. selbstbestimmten, solidarischen 

Lebens- und Arbeitsbedingungen zu verbinden ist, und dass, so lange seine 

Herrschaft nicht vollständig zerbrochen ist, jeder unabhängige Entwicklungs-

prozess zerrieben wird. 

Was Marx analysiert hat: dass in der Entwicklung des Imperialismus eine 

Stufe eintritt, in der er nur noch Unheil, Destruktivkräfte produzieren kann, 
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ist die objektive Grundlage des Polarisierungsprozesses, der heute in allen 

Ländern der 3. Welt und den Metropolen politisch gegen das System wirk-

sam wird. Subjektiv bildet sich in dieser Entwicklung international die Ein-

heit des Proletariats und der revolutionären politisch-militärischen Front, ihre 

gemeinsame Strategie und Perspektive heraus: die weltweit einheitliche Zer-

rüttung des imperialistischen Systems und seine Zerschlagung im weltrevo-

lutionären Prozess. 

Es gibt für die Bourgeoisie keinen anderen Weg, als die Restrukturierung 

in den Metropolen jetzt gewaltsam durchzusetzen und den Widerstand fa-

schistisch zu unterdrücken; es gibt für sie keinen anderen Weg als die politi-

sche und militärische Eskalation des Kriegs gegen den internationalen Be-

freiungskampf und den Versuch, die militärische Übermacht gegen die sozi-

alistischen Staaten doch noch zu erreichen. Sie kann heute an keinem Punkt 

ihres strategischen Plans, mit dem sie die Weltherrschaft erreichen will, zu-

rückgehen. 

Aber sie kommen nicht durch. Die Widersprüche sind schon zu tief und 

die Kämpfe zu weit. Die international immer mehr politisch einheitlich auf-

brechenden Widersprüche und revolutionären Kämpfe überholen ihre Kri-

senlösungsstrategien und machen die Wirkung ihrer Kriegsmaschine stumpf. 

Der Riss zwischen Gesellschaft und Staat in den Metropolen und der Wider-

spruch international zwischen Proletariat und Bourgeoisie verschärft und 

vertieft sich gegen jeden Schritt, jedes Manöver in ihrer umfassenden Ag-

gression nur immer weiter. 

Dass es entscheidend vom revolutionären Kampf in Westeuropa abhängt, 

ob ihre politische Macht und materielle Basis in den Metropolen schneller 

zusammenbricht, als sie ihren strategischen Plan realisieren können – und 

dagegen ein qualitativer Sprung in der Entwicklung des revolutionären Pro-

zesses hier erkämpft wird, ist klar. Die revolutionäre Bewegung in Westeu-

ropa muss heute ihre vielfältigen Kämpfe in einen bewussten und gezielten 

Angriff gegen die imperialistische Macht transformieren; das heisst: die ak-

tuellen strategischen Projekte der politischen, ökonomischen und militäri-

schen Formierung des imperialistischen Systems in Westeuropa angreifen 

und die Politik und Praxis in einer umfassenden revolutionären Strategie zur 

Zerrüttung des Systems im Zentrum und für die Einheit des Metropolenpro-

letariats, die revolutionäre Front in Westeuropa verbinden. 

Jetzt geht es darum, diese Strategie im praktischen Prozess weiterzuentwi-

ckeln und sie in der revolutionären Bewegung und der Gesamtheit der anta-

gonistischen Kräfte in Westeuropa zu verankern. 

Die revolutionäre Front in Westeuropa organisieren! 

Kommando Mara Cagol 

Rote Armee Fraktion, 9. Juli 1986 
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Anschlag auf Gerold von Braunmühl1 

Die imperialistische Staatenkette wird in ihrem Versuch, den revolutionären 

Prozess zu blockieren und ihre Hegemonie auf neuer Stufe gewaltsam wie-

derherzustellen, nicht durchkommen. 

Heute haben wir mit dem Kommando Ingrid Schubert den Geheimdiplo-

maten Braunmühl, Politischer Direktor im Aussenministerium und eine der 

zentralen Figuren in der Formierung westeuropäischer Politik im imperialis-

tischen Gesamtsystem, erschossen. Unser Angriff zielt auf den aggressiven 

BRD-Staatsapparat in seiner Funktion als Kernstaat der politischen Formie-

rung Westeuropas in der imperialistischen Kriegsstrategie. Braunmühl traf 

sich zur permanenten Lagebesprechung und politischen Abstimmung mit 

französischen Regierungsvertretern im Rahmen der jetzt institutionalisierten 

deutsch-französischen Kooperation und mit den Politischen Direktoren der 

amerikanischen, britischen und französischen Aussenministerien innerhalb 

der regelmässigen «vertraulichen Vierer-Konsultationen», mit dem Ziel, die 

Politiken der stärksten Mächte der imperialistischen Kette unter Führung der 

USA zu vereinheitlichen und zu koordinieren, um als Gesamtsystem politisch 

handlungsfähig zu werden gegen die Widersprüche, die ihre gemeinsamen 

Interessen und die Herrschaft des Systems auf allen Ebenen bedrohen. Er sass 

als Vertreter der Bundesregierung im politischen Komitee der «Europäischen 

Politischen Zusammenarbeit» (EPZ), das zum wichtigsten Instrument der po-

litischen Formierung und Durchschaltung der Staatsapparate in Westeuropa 

geworden ist. Innerhalb der «Westeuropäischen Union» (WEU) erarbeitete 

er mit Regierungsvertretern aus Frankreich, Italien, Grossbritannien, Hol-

land, Belgien und Luxemburg die sicherheitspolitischen Linien für die euro-

päische NATO-Säule, um die politisch-militärische Macht Westeuropas und 

so die der NATO insgesamt zu stärken. 

Durch westeuropäische politische, ökonomische und militärische Initiati-

ven in Koordinierung mit den USA will die Bourgeoisie jetzt die sozialen 

Explosionen, die weitere Eskalation der Kämpfe in allen Kontinenten verhin-

dern und die politische Entwicklung, in der die US-Hegemonie immer mehr 

zerbricht, als Gesamtsystem auffangen. 

Die nach vorn geschobene westeuropäische Linie in der Politik des Ge-

samtsystems und der Einsatz der ökonomischen Mittel der westeuropäischen 

Staaten und Konzerne soll den revolutionären Prozess blockieren und weitere 

Einbrüche ihrer Macht verhindern; bis sie die Fähigkeit zur globalen militä-

rischen Offensive haben. 

Die Pentagon- und NATO-Strategen sind mit ihrem Konzept, das atomare 

Patt über die Stationierung der Mittelstreckenraketen zu brechen und gleich- 
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zeitig gegen die Befreiungsbewegungen und jungen Nationalstaaten in die 

Offensive zu kommen, gegen die Widersprüche, die sich international gegen 

ihre Kriegspolitik entzündet haben, nicht durchgekommen. Das internationale 

Kapital unter Führung der USA konnte die Bedingungen für seine globale 

Rekonstruktion gegen die Verschärfung der Antagonismen und revolutionä-

ren Kämpfe nicht durchsetzen. Alle Pläne und Projekte zur politisch-ökono-

mischen Stabilisierung einzelner Regionen und Länder sind zusammengebro-

chen. Das Ergebnis dieser Entwicklung sind heute die Demonstrationen und 

Revolten in Lateinamerika, Südkorea, Philippinen, Naher Osten, Südafrika... 

gegen die aggressive Wirtschafts- und Militärpolitik der USA, gegen den IWF 

und die von den USA eingepflanzten Regimes, die für das massenhafte Elend, 

den Terror, die Zerstörung der sozialen Strukturen und Kulturen ganzer Völ-

ker verantwortlich sind. Die Contra-Kriege, wie in Nicaragua und Angola, 

und die militärische Aggression im Libanon konnten den revolutionären 

Kampf nicht vernichten, sie haben im Gegenteil zur Vertiefung und Auswei-

tung der Widersprüche und Kämpfe in der ganzen Region geführt und den 

Zerfall der US-Hegemonie beschleunigt. 

Auch die Versuche jetzt, durch Austausch der US-Kettenhunde und öko-

nomische Stützungsmanöver die politische Situation gegen den Druck der 

Massenbewegungen und der Guerilla zu stabilisieren – wie auf Haiti, den Phi-

lippinen oder mit den «neuen Demokratien» in Lateinamerika – können die 

tiefe politische und ökonomische Krise des Systems, seine Perspektivlosig-

keit und den Zerfall der US-Hegemonie nicht mehr grundsätzlich umkehren 

– sie haben nur die Funktion, jetzt den Zusammenbruch zu verhindern. 

Alle Versuche, die politische Stabilitiät in den Metropolen durch staatliche 

Durchdringung und Strukturierung aller gesellschaftlichen Bereiche, Integra-

tionsmodelle, Verschärfung der Repression... durchzusetzen, sind gescheitert. 

Sie können die Antagonismen und revolutionären Kämpfe nicht auslöschen. 

Der Imperialismus hat keine Lösung. Sie konzentrieren sich jetzt auf die Zer-

schlagung des internationalen revolutionären Kampfs. 

Diese Entwicklung hat sich in allen Konfrontationen, der Wirkung der Be-

freiungskämpfe in der ganzen Phase der imperialistischen Rekonstruktion seit 

Vietnam herausgebildet und sie erreicht heute eine neue politische Qualität, 

weil die Möglichkeiten, sie umzukehren, in der substantiellen Krise des Sys-

tems erschöpft sind und die Widersprüche sich zu weit entwickelt haben. 

Die imperialistische Bourgeoisie kann die Ursachen der sich verschärfen-

den sozialen und politischen Widersprüche nicht mehr beseitigen – und die 

Erfahrung der Verelendung der Massen in allen Kontinenten hat sich so ver- 
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tieft und zugespitzt, dass die Frage nach einem Leben als Menschen oder der 

endlosen Fortsetzung imperialistischer Barbarei heute zum Antagonismus in 

allen Auseinandersetzungen, zum unmittelbar politischen Widerspruch ge-

gen das imperialistische System wird. 

Das ist die Tiefe der Widersprüche und der Politisierungsprozesse in allen 

Kämpfen, die sich mit der Erfahrung und der Strategie der revolutionären 

Guerilla verbinden und international zur politischmilitärischen Kraft gegen 

den Imperialismus werden. 

Aus dieser Entwicklung – Krise der US-Hegemonie, Destabilisierung der 

imperialistischen Macht in allen Kontinenten, tiefe ökonomische Krise und 

Scheitern des Mehrfrontenkrieg-Konzepts – ist der Sprung in der Funktion 

und Bedeutung Westeuropas im globalen konterrevolutionären Projekt zu be-

greifen: 

Es ist die Anhebung und Einbindung der politisch-militärischen Macht 

Westeuropas in der gesamtimperialistischen Herrschaftstruktur in der Krise 

des Systems und der Zusammenballung seiner Macht zur Aggression. 

Das ist der politische Kern der Gewalt, mit der der Staat hier die politi-

schen, ökonomischen und militärischen Bedingungen durchsetzt, die die 

Bourgeoisie braucht, um international den Angriff führen zu können. Ein 

Prozess, in dem es entscheidend vom revolutionären Kampf in Westeuropa 

abhängt, ob die Bourgeoisie das Kräfteverhältnis und so ihre Herrschaft in-

ternational festpressen kann – was auch ohne den «Grossen Krieg» Völker-

mord durch Bomben, Dollars, Hunger und Zerstörung menschlicher Sub-

stanz bedeutet – oder sich dagegen der Bruch im Zentrum zur revolutionären 

Front und die Vereinheitlichung des internationalen revolutionären Kampfes 

in einer politisch-militärischen Strategie für die proletarische Befreiung ent-

wickelt. 

Wie wir gesagt haben: 

Weil die strategische Krise des Imperialismus – die Krise der kapitalisti-

schen Initiative – ökonomisch und politisch einen Zusammenbruch vorberei-

tet, vorbereiten muss, über dessen katastrophische Dimension nicht zu spe-

kulieren ist, muss sie als Moment intensiver subjektiver Anstrengung organi-

satorisch genutzt werden – als die Organisation des Angriffs, der die prole-

tarische Alternative und die Möglichkeit proletarischer Gegenmacht hier als 

strategische, als internationalistische Bestimmung artikuliert. 

Die Politik der westeuropäischen Staaten im Gesamtsystem zielt auf die 

politische Einkreisung und gezielte Vernichtung der Revolutionäre in allen 

Kontinenten und die Einbindung der sozialdemokratischen, bürgerlich-reak-

tionären Kräfte in ihr faschistisches Befriedungskonzept: politisch als ver-

einheitlichte Linie im Rahmen der von den USA durchgesetzten terroristi- 
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schen Strategie gegen die Kämpfe für Selbstbestimmung und Befreiung, ope-

rativ in der Effektivierung der geheimdienstlichen und polizeilich-militäri-

schen Kooperation und Kriegsführung und ökonomisch als Stützungsmanö-

ver für die bankrotten Regimes, um die sozialen Krisen, die die Stabilität in 

allen Ländern der 3. Welt bedrohen, unter Kontrolle zu halten. 

Diese Entwicklung wurde in ihrer ganzen Widersprüchlichkeit im Zusam-

menhang mit dem militärischen Schlag der USA gegen Libyen, seiner propa-

gandistischen Vorbereitung und Durchführung mit politischer Rückende-

ckung der EG und logistischer Unterstützung der NATO, offen. 

Der militärische Angriff der USA ist Instrument in der Strategie des Ge-

samtsystems gegen den internationalen antiimperialistischen Kampf – genau 

wie die Manöver der westeuropäischen Staaten für einen «neuen Friedens-

prozess» im Nahen Osten: sie haben gemeinsam das Ziel der politischen Iso-

lierung und Vernichtung der revolutionären Regimes/Fraktionen. 

Der Widerspruch zwischen Rühe/Genscher/Wischnewski und der US-Re-

gierung liegt im Unterschied zwischen dem Einsatz von F-lll-Bombern gegen 

das libysche Volk und dem Einsatz der GSG 9 in Zusammenarbeit mit arabi-

schen Staaten, um revolutionäre Gruppen gezielt zu liquidieren, das heisst im 

Unterschied zwischen Tripoli/Benghazi und Mogadischu 1977. Der Wider-

spruch liegt darin, dass die US-Regierung nicht aufhört, militärische Macht 

zu demonstrieren und die europäischen Regierungen unter Druck zu setzen, 

teilweise direkt gegen ihre Interessen zu handeln, während sie gleichzeitig wie 

noch nie auf ihre politische Unterstützung und die Kooperation mit ihnen an-

gewiesen ist; und er liegt darin, dass die westeuropäischen Regierungen sehr 

klar sehen, dass der offen militärische Kurs die politische Schwäche der Staa-

tenkette nur noch deutlicher macht: sie können zerstören, aber ändern können 

sie nichts. So ist die politische Formierung für sie ein einziger Seiltanz – zwi-

schen einerseits der Unfähigkeit, die Stabilität im Weltsystem wiederherzu-

stellen, den Konkurrenzkrieg und die tiefe ökonomische Krise zu beherr-

schen, und der politischen Tatsache andererseits, dass die militärische Reak-

tion die Widersprüche gegen das imperialistische System nur weiter ver-

schärft und zu einer für sie unkalkulierbaren Eskalation führen kann. 

Das Ziel des Angriffs gegen Libyen war, eine politische Grenze zu durch-

brechen und die Konfrontation mit dem internationalen Befreiungskampf auf 

ein von jetzt an jederzeit auch offen militärisches Niveau zu bringen. 

Damit war zugleich der Weg freigeschossen, auf dem die westeuropäischen 

Staaten – in der EG angetrieben von Genscher und Braunmühl – politisch 

vereinheitlicht und bis auf Grossbritannien militärisch «sauber geblieben» zur 
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Initiative übergehen konnten, um die imperialistische Vernichtungsstrategie 

jetzt auf politischer Ebene zu forcieren: 

Das ist der Inhalt des «europäisch-arabischen Dialogs», der nicht die po-

litische Alternative zu den USA ist, sondern die gezielte Planung und Vorbe-

reitung der Liquidation des antiimperialistischen Kampfes und der Versuch 

der Verhinderung einer sozialen und politischen Explosion im Nahen Osten – 

im Rahmen der globalen Kriegsstrategie der Bourgeoisie; militärische Aktion 

und europäisch-arabischer Dialog sind Instrumente, Funktion einer Strategie 

– Ausdruck der zwar widersprüchlichen, aber im Kern vereinheitlichten Po-

litik des Gesamtsystems, es ist der Krieg der Metropole gegen den internati-

onalen revolutionären Kampf 

Das ist die Funktion der «Arbeitsgruppe Nahost» in der EPZ, die auf Be-

treiben der BRD installiert wurde, um das weitere Vorgehen der EG gegen 

die arabische, revolutionäre Bewegung festzulegen. Das sind die Reisen Gen-

schers und seiner Geheimdiplomaten nach Marokko, Tunesien, Ägypten, in 

die Golfstaaten... seine grossen Auftritte als «europäischer Partner» und «zi-

vile Alternative»... bei denen unter anderem mit ökonomischen Druck die po-

litisch geschlossene Front vor allem gegen die palästinensischen Revolutio-

näre und die Staaten, die sie unterstützen, erreicht werden soll; das ist Zim-

mermann, der dann sofort mit BKA, GSG 9 und Geheimdiensten da ist und 

die Neuorganisierung der Polizei- und Militärapparate in der Region nach 

BRD-Vorbild und ihre Kooperation forciert; das sind Warnke und Bange-

mann, die dann mit dem Mittel und dem Know-how der BRD-Konzerne und 

dem Geld der deutschen Grossbanken die politisch-ökonomische Stabilisie-

rung durchsetzen sollen. Die andere Seite dieser Entwicklung ist, dass die 

Bourgeoisie in Westeuropa sich aus ihrem konzentrierten politischen Kom-

mando und der vereinheitlichten Machtstruktur dem Widerstand hier als ge-

ballte Macht gegenüberstellen und die gesamtimperialistischen Interessen 

ohne Konsens in den einzelnen Ländern durchsetzen will. 

Die EPZ ist der politische Hebel für die Durchsetzung der strategischen 

politischen, ökonomischen und militärischen Pläne und Projekte der imperia-

listischen Bourgeoisie in Westeuropa. Dort – nicht in den nationalen Parla-

menten – wurden und werden die politischen Linien und Bedingungen für die 

Restrukturierungsoffensive des Kapitals in Westeuropa durchgesetzt, konkre-

tisiert in Projekten wie ESPRIT, EUREKA und der Schaffung des europäi-

schen Marktes, die die industrielle/technologische Konzentration und Zentra-

lisierung des Kapitals vorantreiben, seine Verwertungsbedingungen sichern 

und seine Position auf dem Weltmarkt stärken sollen. Die EPZ ist das politi-

sche Zentrum für die Schaffung der europäischen Säule der NATO: dort wur- 
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den in den letzten Jahren die Linien gesetzt für die politische und materielle 

Erhöhung der militärischen Macht Westeuropas, die Formierung westeuro-

päischer Sicherheitspolitik – was heisst: die Steigerung des Aggressionspo-

tentials der europäischen Staaten und ihre totale Einbindung in die globale 

Kriegsstrategie der imperialistischen Bourgeoisie. Aktuell wird die EPZ zum 

politisch-operativen Zentrum für die Koordinierung der gesamtimperialisti-

schen Strategie in Westeuropa gegen den internationalen revolutionären 

Kampf, seine Kriminalisierung und Vernichtung in der 3. Welt und den Met-

ropolen. In diesem widersprüchlichen Prozess, in dem es der Bourgeoisie 

nicht gelingt, die Formierung auf allen Ebenen in dem für sie jetzt notwen-

digen Tempo gegen die national und/oder ökonomisch determinierten Wi-

dersprüche einzelner Staaten durchzusetzen, bildet sich immer klarer die 

Vereinheitlichung der BRD, Frankreichs, Grossbritanniens und Italiens zum 

harten Kern des Gesamtsystems in Westeuropa heraus, in enger Koordinie-

rung und Kooperation mit den USA. 

Unter Führung der BRD und Frankreichs wird über die EPZ das Tempo 

und Niveau der Militarisierung und Restrukturierung in Westeuropa be-

stimmt und die Formierung des Gesamtsystems vorangetrieben. Aus ihrer 

militärischen und ökonomischen Macht sind sie es, die alle schwächeren 

Staaten zwingen, sich ihnen anzuschliessen – oder ausserhalb aller Entschei-

dungen und ökonomisch-technischen Entwicklungen zu stehen, was sich 

kein Staat leisten kann – und es ist der Preis, den jede Regierung in Westeu-

ropa bereit ist zu zahlen, um an der Macht zu bleiben. Die EG ist die politi-

sche Hülle, um der Politik der westeuropäischen Kernstaaten international 

Gewicht zu geben und ihre Aggression zu verdecken; sie ist Instrument zur 

Durchschaltung der Staatsapparate und Vereinheitlichung der Politiken 

Westeuropas im Gesamtsystem im Rahmen der imperialistischen Offensive 

gegen das internationale Proletariat. 

Die revolutionäre Bewegung in Westeuropa muss den strategischen Plan 

der imperialistischen Bourgeoisie, mit dem sie die Weltherrschaft erreichen 

will und dessen politische und materielle Basis die Metropolen sind, in sei-

nen konkreten aktuellen Projekten angreifen, das heisst ihn hier im Angriff 

auf die zentralen Achsen und treibenden Kräfte der imperialistischen Macht 

politisch brechen und blockieren, bevor sie ihn realisieren kann. Die revolu-

tionäre Front in Westeuropa organisieren heisst, den Kampf in der Metropole 

auf dem politisch-militärischen Niveau und in der strategischen Orientierung 

zu führen, die das imperialistische System insgesamt in Frage stellt und den 

Prozess der Rekonstruktion der Klasse in Westeuropa als internationalisti-

schen initiiert. Heute müssen wir die Einheit der kommunistischen Guerilla 

und der revolutionären Bewegung durch diese Offensive aufbauen – kollek- 
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tiv bestimmt und organisiert mit dem Ziel, die imperialistische Strategie hier 

zu durchkreuzen, die politischen Linien und Elemente revolutionärer Strate-

gie bestimmen und praktisch zu entwickeln. Organisierung der revolutionä-

ren Front heisst Organisierung des Angriffs. Das ist keine ideologische Kate-

gorie und kein «Revolutionsmodell». Es geht um die materielle Evidenz re-

volutionärer Politik – das heisst ihrer Wirkung gegen die imperialistische 

Macht und ihre politisch-praktische Kraft, die sie für die Vertiefung des 

Bruchs in der Metropole und den qualitativen Sprung des proletarischen 

Kampfes hier erreicht. 

Die revolutionäre Front in Westeuropa als Abschnitt im internationalen 

Befreiungskrieg organisieren! 

Die Offensive aufgreifen und weiterentwickeln! 

Kommando Ingrid Schubert 

Rote Armee Fraktion, 10.10.86 

Anschlag auf Hans Tietmeyer 

Kommando-Erklärung2 

Heute haben wir mit dem Kommando Khaled Aker den Staatssekretär im Fi-

nanzministerium, Hans Tietmeyer, angegriffen. 

Tietmeyer ist Stratege und einer der Hauptakteure im internationalen Kri-

senmanagement, der auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene 

die ökonomische Krise des imperialistischen Systems beherrschbar machen 

und den Zusammenbruch des Wirtschafts- und Finanzsystems verhindern 

will. 

Er hat zentrale Funktionen in der Formulierung, Koordinierung und Durch-

setzung imperialistischer Wirtschaftspolitik – es gab in den letzten Jahren 

keine wichtigen wirtschafts- oder währungspolitischen Entscheidungen, an 

denen er nicht massgeblich beteiligt war. 

Er ist verantwortlich für Völkermord und Massenelend in der 3. Welt. 

Als Delegierter bei IWF und Weltbank, G5- und G7-Treffen, Weltwirt-

schaftsgipfeln (die er seit 1982 als Beauftragter der Regierung vorbereitet 

hat)... entwickelt und forciert er die imperialistische Politik der Vernichtung 

durch Hunger und Counterinsurgency gegen die Völker in den abhängigen 

Ländern im Süden – 

eine Politik, die für die Mehrheit der Menschen Tod und Elend bedeutet, 

um dem internationalen Kapital Profit und Macht zu sichern. 

Er ist verantwortlich für die Verschärfung von Ausbeutung, Verelendung 

und Unterdrückung in Westeuropa. 
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In verschiedenen EG-Gremien, auf bilateraler (wie im deutsch-französi-

schen Wirtschafts- und Finanzrat) und auf nationaler Ebene hat er quer durch 

Westeuropa die Bedingungen für die aggressive Restrukturierung des Kapi-

tals und die Expansion der transnationalen Banken und Konzerne durchge-

setzt – 

was verschärfte Ausbeutung bzw. die Zerstörung der Existenzgrundlage 

von Millionen Menschen heisst – vor allem in den ärmeren Ländern Südeu-

ropas und in Irland. 

Imperialistisches Krisenmanagement bedeutet die Verlängerung und Ver-

schärfung des Elends und der Vernichtung der Menschen in der Metropole 

und in der 3. Welt. Es ist der Versuch, das bestehende zugespitzte und kata-

strophale Gleichgewicht im Kräfteverhältnis zwischen Imperialismus und 

Befreiung, gegen den zunehmenden Druck der Befreiungskämpfe und die in-

neren Erosionen des Systems, mit allen Mitteln zu stabilisieren und weitere 

Einbrüche zu verhindern. 

Der Imperialismus kann nur noch Destruktivkräfte entwickeln, sein Wesen 

ist Zerstörung – er setzt im Weltmassstab die Vernichtung der Menschen 

durch Genozid und aufgezwungene Existenz in Sinnlosigkeit und Entwürdi-

gung durch, gegen diese, im Kern einheitliche Wirklichkeit, dass die Men-

schen nirgendwo in diesem System leben können, entwickeln und verstärken 

sich quer über den Globus die Kämpfe gegen den Imperialismus und für 

Selbstbestimmung und Menschenwürde. 

Diese Identität in Inhalt und Ziel ist die Verbindung der Kämpfenden an 

allen Abschnitten der internationalen Front, der Prozess der Einheit, der welt-

weit reift. 

Die Wurzel aller revolutionären und antagonistischen Kämpfe hier in der 

Metropole ist die Erfahrung, dass in diesem System aus Profit und Macht 

Leben nicht möglich ist – jeder, dessen Sinne nicht völlig abgestumpft sind, 

erfährt die Dimension der Zerstörung und Sinnlosigkeit als nackten Angriff 

auf sich selbst und alle Ausgebeuteten, 

erfährt, dass dieses faulende System antagonistisch zu allen eigenen Be-

dürfnissen und Vorstellungen von menschlichem und menschenwürdigem 

Leben ist. 

Dagegen ist die Vorstellung von selbstbestimmten Leben, die Rückerobe-

rung natürlicher Fähigkeiten und menschlichen Reichtums und das Ziel einer 

herrschaftsfreien und menschlichen Gesellschaft, in der der Mensch sinnbil-

dendes Zentrum ist, nur möglich und wird real im Kampf für die radikale 

Umwälzung der gesellschaftlichen Realität. 

Im Kampf für die Zerschlagung des Systems müssen diese Werte als aktu-

elles und zukünftiges Ziel immer wieder neu formuliert und von denen, die 

kämpfen, erobert und in den Beziehungen hergestellt werden. 

Die Identität im Ziel kann und muss als gemeinsames subjektives Moment 

für die Einheit der Revolutionäre und für die bewusste Vereinheitlichung der 
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revolutionären Kämpfe im westeuropäischen Zentrum bestimmt werden. 

Revolutionärer Kampf braucht die Vertiefung der subjektiven und politi-

schen Bewusstseinsprozesse – d. h. die existenziellen Erfahrungen im System 

zum politischen Begriff der Situation zu bringen, eigene Vorstellungen und 

Ziele zu bestimmen und sich klar zu werden über die objektiven Bedingun-

gen, also die Macht des Imperialismus, die dagegen steht und gegen die die 

Umwälzung durchgesetzt werden muss. 

Revolutionäre Identität, die bewusste und unumkehrbare Entscheidung da-

für, den Kampf für die grundsätzliche Umwälzung der Verhältnisse zum Sinn 

und Inhalt des eigenen Lebens zu bestimmen, ist Voraussetzung und Basis 

für selbstbestimmte, offensive und kontinuierliche Praxis und gegen Kapitu-

lation und Verrat. 

Ziel der revolutionären Kämpfe weltweit ist, die destruktive Entwicklungs-

richtung, die der Imperialismus überall durchsetzt, zu stoppen und umzukeh-

ren in eine Entwicklung für die Menschen und die konkrete Perspektive auf 

das Ende imperialistischer Herrschaft und Barbarei zu eröffnen. 

Darin hat der Kampf der Front im westeuropäischen Zentrum als Abschnitt 

der internationalen Front besondere Bedeutung wegen der Zentralität West-

europas und seiner steigenden politisch-ökonomisch-militärischen Funktion 

im imperialistischen Gesamtsystem. 

Der Kampf gegen konkrete Projekte in der imperialistischen Strategie 

muss mit dem Ziel geführt werden, ihnen die politisch-materielle Grenze zu 

setzen, ihre Durchsetzung zu blockieren und zu verhindern um die Strategien 

des Imperialismus real zu brechen und den Erosionsprozess des Systems vo-

ranzutreiben. 

Die Einheit der Revolutionäre herstellen! 

Der Kampf im imperialistischen Zentrum in strategischer Einheit mit den 

Kämpfen in den 3 Kontinenten im Süden führen! 

Solidarität mit dem Aufstand des palästinensischen Volkes! 

Kommando Khaled Aker 

Rote Armee Fraktion, 20.9.88 

Wir haben das Ziel des Angriffs, Tietmeyer zu erschiessen, nicht erreicht, 

weil die Maschinenpistole, mit der zuerst gezielt der Fahrer ausgeschaltet 

werden sollte, um den Wagen zum Stehen zu bringen, sich verklemmt hat. In 

diesem Moment waren zwei vom Kommando schon aus ihrer Deckung raus 

und mussten deshalb versuchen, denWagen doch noch mit nur einer «pump» 

zu stoppen – was aber gescheitert ist. 

Rote Armee Fraktion, 21.9.88 
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HUNGERSTREIK 1989 BIS HEUTE 

Seit 1989 ist die Linke weltweit Monat für Monat mit Ereignissen 

und Entwicklungen konfrontiert worden, die noch jeweils kurz vor-

her als unvorstellbar galten: Deutschland ist wiedervereinigt, der so-

zialistische Staatenblock hat sich aufgelöst, die Sowjetunion ist zer-

fallen, in vielen osteuropäischen Ländern herrscht Bürgerkrieg. Die 

Sandinistas haben die Regierungsgewalt in Nicaragua verloren. Gue-

rilla-Organisationen in anderen lateinamerikanischen Staaten haben 

den bewaffneten Kampf beendet und versuchen jetzt auf legalen We-

gen ihren Zielen näherzukommen. 

Deutschland ist wiedervereinigt – dagegen hat sich kaum bürgerli-

che und auch nur sehr wenig linke Opposition geregt. Parallel dazu 

gewinnen nazistische Gruppen Anhänger, rechtsextreme Parteien er-

zielen enorme Wahlerfolge. Überfälle auf Ausländerinnen und Aus-

länder sind mittlerweile Alltag. 

Der Golfkrieg 1991 hat zu bis dahin schwer vorstellbaren Ausein-

andersetzungen bis weit in linksradikale Lager hineingeführt: Die 

KONKRET stand plötzlich Seite an Seite mit Hans Magnus Enzens-

berger und Wolf Biermann auf Seiten der Kriegsbefürworter, Flug-

blätter mancher linksradikaler Kriegsgegner waren kaum von den 

Parolen rechtsextremer Irak-Anhänger und Israel-Feinde zu unter-

scheiden. 

Ob es einen besonderen deutschen Nationalismus gibt, ob die 

Deutschen ein nationales Selbstbestimmungsrecht haben, wie mit 

Anhängern rechtsextremer Gruppen umzugehen ist, ob die Linke bis-

lang einen falschen Begriff von Antifaschismus hatte und inwieweit 

Antiimperialismus und Antinationalismus zu vereinbaren sind – das 

sind nur einige der Fragen, über die nicht einmal mehr annäherungs-

weise Einigkeit erzielt werden kann. 

Die Wiederherstellung der staatlichen Einheit Deutschlands hat für 
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die RAF über die allgemeinen auch unmittelbare Folgen: Mehrere 

Aussteigerinnen, die mit neuen Namen in der DDR gelebt hatten, 

werden enttarnt und festgenommen. Alle von ihnen, ausser Inge Vi-

ett, machen Aussagen, mit denen sie sich und auch andere belasten, 

um so in den Anspruch der Kronzeugenregelung zu kommen. Die 

Aussteiger-Prozesse, die mit langjährigen Haftstrafen enden, sind vor 

allem ein politischer Erfolg für die Bundesanwaltschaft. 1990/91 

wird erneut versucht, die Verfolgung der ohnedies geschwächten 

linksradikalen Gruppen zu intensivieren, indem sie als RAF-Unter-

stützer behandelt werden: Vor allem dient eine 1990 mit 3‘000 Poli-

zisten durchgeführte Gross-Razzia in der Hamburger Hafenstrasse 

diesem Ziel. Die RAF, heisst es später in Presseberichten, habe dort 

ihre «Kommandozentrale»: Eine Behauptung, die angesichts der 

Dauerobservation der ehemals besetzten Häuser und der ständigen 

Bedrohung durch Polizeieinsätze zwar völlig absurd ist, dennoch 

aber in den bürgerlichen Medien brav aufgeregt wiedergegeben wird. 

Ähnlich geschieht es mit der ein knappes Jahr später wieder aufge-

tischten Erfindung der sogenannten «Zellensteuerung», der zufolge 

alle RAF-Aktionen von den Gefangenen gesteuert werden. Die Be-

hauptung, dass die Anwälte der Gefangenen dabei als Kuriere fun-

gieren, darf der «Spiegel» allerdings nach einem Gerichtsurteil nicht 

mehr aufstellen – es gibt keinerlei Beweise. Ein grosser Fahndungs-

erfolg gegen die RAF, die Aussagen von Siegfried Nonne, der be-

hauptet, bei ihm habe das «Kommando Wolfgang Beer» zur Vorbe-

reitung des Herrhausen-Anschlages gewohnt, überzeugen nicht ein-

mal die bürgerlichen Journalisten: Recherchen von «Brennpunkt»-

Mitarbeitern ergeben, dass Nonne vom Verfassungsschutz zu diesen 

(Falsch-)Aussagen gezwungen worden ist – ein Skandal allerdings 

bleibt, anders als Jahre zuvor bei der Aufdeckung der Geheimdienst-

operation «Celler Loch», aus. 
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Hungerstreikerklärung 1989 

Wir sind seit heute im Hungerstreik. Jetzt lassen wir nicht mehr los, die Zu-

sammenlegung muss jetzt erreicht werden.1 

Jeder, der es wissen will, weiss was die Isolation ist, sie ist international 

begriffen und als Folter definiert. Hier haben sie inzwischen die Isolation für 

gefangene Revolutionäre, ob aus Guerilla, aus dem Widerstand, oder auslän-

dische Genossen und Genossinnen zur Regel gemacht, und sie setzen sie ge-

gen kämpfende soziale Gefangene ein – international wird sie als die saubere 

perfide Methode der feinen BRD-Europäer immer mehr übernommen. Hier 

muss sie gebrochen werden. Neun Hungerstreiks haben wir gemacht, zwei 

Gefangene sind darin gestorben, viele von uns haben Gesundheitsschäden. 

Jetzt muss Schluss sein mit dieser achtzehn Jahre langen Tortur. Das ist un-

ser definitiver Entschluss, so werden wir kämpfen. 

Es gibt dazu nicht mehr viel zu erklären. Unsere Situation und unsere For-

derung sind klar. Uns sträubt sich inzwischen auch schon alles, von der Iso-

lation noch zu reden und davon, dass wir zusammen wollen. Diese dürren 

Wörter und ihre Wiederholung sind schon ein Hohn auf die Wirklichkeit in 

den Gefängnissen. Im Lauf des Streiks wollen wir dann noch öfter etwas 

sagen, jetzt nur ein paar Hauptsachen, worum es uns geht. 

Wir machen so nicht mehr weiter, das Ziel der Isolation war von Anfang 

an, die Gefangenen zu zerstören, um die Politik der RAF zu ersticken. Damit 

sind sie an uns gescheitert – aber wir ertragen es so auch nicht mehr. Wir 

wollen es jetzt nicht mehr aushalten, so ist es. Das ist jetzt unsere politische 

und existentielle Entscheidung. Denn wenn wir uns auch gegen ihren Zer-

störungsautomat behaupten konnten, und wenn wir selbst in dieser Lage 

noch entscheidendes Neues für uns gewonnen haben – es gibt eine Grenze, 

an der der permanente Kampf der Einzelnen und die ständig weit reduzierte 

Lebensweise als gefangene politische Gruppe für uns nicht mehr gehen. Die 

ist jetzt da. 

Es ging immer nur eine begrenzte Zeit, an den Hungerstreikzyklen durch 

all die Jahre ist es abzulesen. In ihnen haben wir unsere Identität im Kampf 

verteidigt und uns die Kollektivität in der Vereinzelung immer wieder leben-

dig gemacht. Bis das, was wir uns aus dem Kampf in die Löcher geholt hat-

ten, wieder aufgebraucht war. Jetzt fügen wir dem nicht mehr noch einen 

Streik nur dazu, das ist nicht mehr möglich, jetzt gibt es für uns nur noch das 

materielle Ziel. 

Wir wollen jetzt die Zusammenlegung, und wir wollen damit auch diese 

ganze lange Phase abschliessen – und dann wollen wir weiter. Auf eine ab-

sehbare Reaktion «Die Isolation wird aufgehoben», also Kosmetik, einzelne, 
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differenzierte Anpassungen, die dem BRD-Staat nur die Angriffe wegen der 

Isolation vom Hals schaffen sollen und für uns nicht das Grundlegende än-

dern, werden wir uns nicht mehr einlassen. Nicht mehr nach dieser langen 

Zeit. Das soll von Anfang an klar sein. Wir haben immer jede kleine Verän-

derung genutzt, waren immer zu Schritten bereit. Jetzt gibt es aber nichts 

mehr als die Zusammenlegung. Zu glauben, mit einer neuen Aufmachung, 

was sich dann vielleicht «Normalvollzug» nennt, unserem Kampf zusammen-

zukommen den Boden entziehen zu können, ist ein Irrtum. Das heisst dann 

nur eine neue Runde. Es gibt nichts mehr als die Zusammenlegung. 

Es ist auch nicht mehr nur das Alte – die Notwendigkeit gegen die Isolation 

und die Möglichkeit einer Gegenstruktur in diesen Bedingungen – in diesem 

Brennofen bleibt nichts wie es war. Die Forderung hat für uns in der Zeit auch 

eine viel weitergehende Materialität bekommen. Nur aus den Beziehungen 

zueinander und deren permanente lebendige Entwicklung sind wir durch 

diese Zeit gekommen – und darin ist unser Zusammenhang Teil von uns ge-

worden wie Arme und Beine. Das nimmt uns heute niemand mehr, das dreht 

keiner zurück. Es ist eine Materialität, die der Kampf gegen die Vernichtung 

geschaffen hat – und dasselbe jetzt einfach auch mal so: es ist das dialektische 

Produkt ihrer Massnahmen. Und nachdem die jetzt achtzehn Jahre mit allen 

Varianten so stehen und keine «Normalität» damit exekutiert werden konnte, 

müssen sie die Kröte, die die Zusammenlegung für sie ist, auch schlucken. 

Aber nicht nur subjektiv, auch bezogen auf die politische Entwicklung geht 

es schon um mehr. In der Wirklichkeit klaffen unsere Situation und damit 

unsere Möglichkeiten – und was die reale Situation insgesamt verlangt, damit 

es weitergeht, längst weit auseinander. Während wir die Zusammenlegung 

noch nicht haben, entwickelt sich schon die Frage nach einer weitergehenden 

Perspektive für die politischen Gefangenen überhaupt. Es geht um uns, von 

allen Seiten will man was von uns – aber wir können nicht zusammen reden 

und kaum handeln. Es läuft bei uns nur zusammen. Und ohne uns läuft es 

dabei nicht, das sollte aus den vielen Versuchen in den letzten Jahren, über 

uns wegzubügeln, doch klar geworden sein. Wir wollen jetzt an der gesamten 

politischen Diskussion teilnehmen. Das ist die andere Seite der Zusammen-

legung. 

Aus einer ganzen Reihe von Entwicklungen, hier und international, sind 

neue Fragestellungen entstanden. Es ist insgesamt eine neue Stufe der Ausei-

nandersetzung geworden, in der überall, auf beiden Seiten, die Ziele, die Fo-

rumulierung der Politik, die Formierung für den Kampf ein neues Mal ange-

gangen werden. Auch das ist eine Widerspiegelung davon, dass hier aus bei- 
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den Richtungen neu die Frage nach den Gefangenen hochgekommen ist. Der 

Staat bringt Begnadigungen, staatskonforme Gruppen wollen eine Amnestie 

– und der revolutionäre Widerstand nimmt wieder auf, dass die Freiheit der 

politischen Gefangenen erkämpft werden muss. 

Auch wir meinen, dass diese Auseinandersetzung jetzt reif ist. Das wird 

aber nur in einem Prozess von Diskussion und Praxis weitergebracht werden, 

in dem revolutionäre Politik hier zu einem neuen realen Faktor wird. Unser 

Kampf für die Zusammenlegung jetzt soll Teil davon sein. Aus vielen Ansät-

zen im letzten Jahr, aus der Offenheit und dem Willen quer durch verschie-

dene Zusammenhänge im Widerstand, halten wir eine neue Einheit im revo-

lutionären Kampf für möglich. Es zeichnet sich jetzt schon eine Umkehrung 

der linken Rückentwicklung seit Ende der 70er Jahre ab, der Kampf in der 

Metropole kann auch neu in die internationale Auseinandersetzung kommen. 

Dann werden auch ganz neue politische Möglichkeiten in der BRD eröffnet 

sein. Wir hoffen das. 

Die Zusammenlegung ist jetzt für uns das erste. Dann wollen wir die Dis-

kussion. Zur gesamten Situation – und für unsere Freiheit. Darauf spitzt es 

sich für uns praktisch zu. 

Denn die Freiheit ist natürlich unser Ziel. Wir wollen ja nicht ein Stück 

politischer Organisation im Gefängnis etablieren, eine Gegenstruktur als Ge-

fangene ist wirklich nicht unser höchstes Glück. 

Wir halten es aus allem für möglich, das dann als realistisches Ziel anzu-

packen. Soweit ist Konsens unter uns. Für das weitere, wie das zu konkreti-

sieren ist, müssen wir zusammen sein. Wir haben die Zusammenlegung als 

Übergang bestimmt. 

Wir nehmen jetzt eine neue Form von kollektivem Kampf. Im letzten 

Streik haben sie ein Gesetz gemacht, mit dem sie uns das Mittel Hungerstreik 

nehmen wollten, das «Komagesetz». Es bedeutet, dass dem Einzelnen im 

Koma in einer langgestreckten medizinisch-technischen Manipulation in der 

Intensivstation der Wille und die Entscheidungsfähigkeit, den Kampf weiter-

zuführen, genommen werden soll. Es bedeutet weiter für die Auseinander-

setzung insgesamt, dass sie die Zuspitzung und Entscheidung auf einen engen 

Zeitraum bringen wollen, praktisch auf einen Punkt, den, wenn nach zwei, 

drei Monaten viele von uns gleichzeitig auf der Kippe sind. Es sterben dann 

vielleicht mehrere, aber dann in einer kurzen, frontalen Konfrontation – und 

die «tragen» sie, wie sie letztes Mal gesagt haben und dann, stellen sie sich 

vor, ist Schluss. 

Und das würde auch bedeuten, dass das Mittel des Kampfes politisch sich 

gegen uns dreht. Denn in dieser Kulmination für alle zum selben Zeitpunkt, 

käme die Frage nach Sinn und Ziel auf uns zurück. Wenn viele tot sind, wie 

wollen die anderen dann zusammen sein. 
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Wir werden ihnen das umdrehen und einen langgezogenen Kampf führen. 

Jeder von uns ist das Kollektiv. Wir fangen alle zusammen an, nach zwei 

Wochen gehen wir in eine Kette über. Bis auf zwei unterbrechen alle, nach 

wieder zwei Wochen kommen die nächsten zwei wieder dazu, nach den 

nächsten zwei Wochen wieder zwei, und weiter. Wir lassen jetzt nicht mehr 

los, bis wir die Zusammenlegung haben. 

Wir fordern: 

Zusammenlegung aller Gefangenen aus Guerilla und Widerstand in ein 

oder zwei grosse Gruppen, in die neue Gefangene integriert werden, mit Zu-

gang zu den Gemeinschaftshöfen. Zusammenlegung aller Gefangenen, die 

dafür kämpfen. 

Freilassung der Gefangenen, deren Wiederherstellung nach Krankheit, 

Verletzung oder Folter durch Isolation unter Gefängnisbedingungen ausge-

schlossen ist. Freilassung von Günter Sonnenberg, Claudia Wannersdorfer, 

Bernd Rössner, Angelika Goeder. Freie medizinische Versorgung ohne 

Staatsschutzkontrolle für alle Gefangenen. 

Freie politische Information und Kommunikation der Gefangenen mit al-

len gesellschaftlichen Gruppen. 

Für die Gefangenen aus der RAF 

Helmut Pohl, 1.2.89 

Anschlag auf Alfred Herrhausen (Fake…) 

«Die revolutionären Prozesse sind die Erfahrungen, die aus der Agonie zwi-

schen Leben und Tod heraus, hin zu einem entschlossenen Kampf für das 

Leben geführt werden.» 

Am 30.11.1989 haben wir mit dem «Kommando Wolfgang Beer» den 

Chef der Deutschen Bank, Alfred Herrhausen, hingerichtet;2 mit einer selbst-

gebauten Hohlladungsmine haben wir seinen gepanzerten Mercedes ge-

sprengt. 

Durch die Geschichte der Deutschen Bank zieht sich die Blutspur zweier 

Weltkriege und millionenfacher Ausbeutung und in dieser Kontinuität re-

gierte Herrhausen an der Spitze dieses Machtzentrums der deutschen Wirt-

schaft; er war der mächtigste Wirtschaftsführer in Europa. 

Deutsche Bank, das ist quer durch Westeuropa und in weiten Teilen der 

Welt zum Symbol für die Macht und Herrschaft geworden, die überall frontal 

mit den fundamentalen Interessen der Menschen nach einem Leben in Würde 

und Selbstbestimmung zusammenstösst. Unter Herrhausens Regie hat sich  
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die Deutsche Bank zur europaweit grössten Bank aufgeschwungen und do-

miniert die wirtschaftliche und politische Entwicklung. Sie hat ihr Netz über 

ganz Westeuropa geworfen und steht an der Spitze der faschistischen Kapi-

talstruktur, gegen die sich jeder Widerstand durchsetzen muss. 

Seit Jahren bereitet sie den Einbruch in die Länder Osteuropas vor, jetzt 

steht sie und andere lauernd in den Startlöchern, um auch die Menschen dort 

wieder dem Diktat und der Logik kapitalistischer Ausbeutung zu unterwer-

fen. 

Herrhausens Pläne gegen die Länder im Trikont, die selbst in «linksintel-

lektuellen» Kreisen als humanitäre Fortschrittskonzepte gepriesen werden, 

sind nichts anderes als der Versuch, die bestehenden Herrschafts- und Aus-

plünderungsverhältnisse längerfristig zu sichern; sie verlängern und ver-

schärfen noch weiter die Leiden der Völker. 

Es ist weltweit eine destruktive Entwicklung, die der Imperialismus zur 

Sicherung seiner Profit- und Machtpositionen produziert: Völkermord, Hun-

ger, Erniedrigung, Existenzunsicherheit und umfassende Zerstörung schafft 

eine im Kern einheitliche Situation, die überall existentielle Dimension an-

genommen hat, nirgends können die Menschen wirklich nach ihren eigenen 

Vorstellungen und Werten leben. Aber die Akteure dieses Systems müssen 

wissen, dass ihre Verbrechen ihnen erbitterte Feinde geschaffen haben, dass 

es für sie keinen Platz geben wird in der Welt, an dem sie vor den Angriffen 

revolutionärer Guerilla-Einheiten sicher sein können. 

Wir alle, die gesamte revolutionäre Bewegung in Westeuropa stehen vor 

einem neuen Abschnitt. 

Die völlig veränderte internationale Situation und die ganzen neuen Ent-

wicklungen hier erfordern, dass der gesamte revolutionäre Prozess neu be-

stimmt und auf neuer Grundlage weiterentwickelt werden muss. 

Daran arbeiten wir und daran wollen wir die Diskussion mit allen, die 

Schluss machen wollen mit der imperialistischen Zerstörung und die für eine 

grundsätzlich andere, an den Menschen orientierte gesellschaftliche Realität 

kämpfen und die diese Auseinandersetzung mit uns wollen. 

Neuer Abschnitt, das heisst für hier vor allem auch die Neuzusammenset-

zung der revolutionären Bewegung, was möglich ist, weil viele es wollen und 

es gibt die ersten Schritte dahin schon. Wir stellen uns das vor als einen Pro-

zess von gemeinsamer Diskussion und Praxis, in dem offen über die ver-

schiedenen Erfahrungen, Vorstellungen und Kritiken geredet wird, um die 

gesamte Entwicklung zusammen zu begreifen und um zu politischen Best-

immungen und konkreten greifbaren Vorstellungen für den Umwälzungspro-

zess zu kommen. 

In der Diskussion darüber müssen die Gefangenen Teil sein, dafür und weil 

das Vernichtungsprojekt gegen sie endlich gestoppt werden muss, muss jetzt 
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ihre Zusammenlegung und damit die Perspektive für ihre Freiheit erkämpft 

werden. 

In dieser neuen Phase müssen wir es schaffen, die vielfältige und unter-

schiedliche revolutionäre Praxis in einer Orientierung gegen das System zu 

verbinden. Der revolutionäre Prozess braucht neue Dynamik und produktive 

Wechselbeziehungen, nur zusammen können die Kämpfe die nötige Kraft 

entwickeln, um destruktive Entwicklungen des Imperialismus zu stoppen und 

überhaupt seine ganze zerstörerische Entwicklungsrichtung umzudrehen – 

nur zusammen, also als eine Front gegen den Imperialismus, können wir hier 

in Westeuropa gemeinsam mit den Befreiungskämpfen weltweit einen ein-

heitlichen, internationalen und langandauernden Umwälzungsprozess durch-

setzen. 

Zusammen kämpfen! 

2.12.1989, Rote Armee Fraktion (fake…) 

Anschlag auf Hans Neusel 

«Menschen, die sich weigern, den Kampf zu beenden – sie gewinnen entweder 

oder sie sterben, anstatt zu verlieren und und zu sterben.» (aus dem letzten 

Brief von Holger Meins) 

José Manuel Sevillano ist tot. Er wurde im Mai nach 177 Tagen Hunger-

streik von der spanischen Regierung ermordet. 

Die gefangenen Genossinnen und Genossen aus Grapo und PCE(R) kämp-

fen seit 8 Monaten mit einem harten und langen Streik für ihre Wiederzusam-

menlegung. 

Sie müssen mit ihrer Forderung durchkommen, und sie brauchen dafür die 

Solidarität und Initiative von allen, denen es ernst ist mit radikaler Verände-

rung und dem Kampf für eine menschliche Gesellschaft. 

Der spanische Staat setzt bisher gegen die Gefangenen die harte Haltung 

und Folter durch. Bei ihm liegt die Verantwortung und Entscheidung, aber 

die Richtlinien dafür werden in westeuropäischen und NATO-Gremien fest-

gelegt, und deshalb ist die BRD als führende europäische Macht genauso für 

den Tod von José Manuel Sevillano verantwortlich. 

Am 27.7.90 haben wir mit dem «Kommando José Manuel Sevillano» den 

Aufstandsbekämpfungs-Experten Hans Neusel, Staatssekretär im Bonner In-

nenministerium, angegriffen. 

Wir haben das militärische Ziel der Aktion verfehlt – die Explosion sollte 

seinen sicheren Tod aber auch den hundertprozentigen Schutz Unbeteiligter 
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gewährleisten. In dieser Spanne haben wir die Sprengstoffmenge zu niedrig 

berechnet. 

Wir wollten Neusel für seine Verbrechen zur Verantwortung ziehen. Er 

organisiert und führt den Krieg gegen alle, die für Befreiung, Selbstbestim-

mung und ein menschenwürdiges Leben und gegen die Zerstörung, die von 

diesem System ausgeht, kämpfen. 

Neusel ist seit 85 treibende Kraft bei vielen Trevi-Treffen, von ihm gingen 

zahlreiche Initiativen zur Intensivierung und Vereinheitlichung der westeu-

ropäischen Aufstandsbekämpfung und menschenverachtenden Flüchtlings-

politik aus. Dass sich seit 87 «Terrorismus-Experten» der Weltwirtschafts-

Gipfel-Staaten regelmässig treffen, geht auf die Initiative Neusels und des 

französischen Innenministers zurück. 

In allen Krisenstäben, die mit Widerstandsbekämpfung zu tun haben (ob 

wegen der Entführung von Managern deutscher Multis im Libanon, Koordi-

nierung der Fahndung nach Aktionen von uns...) und den Geheimdienstaus-

schüssen der Regierung ist Neusel entweder Mitglied, oft auch Vorsitzender. 

Im Frühjahr 89, als die Gefangenen hier im Hungerstreik waren, um ihre 

Zusammenlegung zu erkämpfen, war Neusel (vor der Ernennung von 

Schäuble zum Innenminister) faktisch Chef des Ministeriums – Zimmer-

mann hatte sich schon lange vorher inoffiziell aus dieser Funktion verab-

schiedet. In dieser Zeit puschte das Innenministerium offensiv die Parole: 

«Der Staat darf sich nicht von diesen Gefangenen erpressen lassen.» 

Bei Treffen von Vertretern der Länder-Justizministerien war Neusel dabei, 

um dort die Linie des Innenministeriums zu vertreten. 

Im Zusammenhang mit dem Hungerstreik hier, war von Anfang an klar: 

Solange die harte Haltung der Regierung nicht durch den Kampf der Ge-

fangenen und all derer, die die Durchsetzung der Forderung nach Zusam-

menlegung zu ihrer eigenen Sache gemacht hatten, gebrochen ist, solange ist 

Neusel Teil der Fraktion, die über die Leichen unserer Genossinnen und Ge-

nossen gehen will. Diese eisenharte NATO-Linie vertritt Neusel für die Bun-

desregierung aktuell in dem Angriff der westeuropäischen Bestie gegen die 

gefangenen Revolutionäre in Spanien. 

Neusel verkörpert – wenn auch indirekt – die personelle Kontinuität des 

deutschen Faschismus vom 3. Reich zum «Grossdeutschland», das auf das 

4. Reich zusteuert. Er hat seine politische Karriere über viele Jahre an der 

Seite von Alt-Nazi und Ex-Bundespräsident Carstens gemacht, und formu-

liert auch öffentlich seine faschistischen Gedanken und Ideen ohne jeden 

Versuch einer schein-demokratischen Ummäntelung. Als es 87 um die Auf- 
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nahme von 14 chilenischen gefangenen Revolutionären ging, die von dem 

faschistischen Militärregime zum Tode verurteilt worden waren, verlangte 

Neusel zuvor von ihnen die «Entkräftung der gegen sie erhobenen Vorwürfe» 

– was nichts anderes hiess, als dass er ihre Hinrichtung forderte. 

Neusel hat die Entscheidung über den Einsatz der GSG 9 und ist beteiligt 

an der Entscheidung darüber, wer von dieser Killertruppe ausgebildet wird, 

wie z. B. türkische Spezialeinheiten, die heute in Kurdistan das Volk nieder-

metzeln. 

Die Offensive gegen die Gefangenen in Spanien, mit der sich die sozialis-

tische Regierung unter Gonzales endgültig – gerade in Hinblick auf «Europa 

92» – als zuverlässiges Mitglied der Kernstaaten des europäischen Macht-

blocks profilieren will, läuft mit voller Rückendeckung der übrigen westeu-

ropäischen Staaten. Dieser Block mit der BRD an der Spitze hat sich heute 

zur Weltmacht aufgeschwungen und muss gegen die sich ständig verschär-

fenden Widersprüche, die sich schon lange nicht mehr befrieden lassen, die 

innere Stabilität durchsetzen. Vor diesem Hintergrund läuft aktuell quer 

durch alle westeuropäischen Länder der Versuch, jeden Gedanken an Wider-

stand und Selbstbestimmung im eisernen Würgegriff und der permanenten 

Demonstration der Totalität ihrer Macht, zu ersticken. 

Und in diesem Zusammenhang hat die Frage, ob die Gefangenen in Spa-

nien mit ihrem Kampf durchkommen, für die gesamte nächste Phase, dem 

Neuaufbau revolutionärer Praxis in Westeuropa, grosse Bedeutung. 

So wie der BRD-Staat 77 versucht hat, über unsere Niederlage ein für alle-

mal mit dem Problem der Guerilla Schluss zu machen und gleichzeitig die 

gesamte Linke hier in tiefe Resignation und Ohnmacht zu stürzen, so zielt der 

Angriff auf die Gefangenen aus Grapo und PCE(R) zugleich auf die gesamte 

revolutionäre Bewegung und alle fortschrittlichen Kräfte in Westeuropa. 

Die Zerschlagung der Gefangenenkollektive und die Isolierung der Genos-

sinnen und Genossen soll einen Umschlag in der Entwicklung der letzten 

Jahre einleiten und das genau an der Frage, wo die Einheit und das Bewusst-

sein über die Notwendigkeit gemeinsamen Handelns quer durch Westeuropa 

in den revolutionären Bewegungen und bei vielen, denen es um radikale Ver-

änderungen geht, am weitesten entwickelt ist. 

Der Versuch diesen Umschlag jetzt durchzusetzen, kommt aus der interna-

tionalen Entwicklung: 

Der Imperialismus hat den kalten Krieg gewonnen. Die Auflösung des so-

zialistischen Blocks und damit auch seiner historischen Funktion für die Be-

freiungsprozesse im Trikont hat zu einer neuen Stabilisierung des imperialis-

tischen Machtblocks geführt. 
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Die rasende Entwicklung der letzten Monate und die Einverleibung der 

DDR hat die BRD innerhalb Westeuropas zu uneingeschränkter Vormacht 

und den ganzen westeuropäischen Block zur Weltmacht gebracht. 

Aus dieser Machtposition versuchen sie heute an jedem Punkt Terrain ge-

gen alle revolutionären Kämpfe und Kämpfe um Lebensbedingungen zurück-

zugewinnen und da, wo von unten schon Ziele durchgesetzt wurden, die Ent-

wicklung wieder zurückzudrehen. 

Seit Anfang/Mitte der 80er Jahre, als der Befreiungsprozess weltweit an 

Grenzen gestossen war, mussten die Kämpfenden überall anfangen, nach 

neuen Wegen zu suchen. 

Das hiess in vielen Ländern im Trikont, dass zu den revolutionären Befrei-

ungsbewegungen Basisbewegungen entstanden sind, die für die Veränderung 

der unmenschlichen und unwürdigen Lebensbedingungen kämpfen und an-

gefangen haben, ihren Alltag selbst zu organisieren. 

So hat sich in verschiedenen Ländern (die Intifada in Palästina und Kur-

distan oder die Befreiungsbewegungen in El Salvador oder den Philippinen) 

eine Macht von unten herausgebildet, die neben der reaktionären Staatsmacht 

existiert. 

Diese Entwicklung hat ihren Ausdruck auch in den Metropolen. Die 

Kämpfe, die sich in den letzten Jahren hier entwickelt haben, und in denen 

unterschiedliche Menschen zusammengekommen sind, sind Kämpfe für Ver-

änderungen hier und sofort. 

Zum einen richten sie sich gegen zerstörerische imperialistische Projekte. 

Zum anderen sind aus der Erfahrung vieler, dass der kapitalistische Alltag 

mit Konkurrenz, der Beziehungslosigkeit der Menschen untereinander, dem 

Leben in der Isolation zerstörerisch ist, Kämpfe für selbstbestimmte Lebens-

zusammenhänge entstanden. Das ist der Kern davon, dass in ganz Westeu-

ropa z. B. Hausbesetzerbewegungen entstanden. 

Da wo sich Menschen selbstbestimmte Räume erkämpft haben, sind neue 

Möglichkeiten und Bezugspunkte für die Herausbildung einer revolutionären 

Bewegung entstanden. 

Diese Entwicklung wollen sie zurückdrehen und umkehren. Die aktuellen 

Projekte der Konterrevolution: Zerschlagung der Gefangenenkollektive in 

Spanien, die Niederschlagung von Gefangenen-Revolten in mehreren Län-

dern, die brutale Räumung seit Jahren besetzter Häuser und Knaststrafen in 

Groningen (NL), Dänemark, die Razzien und Hetze gegen die Hafenstrasse 

stehen da in einer Reihe. 

Sie zielen gegen alle Ansätze, die wie z. B. der Hafen hier dafür stehen, 

dass es möglich ist, gegen ihren Machtapparat eigene Ziele durchzusetzen, 

dass gegen den kapitalistischen 24-Stunden-Alltag eine von den Menschen 

bestimmte Wirklichkeit existieren kann. 
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Gegenüber der internationalen Entwicklung, aber gerade auch gegenüber 

dem faschistischen Durchmarsch und Aufschwingen der BRD zur neuen 

grossdeutschen Weltmacht, sagen viele Genossen und andere Menschen, die 

gegen dieses System der Unterdrückung und Unmenschlichkeit aufgestanden 

sind, dass wir keine Chance haben durchzukommen, weil der Feind über-

mächtig sei und die Kräfte für die Umwälzung schwach. 

Und das ist die andere Seite: 

Diese Resignation und zum Teil auch Lähmung verhindert viele Initiati-

ven, die Schritte im Neuaufbau einer starken revolutionären Bewegung sein 

könnten. 

Die Entscheidung gegen das imperialistische System und für eine Welt, in 

der die Menschen selbstbestimmt und frei leben können, zu kämpfen, kann 

nicht davon abhängig sein, ob die eigene Seite oder der Feind in einer be-

stimmten Phase stark ist, also ob der Sieg in greifbarer Nähe liegt oder in 

einem langen Kampf durchgefochten werden muss. 

Die Entscheidung für den revolutionären Kampf kann nur aus der eigenen 

Erfahrung im System und seiner Brutalität und Zerstörung kommen und aus 

den eigenen Zielen und Vorstellungen – eben wie man leben will. 

Wir denken, dass ein wichtiger Schlüssel für viele, aber auch für die nächs-

ten Schritte im Aufbau von revolutionärer Gegenmacht darin liegt, sich diese 

Erfahrung, denn die ist bei jedem Menschen die Wurzel für den eigenen Auf-

bruch, bewusst zu machen. 

Die Erfahrung der Zerstörung durch das System kann zur bewussten und 

endgültigen Entscheidung für die Umwälzung der herrschenden Realität und 

für ein selbstbestimmtes und -organisiertes Leben gebracht werden. 

Wir alle müssen es jetzt anpacken zur gemeinsamen Kraft zu werden. Die 

Entscheidung, die Aktion gegen Neusel jetzt und im Zusammenhang mit dem 

Streik in Spanien zu machen, ist für uns ein neuer Schritt auf dem Weg, zu-

sammen Gegenmacht aufzubauen im gemeinsamen Kampf für die Durchset-

zung einer Forderung, die Brennpunkt in der gesamten Auseinandersetzung 

ist. 

Wir hatten nicht von Anfang an vor, in die Entwicklung des Hungerstreiks 

der spanischen Genossen und Genossinnen zu intervenieren. Erst nachdem 

klar war, dass selbst nach dem Mord an José Manuel Sevillano und den sich 

daran verschärfenden Widersprüchen in Spanien selbst und den vielen und 

vielfältigen Initiativen in anderen westeuropäischen Ländern für die Durch-

setzung der Forderung, die Gonzales-Regierung an ihrer harten Haltung fest-

halten will – 

und eben der Einschätzung, dass der westeuropäische Block an der Zer-

schlagung der Gefangenenkollektive in Spanien und der Liquidierung der 

167 



 

Genossen dort, die ganze Entwicklung und Bedingungen für alle Kämpfe zu-

rückdrehen und umkehren will – 

haben wir uns zur bewaffneten Intervention entschlossen. 

Nur eine bewaffnete Aktion konnte diese festgefressene Situation wieder 

offen machen. 

Sie kann alle Initiativen, die zum Streik bis jetzt gelaufen sind, zu neuer 

Schärfe bringen, und sie macht vor allem einen neuen Anlauf möglich, weil 

sie den politischen Raum dafür aufmacht. Jede Initiative, die jetzt kommt, 

zählt! 

Es ist heute so und wird aus den unterschiedlichen Bedingungen in den 

einzelnen Ländern und der verschiedenen Schwerpunkte, die die Kämpfen-

den in diesen Ländern für sich bestimmen, weiter so sein, dass sich die anti-

imperialistische Front in Westeuropa aus einer Vielfalt von Kämpfen zusam-

mensetzt. 

Wir denken, dass es jetzt möglich ist und ein erster gemeinsamer Schritt 

im Neuaufbau einer starken revolutionären Bewegung sein kann, dass wir 

uns über die Brennpunkte in der Konfrontation Imperialismus/Befreiung ver-

ständigen, um daran zur gemeinsamen Intervention zu kommen. 

So soll unser Angriff jetzt in zwei Richtungen wirken. Die eine, konkret 

zur Durchsetzung der Forderung der Gefangenen und im Aufbau revolutio-

närer Gegenmacht in Westeuropa, und die andere, als Einleitung einer langen 

Kampfphase gegen die neuentstandene grossdeutsche/ westeuropäische 

Weltmacht. 

Die BRD und neuen Machteliten der DDR verfolgen mit dem Schritt zum 

Grossdeutschland dieselben Ziele und imperialen Pläne wie der Nazi-Fa-

schismus. 

Der dritte Überfall, den das deutsche Kapital in diesem Jahrhundert auf die 

Völker Europas führt, wird nicht mit militärischen Mitteln, sondern mit den 

Mitteln der Wirtschaft und Politik geführt. Die Unterwerfung von Millionen 

Menschen unter die Prinzipien von Markt, Profit und Warenstruktur bringt 

neues Leid und Elend für die Völker. Es werden diesmal nicht Millionen Tote 

und ausgelöschte Menschen sein, sondern Millionen entwürdigte und unter-

drückte Menschen, die an der Zerstörung ihrer Lebensstrukturen und mensch-

lichen Beziehungen verzweifeln und innerlich – in ihrer Seele – zugrunde 

gehen sollen. 

Und auf der Basis der neuen Macht, die das BRD-Kapital an der Spitze 

Westeuropas aus dieser Entwicklung zieht, wollen sie zu einer neuen Runde 

in der Unterwerfung und Ausplünderung der Völker im Trikont ausholen. 

Wir stellen uns mit aller Kraft gegen diese Entwicklung, weil es unsere 

Aufgabe im internationalen Klassenkrieg ist, sie mit diesen Plänen nicht 

durchkommen zu lassen. 

168 



 

Gegen den Sprung der westeuropäischen Bestie unseren Sprung im Aufbau 

revolutionärer Gegenmacht! 

Die Wiederzusammenlegung der Gefangenen von Grapo und PCE(R) ge-

meinsam durchsetzen – die Zusammenlegung aller revolutionären Gefange-

nen und damit die Perspektive für ihre Freiheit erkämpfen! 

Krieg der Weltmacht BRD/Westeuropa! 

Den bewaffneten Kampf organisieren! 

Zusammen kämpfen und wir werden zusammen siegen! 

Rote Armee Fraktion, 29.7.90 

Schüsse auf die US-Botschaft 

Solidarität mit den Völkern im Nahen Osten gegen die imperialistische Ver-

nichtung und Unterwerfung! 

Sofortiger Stopp mit dem Völkermord am irakischen Volk! 

Wir haben heute mit dem Kommando Vincenzo Spano die Botschaft der 

USA in Bonn beschossen, weil die USA im Vernichtungskrieg gegen das ira-

kische Volk von Anfang an die Führungsrolle übernommen haben. Mit unse-

rer Aktion stellen wir uns in eine Reihe mit all denen, die rund um den Globus 

gegen diesen US-NATO-Völkermord aufgestanden sind. 

 

Internationale Solidarität ist die Zärtlichkeit der Völker 

Für die imperialistischen Staaten ist dieser Krieg der erste Schritt zur 

Durchsetzung ihrer neuen Weltordnung für die Zeit nach dem kalten Krieg. 

Das irakische Regime hat jahrelang im Interesse des Imperialismus Kriege 

geführt; es hat den Iran in Schach gehalten und es hat in bestialischer Weise, 

selbst unter Einsatz von Giftgas, einen Ausrottungsfeldzug gegen das kurdi-

sche Volk geführt. In letzter Zeit ging es dem Irak zunehmend darum, die 

eigene Machtposition in der Nah-Ost-Region auszubauen. 

Der Nahe Osten ist für den Imperialismus eine politisch instabile Region. 

Einerseits ist durch den Kampf der palästinensischen Befreiungsbewegung, 

den langen Atem der Intifada, der Druck geschaffen, der die Frage nach einer 

grundlegenden politischen Veränderung immer wieder auf die Tagesordnung 

setzt. Zum anderen ist schon lange klar, dass die Herrschercliquen in Saudi-

Arabien, Ägypten, Jordanien usw. davon bedroht sind, von ihren Völkern frü-

her oder später weggefegt zu werden. 

Deshalb soll in dieser Region, von deren Öl die westlichen Öl-Konzerne 
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und die westeuropäischen Industriestaaten abhängig sind, keine Macht ent-

stehen, die nicht unter absoluter Kontrolle des imperialistischen Blocks steht. 

Das sind die Gründe, warum die imperialistischen Staaten heute diesen 

Krieg gegen den ehemaligen Verbündeten führen. Der Imperialismus hat 

keine Moral. Die Saddam Hussein/Hitler-Vergleiche sind der propagandis-

tische Dreh, über den die Herrschenden es schaffen wollen, die bei vielen 

Menschen nicht vorhandene Zustimmung für diesen Krieg zu erreichen. 

Aber diesem System ist jeder Hitler, Shamir, Özal, Pinochet, Cristiani und 

wie sie alle heissen, ein Freund, solange er – egal mit welchen Mitteln – die 

Interessen des internationalen Kapitals durchsetzt. 

Für die USA ist dieser Krieg der willkommene Anlass, die Frage nach der 

Führungsrolle innerhalb des westlichen Blocks wieder mehr an die militäri-

sche Stärke zu knüpfen. Gleichzeitig wollen sie natürlich mit diesem Krieg 

ihre abgehalfterte Wirtschaft sanieren. Am Golf spielt sich derzeit also auch 

der Konkurrenzkampf der imperialistischen Kern-Staaten bzw. -Zentren un-

tereinander um künftige Macht und Einfluss in der Nah-Ost-Region und um 

die Vormachtstellung innerhalb des imperialistischen Lagers ab. 

Die Bundesregierung ist sich der Tatsache bewusst, dass Grossdeutschland 

nicht allein aus der ökonomischen Potenz des BRD-Kapitals zur neuen Welt-

macht werden kann. 

Das vierte Reich braucht dafür die losgelassene Militärmaschine genauso 

dringend, wie schon die Nazis sie gebraucht haben. Die Interessen des deut-

schen Kapitals sollen nach 45 Jahren endlich wieder mit der ganzen Brutali-

tät der Kriegsmaschinerie durchgesetzt werden können. 

Dafür laufen zur Zeit alle Vorbereitungen. 

Der Bundeswehreinsatz in der Türkei und ihre logistische Einbindung in 

diesen Krieg sind erste praktische Schritte. Über das Vehikel des UNO-Ein-

satzes der Bundeswehr – nachdem die UNO neben NATO, IWF und Welt-

bank zum Instrument imperialistischer Kriegsführung gegen die unterdrück-

ten Völker gemacht wurde – will sich Grossdeutschland endlich wieder freie 

Hand für die militärische Unterwerfung und Ausplünderung der Völker 

schaffen. 

Der Krieg im Nahen Osten ist der «Krieg der Reichen gegen die Armen», 

wie die Genossinnen und Genossen vom 17. November in Griechenland ge-

sagt haben. 

Die imperialistischen Staaten führen im Irak einen Krieg der verbrannten 

Erde. Was der Abwurf von zigtausend Tonnen Bomben und die Flächen-

bombardements der amerikanischen B52-Bomber an Tod und Leid über ein 

Volk bringen, das haben die Unterdrückten dieser Welt seit Vietnam nicht 

vergessen. 
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Israel und die Türkei nutzen diesen Völkermord gegen das irakische Volk, 

um Krieg und Terror gegen das palästinensische und das kurdische Volk zu 

verstärken. Das türkische Regime – unterstützt von Bundeswehr und andern 

NATO-Truppen – bombardiert kurdische Dörfer und hat im Grenzgebiet 

Tausende Menschen umgebracht; Israel bombardiert wieder Palästinenser-

Lager im Süd-Libanon und terrorisiert die Bevölkerung in den besetzten Ge-

bieten. Der zionistische Staat will die Palästinenser endgültig aus den besetz-

ten Gebieten vertreiben und Teile Libanons und Jordaniens annektieren. 

 

Solidarität mit der palästinensischen Intifada und dem kurdischen  

Befreiungskampf! 

Die grosse Mobilisierung gegen diesen Vernichtungskrieg hat die Herr-

schenden in der BRD überrascht und erschreckt. 

Nach einem Jahr, in dem die Bundesregierung sich und die Wiederherstel-

lung Grossdeutschlands und den «Sieg des Systems der freien Marktwirt-

schaft» feiern liess, sind sie heute damit konfrontiert, dass viele Menschen 

ein Gespür dafür behalten haben, dass ihre Interessen mit denen der Völker 

im Nahen Osten zusammengehören und nicht mit denen der Herrschenden 

auf dieser Welt. 

Die Waffe der psychologischen Kriegsführung, mit der von der Bundesre-

gierung bis zur staatstragenden Linken all die als Rassisten und Anti-Semi-

tisten denunziert werden, die gegen diesen Völkermord aufgestanden sind, 

muss stumpf gemacht werden. 

Die Solidarität mit dem irakischen Volk gegen die imperialistische Ver-

nichtung ist Teil im Kampf von uns unten gegen die oben – da wo aus diesem 

Bewusstsein gekämpft wird, laufen solche Denunziationen ins Leere. 

Der anti-imperialistische Kampf gegen diesen Völkermord gehört direkt 

mit den Aneignungsprozessen in jedem einzelnen Land zur Durchsetzung 

konkreter Lebensinteressen der Menschen bzw. zur Verhinderung imperia-

listischer Zerstörungsprojekte zusammen – beides zusammen ist ein Prozess, 

in dem die Unterdrückten in konkreten Schritten Gegenmacht aufbauen und 

die imperialistische Macht weltweit zurückdrängen. 

Denen, die in den letzten Wochen gegen diesen Krieg – für den Frieden 

auf die Strasse gegangen sind, wollen wir sagen: Ihr müsst euch damit ausei-

nandersetzen, dass imperialistischer Krieg in der Logik des imperialistischen 

Systems liegt. 

Dieses System produziert in den «reichen» Ländern für die Menschen Ver-

einzelung und Konkurrenzdruck jeder gegen jeden; jeder menschliche Le-

benssinn soll zerstört werden, stattdessen sollen viele ihre Identität darin su-

chen, Objekt im Konsumterror zu sein. 

Der Imperialismus wird immer dann Kriege führen, wenn irgendwo auf  
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der Welt seine Macht in Gefahr ist; er wird nicht aufhören, seine Bestimmung 

über die Lebensinteressen der Völker zu stülpen – mit Gewalt, mit Geld, mit 

Lügen, eben mit der ganzen Palette seiner Herrschaftsmittel. 

Ein selbstbestimmtes Leben für alle in Würde, ohne Ausbeutung und Un-

terdrückung, wird es erst dann geben, wenn wir die Macht des imperialisti-

schen Systems gebrochen haben. 

Ein Schritt dahin ist das Zusammenwirken der verschiedensten Initiativen 

gegen diesen Völkermord: 

— den Angriffen von revolutionären Gruppen überall auf der Welt gegen 

die politische und militärische Macht von USA und NATO, 

— den Blockaden gegen die Kriegskonzerne, gegen die Börsen, gegen 

NATO-Militärstützpunkte... 

und in allen Initiativen, Demos, Mahnwachen, Kriegsdienstverweigerun-

gen, Sabotage-Akionen, in denen für die Leute die Auseinandersetzung da-

rum anfängt, sich ein eigenes, von den Herrschenden unabhängiges Bewusst-

sein darüber zu erobern, was richtig und notwendig ist. 

An die Leute, die seit Beginn des Golfkriegs die Mahnwache vor der US-

Botschaft machen. 

Wahrscheinlich habt ihr einen ziemlich grossen Schreck gekriegt. Wir ha-

ben unsere Munition mit Leuchtspur-Munition gemischt, damit ihr gleich 

seht, wo genau sich die Schiesserei abspielt und niemand von euch vor 

Schreck in die falsche Richtung läuft. Falls ihr hinterher die ganze Wut der 

Bullen und Yankees dort abgekriegt habt, was wir uns gut vorstellen können, 

dann tut uns das leid. 

Sicher werden jetzt die Medien verkünden, wir hätten euch fast erschossen. 

Das ist Quatsch, wir wussten die ganze Zeit genau wo ihr euer Camp hattet 

und wir haben auch, bevor wir angefangen haben die US-Botschaft zu be-

schiessen, den Weg unten am Rhein kontrolliert. 

Krieg dem imperialistischen Krieg! 

US-NATO raus aus dem Nahen Osten! 

Sabotieren, desertieren, angreifen 

Solidarität mit dem Hungerstreik unserer gefangenen Genossinnen und 

Genossen von Action Directe und Grapo/PCE-R 

Zusammenlegung aller politischen Gefangenen in Westeuropa 

Solidarität mit dem Kampf der politischen Gefangenen in den Vernich-

tungstrakten der USA 

Verhindert die Hinrichtung von Mumia Abu-Jamal 4 

Rote Armee Fraktion, 13.02.91 
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Anschlag auf Detlev Karsten Rohwedder 

Wer nicht kämpft, stirbt auf Raten 

Freiheit ist nur möglich im Kampf um Befreiung5 

Wir haben am 1.4.1991 mit dem Kommando Ulrich Wessel den Chef der 

Berliner Treuhandanstalt Detlev Karsten Rohwedder erschossen. 

Rohwedder sass seit 20 Jahren in Schlüsselpositionen in Politik und Wirt-

schaft. 

Als Bonner Wirtschafts-Staatssekretär organisierte er in den 70er Jahren 

die Rahmenbedingungen, die das BRD-Kapital für seine Profite in aller Welt 

braucht. Er war damals z. B. massgeblich beteiligt am Deal mit dem faschis-

tischen süd-afrikanischen Regime: Know-how für den Bau von Atom-Bom-

ben für Süd-Afrika gegen Uran für die BRD-Atom-Industrie. In der Phase 

der Durchsetzung des Atom-Programms war er im Aufsichtsrat staatlicher 

Energie-Konzerne und in internationalen Gremien. 

Aber auch für die glatte Abwicklung unzähliger, oft verdeckter Waffenex-

porte an faschistische Regimes im Trikont suchte und fand er immer Wege. 

Rohwedder war schon damals einer dieser Schreibtischtäter, die tagtäglich 

über Leichen gehen und die im Interesse von Macht und Profit, Elend und 

Not von Millionen Menschen planen. 

In den 80er Jahren machte sich Rohwedder als Chef des Hoesch-Konzerns 

einen Namen als brutaler Sanieren Er hat bei Hoesch in wenigen Jahren mehr 

als 2/3 aller Arbeiterinnen rausgeschmissen und den bankrotten Konzern zu 

neuen Profitraten geführt. Dafür wurde er 1983 zum Manager des Jahres ge-

kürt. 

Die Krönung von Rohwedders Karriere sollte seine Funktion als Bonner 

Statthalter in Ost-Berlin sein. Seit ihrer Annexion ist die Ex-DDR faktisch 

Kolonie der Bundesrepublik: die politischen, wirtschaftlichen und militäri-

schen Entscheidungszentren liegen in Bonn bzw. bei bundesdeutschen Kon-

zernen. 

Dieser Kolonial-Status ist als vorübergehend geplant, denn die Bundesre-

publik braucht für ihre Grossmachtspläne die Ex-DDR als funktionierenden 

kapitalistischen Teil – schliesslich ist das Hauptstandbein auf dem die politi-

sche Macht hier basiert, die wirtschaftliche Potenz. Vorher soll die Wirtschaft 

der Ex-DDR genauso wie die sozialen Strukturen dort (vom Gesundheitssek-

tor bis zu den Kinderkrippen) systematisch kaputtgemacht werden, damit da-

nach das Kapital auf freiem Feld und mit entwurzelten Menschen den Neu-

aufbau nach seinen Massstäben organisieren kann. 

Das ist der Plan und die Treuhandanstalt soll diesen Zusammenbruch or-

ganisieren. 
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Es geht den multinationalen Konzernen im Moment aber nicht um den 

grossen wirtschaftlichen Aufbau der Ex-DDR. Die wenigen ausgesuchten 

Teil-Betriebe, die sie bisher übernommen haben, sollen vor allem Monopol-

stellungen für bestimmte Branchen sichern. Ansonsten wird die Infrastruktur 

ausgebaut. Die Multis haben sich vom Telefonnetz bis zur Energieversor-

gung längst alles aufgeteilt und gewartet, bis die Treuhand alles niederge-

macht hat, um dann aufzubauen, was am Weltmarkt Profit abwirft. 

Für die Durchsetzung dieses Planes hat die Bundesregierung Rohwedder 

ausgesucht und er war dafür mit seiner Brutalität und Arroganz auch der 

Richtige. Für ihn gab es von Anfang nichts in der Ex-DDR, was nach seinem 

auf Profit ausgerichteten Blick irgendwelche Werte hatte. Alles dort war für 

ihn immer nur Konkursmasse. 

«40 Jahre Sozialismus auf dem Gebiet der Ex-DDR haben mehr Schaden 

angerichtet als der Zweite Weltkrieg», sagte er vor Unternehmern in Wien. 

So redet einer, der die Welt in Produktivitätssteigerung und Profitraten sieht 

und für den Menschenleben nichts zählen. 

Die Arbeit der Treuhand bedeutet für die Menschen mehr als den Verlust 

des Arbeitsplatzes, die Schliessung der Betriebe und die Ausrichtung auf 

Profit von allem, was an Neuem hochgezogen werden soll. In diesem Prozess 

soll Land und Leuten die Struktur aufgezwungen werden, die das internatio-

nale Kapital für seine Herrschaft braucht. Es geht um die Ausrichtung aller 

Werte auf seine Prinzipien, die neben dem materiellen Elend von Millionen 

Arbeitslosen auch die Armut in den Köpfen und Herzen der Menschen be-

deutet. 

Kapitalstrategen, wie Rohwedder einer war, geht es darum, auch die Be-

dingungen für den Angriff auf die Seele des Menschen und ihre tiefe Defor-

mierung, die sie voneinander isoliert und scheinbar unüberwindliche Mauern 

zwischen ihnen aufbaut, zu schaffen. Denn für ihn waren die Menschen in 

der Ex-DDR welche, denen die normalen Dimensionen des Denkens verlo-

rengegangen sind und deshalb geht es für Köpper, Herrhausens Nachfolger 

bei der Deutschen Bank, jetzt darum, bei diesen Menschen den Anpassungs-

prozess im Kopf durchzusetzen. 

Das System der «freien Marktwirtschaft» gaukelt allen eine vermeintliche 

Chance vor, sich im Wohlstandsland Grossdeutschland einen sicheren Platz 

ergattern zu können und im Kaufrausch glücklich zu werden – in Wirklich-

keit sollen die Menschen im Geiern nach Konsum dumm und stumpf ge-

macht werden. Wenn überhaupt gibt es diesen sicheren Platz nur für diejeni-

gen, die bedingungslos bereit sind, im harten Konkurrenzkampf sich besser 

zu verkaufen als andere und die diesen Wohlstand hier auch wollen, obwohl 

jede/r weiss oder wissen kann, dass er nur möglich ist, weil Millionen Men-

schen im Trikont dafür ihren Schweiss und ihr Blut lassen. Was zählen soll  
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sind Ellbogen, Egoismus, Leistung und Konsum usw. – nicht aber der 

Mensch, das Leben, die Natur. 

Der Schriftsteller R. Schernikau drückt die Einsamkeit und Leere des Le-

bens von Millionen Menschen in den reichen kapitalistischen Ländern tref-

fend aus: 

«Ich weiss nicht, was Verelendung sonst sein soll. Eine Maus in einem 

Rad, die läuft und hat Jeans an und Kopfhörer.» 

Wer sich den kapitalistischen Werten unterordnet, muss ein Leben in Ver-

einzelung akzeptieren. Vereinzelung ist die Bedingung für Manipulation und 

ist zentraler Pfeiler imperialistischer Herrschaftssicherung, denn Menschen, 

die isoliert und ohne wirkliche Kommunikation sind, sind weit davon ent-

fernt, sich eine andere Wirklichkeit zusammen mit anderen auch nur vorstel-

len zu können und deshalb das System in Frage zu stellen. 

Die Entwicklung, in der die gesamte Produktion nach den Erfordernissen 

und nach der Konkurrenz des Weltmarktes umgestellt wird, läuft in der ehe-

maligen DDR jetzt noch krasser, als wir es aus der BRD kennen. In der High-

Tech-Produktion arbeiten immer weniger Menschen. Quer durch West-Eu-

ropa und andere kapitalistische Länder war die Erfahrung der letzten Jahr-

zehnte, dass im Konkurrenzkampf: Mensch – Maschine immer die Menschen 

verlieren und Millionen für immer arbeitslos werden. Das sind die Hinter-

gründe für die 2/3-Gesellschaft in der BRD, wonach für den Kapitalismus 

mindestens 1/3 der Menschen weitgehend überflüssig geworden sind. Diese 

Masse von Menschen, die ganz aus dem Produktionsprozess rausgekippt 

worden sind bzw. die die sogenannten unqualifizierten Arbeiten machen, sol-

len relativ ruhiggestellt und hoffnungslos das Elend und die Ungerechtigkeit 

und die kapitalistischen Werte als naturgegeben hinnehmen. 

Das System braucht vor allem diejenigen, die sich voll und ganz für seine 

Werte entschieden haben und die in privilegierten Stellungen der High-Tech-

Produktion oder der Dienstleistungen eingesetzt werden. Das sind diese Ma-

den im Speck, die wir Yuppies nennen und deren Lebensinhalt sich weitge-

hend auf «born to shop» reduziert. Nach ihren Bedürfnissen läuft die Um-

strukturierung der Städte mit all den Schicki-Micki-Läden, Yuppie-Kneipen 

und unbezahlbaren luxussanierten Wohnungen – diese korrumpierte Yuppie-

schicht und die Bonzen sind die einzigen, die von dieser aufgestylten Sch-

eisse, die überall entsteht und entstehen soll, profitieren. 

Für die Masse der Erniedrigten und Beleidigten bedeutet diese Entwick-

lung die Zerstörung ihrer Lebenszusammenhänge. Sie sollen abgeschoben 

werden in Beton-Ghettos, die nach dem Prinzip gebaut worden sind, die Men-

schen zu isolieren. 

Hier läuft die Zerstörung von kommunikativen Lebenszusammenhängen 
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schon lange und kommt jetzt zur Isolierung und Vereinzelung auch auf die 

Menschen der Ex-DDR verschärft zu. 

Seit Auflösung der DDR ist der Rassismus gegen Flüchtlinge und die 

schon hier lebenden Ausländer und gleichzeitig die Frauenfeindlichkeit ganz 

offen ausgebrochen. Faschistische Gruppen sind stärker geworden und fast 

jeden Tag laufen brutale Angriffe gegen Ausländer-Wohnheime, Linke und 

Frauen aus Frauenzusammenhängen. 

Das hat sicher auch seinen Grund darin, dass in der Zeit des SED-Staates 

Solidarität und Gleichberechtigung von Frauen staatlich verordnet war. Als 

etwas von aussen Aufgedrücktes hatten viele unter der Oberfläche tatsäch-

lich nichts davon gewollt und gelernt. Es war so vorgeschrieben und nichts 

Tiefes. Es ging nicht von vielen Menschen aus. 

Auf der anderen Seite ist Rassismus und Frauenunterdrückung im kapita-

listischen System nicht wegzudenken. Es war und ist die staatliche Politik, 

das Propaganda-Getrommel vom «Deutschland einig Vaterland», die Natio-

nalismus wieder salonfähig gemacht hat und gerade in der Ex-DDR dieses 

bekotzt chauvinistische Getrommel von: «Jetzt sind wir wieder wer/endlich 

richtige Deutsche» gepusht hat. Es ist die staatliche Politik, die mit ihren 

menschenfeindlichen Asyl- und Ausländergesetzen den Rassisten und Fa-

schisten den Rücken stärkt. Die Grenzen der reichen Metropole Westeuropa 

sollen für alle, die aus dem Trikont und den verarmten Ländern Osteuropas 

hierherkommen wollen, dichtgemacht werden. 

Bei den Schliessungen der Ex-DDR-Betriebe fliegen als erstes die Frauen 

raus. Die Kinderkrippen werden dichtgemacht und es soll den Frauen die 

Entscheidung darüber, ob und wie viele Kinder sie haben wollen, genommen 

werden, so wie wir es aus der BRD schon lange kennen – Paragraph 218. 

Rassismus und Frauenunterdrückung sind für den imperialistischen gross-

deutschen Staat notwendig, weil er sich davon erhoffen kann, dass sich Un-

zufriedenheit und Enttäuschung der Menschen nicht gegen das System ent-

lädt, sondern jeweils gegen die, die in der gesellschaftlichen Hierarchie wei-

ter unten stehen. Aber faschistische Organisationen haben für kapitalistische 

Staaten immer auch den materiellen Zweck, dass sie für Terrorakte wie Bo-

logna und auch für gezielte Angriffe gegen linke und fortschrittliche Men-

schen wie z.B. die Räumung besetzter Häuser in Frankfurt/Oder eingesetzt 

werden. 

Wir begreifen unsere Aktion gegen einen der Architekten Grossdeutsch-

lands auch als Aktion, die diese reaktionäre Entwicklung an einer Wurzel 

trifft. Es ist klar und gerade an der deutschen Geschichte bis zum 3. Reich 

deutlich, dass Verarmung, Verelendung und Massenarbeitslosigkeit nicht 

von allein zu einer Mobilisierung für menschliche Ziele und gegen die Herr-

schenden führt. 
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Die Unzufriedenheit und Enttäuschung von fortschrittlich denkenden 

Menschen soll vor allem von den Gewerkschaften gezielt kanalisiert werden. 

Ihre Hauptaufgabe ist es zu verhindern, dass Arbeitskämpfe zu politischen 

Kämpfen werden, die das System als Verursacher der elenden Lage in Frage 

stellen. Mit diesem Ziel versuchen sich Gewerkschaftsbonzen aktuell an die 

Spitze der Protestbewegung in der Ex-DDR zu stellen – dass sie gleich nach 

unserem Angriff auf Rohwedder überlegt haben, ob sie die Montagsdemonst-

rationen stoppen sollen, passt genau in diese Linie. 

Sie nennen unsere Aktion «politisch katastrophal», weil sie Angst davor 

haben, dass wir auch von Menschen in der Ex-DDR verstanden werden. 

Waigel kommt dann gleich mit der Drohung hinterher, dass, wenn die Streiks 

und Demonstrationen dort weitergehen, das ein Investitionshindernis für die 

Konzerne ist. Aber damit viele Menschen dort überhaupt nicht erst anfangen, 

sich mit der Aktion, unserer Politik und Vorstellung überhaupt auseinander-

zusetzen, spuckt der Gehirnwäsche-Apparat vom ersten Moment an diesen 

Quatsch aus, wir würden an der langen Leine des Stasi laufen. 

Wir haben es schon in der Erklärung gegen Neusel gesagt: Wir alle, die für 

ein menschliches Leben in Würde und frei von Herrschaft kämpfen, müssen 

es anpacken, zur gemeinsamen Kraft zu werden. 

Gerade heute, wo der Imperialismus Schlag auf Schlag landet, um seine 

neue Weltordnung den Völkern hier wie im Trikont aufzuzwingen (der Krieg 

am Golf; die Entwicklung zu Grossdeutschland; die harte Haltung gegen die 

Kämpfe unserer gefangenen Genossinnen; die Versuche des Staates, jeden 

selbstbestimmten Raum von Menschen zu zerstören bzw. von Vornherein zu 

verhindern), muss eine revolutionäre Bewegung in der Lage sein, überall prä-

sent zu sein. 

Wir können uns den Prozess der Umwälzung der gesamten Verhältnisse 

nur vorstellen als einen Prozess, in dem wir in der Durchsetzung konkreter 

Forderungen und Ziele Gegenmacht aufbauen, eine Gegenmacht, die zusam-

men mit den Kämpfen der Völker im Trikont die notwendigen Veränderun-

gen gegen das imperialistische System durchsetzen kann und in einem lang-

andauernden Kampf die Befreiung der Menschheit erkämpft. 

Die revolutionäre Bewegung muss zum realen und spürbaren Faktor wer-

den. Real und spürbar darin, dass wir zusammen dahin kommen müssen, 

zentrale Entwicklungen zu blockieren und wirkliche Veränderungen für die 

Menschen zu schaffen. Für uns heisst das, dass wir in Zukunft auch auf An-

griffe des Staates, die darauf zielen, die gesamte Entwicklung revolutionärer 

Gegenmacht zurückzudrehen, wie das z.B. die brutale Räumung der besetz-

ten Häuser in der Mainzer Strasse in Ost-Berlin war, antworten wollen. 
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Überhaupt geht es uns darum, neben den strategischen Angriffen wie jetzt 

dem gegen Rohwedder, auch in der Lage zu sein, mit konkreten Forderungen 

an aktuelle Auseinandersetzungen zu intervenieren wie beispielsweise mit 

der Aktion gegen die US-Botschaft. 

Wir wollen uns zusammen mit anderen dafür organisieren, Kampfphasen 

zu bestimmen und die gemeinsamen Ziele durchzusetzen. Das können wir 

uns mit allen vorstellen, die die Wirklichkeit im Kapitalismus als erdrückend 

empfinden und erfahren und die anfangen, sich dagegen für ihre eigenen Vor-

stellungen zu organisieren und danach zu handeln. 

Die revolutionäre Bewegung muss eine reale und greifbare menschliche 

Perspektive entwickeln und dadurch zur Anziehung für alle, die dieses Sys-

tem als Unterdrückung erfahren, werden. 

Es muss die Keimform einer neuen Gesellschaft entstehen, in der die Men-

schen anfangen, ohne Herrschaft und selbstbestimmt zusammenzuleben. 

Selbstbestimmt heiss für uns z.B. auch, nicht immer bloss zu wiederholen, 

dass es jede Menge Fragen darüber gibt, wie der revolutionäre Prozess wei-

tergehen muss; Selbstbestimmung heisst auch anzufangen, Antworten zu su-

chen. Die ganze Verantwortung dafür, wie der Umwälzungsprozess weiter-

entwickelt wird, liegt bei jeder/m und jede/r muss diese Verantwortung auch 

wollen. 

Wer sich dafür entscheidet, kann die aufgedrückten Ohnmachtsgefühle 

überwinden und sich die wirklichen Probleme vorknöpfen, um Schritt für 

Schritt Lösungen zu suchen und zu finden. Das schliesst ein, bei erfahrenen 

Niederlagen nicht am Boden liegen zu bleiben, sondern wieder aufzustehen 

und nach neuen Wegen zu suchen; nur dadurch kann Kontinuität und Identi-

fizierbarkeit einer revolutionären Bewegung entstehen. 

Die Niederlage vom Hungerstreik 89 der politischen Gefangenen, als trotz 

grösster Mobilisierung, die es hier jemals zu einem Streik gegeben hat, der 

Staat an der harten Haltung festhielt und die Genossinnen mit ihren Forde-

rungen nicht durchkamen, wirkt bis heute nach. Die wirkliche Niederlage für 

die Linke ist nicht, dass die Mobilisierung für die Durchsetzung der Forde-

rungen zu schwach war, sondern das die meisten das Ziel danach losgelassen 

haben und deshalb aus dieser Erfahrung auch nur Ohnmacht ziehen können. 

Für jede revolutionäre Bewegung auf der Welt ist es eine Frage der eigenen 

Identität, Wege zur Freiheit der politischen Gefangenen zu suchen. Eine re-

volutionäre Bewegung, der die Gefangenen nicht am Herzen liegen, kann es 

nicht geben. 

Der Weg zur Freiheit der politischen Gefangenen führt über die Durchset-

zung ihrer Zusammenhänge 

Gegen den Sprung der imperialistischen Bestie 
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Unseren Sprung im Aufbau revolutionärer Gegenmacht 

Die Bedingungen für menschenwürdiges und selbstbestimmtes Leben im 

Kampf gegen die reaktionären grossdeutschen und westeuropäischen Pläne 

zur Unterwerfung und Ausbeutung der Menschen hier und im Trikont durch-

setzen. 

Rote Armee Fraktion, 4.4.1991 

«Rücknahme der Eskalation» 

An alle, die auf der Suche nach Wegen sind, wie menschenwürdiges Leben 

hier und weltweit an ganz konkreten Fragen organisiert und durchgesetzt 

werden kann. 

Das ist auch unsere Suche. Es gibt Tausende Probleme, die auf dem Tisch 

liegen und nach Lösungen schreien und die, wenn sie nicht bald angepackt 

und gelöst werden, die ganze Menschheit in die Katastrophe führen. Sie alle 

sind entstanden durch das kapitalistische Prinzip, dass nur Profit und Macht 

zählen und die Menschen und die Natur dem untergeordnet sind. 

Wir, die RAF, haben seit 89 angefangen, verstärkt darüber nachzudenken 

und zu reden, dass es für uns wie für alle, die in der BRD eine Geschichte im 

Widerstand haben, nicht mehr so weitergehen kann wie bisher. Wir haben 

überlegt, dass es darum geht, neue Bestimmungen für eine Politik herauszu-

finden, die tatsächliche Veränderungen für das Leben der Menschen heute 

durchsetzen kann und die längerfristig den Herrschenden die Bestimmung 

über die Lebensrealität ganz entreisst. Dafür ist es notwendig, sich die eigene 

bzw. gemeinsame Geschichte aller im Widerstand anzusehen, darüber nach-

zudenken, was wir falsch gemacht haben und was wichtige Erfahrungen wa-

ren, die wir oder andere gemacht haben, und welche Bedeutung sie für die 

Zukunft haben können. 

Ausgangspunkt war: 1. Die Tatsache, dass wir alle vor einer veränderten 

Situation im weltweiten Kräfteverhältnis standen – die Auflösung des sozia-

listischen Staatensystems, das Ende des kalten Krieges. Wir waren damit 

konfrontiert, dass die Vorstellung, im gemeinsamen internationalen Kampf 

einen Durchbruch für Befreiung zu schaffen, nicht aufgegangen ist. Die Be-

freiungskämpfe waren insgesamt zu schwach, um gegen die auf allen Ebenen 

ausgeweitete Kriegsführung des Imperialismus anzukommen. 

Der Zusammenbruch der sozialistischen Staaten, der seine Ursache we-

sentlich in den im Innern ungelösten Widersprüchen hatte, hat katastrophale 
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Auswirkungen für Millionen Menschen weltweit und hat alle, die rund um 

den Globus um Befreiung kämpfen, auf sich selbst zurückgeworfen. Aber 

dadurch hat sich für alle die Notwendigkeit noch mal deutlicher gezeigt, dass 

die Kämpfe um Befreiung nur aus dem Selbstbewusstsein der eigenen, spe-

ziellen Geschichte der Völker, den authentischen Bedingungen und Zielen 

entwickelt werden können. Und nur daraus kann eine neue internationale 

Kraft entstehen. Das haben viele Genossinnen aus dem Trikont in die Dis-

kussionen eingebracht und sie haben dort Anfänge einer ganz neuen Politik 

gefunden und umgesetzt – das werden wir hier auch. Darin sind wir mit ihnen 

verbunden. 

2. Wir selbst waren damit konfrontiert, dass wir so, wie wir in den Jahren 

vor 89 Politik gemacht haben, politisch nicht stärker sondern schwächer ge-

worden sind. Wir haben aus verschiedensten Gründen keine Anziehungskraft 

mehr für die Menschen hier entwickelt, die gemeinsames Handeln möglich 

macht. Als einen zentralen Fehler haben wir gesehen, dass wir viel zu wenig 

auf andere, die hier auch aufgestanden waren, zugegangen sind; und auf die, 

die noch nicht aufgestanden waren, gar nicht. Uns ist klar geworden, dass wir 

die Leute suchen müssen, und dass es so nicht weitergeht, dass wir als Gue-

rilla alle Entscheidungen allein treffen und erwarten, dass die anderen sich an 

uns orientieren. Wir haben das zwar oft anders formuliert, aber die Realität 

war so. 

Wir hatten unsere Politik ganz stark auf Angriffe gegen die Strategien der 

Imperialisten reduziert und gefehlt hat die Suche nach unmittelbaren positi-

ven Zielen und danach, wie eine gesellschaftliche Alternative hier und heute 

schon anfangen kann zu existieren. Dass das hier möglich ist, dass es geht, so 

etwas anzufangen, haben uns die Erfahrungen, die andere erkämpft haben, 

gezeigt. Die Verhältnisse zu den Leuten, mit denen wir am meisten zu tun 

hatten, waren aber in erster Linie darüber bestimmt, gemeinsam zum Angriff 

zu kommen. Deshalb gab es in der Bestimmung gar nicht den Raum, dass sie 

eigene soziale Werte in ihrem Alltag und mit vielen zusammen entwickeln 

und leben konnten. Nur daraus hätten wir zusammen zu einer Politik kommen 

können, die für mehr Menschen, auch für welche, die ausserhalb der verschie-

denen Szene-Ghettos leben, erfahrbar macht, dass die Kälte und Ohnmacht 

im Imperialismus nicht Schicksal wie Naturgewalt ist, sondern da aufhört, 

wo Menschen ihre Bedürfnisse, ihre Solidarität gemeinsam umsetzen und das 

hier und heute anfangen zu leben. 

Daraus hatten wir die Konsequenzen gezogen und zwei Jahre lang einen 

parallelen Prozess von Neubestimmung und praktischen Interventionen ver-

sucht. Wir dachten, wir könnten dadurch, wie wir unsere Aktionen bestim-

men und wie wir reden, von uns aus ein neues Verhältnis schaffen und da- 
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durch die notwendigen Voraussetzungen für eine gemeinsame Diskussion 

und daraus eine gemeinsame Perspektive mit viel mehr Menschen und Grup-

pen möglich machen. Dass wir unseren Prozess nicht nachvollziehbar, son-

dern nur bruchstückhaft als Ergebnis unserer Diskussion in den Erklärungen 

und Briefen vermittelt haben, war ein Fehler. Und das hier ist auch nur ein 

Anfang und wir werden demnächst über alles genauer reden. 

Nach diesen zwei Jahren ist uns klar geworden, dass es so nicht ausgereicht 

hat, dass wir so nicht den Raum aufmachen können für alles das, was wir 

jetzt und für die nächste Zeit am wichtigsten finden: die seit Langem notwen-

digen gemeinsamen Diskussionen und den Aufbau von Zusammenhängen 

unter den verschiedensten Gruppen und Menschen; da, wo sie leben, ausge-

hend vom Alltag der Menschen in dieser Gesellschaft, aus dem für viele die 

Notwendigkeit drängt, ihre eigene Lage in die Hand zu nehmen und gemein-

sam mit anderen nach Lösungen zu suchen. Wir denken, solche Zusammen-

hänge können die Basis werden von der Kraft, die wir Gegenmacht von unten 

genannt haben und die so noch nicht lebt. Solange eine solche gesellschaftli-

che Alternative zur Zerstörung und Verzweiflung im System nicht spürbar 

und greifbar existiert, werden es immer mehr werden, die ausgegrenzt und 

ohne Perspektive alleine bleiben, immer mehr, die an der Nadel verrecken 

oder in den Selbstmord getrieben werden usw. Und es wird dabei bleiben, 

dass immer mehr Leute den Faschisten hinterherlaufen. 

Aus unseren Erfahrungen und aus den Diskussionen mit Genossinnen über 

alle diese Fragen, steht für uns heute fest, dass die Guerilla in diesem Prozess 

von Aufbau nicht im Mittelpunkt stehen kann. Gezielt tödliche Aktionen von 

uns gegen Spitzen aus Staat und Wirtschaft können den jetzt notwendigen 

Prozess im Moment nicht voranbringen, weil sie die gesamte Situation für 

alles, was in Anfängen da ist und für alle, die auf der Suche sind, eskalieren. 

Die Qualität solcher Angriffe setzt eine Klarheit darüber voraus, was sie an 

Veränderungen konkret in Gang setzen können. Diese Klarheit kann es jetzt, 

in einer Zeit, in der es für alle um ein Sichfinden auf neuer Grundlage geht, 

nicht geben. So verstehen wir das auch, wenn uns welche sagen, mit solchen 

Aktionen nehmen wir das Ergebnis doch schon vorweg. 

Wir haben uns entschieden, dass wir von uns aus die Eskalation zurück-

nehmen. Das heisst, wir werden Angriffe auf führende Repräsentanten aus 

Wirtschaft und Staat für den jetzt notwendigen Prozess einstellen. 

Dieser Prozess von Diskussionen und Aufbau einer Gegenmacht von unten 

schliesst für uns als einen ganz wesentlichen Bestandteil den Kampf für die 

Freiheit der politischen Gefangenen mit ein. Aus 20 Jahren Ausnahmezu- 
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stand gegen die Gefangenen, Folter und Vernichtung, geht es jetzt darum, ihr 

Recht auf Leben durchzusetzen – ihre Freiheit erkämpfen! 

Justizminister Kinkel hat mit seiner Ankündigung im Januar, einige haft-

unfähige Gefangene und einige von denen, die am längsten im Knast sind, 

freizulassen, das erste Mal von staatlicher Seite offen gemacht, dass es Frak-

tionen im Apparat gibt, die begriffen haben, dass sie Widerstand und gesell-

schaftliche Widersprüche nicht mit polizeilich-militärischen Mitteln in den 

Griff kriegen. 

Gegen die Gefangenen haben sie seit 20 Jahren auf Vernichtung gesetzt. 

Die Kinkel-Ankündigung wirft die Frage auf, ob der Staat dazu bereit ist, aus 

dem Ausmerz-Verhältnis, das er gegenüber allen hat, die für ein selbstbe-

stimmtes Leben kämpfen, die sich nicht der Macht des Geldes beugen, die 

eigene Interessen und Ziele entgegen den Profitinteressen formulieren und 

umsetzen. Also ob er Raum für politische Lösungen zulässt (und wenn auch 

Vertreter aus der Wirtschaft dahingehend Druck auf die Regierung machen, 

kann das nur gut sein). 

Wir werden uns genau ansehen, wie ernst der Kinkel-Vorstoss ist. Bis jetzt 

ist nicht viel davon zu sehen, ausser dass Claudia Wannersdorfer nur einige 

Monate, bevor sie sowieso entlassen worden wäre, rausgekommen ist. Alle 

anderen Haftunfähigen – Günter Sonnenberg, Bernd Rössner, Isabel Jacob, 

Ali Jansen – sind noch immer drin. Und Irmgard Möller, nach 20 Jahren im-

mer noch im Knast. An den Haftbedingungen hat sich bis heute nichts ver-

bessert. Die 2/3-Anhörungen bei Norbert Hofmeier, Bärbel Perau und 

Thomas Thoene glichen Inquisitionen. Angelika Goder wird trotz ihrer 

Krankheit mit Knast bedroht. In der Ankündigung neuer Prozesse gegen Ge-

fangene aufgrund der Kronzeugenaussagen drückt sich weiter das eiskalte 

Rachebedürfnis des Staates aus und das Ziel, Gefangene für ewig im Knast 

einzumauern. In der «Welt» wird mit Bezug auf das Stuttgarter Justizminis-

terium der ungebrochene Vernichtungswille formuliert: Wenn es nach denen 

ginge, wäre bei Günter, der schon seit 15 Jahren haftunfähig gefangengehal-

ten wird, nur dann an eine Freilassung zu denken, wenn er sich widerstands-

los den repressiven Knastschikanen unterwirft. «Renitenter Gefangener», 

weil er solidarisch ist und mit seinen Freunden weiterhin zu tun hat. So het-

zen sie gegen seine Freilassung. Das alles steht im krassen Widerspruch 

dazu, dass sich auf Seiten des Staates wirklich eine andere Haltung durchzu-

setzen beginnt. 

Die Haftunfähigen und die Gefangenen, die am längsten sitzen, müssen 

sofort raus und alle anderen bis zu ihrer Freilassung zusammenkommen! 

Das wird sich nicht nur am staatlichen Verhalten gegenüber den politi-

schen Gefangenen zeigen. Es gibt auch andere Brennpunkte, an denen diese 

Weichenstellung ganz unmittelbar sichtbar wird. Da, wo die Kämpfe schon 
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soweit sind, dass sie einen Raum durchgesetzt haben, wird es sich schnell 

zeigen, wie weit sie politische Lösungen zulassen oder auf Krieg setzen. Zum 

Beispiel, ob sie den Leuten in der Hafenstrasse nach 10 Jahren Kampf wei-

terhin ihre Existenzberechtigung streitig machen. Aber langfristig geht es ja 

um viel mehr: 

– Es gibt Kämpfe der sozialen Gefangenen gegen Sonderhaft und über-

haupt gegen unmenschliche Bedingungen in den Knästen. Es darf nicht so 

laufen, dass die politischen Gefangenen aus den Vernichtungstrakten kom-

men, und danach andere hinein. Alle Isolationstrakte müssen geschlossen 

werden! – Es gibt Kämpfe um Zentren, um Lebens- und Wohnraum von vie-

len, die das heute hier nicht haben. 

– Es wird sich zeigen, inwieweit die Menschen in der Ex-DDR weiterhin 

im Schnellverfahren zu willenlosen Objekten in das kapitalistische System 

gepresst werden sollen, oder sie Raum erobern können, die Entwicklung 

selbst zu bestimmen. 

– Es ist eine wichtige Frage, wie lange noch der Staat den Rassismus gegen 

die Flüchtlinge schüren und sie als «Untermenschen» behandeln kann, um 

sich und die Wirtschaft damit aus der Verantwortung für Arbeitslosigkeit, 

Wohnungsnot, Altersarmut usw. zu ziehen. Und wie lange er noch diese 

Menschen wieder ins Elend zurückschicken kann, das er ständig mitprodu-

ziert. 

— Es ist seit Langem Realität, dass die Bullen Faschisten schützen und 

Antifaschisten niederknüppeln, dass sie Demonstrantinnen in den Tod het-

zen, wie Conny Wissmann, dass sie auf sie schiessen, wie vor ein paar Mo-

naten in Frankfurt, und Flüchtlinge mit Elektroschocks foltern usw. 

— Es ist die Frage, ob deutsche Soldaten wieder gegen andere Völker mar-

schieren und wie lange denn noch faschistische Regimes mit Waffen und Un-

terstützung von hier die Bevölkerung massakrieren können. 

Vor allem daran, wie an allen diesen Fragen – und logisch ist das nicht 

vollständig hier – Kämpfe in der Gesellschaft entwickelt werden, wird sich 

entscheiden, wie weit hier ein politischer Raum für Lösungen erkämpft wer-

den kann. Von allein werden sie an keinem Punkt zurückweichen, dafür wird 

immer gesellschaftlicher Druck und Kämpfe für unsere Forderungen notwen-

dig sein. 

Wir haben von uns aus jetzt mit der Rücknahme der Eskalation aus der 

Auseinandersetzung einen Schritt gemacht, um diesen politischen Raum auf-

zumachen. Jetzt ist die staatliche Seite gefragt, wie sie sich verhält; und weil 

das heute noch niemand weiss, wollen wir den Prozess von Diskussionen und 

Aufbau schützen. Wenn sie diejenigen, die diesen Prozess für sich in die 

Hand nehmen, mit ihrer Walze aus Repression und Vernichtung plattmachen,  
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also weiter auf Krieg gegen unten setzen, dann ist für uns die Phase des Zu-

rücknehmens der Eskalation vorbei – wir werden uns das nicht tatenlos an-

schauen. 

Wenn sie uns, also alle, die für eine menschliche Gesellschaft kämpfen, 

nicht leben lassen, dann müssen sie wissen, dass ihre Eliten auch nicht leben 

können. Auch wenn es nicht unser Interesse ist: Krieg kann nur mit Krieg 

beantwortet werden. 

Rote Armee Fraktion, 10.4.1992 

Erklärung von Irmgard Möller 

Wir wollen gleich kurz Folgendes sagen: Die Entscheidung unserer Genossen 

draussen ist richtig, sie entspricht dem, worauf auch wir Gefangene für den 

politischen Prozess aus sind. 

Wir wollen – seit 89 ja schon – eine Zäsur im gesamten politischen Zusam-

menhang. Ein solcher Schritt kann von allen Beteiligten nicht nur am Bereich 

der Gefangenen angepackt werden. 

Wir sehen auch heute noch um vieles deutlicher, als es schon Mitte der 

80er zu erkennen war und im Hungerstreik 89 von uns das erste Mal politisch 

angepackt und in eine Praxis umgesetzt wurde, dass die globalen und inner-

gesellschaftlichen Umbrüche so tiefgehend sind, dass sie für alle eine einfa-

che Fortsetzung der Politik und Praxis der 70er und 80er Jahre unmöglich 

machen. 

Wer weiter an der Notwendigkeit revolutionärer Umwälzung der bestehen-

den weltweiten und innergesellschaftlichen ungerechten und zerstörerischen 

Verhältnisse festhält, muss diese Umbrüche begreifen und zu einer Neube-

stimmung von Inhalten und Formen der eigenen Politik kommen, auch im 

Verhältnis zu den jeweils anderen linken Erfahrungen und Lebensweisen. 

Wir Gefangene begreifen das als direkte politische Zielsetzung für jetzt 

und «nach dem Knast»: 

Neuorientierung in der Gesellschaft und den internationalen Zusammen-

hängen und Beziehungen, ein offener Lernprozess. 

Das muss als erstes für die vier Haftunfähigen Realität werden. 

Bernd und Günter müssen sofort raus. 

Erst mit ihrer Freilassung gibt es wieder ein rationelles Moment in der Aus-

einandersetzung zwischen den politischen Gefangenen und dem Staat. 

Dabei geht es um einen gründlicheren Schritt für alle Beteiligten. Einen 

Einschnitt gegenüber der Geschichte von 22 Jahren. Wir spinnen uns nicht 
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an dem, was real möglich ist, vorbei, wenn wir sagen: 

Wir wollen eine Perspektive der Freiheit für alle von uns in einem abseh-

baren nächsten Zeitraum. 

Auch in unserer Vorstellung geht das nicht sofort und nicht auf einmal für 

alle von uns. 

Wir sagen aber ganz deutlich: Was 22 Jahre lang nach politischen Erwä-

gungen und Kriterien der Bekämpfung und Vernichtung auch gegenüber den 

Gefangenen entschieden wurde (von den Sondergesetzen, über die Staats-

schutzgerichte bis zu den Details der Isolation) – wogegen wir uns als Kol-

lektiv durchgekämpft haben, neun von uns Gefangenen sind in diesem Kampf 

gestorben, aber in seinen Zielen haben wir es zum Scheitern gebracht – kann 

nicht nach diesen Jahrzehnten als scheinnormales Verfahren einer «Lösung» 

zugeführt werden. 

Das ginge an der Wirklichkeit vorbei und wäre eine Verhöhnung aller, die 

einen anderen Begriff der politischen Geschichte der letzten 25 Jahre der 

BRD haben als die Sicherheitsapparate und die Staatsschutzjustiz, und die 

sich ihre politische Geschichte nicht rauben lassen wollen. 

Geschichte ist kein Staatsbesitz, die staatsoffizielle Version ist nicht un-

sere. 

Es geht nur so, dass mit gesellschaftlichen Widersprüchen politisch umge-

gangen wird. 

Wir, die Gefangenen aus RAF und Widerstand, und die RAF haben dafür 

den Raum aufgemacht. 

Mit «taktieren’ hat das nichts zu tun. 

Irmgard Möller 

Für die Gefangenen aus RAF und Widerstand, 

Lübeck, 15.4.92 

RAF grüsst Demonstranten 

Wir grüssen alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Demonstration und 

des Internationalen Kongresses gegen den Weltwirtschaftsgipfel in München 

Wir freuen uns, dass ihr zu dieser Demonstration und dem Kongress zu-

sammenkommt, trotz der massiven Versuche von Stoibers Bullentruppen und 

der Medienhetze, eure Organisierung und Vorbereitung niederzuknüppeln 

und zu zerschlagen. 
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Wir leben heute in einer Zeit, in der wir alle mit den katastrophalen Folgen 

der Globalisierung der Herrschaft des kapitalistischen Marktes konfrontiert 

sind. Deshalb finden wir es wichtig dass alle, die weltweit auf der Suche nach 

Wegen sind, wie menschenwürdiges Leben durchgesetzt werden kann, die 

Diskussion international führen und über die Grenzen und Kontinente hin-

weg organisieren. 

Trotz der unterschiedlichen Entwicklungen der Kämpfe und der Bedingun-

gen ist es eine gemeinsame Suche danach, wie wir gegen die Weltbeherr-

schungspolitik der G7-Staaten, die die Macht des Kapitalsystems über die 

Menschen und die Natur als endgültig zementieren will, für das Leben der 

Menschen dringende Lösungen durchsetzen können. 

Wir finden wichtig, dass ihr den 500-Jahrfeiern der imperialistischen Herr-

schaft mit diesem Kongress, der Demonstration und den Aktionstagen die 

andere Seite entgegensetzt. Nämlich die Tatsache, dass auf unserer Seite – 

auf der Seite der Unterdrückten – die Geschichte und das Bewusstsein der 

Kämpfe leben. Den Kampf für ein Leben ohne Herrschaft wird es so lange 

geben, solange dieses imperialistische System existiert, das den Wert von 

Menschenleben und Natur nach ihrer Verwertbarkeit fürs Kapital bemisst – 

den Kampf für die Befreiung von den verinnerlichten Werten des Systems, 

gegen Rassismus und sexistische Unterdrückung wird es geben bis überall 

Werte und Strukturen existieren, die von der Würde aller Menschen ausge-

hen. 

Mit diesem Kongress habt ihr eine Möglichkeit geschaffen, Erfahrungen 

auszutauschen und voneinander zu lernen, zu gemeinsamen Einschätzungen 

zu kommen und daraus die Erarbeitung gemeinsamer Strategien anfangen zu 

können. 

In der heutigen Situation sehen wir es als unbedingt wichtig an, sowohl 

was den Kampf hier bei uns betrifft wie auch im internationalen, dass es eine 

Verständigung über gemeinsame konkrete Ziele und Forderungen geben 

muss. Wir müssen Vorstellungen herausfinden, mit welchen Schritten wir 

den Herrschenden die Bestimmung über Mensch und Natur entreissen kön-

nen und – ob in München, Rio, Los Angeles oder Maputo, ob in Palästina 

oder Kurdistan – die global-katastrophale Entwicklung umzudrehen. 

Ein Aneignungsprozess von unten wird in konkreten Kämpfen und kon-

kreten Forderungen laufen, in denen wir den Herrschenden abringen, was 

Menschen zum Leben brauchen. Das wird zum Beispiel vom Kampf um Le-

bens- und Wohnraum, gegen zerstörerische und sinnentleerte Arbeit, gegen 

Umwelt Vernichtung, den Gefangenenkämpfen, der Organisierung von 

Schutz für Flüchtlinge und antifaschistische Mobilisierung bis zu der Forde-

rung nach Schuldenstreichung oder Reparationszahlungen der imperialisti-

schen Staaten an die kolonisierten Völker reichen. 
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Wir hier in der BRD haben eine grosse Verantwortung für diesen Prozess, 

denn wir haben es mit einem Staat zu tun, dessen Zerstörungspotential enorm 

ist. Im Inneren haben sie ein reaktionäres Klima geschaffen, das hier z. B. zur 

rassistischen Mobilisierung – dem alltäglichen Krieg gegen Flüchtlinge – ge-

führt hat. 

Sie brauchen die reaktionäre Stimmung, das Erstarken des deutschen Her-

renmenschenbewusstseins als Ventil für die sich verschärfende, elende Le-

benssituation von Millionen Menschen hier, denn sie wollen freie Hand für 

ihre Grossmachtpolitik: Heute walzt die deutsche Mark über den Osten und, 

wenn wir es nicht verhindern, die Bundeswehr morgen in die ganze Welt. Die 

BRD hat heute schon neben Japan die stärkste Ökonomie der Erde. Die 

Machtgier des deutschen Kapitals ist ungebrochen. 

Wir wollen mit diesem Brief die Möglichkeit nutzen, besonders den Ge-

nossinnen, die aus anderen Ländern hierhergekommen sind, unseren Schritt 

vom April 92 – von unserer Seite aus die Eskalation zurückzunehmen – trans-

parent zu machen. 

Es ist ein Schritt aus unserer speziellen Situation in der BRD. Wir stellen 

damit nicht den bewaffneten Befreiungskampf in anderen Ländern in Frage; 

unsere tiefe Solidarität gehört all denen, die auf der ganzen Welt um Befrei-

ung kämpfen. Es ist überall die Sache der Kämpfenden, aus ihren speziellen 

Bedingungen und Prozessen zu entscheiden, welche Mittel und Formen des 

Kampfs zu welchem Zeitpunkt gebraucht und eingesetzt werden. 

Für euch sagen wir kurz was zu unserer Geschichte. Wir, die RAF, sind 

Anfang der 70er Jahre in der Phase der weltweiten Aufbrüche für Befreiung 

und der Vietnam-Mobilisierung entstanden. 

Unser Aufbruch war aus einer Zeit möglich, in der mit der 68er-Revolte 

auch hier viele Menschen aufgebrochen waren; in diesem Land, in dem es 

nach Auschwitz keine gesellschaftliche Auseinandersetzung mit der faschis-

tischen Vergangenheit gab und Nazis in allen Bereichen von Staat und Wirt-

schaft wieder eingesetzt wurden, wurden stattdessen Kommunisten und An-

tifaschisten verfolgt und die Wiederaufrüstung gegen den Widerstand vieler, 

die den tatsächlichen Bruch mit der faschistischen Vergangenheit wollten, 

durchgesetzt. Gegen diese dumpfe und erstickende imperialistische Realität 

im Nachkriegsdeutschland versuchte eine ganze Generation neue emanzipa-

torische und antikapitalistische Werte in allen Lebensbereichen zu entwi-

ckeln, z. B. basisdemokratische Strukturen an Schulen und Universitäten, Zu-

sammenleben in Kommunen gegen den Zwang der Kleinfamilie, Organisie-

rung der Frauen gegen ihre traditionelle Rolle und gegen ihre Unterdrückung 

in der Gesellschaft und auch innerhalb der Linken. 

Während des Vietnamkriegs war unser Land wichtigste Drehscheibe für  
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den US-Völkermord am vietnamesischen Volk. Wir haben uns dem welt-

weiten Aufstand gegen den US-Imperialismus angeschlossen. Damals war 

die Handlungsfreiheit des Imperialismus gegenüber den Bewegungen der 

nationalen Befreiung im Süden durch die Existenz der Sowjetunion be-

grenzt. 

In diesem globalen Kräftefverhältnis haben wir unseren Kampf für Um-

wälzung hier als Teil der internationalen imperialistischen Befreiungsfront 

bestimmt. Es war für uns unmittelbare Perspektive, im gleichzeitigen inter-

nationalen Kampf den Durchbruch für Befreiung zu schaffen. 

Auch wenn das Durchkommen der Befreiungskämpfe seit Ende der 70er 

Jahre durch den Imperialismus gestoppt werden konnte, war unsere Politik 

bis über die Mitte der 80er Jahre hinaus zentral innerhalb dieser Koordina-

tion bestimmt. Wir haben in den 80ern unsere Kraft dafür eingesetzt, das 

imperialistische Roll-back aufzuhalten, mit dem das Rad der Geschichte hin-

ter die Oktoberrevolution zurückgedreht werden sollte. Wir wollten das 

Kräfteverhältnis für unsere Seite wieder aufbauen. 

In den verschiedenen Phasen unseres 22jährigen Kampfs haben wir als 

Metropolenguerilla gegen die imperialistischen Weltbeherrschungspläne in-

terveniert, gegen die US-Politik, gegen die NATO, gegen die Formierung 

des westeuropäischen Blocks und gegen die Entwicklung Grossdeutschlands 

zur Weltmacht und gegen die «neue Weltordnung». 

Spätestens 89 lag mit der Annexion der DDR durch die BRD auf dem 

Tisch, dass eine historische Phase, die mit der Oktoberrevolution ihren An-

fang nahm, mit grossen Schritten auf ihr Ende zuging. Doch wir haben es 

nicht geschafft, eine Diskussion in Gang zu setzen, die sich damit konfron-

tiert und gleichzeitig aus der Geschichte der Kämpfe – den Stärken und 

Schwächen – neue Bestimmungen entwickelt. 

Mit unseren Aktionen wollten wir in dieser Situation, in der sich hier in 

der Gesellschaft die Widersprüche immer mehr verschärft haben und es an 

verschiedenen Fragen Kämpfe gab, auf die wir uns bezogen haben, zu einem 

Prozess von Diskussion um neue Orientierungen und Aufbau einer Gegen-

macht von unten beitragen. Wir sind mit unseren Aktionen auf eine Grenze 

gestossen. Wir konnten damit nicht die Prozesse, die wir für notwendig hal-

ten, in Bewegung setzen, noch konnten wir damit die Ohnmacht vieler und 

die Resignation vor der Weltmacht des Kapitals durchbrechen. Gerade un-

sere letzte Aktion, die gegen den Treuhandchef Rohwedder, hat das für uns 

deutlich gemacht. Wir haben mit dieser Aktion in einer völlig neuen gesell-

schaftlichen Situation in diesem Land – nach der Annexion der DDR – in-

terveniert. Ihre unmittelbare Bestimmung war es, der kapitalistischen Walze,  
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die gegen die Menschen in der Ex-DDR von hier aus losrollte, auch unsere 

Kraft entgegenzusetzen und eine Verbindung zu den Kämpfen dort herzustel-

len. Heute wissen wir, dass dieser Prozess, aus zwei völlig unterschiedlichen 

Realitäten und Erfahrungen heraus zu einem gemeinsamen Kampf zu kom-

men, intensive Auseinandersetzungen und Verstehen, voneinander lernen aus 

diesen unterschiedlichen Geschichten, erfordert. Das ist die Voraussetzung 

für den Aufbau einer gemeinsamen Gegenmacht. 

Natürlich gab es viele Menschen, die sich über unsere Aktionen gefreut 

haben – aber unsere Angriffe haben kaum Diskussionen und Organisations-

prozesse ausgelöst und allein aus sich heraus können sie den Verbrechen der 

Herrschenden keine wirksamen Grenzen setzen. 

Aus all dem brauchen wir jetzt die Zäsur für einen neuen Aufbruch. 

Wir brauchen eine offene Diskussion über neue Grundlagen und Orientie-

rungen, in der es möglich wird, neue Gedanken und Vorstellungen für den 

Umwälzungsprozess zu entwickeln. Zäsur bedeutet auch die Aneignung der 

Geschichte der Kämpfe, die Anstrengung, die Fehler zu begreifen, um sie 

nicht zu wiederholen und die positiven Erfahrungen mitzunehmen. 

Wir wissen, dass es Genossinnen gibt, die unsere Entscheidung vom April 

widersprüchlich finden, angesichts der zugespitzten Situation insgesamt und 

des zu diesem Zeitpunkt eskalierenden Krieges gegen das kurdische Volk, 

den der türkische Staat mit deutschen Waffen und deutschem Geld führt. 

Es ist keine Frage, dass wir Widerstand gegen die Machtpolitik Gross-

deutschlands nach innen und aussen für wichtig halten und der jetzt notwen-

dige Prozess kann sicher nicht nur ein Diskussionsprozess sein. Aber für uns 

steht fest, dass wir diesen Prozess heute mit bewaffneten Aktionen nicht vo-

ranbringen. 

Für einen neuen Aufbruch brauchen wir eine gemeinsame, tiefgreifende 

und grundlegende Diskussion. Angesichts der globalen Umbrüche, die welt-

weit zur Folge haben, dass die Zahl der Menschen ständig steigt, die das Ka-

pital nicht mehr braucht und die in dessen Logik keine Existenzberechtigung 

mehr haben oder die die erdrückende Lebensrealität nicht mehr aushalten, ist 

doch klar, dass wir dementsprechend ganz neue Überlegungen für den Um-

wälzungsprozess anstellen müssen. 

Für uns hier stellt sich die Frage, wie eine Gegenmacht von unten entstehen 

kann, die eine Anziehungskraft für immer mehr Menschen hat, die hier in 

Grossdeutschland an den Rand gedrängt werden und für alle, die die Werte 

des Kapitalismus und seine Ideologie ablehnen und nach einer neuen gesell-

schaftlichen Realität mit menschlichen Kriterien suchen. 

Die Geschichte von jahrzehntelanger Zurichtung der Menschen fürs Kapi- 
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tal hat sie vom sozialen Sinn ihres Lebens und Handelns entfremdet. Daraus 

und aus dem Fehlen von real spürbaren Alternativen erklären wir uns, warum 

in den letzten Jahren die Gewalt gegeneinander, die Abstumpfung gegenüber 

der brutalen Realität hier, rassistische und sexistische Gewalt stark zugenom-

men haben. Ohne den Aufbau von Zusammenhängen unter den verschiedens-

ten Menschen, die gemeinsam die Probleme, mit denen sie tagtäglich kon-

frontiert sind, in die Hand nehmen und für konkrete Lösungen kämpfen, ist 

die Voraussetzung in dieser Gesellschaft viel näher daran, dass zerstörerische 

bzw. selbstzerstörerische Entwicklungen immer stärker werden und die fa-

schistische Mobilisierung sich ausweitet. 

Das Neue zu entwickeln, das Soziale unter den Menschen herauszukämp-

fen, ist eine Frage an alle, die sich nicht der Macht des Geldes unterwerfen 

wollen. Wir sehen darin die Voraussetzung, dass wir hier den Aufbau einer 

relevanten gesellschaftlichen Gegenmacht schaffen können. 

Das zu schaffen ist aber auch unsere spezielle Verantwortung gegenüber 

allen, die auf der ganzen Welt für Veränderungen kämpfen und gegenüber 

allen unterdrückten Völkern, denn es ist eine entscheidende Frage, ob Gross-

deutschland für seine Weltmachtpolitik hier im Innern den Rücken frei hat, 

oder ob in dieser Gesellschaft ein Bewusstsein wächst, das von der Solidarität 

der Völker zueinander ausgeht und der Herrschaftspolitik Grenzen setzt. Wir 

müssen es schaffen, eine andere gesellschaftliche Entwicklung in Bewegung 

zu setzen, in der sich Menschen finden, die es wieder als reale Perspektive 

sehen können, dass das kapitalistische System und seine menschenverachten-

den Werte überwunden werden können. Also eine Bewegung, die auch heute 

schon neue Inhalte, Werte und konkrete Veränderungen schafft – denn das 

sind keine Ziele, die bis auf eine Zeit «nach der Revolution» verschoben wer-

den können. 

Wir haben mit dem Brief vom 10.4. eine ganze lange Phase unserer Ge-

schichte abgeschlossen. Das ist unsere Entscheidung, dass wir jetzt diesen 

Prozess von Reflexion und Neubestimmung für die Entwicklung auf unserer 

Seite wollen – das hat nichts mit dem Staat zu tun. 

Dieser Staat hat es 22 Jahre versucht, die RAF und die Gefangenen aus der 

RAF und aus den Widerstandskämpfen mit allen Mitteln auszulöschen. Da-

mit sind sie gescheitert. Und das ist unsere Ausgangsposition, mit der wir in 

die neue Phase gehen. 

Wenn der Staat diesen Prozess niedermachen will, ist es eine Frage an alle, 

wie wir unsere Vorstellungen dann dagegen durchkämpfen – und wir werden 

uns da nicht aus der Verantwortung ziehen. 

Wir haben gesagt, dass es für uns ein wesentlicher Bestandteil in dem jetzt 

notwendigen Aufbau-Prozess ist, die Freiheit unserer gefangenen Genossin- 
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nen zu erkämpfen. Wenn wir jetzt davon reden, dass eine politische Lösung 

in der Auseinandersetzung für ihre Freiheit durchgesetzt werden kann, ist 

dies ein Ergebnis von jahrelangen Kämpfen. Die Freiheit aller politischen 

Gefangenen in einem absehbaren Zeitraum kann nur in einem Kampfprozess 

durchgesetzt werden. 

Es muss die Sache von allen sein, die ein Ende der Folter, die die Freiheit 

der Gefangenen wollen, in diesem Kampf Verantwortung und Initiative zu 

übernehmen. 

Wir wollen eine reale Lebensperspektive für unsere gefangenen Genossin-

nen und für die Gefangenen aus allen Befreiungskämpfen; wir wollen sie für 

alle und mit allen, die eine menschliche Lebensbestimmung für sich und alle 

Unterdrückten und Entrechteten überall auf dieser Welt erkämpfen wollen. 

Rote Armee Fraktion, 29.6.92 
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Anmerkungen 

«Dem Volke dienen» 

1 Diese Information ist weder in den beiden Broschüren enthalten, noch 

konnten Mannheimer Freunde sie mir bestätigen. Konkrete Planungen für 

die Gendarmerie-Kaserne gab es jedenfalls nicht. Was es allerdings gab, 

war eine Bitte von Flüchtlingen, im Mehrzwecksaal des Jugendhauses in 

Schönau Sport treiben zu dürfen («Mannheimer Morgen» vom 9. April 

1992). Diese Bitte wurde abgelehnt, weil, so die Pädagogen und Sozialar-

beiter, «damit das bislang so erfolgreiche Konzept der langfristigen eman-

zipatorischen Arbeit mit deutschen und ausländischen Jugendlichen zu-

sammenbrechen werde», denn «die Asylbewerber (sind) aufs Engste mit 

der Rauschgiftszene verzahnt». 

Zivile Faschisierung? 

2 Das gilt so ausdrücklich nicht für die RAF oder deren antiimperialistisches 

Umfeld, die sich zu diesem Zeitpunkt aber ohnehin nicht so sehr mit der 

Entwicklung der BRD-Gesellschaft und des BRD-Staates (so es nicht um 

die Haftbedingungen der politischen Gefangenen geht) beschäftigen. 

Zwischen Stammheim, Frontkonzept und Hungerstreik 1984/85 

1  Margit Schiller, von 1971 bis 1978 Gefangene, begründet diese Forderung 

in einem Brief an die «taz» 1981: «Behandlung gemäss den Mindestgaran-

tien der Genfer Konvention ist die politische Forderung der Gefangenen, 

bei der es nicht um ihre Erfüllung durch den Staat geht, sondern die ein 

Begriff für den Charakter des Kampfes ist: Krieg. Die Genfer Konvention 

ist in diesem Zusammenhang ein Ausdruck des internationalen Kräftever-

hältnisses zwischen Revolution und Imperialismus – zum Schutz von ge-

fangenen Revolutionären.» («taz» 26.10.1981) 

2  «Eine Kampagne für Amnestie ist sowohl gegen die wachsende politische 

Repression und gesellschaftliche Reglementierung in diesem Land als auch 

gegen die Politik der Guerilla gerichtet. Das muss offen gesagt werden.  
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Beide – und das hat sich oft gezeigt – nähren einander», so formulierte 

Amnestie-Befürworter M. Lubetsky schon 1978 in einer «taz»-Nullnum-

mer, und W. Pohrt griff diesen Gedanken 1984 auf: «Der Konflikt RAF – 

Staat verwandelt sich – je länger er dauert, desto mehr in einen Zank unter 

Brüdern, in einen Familienstreit» –, der deswegen möglichst schnell und 

endgültig, so der Kerngedanke der Amnestie, beendet gehört: «Jeder 

Kampf ist einmal entschieden. Wenn Sieger und Besiegte feststehen, hört 

der Kampf auf. Haft und Gefangenschaft, die Mittel gewesen waren, die 

Gegner zu schwächen, sind dann überflüssig.» (Pohrt) 

3 Im Verlauf dieses Streiks, der mehrere Gefangene in Lebensgefahr ge-

bracht hat, wurde auch wieder die Zwangsernährung durchgesetzt – in 

Nordrhein-Westfalen auf öffentlichen Druck hin allerdings auch wieder 

abgebrochen. Bei Knut Folkerts wurde eine neue Variante erprobt: Die so-

genannte «Koma»-Lösung. Dazu ein Auszug aus dem Bericht von Folk-

erts: «‚Ping-Pong’ nannte er (der Arzt, Anm. O.T.) das: ‚Sie lehnen die 

Behandlung ab, werden bewusstlos, wir holen sie wieder zurück, sie lehnen 

wieder ab, dann beginnt das Ganze von vorne, das machen wir so lange, 

bis sie aufgeben. ‘« 

4 Eine im Herbst 1983 geborene Idee, Bücher und andere Päckchen und 

Briefe von Gruppen an die isolierten politischen Gefangenen zu schicken, 

um damit die Forderung nach freier Information und Diskussion zu unter-

stützen. Das Projekt erfährt nicht die erhoffte Unterstützung, weil der poli-

tische Ansatz und das weiterführende Ziel unklar bleiben. 

5 Auch in diesem Hungerstreik konnten keine substantiellen Zugeständnisse 

des Staates erzwungen werden. In der veröffentlichten Meinung spielten 

stattdessen die angeblich bereits «besonders privilegierten Haftbedingun-

gen», ihre vermeintlichen «Sonderrechte» eine wichtige Rolle. 

6 Am 25. Januar 1985 hat das Kommando Elisabeth van Dyck der Action 

Directe den französischen General René Audran, Direktor für internatio-

nale Angelegenheiten im Verteidigungsministerium, erschossen. 

7 Klaus Kinkel war zu diesem Zeitpunkt Staatssekretär. 

Kontroverse um die Erschiessung des US-Soldaten Pimentai 

1  In der zweiten Jahreshälfte 1982 wurden mehrere Anschläge auf US-ame-

rikanische Soldaten und auf Einrichtungen der US-Army verübt. Die 

Bundesanwaltschaft übernahm die Ermittlungen wegen mehrerer Spreng-

sätze, die in Autos im Dezember 1982 in Butzbach, Darmstadt und Frank- 
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furt a.M. explodierten. Wie selbstverständlich wurden die Attentate den 

RZ, der RAF oder militanten Autonomen zugerechnet. Um so grösser die 

Überraschung, als 1983 in Frankfurt und Grossbritannien mehrere Neona-

zis festgenommen wurden. Der Kopf der Gruppe, Odfried Hepp, wurde 

1985 in Paris gefasst. Das Frankfurter Landgericht verurteilte die ehema-

ligen Wehrsportgruppen- und VSBD-Mitglieder nicht wegen Mitglied-

schaft in einer «terroristischen Vereinigung». Die meisten Strafen lagen 

deutlich unter zehn Jahren Haft. Die Revolutionären Zellen empörten sich 

in ihrem Papier «Beethoven gegen McDonald» vom April 1983 über die 

Unterstellung, linke Gruppen könnten für solche Anschläge verantwort-

lich sein, und versuchten, den Unterschied zwischen antiimperialistischen 

und antiamerikanischen Anschlägen deutlich zu machen: «Fast ohne Aus-

nahme waren diese (unsere, Anm. O.T.) Aktionen antiimperialistisch be-

stimmt und bargen damit in sich die Chance, die Risse und Widersprüche 

innerhalb der amerikanischen Armee zu vertiefen, den Widerstand der na-

tionalen und rassischen Minderheiten zu stützen. Wir haben Offizierska-

sinos angegriffen und keine Mannschaftsmessen...» 

2  Am 7. März 1985 detonierte eine Bombe in einem Dortmunder Kaufhaus. 

Dabei wurden neun Menschen verletzt. Eine «Aktion Christian Klar» 

hatte die Verantwortung für das Attentat übernommen. Während in einem 

«taz»-Kommentar gefordert wurde, das inhaftierte RAF-Mitglied Klar 

müsse sich von dem Anschlag distanzieren, bestritten ehemalige politi-

sche Gefangene sofort, dass diese Aktion etwas mit der RAF zu tun habe. 

Später stellte sich heraus, dass ein mit der Linken nicht in Zusammenhang 

zu bringender Lehrling das Attentat begangen hatte – die Motive blieben 

unklar. 

3 1985 wurden mehr als 300 Ermittlungsverfahren gegen Personen wegen 

Verstosses gegen den Paragraphen 129a eingeleitet – soviel wie nie zuvor 

in der BRD. Gleichzeitig wurde von der Bundesanwaltschaft das soge-

nannte «4-Ebenen-Modell» der RAF forciert in die Medien gebracht: 

Demnach sollen die Kommando-Ebene, die Gefangenen, die legalen Mi-

litanten und ihre Unterstützer zusammen die RAF bilden. Dieses Kon-

strukt, das mit der Wirklichkeit nichts zu tun hat, gleichwohl aber in die 

Rechtsprechung eingegangen ist, erleichtert die Anwendung des Anti-Ter-

rorismus-Paragraphen 129a auf fast beliebig definierbare Gruppen und 

Einzelpersonen aus dem linksradikalen Spektrum erheblich und ist Vo-

raussetzung für die meisten Verurteilungen von angeblichen RAF-Mit-

gliedern und -Unterstützerinnen in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre. 

4  Günther Sare wurde am 28. September 1985 bei einer Anti-NPD-Demon- 
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stration von einem Wasserwerfer der Polizei, die nicht gegen die Nazis, 

sondern gegen die Antifaschistinnen vorging, überfahren und getötet. Die 

Wasserwerfer-Besatzung, die ihr Opfer nicht gesehen haben will, hat zu-

vor, wie Fotos beweisen, gezielt den Wasserstrahl auf Sare gerichtet. In 

einem jahrelangen Prozess wurde der Fahrer des Wasserwerfers, der ge-

gen alle nur erdenklichen Dienstvorschriften verstossen hatte, vom Vor-

wurf der fahrlässigen Tötung freigesprochen. 

Bewegung in der Krise 

1 Der Anschlag auf Gerold von Braunmühl nahm eine unerwartete Wen-

dung, als die Brüder des Erschossenen in einem «Brief an die Mörder un-

seres Bruders» aus einer liberalen Position heraus eine moralische Kritik 

an der RAF und ihren Taten formulierten und sie zu einer Auseinanderset-

zung herausforderten. Dies und der Umstand, dass die Tötung Braunmühls 

relativ willkürlich wirkte, bedeutete eine weitere schwere politische Nie-

derlage für die RAF. 

2 Die Authentizität der beiden Bekennerschreiben zum Anschlag auf Hans 

Tietmeyer wurde lange, auch von mir, bezweifelt: Vor allem die Tatsache, 

dass die Bundesanwaltschaft im Vorfeld der IWF-Tagung in West-Berlin 

immer wieder ankündigte, ein RAF-Anschlag stehe bevor, und damit 

scharfe Repressionsmassnahmen gegen alle IWF-Gegner begründete, aber 

auch die dilettantische Ausführung des Attentats liessen alles andere eher 

wahrscheinlich erscheinen als tatsächlich eine Aktion der RAF, die zu die-

sem Zeitpunkt nur gegen die legale Opposition wirken konnte. Da es aber 

nie zu einem Dementi kam, muss mittlerweile davon ausgegangen werden, 

dass die Schüsse tatsächlich auf das Konto der RAF gehen. 

Hungerstreik 1989 bis heute 

1 Schon vor Beginn des Hungerstreiks gab es eine Kampagne für die Zu-

sammenlegung in grosse Gruppen, die der Initiativkreis für den Erhalt der 

Hafenstrasse gestartet hatte. Ausserdem hatte gerade der Strobl-Prozess 

vor dem Oberlandesgericht Düsseldorf begonnen, der, aufgrund der mas-

siven Solidaritäts-Aktionen im Vorfeld und aufgrund des relativ hohen Be-

kanntheitsgrades von Ingrid Strobl selbst, bei vielen das Interesse an der 

Auseinandersetzung mit der Situation der politischen Gefangenen geweckt 

und wiederbelebt hat. Das waren zwei wichtige Bedingungen für den aus-

serordentlichen Erfolg der Mobilisierung. Von enormer Bedeutung war 
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auch der ganz neue Ton und das spürbare Bemühen der Gefangenen, ein 

möglichst breites Bündnis zur Unterstützung zu gewinnen. Im traditionel-

len Unterstützer-Spektrum führte das häufig zu Irritationen. 

Trotz der breiten Solidaritätskampagen wurde das Ziel, die Zusammenle-

gung, nicht erreicht, und auch die haftunfähigen Gefangenen blieben wei-

terhin eingesperrt. Auch die angestrebte politische Auseinandersetzung 

und Kommunikation kam nur sehr zögerlich in Gang und blieb vorerst 

ohne in der breiteren Öffentlichkeit nachvollziehbare Ergebnisse – was 

auch damit zusammenhängt, dass die Isolationsbedingungen nur für we-

nige Gefangene gelockert wurden. 

2 Dieser Anschlag, in der Phase allgemeiner Resignation und Tatenlosigkeit 

angesichts der Wiedervereinigung verübt, löste wie schon lange nicht 

mehr bei vielen Menschen klammheimliche Freude aus – blieb politisch 

aber ohne weitergehende Wirkung. 

3 Gemeint ist Bundeslandwirtschaftsminister Ignaz Kiechle. 

4 Mumia Abu-Jamal ist ein schwarzer linker Journalist, der nach einem po-

litischen Prozess zum Tode verurteilt wurde und seitdem in der Todeszelle 

sitzt. Für ihn läuft seit einiger Zeit, wegen der skandalösen Umstände des 

Prozesses, eine internationale Freilassungs-Kampagne. 

5 Der Anschlag löste zumindest in den bürgerlichen Medien heftige Reak-

tionen aus. «Anschlag gegen die Einheit» titelte beispielsweise das «Ham-

burger Abendblatt». 
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